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VORWORT
Die Kinder- und Jugendhilfe hat sich zu einem 
wichtigen Unterstützungsinstrument in unserer 
Gesellschaft entwickelt. 

Unterstützungsmaßnahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe haben ihr früheres Stigma verloren 
und werden mehr und mehr zu einem von den 
Familien wertgeschätzten Hilfeangebot, das um-
fassend genutzt wird. Von Kindertagestätten über 
Jugendarbeit und Beratungsangeboten bis hin zu 
den Hilfen zur Erziehung und den Eingliederungs-
hilfen hat sich die Kinder- und Jugendhilfe zu einer 
unverzichtbaren Hilfe für Kinder, Jugendliche und 
Familien in den unterschiedlichen Lebenslagen 
entwickelt. 

Mehr noch: Die Kinder- und Jugendhilfe ist ein 
zentrales Instrument für die Kommunalpolitik 
geworden, um soziale Benachteiligungen und 
Ungleichheiten abzubauen und möglichst allen 
Kindern und Jugendlichen gute Startmöglichkei-
ten ins Leben zu bieten, und auch um den Stand-
ort attraktiver zu machen. 

Um Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen in den 
Kommunen rechtzeitig planen, umsetzen und be-
darfsgerecht fortentwickeln zu können, braucht es 
verlässliche und kontinuierliche Daten, die Trends 
und Entwicklungen abbilden. Das Projekt „Quali-
tätsentwicklung durch Berichtswesen“, dass 2002 
durch die Landesregierung und die Kommunen ins 
Leben gerufen wurde, unterstützt die Planungs- 

und Steuerungsarbeit der rheinland-pfälzischen 
Jugendämter in der Kinder- und Jugendhilfe. 

Der vorliegende Bericht zeigt deutlich:  
Die Bedingungen des Aufwachsens von Kindern, 
Jugendlichen und Familien haben sich stark ver-
ändert. Familienformen und Lebensgestaltungen 
sind vielfältiger und individueller geworden. 

Manchmal erfordert diese zunehmende Komple-
xität ein Mehr an Unterstützung, Orientierung 
und Begleitung. Mit ihren zahlreichen Beratungs-, 
Betreuungs- und Unterstützungsangeboten rich-
tet sich die Kinder- und Jugendhilfe an alle Kinder, 
Jugendlichen und Familien und hilft damit, soziale 
Benachteiligungen abzubauen und soziale Teilha-
be zu verbessern.

Um nur einige Zahlen zu nennen: Im Jahr 2017 
wurden durch rheinland-pfälzische Jugendämter 
knapp 27.000 Erziehungshilfen gewährt, das sind 
rund 75% mehr als zu Beginn der Erhebungen im 
Jahr 2002. 
 
Immer mehr jüngere Kinder finden sich in diesem 
Hilfesegment wieder, annähernd jede sechste 
Hilfe wird für Kinder unter drei Jahren gewährt.  
Deutliche Zuwachsraten gibt es auch bei den 
Eingliederungshilfen für junge Menschen, die eine 
seelische Behinderung haben oder von dieser be-
droht sind. 
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Seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechts-
konvention durch die Bundesrepublik Deutschland 
im Jahr 2009 hat sich die Zahl der Eingliederungs-
hilfen in Rheinland-Pfalz um über 40% auf rund 
7.600 erhöht.

Nach den Kindertagesstätten stellen die Hilfen 
zur Erziehung - vor allem bedingt durch stationäre 
Betreuungsformen - die finanzintensivste Hilfeart 
innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe dar. Ins-
gesamt wurden in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 
über 400 Millionen Euro von den Kommunen für 
die Hilfen zur Erziehung ausgegeben. Das Land 
beteiligt sich mit jährlich knapp 50 Millionen Euro 
an diesen Kosten. 

Der vorliegende sechste Landesbericht stellt die 
einzelnen Leistungsbereiche der Kinder- und Ju-
gendhilfe im interkommunalen Vergleich dar und 
zeigt soziostrukturelle und demografische Daten 
zu den Lebenslagen junger Menschen auf, die 
Hinweise darauf geben können, was Ursachen und 
Auslöser für erzieherische Hilfen sein könnten. 

Der Bericht liefert somit Daten, die es ermögli-
chen, kommunale Besonderheiten zu erkennen, zu 
beschreiben und zu analysieren. Entscheidend ist 
jedoch, dass die interkommunalen Vergleiche kein 
„Ranking“ darstellen, sondern eine Reflexionsfolie 
für Planung, Steuerung und Qualitätsentwicklung 
sind.  

Sehr herzlich danken möchte ich dem Institut 
für Sozialpädagogische Forschung Mainz gGmbH 
(ism) sowie der Steuerungsgruppe „Berichtswesen“,  
die ein differenziertes Monitoring im Dialog mit 
dem ism, dem Ministerium und dem Landes- 
jugendamt gefestigt und weiterentwickelt hat. 

Ich hoffe, dass der vorliegende Bericht sowohl auf 
Landes- als auch auf kommunaler Ebene dazu bei-
trägt, Fachdebatten fundiert führen und fortent-
wickeln zu können. 

Anne Spiegel
Ministerin für Familie, Frauen, 
Jugend, Integration und Verbraucherschutz 
Rheinland-Pfalz
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1. EINLEITUNG 
Die Kinder- und Jugendhilfe ist zur „biografischen 
Selbstverständlichkeit“ (BMFSFJ 2013: 251) ge-
worden. Sie stellt mittlerweile ein unabdingbares 
soziales Infrastruktur- und Unterstützungsange-
bot dar, das allen jungen Menschen und Fami-
lien zugutekommt, und hat sich in den letzten 
Jahrzehnten zu einem zentralen Akteur für das 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen ent-
wickelt. Sie bildet das Kernstück der sozialen 
Daseinsfürsorge für alle jungen Menschen und 
ihre Familien und leistet mit ihren Angeboten 
und Diensten einen wichtigen Beitrag zur Unter-
stützung von Kindern, Jugendlichen und Familien 
sowie zum Abbau sozialer Benachteiligung und 
Ungleichheit. 

Um im Rahmen dieses Bedeutungszuwachses der 
Kinder- und Jugendhilfe den Gesamtzusammen-
hang in den Blick zu bekommen und unter fach-
lichen wie ökonomischen Gesichtspunkten gezielt 
planen und steuern zu können, bedarf es einer 
qualifizierten Information über ihre Leistungen, 
Angebote und Maßnahmen sowie deren Nach-
fragebedingungen. Der „6. Landesbericht – Hilfen 
zur Erziehung in Rheinland-Pfalz“ liefert kompakt 
wichtige Erkenntnisse, die im Projekt „Qualitäts-
entwicklung durch Berichtswesen“ erarbeitet wur-
den. Finanziert vom Ministerium für Familie, Frau-
en, Jugend, Integration und Verbraucherschutz 
(MFFJIV) sowie den rheinland-pfälzischen Jugend-
ämtern, erhebt das Institut für Sozialpädagogische 
Forschung Mainz gGmbH (ism) seit 2002 zentrale 
Daten zu Leistungen der rheinland-pfälzischen 
Kinder- und Jugendhilfe und den gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen. Bereits zum sechsten 
Mal bietet der aktuell vorliegende Landesbericht 
empirisch fundierte Erklärungsansätze zur Fall-
zahl- und Ausgabenentwicklung im Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe, ebenso wie Analysen 
zu den Folgen gesetzlicher Veränderungen (z. B. 
Bundeskinderschutzgesetz, Bundesteilhabegesetz) 
oder gesellschaftlicher Entwicklungstrends (z. B. 
familialer Wandel, Armut, Inklusion) und deren 
Einfluss auf die Inanspruchnahme von Hilfen und 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Dadurch 
wird eine Betrachtung der Leistungsfelder der 
Kinder- und Jugendhilfe vor dem Hintergrund 
aktueller gesellschaftlicher, politischer und fach-
licher Entwicklungen möglich.

Die vorliegenden Befunde zeichnen den Bedeu-
tungszuwachs der Kinder- und Jugendhilfe für 
Rheinland-Pfalz nach

Seit der Einführung des Achten Sozialgesetzbu-
ches (SGB VIII) haben unterschiedliche soziale 
Wandlungsprozesse und politische Entscheidun-
gen die gesellschaftliche Bedeutung der Kin-
der- und Jugendhilfe maßgeblich beeinflusst. Die 
Einführung des Rechtsanspruchs auf einen Betreu-
ungsplatz für Kinder ab drei Jahren im Jahr 1996 
und seit 2013 für Kinder ab Vollendung des ersten 
Lebensjahres hat zu einem massiven Ausbau der 
Kindertagesbetreuung in der Bundesrepublik ge-
führt. Die Schnittstellen zur Schule sind immer 
bedeutsamer geworden, insbesondere hinsichtlich 
der sogenannten PISA-Debatte, des Ausbaus der 
Schulsozialarbeit im Rahmen des Bildungs- und 
Teilhabepakets (BuT) sowie in jüngerer Zeit der 
Integrationshilfen am Ort Schule (§ 35a SGB VIII) 
im Kontext der Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK). Die ambulanten 
Hilfen zur Erziehung wurden, wie schon die vor-
herigen Landesberichte aufzeigen konnten, deut-
lich ausgebaut und das Angebotsspektrum hin zu 
sozialräumlich orientierten und familienunterstüt-
zenden Hilfesettings weiterentwickelt. Gleich-
zeitig hat die Debatte, welche Mitte der 2000er 
Jahre in Folge schwerwiegender Kinderschutzfälle 
einsetzte, die Kinder- und Jugendhilfe verändert. 
Über neue Gesetze auf Länder- und Bundesebene 
wurde die Kinderschutzarbeit gestärkt. Mit dem 
Auf- und Ausbau der Frühen Hilfen wird eine 
Lücke bei den unter 3-Jährigen geschlossen, und 
somit ist die Kinder- und Jugendhilfe über alle 
Phasen der Kindheit und Jugend hinweg lückenlos 
präsent – wenn auch nicht überall in der notwen-
digen und ausreichenden Form. 
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Im Rahmen des Projekts „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“ werden seit dem Jahr 2002 
die Entwicklungen der Kinder- und Jugendhilfe 
in Rheinland-Pfalz im Kontext gesellschaftlicher 
und politischer Rahmenbedingungen abgebildet. 
Die Auswertungen zeigen, dass sich der Bereich 
der Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz enorm 
ausdifferenziert hat und sich weiterhin in Bewe-
gung befindet. Nach einer langen Phase des Fall-
zahlanstiegs ist eine Konsolidierung der Gesamt-
fallzahl zu beobachten. Allerdings mit deutlich 
unterschiedlichen Entwicklungen in den einzelnen 
Hilfesegmenten, was zu einer Verschiebung in 
der Binnenstruktur der Hilfen führt. Die Anzahl 
der jungen Menschen, die aufgrund einer seeli-
schen Behinderung eine Eingliederungshilfe nach 
§ 35a SGB VIII in Anspruch nehmen, ist, gerade 
auch an der Schnittstelle zur Schule, deutlich ge-
stiegen. Für eine wachsende Anzahl unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge und geflüchteter Fa-
milien wurden neue Konzepte entwickelt; Kinder-
tagesstätten entwickeln sich weiter zu Familien-
zentren und werden zu zentralen Anlaufstellen für 
Familien. 

Gleichzeitig führt die demografische Entwicklung 
regional zu sehr unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen. Auf der einen Seite stehen stark 
wachsende Kommunen vor der Herausforderung, 
rechtzeitig und ausreichend Betreuungsplätze, 
Angebote und Leistungen bereitzustellen, auf der 
anderen Seite müssen Kommunen den Erhalt von 
Einrichtungen und Diensten in Anbetracht einer 
sinkenden Anzahl junger Menschen bewerkstelli-
gen. Die regionalen Disparitäten werden größer 
und damit auch die Anforderungen an eine be-
darfsgerechte Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe.

In den kommunalen Haushalten spielt die Kin-
der- und Jugendhilfe eine zunehmend wichtige 
Rolle

Diese rechtliche Ausweitung des Angebots- und 
Leistungsspektrums der Kinder- und Jugendhilfe 
in den letzten Jahrzehnten haben zu Steigerungen 
der Ausgaben geführt. Die Kinder- und Jugend-
hilfe ist, wie der 14. Kinder- und Jugendbericht 
der Bundesregierung betont, in der „Mitte der 
Gesellschaft“ angekommen – allerdings auch in 
der Mitte der kommunalen Haushalte. Hierdurch 
stieg auch der fachpolitische Rechtfertigungs-
druck gegenüber den Kommunalparlamenten und 
der Öffentlichkeit. Die Kinder- und Jugendhilfe ge-
winnt im Rahmen jugend- und familienpolitischer 
Planungs- und Entscheidungsprozesse zunehmend 
an Bedeutung. 

Der fiskalische und politische Bedeutungsgewinn 
der Kinder- und Jugendhilfe in den Kommunen 
geht einher mit neuen Planungs- und Steuerungs-
bedarfen. Sie ist längst ein zentrales Instrument 
der Kommunalpolitik, um soziale Benachteiligung 
und Ungleichheit abzubauen und allen Kindern 
und Jugendlichen gute Startmöglichkeiten ins Le-
ben zu ermöglichen. Benötigt werden Daten und 
Fakten, die Trends und Entwicklungen objektiv, 
verlässlich und valide abbilden, um notwendige 
Maßnahmen rechtzeitig einzuleiten. Das Projekt 
„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“ er-
möglicht bzw. unterstützt die Planungs- und Steu-
erungsanforderungen der Kommunen im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe, indem die Leistungen 
der Jugendämter erhoben und ausgewertet wer-
den. Die Qualität der Daten wird durch mehrere 
Kontrollschritte sichergestellt und fortlaufend 
weiterentwickelt. Die Jugendämter erhalten indi-
vidualisierte Berichte mit den Auswertungen über 
Stand und Entwicklung der von ihnen erbrachten 
Beratungs-, Unterstützungs- und Hilfeleistungen. 
Die Daten werden mit sozialstrukturellen Belas-
tungsfaktoren und Personalressourcen in Bezug 
gesetzt, um Erklärungsmomente der Entwicklun-
gen zu erhalten und im Vergleich mit den anderen 
Jugendämtern in Rheinland-Pfalz betrachten zu 
können.



10

Leistungen zum Abbau bzw. zur Vermeidung 
sozialer Benachteiligung sind auch Leistungen 
zur Förderung der sozialen Teilhabe

Die Bedingungen des Aufwachsens von jungen 
Menschen haben sich wesentlich verändert. For-
men der Lebensführung und -gestaltung sind op-
tionaler, pluraler und individueller geworden. For-
men familialen Zusammenlebens sind heutzutage 
vielfältiger und komplexer als je zuvor. Der Anteil 
von traditionellen Kernfamilien hat abgenommen 
und multilokale Mehrgenerationenfamilien sowie 
Stief- und Regenbogenfamilien haben an Bedeu-
tung gewonnen (Jurczyk & Klinkhardt 2014: 31). 
Diese zunehmende Komplexität des Aufwachsens 
von Kindern und Jugendlichen hat zur Folge, dass 
es für sie selbst, aber auch für ihre Eltern immer 
schwieriger wird, „unter Rückgriff auf die vor-
handenen materiellen, sozialen und kulturellen 
Ressourcen die hiermit zusammenhängenden 
Herausforderungen im Prozess des Aufwachsens 
zu bewältigen“ (Jurczyk & Klinkhardt 2014: 31). 
Mit ihren zahlreichen Beratungs-, Betreuungs-, 
Förderungs- und Unterstützungsangeboten rich-
tet sich die Kinder- und Jugendhilfe an alle Kinder, 
Jugendlichen und Familien. Gleichzeitig weisen 
die Analysen der amtlichen Statistik sowie der 
Daten im Projekt „Qualitätsentwicklung durch 
Berichtswesen“ darauf hin, dass es bestimmte 
Lebenslagen und Familienkonstellationen gibt, in 
denen Kinder, Jugendliche und Familien häufiger 
auf die Unterstützung der Kinder- und Jugendhilfe 
angewiesen sind. 

In der Bundesrepublik zeigt sich eine zunehmen-
de und verfestigende soziale Ungleichheit sowie 
Kinderarmut, die regional deutlich unterschiedlich 
ausfällt und mit regionaler Segregation einher-
geht. Die Auswertungen im Rahmen des Projekts 
„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“ 
zeigen wachsende Unterschiede zwischen den 
Kommunen, was die sozialstrukturelle und demo-
grafische Entwicklung anbetrifft. Wachsenden 
Kommunen mit sich verjüngender Sozialstruktur 
und Akademisierungsansätzen stehen vermehrt 
schrumpfende Kommunen mit älter werdender 
Bevölkerung und angespannter Finanzlage gegen-

über. Unter diesen Rahmenbedingungen unter-
scheiden sich die Bedarfe von jungen Menschen 
und ihren Familien ebenfalls deutlich. Darüber 
hinaus hat die sozialpädagogische Arbeit mit Fa-
milien mit Fluchterfahrung an Bedeutung gewon-
nen. Die Anzahl der unbegleiteten minderjährigen 
Ausländer sowie Familien mit Fluchthintergrund 
sind besonders durch die Flucht- und Migrations-
bewegungen im Jahr 2015 deutlich gestiegen 
(Fendrich et al. 2018: 57ff). Im Zuge der UN-Be-
hindertenrechtskonvention und der Novellierung 
des Bundesteilhabegesetzes zeigen sich neue 
Aufgabenfelder der Kinder- und Jugendhilfe, um 
die Teilhabe von jungen Menschen mit Behinde-
rung sicherzustellen. Auch die Novellierung des 
Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) wird voraus-
sichtlich Neuerungen in diesem Bereich mit sich 
bringen. Hinzu kommt, dass sich die Kinder- und 
Jugendhilfe vermehrt mit Familien konfrontiert 
sieht, bei denen eine psychische Erkrankung oder 
Suchterkrankung der Eltern/eines Elternteils eine 
Rolle spielt. Neuere Zahlen gehen davon aus, dass 
bundesweit etwa 3,8 Millionen Kinder von der 
psychischen Erkrankung eines Elternteils betroffen 
sind (vgl. Lenz & Wiegand-Grefe 2017: 323). All 
diese Zielgruppen können auf ihre je eigene Weise 
von sozialer Benachteiligung betroffen und von 
gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen sein. 
Die Kinder- und Jugendhilfe steht mit Blick auf 
diese Zielgruppen in besonderer Verantwortung, 
wenn sie ihrem gesetzlichen Auftrag des Abbaus 
und der Vermeidung sozialer Benachteiligung 
nachkommen möchte (§ 1 Abs. 3 SGB VIII).

Der Abbau sozialer Benachteiligungen und damit 
die Sicherstellung von Teilhabe werden durch die 
Kinder- und Jugendhilfe sowohl im Rahmen allge-
mein zugänglicher Angebote und sozialräumlicher 
Infrastruktur als auch über individuelle Hilfs- und 
Unterstützungsangebote realisiert (AGJ 2018: 9). 
Teilhabe bedeutet entsprechend mehr als die Inklu-
sion von jungen Menschen mit Behinderung (vgl. 
AGJ 2018: 1). Sie ist vielmehr ein zentraler Begriff 
für die Gewährleistung von Chancen und Möglich-
keiten für alle jungen Menschen, damit sie sich zu 
selbstverantwortlichen Persönlichkeiten entwickeln 
können, die in die Gesellschaft eingebunden sind.
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Damit die Kinder- und Jugendhilfe entlang der 
Lebensphasen und Bewältigungsaufgaben aller 
Kinder, Jugendlichen und Familien eine bedarfsge-
rechte einzelfallbezogene und einzelfallübergrei-
fende Infrastruktur zur Verfügung stellen kann, ist 
eine gezielte Planung und Steuerung notwendig. 
Hierzu bedarf es einer validen Datenbasis und 
Transparenz über die Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe unter rechtlichen, fachlichen und 
ökonomischen Kriterien, sowie des Blicks auf 
die Bedarfslagen der jungen Menschen und ihrer 
Familien, um die Jugendhilfepraxis angemessen 
weiterentwickeln zu können.

„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“: 
Datenkonzept und methodisches Vorgehen 
der Integrierten Berichterstattung in Rhein-
land-Pfalz

Seit dem Jahr 2002 erfolgt in Rheinland-Pfalz 
eine landesweite Integrierte Berichterstattung 
zu Entwicklungstrends und bedarfsgenerieren-
den Einflussfaktoren im Bereich der Hilfen zu 
Erziehung, die ein kontinuierliches Monitoring 
und abgestimmte Planungsprozesse für Land und 
Kommunen ermöglicht. Das Projekt wird von den 
Jugendämtern in Rheinland-Pfalz sowie dem Mi-
nisterium für Familie, Frauen, Jugend, Integration 
und Verbraucherschutz (MFFJIV) getragen.

Ziel des Projekts „Qualitätsentwicklung durch Be-
richtswesen“ ist die Schaffung einer qualifizierten 
Wissensbasis über Jugendhilfeleistungsstrukturen 
zur Abbildung des Leistungsspektrums der Jugend-
ämter. Die Daten bieten eine Grundlage für eine 
bedarfsgerechte und qualifizierte, aber auch an 
ökonomischen Kriterien orientierte Weiterent-
wicklung der Hilfesysteme auf Landesebene und 
in den einzelnen Kommunen in Rheinland-Pfalz. 

Seit dem Beginn des Projektes im Jahr 2002 wer-
den im Rahmen der Datenerfassung nicht nur die 
Leistungsbereiche der Hilfen zur Erziehung nach 
Maßgabe der §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII und 
darüber hinaus reichende Leistungsbereiche erho-
ben, sondern auch potentielle Einflussfaktoren auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung. 

Um ein umfassendes Bild aller Hilfen zur Erzie-
hung und möglichen Einflussfaktoren zeichnen zu 
können, werden im rheinland-pfälzischen Be-
richtswesen folgende Aspekte abgebildet: 

Die Datenbasis des vorliegenden Berichts be-
ruht auf verschiedenen Quellen. Der Hauptteil 
der Daten stammt aus einer eigenen Erhebung 
bei allen rheinland-pfälzischen Jugendämtern im 
Jahr 2017. Im Rahmen dieser seit 2002 jährlich 
durchgeführten Erhebung werden die folgenden 
Angaben erfasst: 

■■ Organisation und personelle Ausstattung der 
Jugendämter in den Sozialen Diensten,

■■ personelle Ausstattung in den Bereichen 
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit sowie Platz-
kapazitäten in Kindertagesstätten,

■■ Fallzahlen erzieherischer Hilfen gem. §§ 27 
Abs. 2, 29 bis 35 SGB VIII sowie §§ 17, 18, 19, 
35a, 41 und 42 SGB VIII und zu Sorgerechts-
entzügen gem. § 1666 BGB,

■■ personelle Ausstattung und Vorgänge im  
Bereich der Jugendgerichtshilfe,

■■ Bruttoausgaben der Jugendämter.

Die Informationen zu Beratungen nach §§ 16, 17, 
18, 28 und 41 SGB VIII stammen aus einer Befra-
gung aller rheinland-pfälzischen Erziehungs- so-
wie Ehe-, Lebens- und Familienberatungsstellen, 
die seit 2005 jährlich erfolgt. Die soziostruktu-
rellen und demografischen Merkmale wurden 
seitens des Statistischen Landesamtes Rhein-
land-Pfalz, der Bundesagentur für Arbeit und der 
Einwohnermeldebehörden der rheinland-pfälzi-
schen Städte und Verbandsgemeinden zur Verfü-
gung gestellt.
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Seit Einführung des Berichtswesensprojektes im 
Jahr 2002 gab es sowohl strukturelle als auch 
konzeptionelle Veränderungen. Neben punktuel-
len Erweiterungen der Erfassungsmerkmale sind 

drei weitere Erhebungsbausteine zum Kernbereich 
der Hilfen zur Erziehung hinzugekommen:

Erhebungsjahr Bedeutsame Ergänzung der Erhebung

2002 Start des Projekts „Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“

2005 Beginn der Erhebung der Fallzahlen und -dauern der Erziehungs-
beratungsstellen bzw. bei den Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstellen in Rheinland-Pfalz gem. §§ 16-18, 28, 41 SGB VIII (vgl. 
Kapitel 5.3)

2009 Daten zur strukturellen und organisatorischen Umsetzung des 
Landeskinderschutzgesetzes in den jeweiligen Jugendamtsbezirken 
(vgl. Kapitel 4.3)

2010 Vollerhebung der Kindeswohlgefährdungsmeldungen gem. 
§ 8a SGB VIII in Rheinland-Pfalz (vgl. Kapitel 4.4)

2015 Anpassung des Erhebungsinstrumentes für Hilfen zur Erziehung, 
um die Anzahl der Hilfen für unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen in der Personalausstattung, den Fallzahlen sowie den Brutto-
aufwendungen abzubilden (vgl. Kapitel 2.2)

Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe im 
Kontext gesellschaftlicher Veränderung

Der Ansatz der Integrierten Berichterstattung, wie 
er in Rheinland-Pfalz und beispielsweise auch in 
Baden-Württemberg und im Saarland praktiziert 
wird, reicht vom theoretischen Anspruch und dem 
konkreten Datenkonzept deutlich über eine reine 
Geschäftsstatistik hinaus und orientiert sich an 
den theoretischen Vorarbeiten von Ulrich Bürger, 
der nicht nur den Begriff geprägt, sondern auch in 
den bundesdeutschen Fachdebatten verankert hat 
(vgl. Bürger 1999). Insbesondere der Zusatz „In-
tegriert“ soll deutlich machen, dass neben einer 
validen Leistungsbeschreibung der Kinder- und Ju-
gendhilfe auch abgebildet und analysiert werden 
soll, vor welchem gesellschaftlichen Hintergrund 
Jugendhilfeleistungen erforderlich werden, welche 
Wechselwirkungen zwischen den soziokulturellen 
Rahmenbedingungen in einer Kommune und der 
Nachfrage nach Jugendhilfeleistungen bestehen 
und wie sich die einzelnen Leistungsbereiche zu-
einander verhalten.

Transferstrategien erhöhen den Nutzen  
Integrierter Berichterstattung

Datenerhebung und -auswertung sind kein 
Selbstzweck, sondern dienen der Fachplanung 
auf Landesebene und in den Kommunen. Des-
halb gehören Transferstrategien zu Fachpolitik, 
Verwaltung, Planung und Praxis zum festen 
Bestandteil des Projektes „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“. Die Daten eröffnen damit 
einerseits Analysemöglichkeiten zur Erklärung von 
Entwicklungstrends, zur Identifizierung von Ein-
flussfaktoren auf Bedarfslagen und zur Evaluation 
von Planungs-, Entscheidungs- und Steuerungs-
strategien. Sie bieten andererseits aber auch eine 
Grundlage, um im interkommunalen Dialog der 
Kommunen gemeinsam aus guter Praxis in einem 
strukturierten Rahmen zu lernen. Damit wird eine 
kritisch-konstruktive Bezugssystem zur Überprü-
fung der eigenen Praxis sowie zur gemeinsamen 
Erarbeitung innovativer Konzepte geschaffen.
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Berechnung und Vergleichsmöglichkeiten der 
Daten

Um die jeweiligen Informationen der rheinland- 
pfälzischen Jugendamtsbezirke miteinander ver-
gleichen zu können, wurde ein Großteil der Daten 
in Eckwerte umgerechnet, also bezogen auf je 
1.000 im Landkreis bzw. in der Stadt lebende 
Kinder und Jugendliche bis unter 18 bzw. bis unter 
21 Jahren. Ein Eckwert von 20 bedeutet, dass von 
1.000 Kindern und Jugendlichen der jeweiligen  
Altersgruppe 20 Kinder und Jugendliche die ent-
sprechende Leistung – etwa eine erzieherische 
Hilfe – erhalten haben. Darüber hinaus werden –  
um etwas über den Stellenwert einzelner Hilfen  
im Gesamtleistungsspektrum erzieherischer 
Hilfen aussagen zu können – prozentuale Anteils-
werte ausgewiesen. 

Zum interkommunalen Vergleich ausgewählter 
Indikatoren bieten die vorstehenden Darstellun-
gen zwei Möglichkeiten: Bei der Darstellung von 
absoluten Werten oder Eck- oder Anteilswerten 
werden jeweils der Durchschnittswert für Rhein-
land-Pfalz, die Landkreise, die kreisfreien und 
die kreisangehörigen1 Städte dargestellt. Für den 
Fall, dass interkommunale Vergleiche angestellt 
werden, ist es sinnvoll, den Wert des jeweiligen 
Jugendamtes in Relation zum Durchschnittswert 
der entsprechenden Bezugsgruppe zu setzen: 
Landkreise messen sich demnach mit den im 
Bericht berichteten Durchschnitten der Landkreis-
jugendämter und Städte mit den Durchschnitten 
der Stadtjugendämter. 

Auch wenn dabei im interkommunalen Vergleich 
die Daten in einer bestimmten Rangfolge ab-
gebildet werden, so zielt die Integrierte Bericht-
erstattung – wie bereits beschrieben – nicht auf 
ein einfaches Ranking der Jugendämter. Vielmehr 
erlauben es die Daten, kommunale Besonderhei-

1	� In Rheinland-Pfalz verfügen fünf Städte, die Landkreisen angehören, über eigene Jugendamtsbezirke. Dies 
sind Neuwied (Landkreis Neuwied), Idar-Oberstein (Landkreis Birkenfeld), Bad Kreuznach (Landkreis Bad 
Kreuznach) sowie Mayen und Andernach (beide Landkreis Mayen-Koblenz). Daten zu den kreisangehörigen 
Städten und entsprechenden Landkreisen werden separat angegeben. Um dies kenntlich zu machen, sind die 
entsprechenden Jugendamtsbezirke der Landkreise als Kreisjugendämter (KJA) bezeichnet.

ten mit der Landesebene und der jeweiligen Be-
zugsgruppe vergleichen und aus diesem Vergleich 
Fragen hinsichtlich der Planung und Steuerung 
erzieherischer Hilfen und angrenzender Leistungs-
bereiche generieren und bearbeiten zu können. 

Rahmen und Zielsetzung des 6. Berichts zu 
Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz

Der nun bereits zum sechsten Mal erschienene 
Landesbericht über die Hilfen zur Erziehung in 
Rheinland-Pfalz bietet eine umfassende und qua-
lifizierte Wissensbasis über Jugendhilfeleistungs-
strukturen in Rheinland-Pfalz. Er liefert empirisch 
fundierte Erklärungsansätze zur Fallzahl- und 
Ausgabenentwicklung im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe, ebenso wie Analysen zu den Folgen 
gesetzlicher Veränderungen (z. B. Bundeskinder-
schutzgesetz, Bundesteilhabegesetz) oder gesell-
schaftlicher Entwicklungstrends (z. B. regionale 
Disparitäten) auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Da-
durch wird eine Betrachtung der Leistungsfelder 
der Kinder- und Jugendhilfe vor dem Hintergrund 
gesellschaftlicher, politischer und fachlicher Ent-
wicklungen möglich.

Wichtig ist an dieser Stelle zu betonen, dass der 
vorliegende Bericht keine Bewertung der Quali-
tät der Hilfen zur Erziehung vornimmt – dies soll 
und kann er auch nicht. Dieser Schritt von der 
quantitativen hin zur qualitativen Beschreibung 
ist ein zentraler Bestandteil der Qualitätsent-
wicklung in der Kinder- und Jugendhilfe und kann 
nur auf kommunaler Ebene geleistet werden. Nur 
im fachlichen Diskurs auf dieser Ebene lässt sich 
mit den berichteten Daten in Verbindung mit den 
Rahmenbedingungen vor Ort eine qualitative Be-
wertung vornehmen. 
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Auch wenn im interkommunalen Vergleich Zah-
len in einer bestimmten Rangfolge abgebildet 
werden, so zielt die Integrierte Berichterstattung 
nicht auf ein einfaches Ranking der Jugendämter. 
Die hier abgebildeten Daten und Befunde lassen 
keine Schlussfolgerungen dahingehend zu, dass 
ein Jugendamt „besser“ sei als ein anderes. Zu 
vielfältig sind die Einflussfaktoren, die den Be-
darf an Jugendhilfeleistungen bestimmen, und zu 
unterschiedlich stellt sich die Ausgangssituation 
in den Kommunen dar, als dass man mit einfachen 
Messinstrumenten ebenso einfache Bewertungen 
vornehmen könnte.

Aufbau des Berichtes

Im vorliegenden Bericht werden die Befunde 
und Erkenntnisse der jährlichen Erhebungen der 
Personalausstattung, Fallzahlen der Hilfen zur 
Erziehung und weiterer Leistungen sowie der 
Bruttoaufwendungen der Jugendämter in Rhein-
land-Pfalz präsentiert. In Kapitel 2 werden die 
zentralen Ergebnisse für die Fallzahlen und Auf-
wendungen der Hilfen zur Erziehung dargestellt. 
Die Eingliederungshilfen für junge Menschen 
mit (drohender) seelischer Behinderung werden 
in Kapitel 3 analysiert. Darüber hinaus werden 
in diesem Kapitel in einem Exkurs weitere Leis-
tungen für junge Menschen mit körperlicher 
und/oder geistiger Behinderung skizziert, die in 
Rheinland-Pfalz in Anspruch genommen werden. 
Maßnahmen und Leistungen der Jugendämter zur 
Gewährleistung des Kinderschutzes werden in Ka-
pitel 4 vorgestellt. Regelstrukturangebote finden 
sich in Kapitel 5. Die personelle Ausstattung der 
Jugendämter wird in Kapitel 6 aufgezeigt. Kapitel 
7 rahmt die im Bericht dargestellten Daten mit 
sozialstrukturellen und demografischen Ent-
wicklungen. Abschließend werden die zentralen 
Befunde und Erkenntnisse in Kapitel 8 zusammen-
gefasst und um bedeutsame Entwicklungslinien 
und Zukunftsthemen der Kinder- und Jugendhilfe 
in Rheinland-Pfalz ergänzt.

Dank

Ohne die konstruktive Mitarbeit vieler engagier-
ter Menschen wäre dieser Bericht nicht zustande 
gekommen! 

Unser besonderer Dank gilt zunächst den Fach-
kräften der rheinland-pfälzischen Jugendämter, 
die alljährlich die für diesen Bericht unerlässlichen 
Daten liefern. Der Auf- und Ausbau eines aus-
sagekräftigen Berichtswesens ist ohne diejenigen, 
die mit großer Ausdauer und Sorgfalt die erfor-
derlichen Angaben zusammentragen und an uns 
rückmelden, nicht denkbar. 

Ebenso möchten wir den zwölf Jugendamtslei-
tungen danken, die im Rahmen der Steuerungs-
gruppe das Projekt in allen Arbeitsschritten von 
der (Weiter-)Entwicklung des Datenkonzepts bis 
zur Interpretation der Daten begleiten. Ohne den 
Mut zur Transparenz und zu fachlichen Zielset-
zungen, ohne einen Vertrauensvorschuss auf den 
Umgang mit den Ergebnissen, die gleichermaßen 
bestätigend oder auch irritierend sein können, 
ist eine Berichterstattung auf Landesebene mit 
verlässlichen kommunalen Daten kaum möglich. 
Aufgrund dieser Arbeitsstruktur ist die wissen-
schaftliche Ebene kein Widerspruch zur Praxis, 
sondern Medium für fachliche Reflexion, um eine 
gemeinsame Sicht auf das Handlungsfeld der Kin-
der- und Jugendhilfe zu entwickeln. Erst im Dialog 
mit der Jugendhilfepraxis werden aus Daten und 
Messwerten Befunde und aus einer theoriegelei-
teten Forschung praxisorientierte Forschung, die 
kritisch-konstruktive Impulse für eine fachliche 
Weiterentwicklung setzen kann.

Auch wenn der Aufmerksamkeitsschwerpunkt 
auf der kommunalen Kinder- und Jugendhilfe 
liegt, wird das Projekt kontinuierlich von einer 
landesweiten Arbeitsgruppe begleitet. In diesem 
Gremium, welches das Projekt fachlich berät und 
unsere Arbeit mit ihrem Erfahrungsschatz und 
Fachwissen bereichert, sitzen Vertreterinnen und 
Vertreter des Städtetages Rheinland-Pfalz und 
des Landkreistages Rheinland-Pfalz, des Landes-
jugendamtes, des Statistischen Landesamtes 
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und der Liga der Wohlfahrtsverbände in Rhein-
land-Pfalz. Ihnen sei an dieser Stelle ganz herzlich 
für die Mitwirkung und für konstruktive und gerne 
auch kritische Anmerkungen gedankt.

Bedanken möchten wir uns insbesondere auch bei 
dem Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, In-
tegration und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz, 
das sich nach der Modellphase für die kontinu-
ierliche Fortführung und Weiterentwicklung des 
Projektes eingesetzt hat. Auch daran zeigt sich, 
dass in Rheinland-Pfalz beispielgebend durch 
das kooperative Zusammenwirken von Land und 
Kommunen die Weichen für eine qualifizierte und 
bedarfsorientierte Weiterentwicklung der Hilfen 
zur Erziehung gestellt werden konnten. 

Philipp Artz, Christine Binz, Thorsten Drescher, 
Laura de Paz Martínez, Nicole Schwamb und 
Heinz Müller 



16

2. HILFEN ZUR ERZIEHUNG 
UND WEITERE LEISTUNGEN 
DER KINDER- UND 
JUGENDHILFE
Jährlich erhalten bundesweit über 1 Million junge 
Menschen eine Hilfe zur Erziehung; ohne die Er-
ziehungsberatung sind es rund 660.000 junge 
Menschen (vgl. Arbeitsstelle Kinder- und Jugend-
hilfestatistik 2019b). Für die gewährten erzieheri-
schen Hilfen wurden im gesamten Bundesgebiet 
Mittel in Höhe von rund 10,65 Milliarden Euro 
aufgewendet (inkl. der Ausgaben für Erziehungs-
beratung § 28 SGB VIII) (vgl. Arbeitsstelle Kin-
der- und Jugendhilfestatistik 2019d). Die Hilfen 
zur Erziehung bilden damit, nach der Kindertages-
betreuung, den zweitgrößten Leistungsbereich der 
Kinder- und Jugendhilfe.

Die Leistungspalette in den §§ 27 ff. SGB VIII hat 
sich seit Einführung des SGB VIII deutlich ausdiffe-
renziert, qualifiziert und hin zu sozialräumlich-ori-
entierten und familienunterstützenden Hilfeset-
tings weiterentwickelt. Das Arbeitsfeld der Hilfen 
zur Erziehung zeichnet sich mittlerweile durch ein 
breites Spektrum an familienunterstützenden, 
-ergänzenden und -ersetzenden Hilfen aus und 
unterstützt damit junge Menschen und Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigte in bestimmten Le-
benslagen, bei Bewältigungs- oder Entwicklungs-
aufgaben sowie in Krisen- und Notsituationen. Im 
Fokus der verschiedenen Hilfesettings der Kinder- 
und Jugendhilfe stehen nicht mehr nur vorwie-
gend erzieherische Themen, sondern zunehmend 
mehr komplexe Lebenslagenproblematiken. Dabei 
haben die Hilfen zur Erziehung in den letzten 
beiden Jahrzehnten kontinuierlich auf sich ver-
ändernde soziale, gesellschaftliche und politische 
Entwicklungen und Rahmenbedingungen reagiert 
und sich fachlich und konzeptionell aufgestellt. 

Die Gestaltung des demografischen Wandels, die 
Bearbeitung von Armutslagen und die Verbesse-
rung von Bildungsbedingungen für junge Men-
schen, die Integration von Kindern, Jugendlichen 
und Familien mit Migrationshintergrund sowie die 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
sind hierbei nur einige gesellschaftspolitische Her-
ausforderungen, auf die die Kinder- und Jugend-
hilfe reagiert. 

Der folgende Abschnitt des 6. Landesberichts 
analysiert die Inanspruchnahme der Hilfen zur 
Erziehung und der Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe nach § 19 SGB VIII in Rheinland-Pfalz. 
Bevor hierbei die Entwicklung der Hilfen zur Er-
ziehung beschrieben wird, wird in Kapitel 2.1 der 
Frage nachgegangen, welche Faktoren die In-
anspruchnahme und die Entwicklung der Hilfen 
zur Erziehung beeinflussen. Diese Ausführungen 
bilden eine zentrale Grundlage für die Inter-
pretation der Daten im vorliegenden Bericht. In 
Kapitel 2.2 wird allgemein die Inanspruchnahme 
der erzieherischen Hilfen in Rheinland-Pfalz dar-
gestellt, bevor in den darauffolgenden Kapiteln 
näher die Entwicklungen und Veränderungen mit 
Blick auf interkommunale Disparitäten (2.3), auf 
die Inanspruchnahme und Gewährungspraxis 
(2.4) sowie auf die Zielgruppe bzw. Zielgruppen-
merkmale (2.5) beschrieben werden. In Abschnitt 
2.6 wird mit der Darstellung der Maßnahmen 
nach § 19 SGB VIII auf eine weitere Leistung der 
Kinder- und Jugendhilfe eingegangen. In Kapitel 
2.7 werden abschließend die aufbereiteten Daten 
aller Abschnitte noch einmal zu Kernbefunden 
zusammengefasst. 
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2.1 Was beeinflusst den Bedarf an Hilfen zur Erziehung?  
Das komplexe Einflussgeflecht auf die Nachfrage 
nach Erziehungshilfen 
Werden die Entwicklung und die Inanspruchnah-
me der Hilfen zur Erziehung näher in den Blick 
genommen, so zeigt sich, dass in diesem Zusam-
menhang keine eindimensionalen Erklärungs-
modelle greifen. Die umfassenden Analysen im 
Rahmen der Erhebung in Rheinland-Pfalz sowie 
in anderen Bundesländern und auf Bundesebene 
deuten darauf hin, dass der Bedarf und die Inan-
spruchnahme von Leistungen und Angeboten der 
Kinder- und Jugendhilfe und hierbei insbesondere 
der Hilfen zur Erziehung durch vielfältige Faktoren 
(mit) beeinflusst werden. Neben veränderten Be-
dingungen des Aufwachsens von Kindern, Jugend-
lichen und familialer Wandlungsprozesse, spielen 
hierbei ebenso gesetzliche Bestimmungen auf 
Bundes- und Länderebene, die Anforderungen an-
derer gesellschaftlicher Teilsysteme an die Kinder- 
und Jugendhilfe sowie der Ausbaugrad der sozia-
len Infrastruktur und die Hilfegewährungs- und 
Entscheidungsprozesse im Jugendamt eine bedeu-
tende Rolle. Die Berücksichtigung dieser Einfluss-
faktoren ist für die Interpretation der Daten in 
den einzelnen rheinland-pfälzischen Jugendamts-
bezirken von zentraler Bedeutung. Nur durch die 
Verknüpfung der Daten mit den beschriebenen 
Einflussfaktoren und den Rahmenbedingungen in 
den einzelnen Jugendamtsbezirken lässt sich die 
Inanspruchnahme und die Entwicklung erzieheri-
scher Hilfen in den rheinland-pfälzischen Kom-
munen erklären. Zudem zeigt die Betrachtung 
der Einflussfaktoren, dass einige dieser Faktoren 
von der Kinder- und Jugendhilfe nur bedingt bzw. 
in Kooperation mit weiteren Akteuren gesteuert 
und geplant werden können. Die Einflussfaktoren 
gilt es also stets auch unter dem Gesichtspunkt 
der Möglichkeiten und Grenzen der Planung und 
Steuerung durch den öffentlichen Jugendhilfeträ-
ger zu betrachten. 

Bevor im weiteren Berichtsverlauf die Entwicklung 
der Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz und 
auf interkommunaler Ebene dargestellt wird, soll 
zunächst auf die Einflussfaktoren, die es bei der 
Interpretation der Daten stets zu berücksichtigen 
gilt, eingegangen werden. Die Einflussfaktoren 
werden dabei in drei Kategorien unterteilt: 

■■ Zum einen werden die Einflussfaktoren be-
trachtet, die vom öffentlichen Jugendhilfeträ-
ger kaum beeinflussbar sind. 

■■ Darüber hinaus werden die Einflussfaktoren 
beschrieben, die von Seiten der öffentlichen 
Kinder- und Jugendhilfe nur in Kooperation 
mit weiteren Akteuren plan- und steuerbar 
sind. 

■■ Zu guter Letzt erfolgt die Darstellung der 
Faktoren, welche durch die Jugendämter im 
Rahmen ihrer Planungs- und Steuerungsver-
antwortung beeinflusst werden können. 
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I) Vom öffentlichen Jugendhilfeträger und der 
Kinder- und Jugendhilfe kaum beeinflussbare 
gesellschaftliche, politische und ökonomische 
Rahmenbedingungen 

Veränderte Bedingungen des Aufwachsens von 
Kindern, Jugendlichen und familiale Wandlungs-
prozesse

Elternschaft und das alltägliche Zusammenleben 
mit Kindern ist heutzutage vielfältiger denn je. 
„Während die einen mit dem Anspruch einer part-
nerschaftlichen Arbeitsteilung Eltern werden, zur 
‚Professionalisierung’ von Elternschaft tendieren 
und um verlässliche Alltagsarrangements zwi-
schen Familie und einer qualifizierten Berufstätig-
keit für beide Partner ringen, andere in traditionel-
le Geschlechterrollen ‚hineinschlittern’ oder sich 
bewusst darauf einlassen, bedeutet Eltern zu wer-
den in bildungsfernen Milieus oft die Verstetigung 
von multidimensionalen Armutslagen, was ein 
gelingendes Aufwachsen von Kindern nachweis-
lich erschwert“ (Meier-Gräwe 2018: 539). Mittler-
weile gilt als hinreichend belegt, dass der Bedarf 
an erzieherischen Hilfen unter anderem von den 
sozialstrukturell gerahmten Lebenslagen von jun-
gen Menschen und Familien beeinflusst wird. Mit 
anderen Worten: Je prekärer sich die Lebenslagen 
von jungen Menschen und Familien in bestimm-
ten sozialräumlichen Einheiten darstellen, desto 
größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass im Zusam-
menspiel von materiellen und sozialen Benachtei-
ligungen „Betreuung, Erziehung und Förderung in 
der Familie in zunehmenden Maße nicht gelingt 
oder zumindest ein erhöhtes Risiko des Scheiterns 
erkannt bzw. wahrgenommen wird“ (Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendhilfestatistik 2016: 9). Armut 
kann insofern durchaus nachfragegenerierend auf 
den Bezug von Hilfen zur Erziehung wirken. Dieser 
Befund bestätigt sich auch mit Blick auf die amt-
liche Kinder- und Jugendhilfestatistik, in der ein 
Zusammenhang von Armutslagen auf der einen 
Seite und einem erhöhten Bedarf an Leistungen 
der Hilfen zur Erziehung auf der anderen Seite 
deutlich wird. Rund die Hälfte der Familien, die im 
Jahr 2017 eine Hilfe zur Erziehung erhalten haben, 
sind vollständig bzw. teilweise auf Transferleistun-

gen angewiesen; bezogen nur auf die alleinerzie-
henden Hilfeempfängerinnen und -empfänger 
liegt der Anteil bei rund 68 % (vgl. Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendhilfestatistik 2019a). 

Damit wird deutlich, dass die Kinder- und Jugend-
hilfe häufig mit prekären Lebenslagen konfrontiert 
ist, deren Ursachen weitgehend in sozioöko-
nomischen Bedingungen zu suchen sind und die 
von der Kinder- und Jugendhilfe nicht beeinflusst 
werden können. Gleichwohl ist die Kinder- und 
Jugendhilfe mit den Folgen dieser prekären 
Lebenslagen konfrontiert und muss bei Vorliegen 
der Leistungsvoraussetzungen darauf reagieren, 
wenn sie – gemäß ihres gesetzlichen Auftrags in 
§ 1 SGB VIII –Benachteiligungen vermeiden bzw. 
abbauen sowie positive Lebensbedingungen für 
alle jungen Menschen und Familien erhalten und 
schaffen will. Für die kommunale Kinder- und Ju-
gendhilfe entsteht dadurch ein Dilemma. Gerade 
in wirtschaftlich schwachen Regionen mit hoher 
Arbeitslosigkeit und Kinderarmut und geringen 
Einnahmemöglichkeiten der Kommunen ist der 
Bedarf an Kinder- und Jugendhilfe oftmals am 
größten. Diese diametrale Entgegensetzung von 
Bedarf und finanziellen Möglichkeiten ist kom-
munalpolitisch sehr relevant. Gleichzeitig stoßen 
einzelne Kommunen hier auch an ihre Grenzen, 
wenn es um den Ausgleich von Benachteiligungen 
durch eine offensive Kinder- und Jugendhilfe geht, 
die darauf zielt, dass jeder junge Mensch – unab-
hängig vom Lebensort und der sozialen Herkunft 
– ein Recht auf Erziehung, Bildung und sozial 
verantwortliche Persönlichkeitsentwicklung hat. 
Insgesamt wird durch diese Ausführungen deut-
lich, dass die Kinder- und Jugendhilfe nicht alleine 
dafür Sorge tragen kann, dass günstige Lebens-
bedingungen für junge Menschen und Familien 
entstehen. Hierfür braucht es eine abgestimmte 
Jugendhilfe-, Sozial-, Bildungs- und Arbeitsmarkt-
politik auf allen Ebenen des föderalen Systems

Die Daten zu den soziostrukturellen  
Rahmenbedingungen in den rheinland- 
pfälzischen Jugendamtsbezirken werden 
ausführlich in Kapitel 7 dieses Berichtes 
dargestellt.
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Gesetzliche Bestimmungen auf Bundes- und 
Länderebene 

Seit Einführung des SGB VIII vor über 25 Jahren 
gab es zahlreiche Veränderungen in den Rechts-
grundlagen für die Kinder- und Jugendhilfe. Die 
wohl bedeutendsten und für die Kinder- und 
Jugendhilfe folgenreichsten Änderungen ergeben 
sich dabei durch den Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz für Kinder ab dem dritten 
Lebensjahr (1996) und auf Betreuung und frühe 
Förderung ab Vollendung des ersten Lebensjahrs 
(2013), durch das Bundeskinderschutzgesetz 
(2012) sowie durch das Gesetz zur Verbesserung 
der Unterbringung, Versorgung und Betreuung 
ausländischer Kinder und Jugendlicher (2015). 
Mitunter werden dabei im Recht fachliche Ent-
wicklungen gesetzgeberisch vollzogen und damit 
„kodifiziert“, häufig lösen aber auch umgekehrt 
rechtliche Neuregelungen fachliche Verände-
rungen, Innovationen und zusätzliche finanzielle 
Anstrengungen aus (vgl. Wabnitz 2013: 10). 

Letzteres zeigt sich besonders eindrücklich mit 
Blick auf die bundesweite Kinderschutzdebatte 
und den damit verbundenen gesetzlichen Ver-
änderungen auf Bundes- und Länderebene. Die 
Kinderschutzdebatte hat die Kinder- und Ju-
gendhilfe nachhaltig beeinflusst und deutliche 
Spuren hinterlassen. Die Kinderschutzgesetze 
der Länder und des Bundes erklären die Kinder-
schutzarbeit zu einer gesamtgesellschaftlichen 
Querschnittsaufgabe und regeln über Netzwerke 
und Kooperationsverpflichtungen ausgewählter 
Institutionen die Schnittstellen und ein institu-
tionenübergreifendes Kinderschutzmanagement. 
Mit dem Auf- und Ausbau der Frühen Hilfen, der 
im Kontext der Kinderschutzdebatte einsetzte und 
im Bundeskinderschutzgesetz seinen Niederschlag 
fand, wird die Kinder- und Jugendhilfe über alle 
Phasen der Kindheit und Jugend quasi lückenlos 
zuständig und erreicht Familien über Familien-
hebammen und Familienbildungsangebote schon 
ab der Schwangerschaft. Strukturell wird durch 
die Frühen Hilfen eine Lücke in der Kinder- und 
Jugendhilfe bei der Altersgruppe der unter 3-Jähri-
gen geschlossen und ein neues Präventionsange-

bot aufgebaut, das systematisch die Schnittstelle 
zum Gesundheitssystem umfasst. Funktional 
wird aus einem engen Kinderschutzverständnis 
eine überinstitutionelle Querschnittsaufgabe, die 
gänzlich neue Zugänge zur Kinder- und Jugend-
hilfe eröffnet.

Diese Einführung von Kinderschutzgesetzen auf 
Landes- und Bundesebene und damit verbunden 
der politische Wille, Kinder und Jugendliche vor 
Gefahren für ihr Wohl zu schützen, sowie die 
öffentlich geführte Kinderschutzdebatte und die 
mediale Aufbereitung der Fälle von Kindeswohlge-
fährdungen führen zu einer gesteigerten öffentli-
chen Sensibilität für Not- und Problemlagen von 
Kindern und Jugendlichen und in der Konsequenz 
einerseits zu einem veränderten Meldeverhal-
ten bei den Jugendämtern, andererseits aber 
auch zu einer veränderten Wahrnehmung in der 
Fachpraxis. Knapp über 1 % aller Minderjährigen 
bundesweit war im Jahr 2017 von einer Gefähr-
dungseinschätzung in Folge einer Gefährdungs-
meldung nach § 8a SGB VIII betroffen. In mehr 
als zwei Drittel der Fälle (66,1 %), in denen eine 
Gefährdungseinschätzung gem. § 8a SGB VIII 
durchgeführt wurde, wurde dabei entweder eine 
Kindeswohlgefährdung (akut oder latent) oder 
aber zumindest ein Hilfe- und Unterstützungs-
bedarf erkennbar (vgl. Statistisches Bundesamt 
2019a). Entsprechende Maßnahmen zum Schutz 
des Kindeswohls oder auch Hilfs- bzw. Unterstüt-
zungsangebote für die Eltern waren die Folge. Ein 
verbesserter Kinderschutz führt somit immer auch 
dazu, dass gegebenenfalls mehr Hilfebedarf früher 
sichtbar wird. Dies bleibt nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Fallzahlen im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung und die damit verbundenen Ausgaben.

Die Daten zum Bereich des Kinderschutzes  
in den rheinland-pfälzischen Jugendamts-
bezirken werden ausführlich in Kapitel 4 
dieses Berichtes dargestellt.
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II) Vom öffentlichen Jugendhilfeträger und der 
Kinder- und Jugendhilfe in Kooperation mit 
anderen Systemen beeinflussbare Faktoren

Die Anforderungen anderer gesellschaftlicher Teil-
systeme an die Kinder- und Jugendhilfe – Selek-
tionseffekte und Zuständigkeitsverschiebungen
 
Die Kinder- und Jugendhilfe ist in den letzten 
Jahrzehnten zu einem wesentlichen Akteur für 
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
geworden. Zunehmend arbeitet und wirkt sie an 
allen Orten, an denen Kinder und Jugendliche 
sind, mit allen wichtigen gesellschaftlichen Insti-
tutionen und Personen zusammen (z. B. Familie, 
Gesundheitswesen, Schule, Polizei, Gerichte, 
Arbeitsagenturen) (vgl. Kurz-Adam 2015: 14). Die 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe sind folglich 
immer öfter an den Schnittstellen zu anderen 
Institutionen und gesellschaftlichen Teilsystemen 
verortet. Damit wird die Kinder- und Jugendhilfe 
der Tatsache gerecht, dass im Zuge gesellschaft-
licher Veränderungen und immer spezialisierterer 
Arbeitsweisen von Institutionen bestimmte Funk-
tionslogiken gesellschaftlicher und institutioneller 
Ausdifferenzierungen an ihre Grenzen kommen. 
Für unterschiedliche gesellschaftliche Teilsyste-
me sind die Angebote und Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe mittlerweile ein Instrument 
zur Bearbeitung kinder- oder jugendtypischer 
Bewältigungsaufgaben, -benachteiligungen und 
-krisen. Sei es bei Auffälligkeiten in der Schule, 
bei schwierigen familiengerichtlichen Verfahren, 
Jugenddelinquenz, psychischen Auffälligkeiten 
oder der Sicherstellung von Ausbildung. Damit 
wird deutlich, dass sich der durch die Ausweitung 
von Angeboten und Adressatenkreis entstandene 
Handlungsdruck, mit dem sich die Kinder- und 
Jugendhilfe konfrontiert sieht, auch aus Selek-
tionsprozessen anderer Sozialleistungsbereiche 
und aus Anforderungen ergibt, die aus anderen 
gesellschaftlichen Teilsystemen an das System der 
Kinder- und Jugendhilfe herangetragen werden. 
Die Kinder- und Jugendhilfe fungiert zunehmend 
auch als Dienstleister für andere gesellschaftliche 
Teilsysteme und Organisationen des Sozialen (Bil-
dung, Arbeit, Justiz, Integration, Inklusion). 

Dabei zeigt sich insgesamt: Je ausdifferenzierter 
sich gesellschaftliche Systeme gestalten, desto 
bedeutsamer werden komplementäre und ko-
operative Arbeitszusammenhänge an den System-
grenzen. Will die Kinder- und Jugendhilfe nicht 
nur entlang der Entwicklungsaufgaben und Be-
wältigungsanforderungen von jungen Menschen 
und Familien gute Einzelfallhilfen bereitstellen, 
sondern insgesamt auf positive Lebens- und 
Sozialisationsbedingungen hinwirken, so ist sie 
hierbei auf die partnerschaftliche Kooperation 
mit anderen gesellschaftlichen Teilsystemen und 
Institutionen angewiesen. Doch so selbstver-
ständlich der Appell an Kooperation auch klingen 
mag, so voraussetzungsreich ist ihre politische, 
fachliche und organisatorische Ausgestaltung (vgl. 
Maykus 2012: 71 ff.). Angefangen bei der Frage, 
wer überhaupt für welche Aufgabe oder welchen 
Fall zuständig ist, bis hin zum Umgang mit Macht-
asymmetrien bei den Partnern, erfordert eine 
gelingende Netzwerk- und Kooperationsarbeit 
geklärte Arbeits-, Kompetenz- und Kommunika-
tionsstrukturen verbunden mit den entsprechen-
den Zeitressourcen. Sind die Rahmenbedingungen 
nicht geklärt, dann birgt Kooperation oder Netz-
werkarbeit immer auch das Risiko, dass Aufgaben 
verschoben werden oder im Dickicht von Unzu-
ständigkeiten liegen bleiben.

III) Vom öffentlichen Jugendhilfeträger und der 
Kinder- und Jugendhilfe steuerbare fachliche, 
inhaltliche und organisatorische Rahmenbe-
dingungen

Ausbaugrad der sozialen Infrastruktur sowie 
Hilfegewährungs- und Entscheidungsprozesse im 
Jugendamt 

Weitere Einflussfaktoren auf die Gewährung und 
Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung sind 
der Ausbaugrad der sozialen Infrastruktur in den 
Kommunen (z. B. im Bereich der Frühen Hilfen, 
Kindertagesstätten, Familienbildung, Beratungs-
angeboten, Jugendarbeit), die Entscheidungspra-
xen und -kulturen in den jeweiligen Jugendäm-
tern, die Infrastrukturressourcen (einschließlich 
der Personalausstattung) sowie Aspekte von 
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Aufbau-, Ablauforganisation und Führungsverhal-
ten (vgl. Wabnitz 2014: 41 f.). 

Die Qualität und Quantität der gewährten Hilfen 
in einem Jugendamtsbezirk werden maßgeblich 
von der fachlichen Kompetenz der Fachkräfte 
innerhalb der Sozialen Dienste mit beeinflusst. Für 
die fachliche Steuerung, das frühzeitige Erkennen 
von Hilfebedarf, das genaue Ergründen von Be-
darfslagen von Familien und die Initiierung von 
passgenauen Hilfen sowie deren kontinuierliche 
Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung ist 
eine nachhaltige und auskömmliche Personalaus-
stattung zentral. Die Erhebungen im Rahmen der 
Integrierten Berichterstattung in Rheinland-Pfalz 
und im Saarland weisen darauf hin, dass einer 
Fachkraft im Sozialen Dienst umso weniger zeitli-
che Ressourcen für eine qualifizierte Hilfebedarfs-
abklärung und Hilfeplanung bleiben, je mehr Fälle 
sie zu bearbeiten hat. Umso größer ist zugleich 
auch die Wahrscheinlichkeit, dass Hilfen früher 
eingeleitet und weniger zielgerichtet gestaltet 
werden. Insofern stellt auch die Personalausstat-
tung der Jugendämter einen bedarfsgenerieren-
den Faktor dar. 

Ob und welche Hilfen gewährt werden, hängt 
jedoch immer auch von der Verfügbarkeit be-
darfsgerechter Angebote in den einzelnen Jugend-
amtsbezirken ab. Ein ausdifferenziertes Ange-
botsspektrum vor Ort ist daher unerlässlich, um 
einzelfallbezogen die notwendige und geeignete 
Hilfe bei Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen 
gewähren zu können. Darüber hinaus können 
eine gut ausgebaute Regelstruktur, präventive 
Angebote und sozialraumbezogene Infrastruk-
turangebote dazu beitragen, dass Problemlagen 
zu einem früheren Zeitpunkt erkannt und durch 
geeignete und frühzeitige Unterstützungs- und 
Beratungsangebote abgewendet bzw. abgemildert 
werden können. Eingriffsintensive, einzelfallbezo-
gene Hilfen können entsprechend seltener oder 
in geringerem Maße notwendig werden. Diese 
Erkenntnis verweist auch auf die Bedeutung einer 
bedarfsgerecht ausgestatteten Regelstruktur in 
der Kinder- und Jugendhilfe, die zunächst für alle 
Kinder gute Startchancen ins Leben sichert und 

die Folgen von Benachteiligungen mildert oder 
gar kompensieren soll. Insofern hängt der Be-
darf an einzelfallbezogenen und intervenierenden 
Erziehungshilfen auch davon ab, ob und wie die 
Regelstrukturen von der Kindertagesstätte bis hin 
zur Schulsozialarbeit und der Jugendarbeit in einer 
Kommune ausgestattet sind.

Die Beschreibung dieser Einflussfaktoren zeigt, 
dass es neben den bereits genannten nicht steuer-
baren bzw. nur in Kooperation mit anderen Syste-
men und Akteuren gestaltbaren Handlungsfeldern 
auch eine Reihe von Handlungs- und Aufgaben-
bereichen gibt, bei denen sich Ankerpunkte für 
die Steuerungsverantwortung des Jugendamtes 
zeigen: 

■■ Hilfegewährungspraxis im Jugendamt,

■■ Sicherstellung einer breiten bedarfsgerechten 
Angebotspalette,

■■ Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung,

■■ Ziel-, Leistungs- und Entgeltvereinbarungen 
mit freien Trägern,

■■ Regelstrukturleistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie

■■ Angebotsstrukturen im präventiven Bereich.

Die Daten zu den Regel- und Infrastruktur- 
angeboten der rheinland-pfälzischen 
Kinder- und Jugendhilfe sind in Kapitel 5 
dieses Berichtes ausführlich dargestellt. 

Die Daten zur Personalsituation in den  
Sozialen Diensten der rheinland-pfälzischen  
Jugendämter sind in Kapitel 6 aufbereitet.
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Grafik 2.1 Einflussfaktoren auf den Bedarf und die Inanspruchnahme von Leistungen und Angeboten der 
Kinder- und Jugendhilfe
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Die Beschreibung der Einflussfaktoren macht 
deutlich, dass das Einflussgefüge auf die Höhe der 
Inanspruchnahme von Hilfen und Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und damit entsprechend 
auch auf die Ausgaben in den Bereichen multi-
faktoriell ist. Darüber hinaus ist die Betrachtung 
der Einflussfaktoren auch im Hinblick auf die 
Planungs- und Steuerungsverantwortung der 

Jugendämter zentral, denn schnell zeigt sich, dass 
die Kinder- und Jugendhilfe einige dieser Einfluss-
faktoren nur bedingt bzw. in Kooperation mit 
anderen Partnern steuern und planen kann. Bei 
der Interpretation der im Folgenden dargestellten 
(interkommunalen) Befunde gilt es, dies stets zu 
berücksichtigen. 
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2.2 Inanspruchnahme der Hilfen zur Erziehung in 
Rheinland-Pfalz 
Im Rahmen des Projekts „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“ werden seit dem Jahr 
2002 jährlich die Fallzahlen und Aufwendungen 
im Bereich der Hilfen zur Erziehung bei allen 41 
rheinland-pfälzischen Jugendämtern erfasst. Ein-
bezogen werden dabei in jedem Berichtsjahr die 
im jeweiligen Jahr beendeten sowie die am 31.12. 
laufenden Hilfen in Form von 

■■ sonstigen erzieherischen Hilfen 
(§ 27 Abs. 2 SGB VIII),

■■ sozialer Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII), 

■■ Erziehungsbeistandschaft/Betreuungshilfe 
(§ 30 SGB VIII), 

■■ sozialpädagogischer Familienhilfe 
(§ 31 SGB VIII), 

■■ Tagesgruppe (§ 32 SGB VIII), 

■■ Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII), 

■■ Heimerziehung/sonstige betreute Wohnfor-
men (§ 34 SGB VIII),

■■ intensiver sozialpädagogischer Einzelbetreu-
ung (§ 35 SGB VIII) und 

■■ Hilfen für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII). 

Ebenso Berücksichtigung finden die Ausgaben, 
welche für die genannten Leistungsbereiche ge-
tätigt wurden. Die folgenden Analysen zur Ent-
wicklung der Fallzahlen und Ausgaben der Hilfen 
zur Erziehung in Rheinland-Pfalz beziehen sich auf 
diese Datengrundlage. Nicht berücksichtigt wer-
den dabei in der Regel die Hilfen, welche für unbe-
gleitete minderjährige Ausländer gewährt werden. 
Diese Hilfen werden seit dem Erhebungsjahr 2012 
für die Fremdunterbringungen nach §§ 33 und 
34 SGB VIII sowie für die Inobhutnahmen nach 

§ 42 SGB VIII und seit dem Jahr 2015 bezogen 
auf alle erzieherischen Hilfen (§§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35 SGB VIII) und die Inobhutnahmen nach 
§ 42 SGB VIII separat erhoben. Ein Verweis auf 
die Entwicklungen der Hilfen für unbegleitete 
minderjährige Ausländer wird in diesem Kapitel an 
den entsprechenden Stellen integriert.  

Rheinland-pfälzische Jugendämter gewähren 
rund 27.000 Hilfen zur Erziehung nach dem 
SGB VIII – seit 2011 stagniert die Inanspruch-
nahme auf einem hohen Niveau 

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2017 26.838 
Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII durch die Jugendämter gewährt. Die 
folgende Grafik verdeutlicht, dass damit seit dem 
Beginn der Erhebung im Jahr 2002 die Fallzahlen 
der erzieherischen Hilfen um 11.468 Hilfen ange-
stiegen sind. Dies entspricht einem landesweiten 
Fallzahlzuwachs von rund 75 % im Zeitraum von 
2002 bis 2017. 

Eine detailliertere Betrachtung der Fallzahlent-
wicklung im langfristigen Vergleich zeigt, dass der 
Zuwachs der Fallzahlen insbesondere zwischen 
den Jahren 2002 und 2010 stattgefunden hat. 
Wurden im Jahr 2002 noch 15.370 Hilfen zur 
Erziehung durch die rheinland-pfälzischen Jugend-
ämter gewährt, waren es im Jahr 2010 25.306 
Hilfen. Allein in diesem Zeitraum zeigt sich damit 
ein Anstieg der erzieherischen Hilfen in Rhein-
land-Pfalz um 9.936 Hilfen bzw. rund 65 %. 
An dieser Stelle spiegeln sich die in Kapitel 2.1 
beschriebenen Auswirkungen der Kinderschutzde-
batte auf die Fallzahlentwicklung wider. 

Seit dem Berichtsjahr 2011 ist ein deutlich gerin-
gerer Fallzahlanstieg im Bereich der Hilfen zur Er-
ziehung zu beobachten. Fand zwischen den Jahren 
2002 und 2010 eine starke Expansion der Fallzah-
len statt, so tritt mit dem Jahr 2011 eine Konso-
lidierung ein. Die Fallzahlsteigerungen bewegen 
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sich in den Jahren 2011 bis 2017 um rund 0,5 % 
bis 1,5 %. Erstmalig seit Beginn der Erhebung im 
Jahr 2002 war dabei im Jahr 2015 ein leichter 

2	� Die Aufwendungen sind an dieser Stelle – analog den Fallzahlen – ohne die Aufwendungen für unbegleitete 
minderjährige Ausländer dargestellt.

Rückgang der Fallzahlen der erzieherischen Hilfen 
zu beobachten. 

Grafik 2.2 Entwicklung der Fallzahlen der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen 
zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2002, 2005 bis 2017 in 
Rheinland-Pfalz (absolute Fallzahlen)
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Der Übergang von einer Expansionsphase in eine 
Konsolidierungsphase zeigt sich dabei nicht nur in 
Rheinland-Pfalz, sondern ist bundesweit zu beob-
achten. Die Daten der amtlichen Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik zeigen im langfristigen Vergleich 
seit dem Jahr 2010 einen ähnlichen Trend (vgl. 
Fendrich & Tabel 2015: 5 ff.). Zwar sind immer 
noch Fallzahlanstiege der Hilfen zur Erziehung 
zu verzeichnen, diese jedoch mit einer deutlich 
geringeren Dynamik als in den Jahren zuvor. Hier 
ist zu berücksichtigen, dass gerade in den jüngsten 
Erhebungsjahren ein nicht unerheblicher Teil der 
Fallzahlzuwächse bei den erzieherischen Hilfen 
auf die Gewährung von Hilfen für unbegleitet 
eingereiste junge Menschen zurückzuführen ist. 
Diese werden – anders als im Rahmen der Integ-
rierten Berichterstattung in Rheinland-Pfalz – in 
der amtlichen Statistik nicht separat erhoben und 
sind bei der Betrachtung der Fallzahlentwicklung 
der Hilfen zur Erziehung inbegriffen. Es ist daher 

nicht verwunderlich, dass gerade im Bereich der 
stationären Hilfen auf Bundesebene ein Anstieg 
der Fallzahlen in den letzten Jahren zu beobach-
ten ist, der zum Großteil auf die Unterstützung 
von unbegleiteten minderjährigen Ausländern 
zurückzuführen ist (vgl. Arbeitsstelle Kinder- und 
Jugendhilfestatistik 2019b).

Landesweit werden 412 Millionen Euro für 
Hilfen zur Erziehung aufgewendet
 
Entsprechend der Expansion der Fallzahlen im 
Bereich der Hilfen zur Erziehung seit Beginn der 
Erhebung im Jahr 2002 zeigen sich auch bei den 
Aufwendungen für diese Hilfe Steigerungen. Wur-
den im Jahr 2005 in Rheinland-Pfalz noch rund 
232 Millionen Euro für erzieherische Hilfen nach 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII aufgewen-
det, so waren es im Jahr 2017 rund 412 Millionen 
Euro.2 Im Vergleich zum Erhebungsjahr 2005 ist 
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damit eine Steigerung der Aufwendungen für 
erzieherische Hilfen um rund 180 Millionen Euro 
bzw. 77,5 % gegeben. 

Im Vergleich zum Vorjahr sind die Ausgaben für 
erzieherische Hilfen landesweit um etwa 17 Mil-
lionen Euro und damit um 4,3 % angestiegen. 

Es handelt sich hierbei um den größten Zuwachs 
innerhalb eines Berichtsjahres seit dem Jahr 2010. 
Auch unter Berücksichtigung der Fallzahlen erzie-
herischer Hilfen, die von 2016 auf 2017 um rund 1 %  
zugenommen haben, sind die Aufwendungen im 
Vorjahresvergleich prozentual stärker angestiegen. 

Grafik 2.3 Bruttoausgaben für Hilfen zur Erziehung gesamt nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII  
(ohne umA) in den Jahren 2005 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (in Millionen Euro)
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Neben den Fallzahlen verweist diese Größenord-
nung der Aufwendungen im Bereich der erzie-
herischen Hilfen in Rheinland-Pfalz auf die hohe 
Bedeutung der Hilfen zur Erziehung als personen-
bezogene Dienstleistung der Kinder- und Jugend-
hilfe. Der Monitor Hilfen zur Erziehung (Arbeits-
stelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 2018: 35) 
konstatiert mit Blick auf die enorm gestiegenen 
Fallzahlen und Ausgaben im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung in den letzten Jahrzehnten, dass sich die 
Hilfen zur Erziehung zunehmend zwischen Fragen 
der Qualitätsentwicklung, der fachlichen Heraus-
forderungen und Handlungsaufträgen auf der 
einen Seite sowie einem enormen Kostendruck 
und damit fiskalischen Herausforderungen auf 
der anderen Seite bewegen, und stellt darin ein 
„strukturelles Dilemma“ fest.

Das Land Rheinland-Pfalz erstattet den Trägern 
der öffentlichen Jugendhilfe seit 2012 zur Mitfi-
nanzierung der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35, 41 SGB VIII) sowie der Eingliederungs-
hilfen nach § 35a SGB VIII gemäß § 26 AGKJHG 
jährlich einen festgesetzten Betrag von rund 49,2 
Millionen Euro. 

Darüber hinaus erhalten die Landkreise und kreis-
freien Städte gem. § 9a Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 
LFAG seit dem 1. Januar 2014 einen Ausgleich u. 
a. für die finanzielle Belastung im vorvergangenen 
Haushaltsjahr aus der Gewährung von Hilfen zur 
Erziehung nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch innerhalb der Schlüsselzuweisungen C2. Be-
rücksichtigt werden finanzielle und im vorvergan-
genen Haushaltsjahr kassenwirksame Belastungen 
aus der Gewährung von Hilfen zur Erziehung oder 
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entsprechender Kostenbeteiligungen bzw. Kosten-
erstattungen nach dem Zweiten Kapitel, Vierter 
Abschnitt, Erster Unterabschnitt (§§ 27 und 29 
bis 35) und Zweiter Unterabschnitt sowie ent-
sprechende Leistungen nach dem Vierten Unter-
abschnitt des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
in Höhe der nicht durch Einzahlungen gedeckten 
Auszahlungen, soweit darauf ein Rechtsanspruch 
besteht.

Steigende Aufwendungen für Hilfen zur Er-
ziehung auch aufgrund der allgemeinen Preis-
entwicklung

Betrachtet man die Entwicklung der Aufwendun-
gen im Bereich der erzieherischen Hilfen, gilt es 
zu berücksichtigen, dass diese von unterschied-
lichen Faktoren beeinflusst wird. Zum einen sind 
zunächst die gestiegenen Fallzahlen dafür verant-
wortlich, dass auch die Ausgaben im Bereich der 
Hilfen zur Erziehung gestiegen sind. Zum anderen 
spielen in diesem Zusammenhang jedoch auch Ta-
rifsteigerungen und allgemeine Preissteigerungen 
eine nicht unerhebliche Rolle. 

Die Einschätzung und Gewichtung der Bedeutung 
von Tarifentwicklungen für die Ausgabenstei-
gerung ist aufgrund der Vielzahl an relevanten 
Arbeitgebern zwar nicht ohne weiteres in konkre-
ten Werten zu fassen. Mit Hilfe des Verbraucher-
preisindexes (VPI) besteht jedoch die Möglichkeit, 
die Geldwertentwicklung in die Analyse einzu-
beziehen. Die Entwicklung des VPI beschreibt 
„(…) die durchschnittliche Preisentwicklung aller 
Waren und Dienstleistungen, die private Haus-
halte für Konsumzwecke kaufen“ (Statistisches 
Bundesamt 2019b) und entspricht somit dem, 
was umgangssprachlich auch als „Inflationsrate“ 
bezeichnet wird. Mit Hilfe des VPI kann die Ausga-
benentwicklung für die Hilfen zur Erziehung also 
um die Inflation im gleichen Zeitraum bereinigt 
werden. Da der VPI zudem als Orientierungsmaß-
stab bei Lohnverhandlungen gilt, wird damit auch 
der Tarifentwicklung Rechnung getragen (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2019b).
Die nachfolgende Grafik zeigt die prozentua-
le Entwicklung des VPI, der Fallzahlen und 

Bruttoaufwendungen der Hilfen zur Erziehung 
(§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) sowie die 
inflationsbereinigten Aufwendungen der rhein-
land-pfälzischen Jugendämter für Hilfen zur 
Erziehung. Durch diese Abbildung wird ersicht-
lich, dass sich die Relation der Aufwendungen in 
Euro zur Anzahl der Fälle – unter Berücksichtigung 
der Geldwertentwicklung – verändert hat. Seit 
2005 sind die Bruttoaufwendungen für erziehe-
rische Hilfen um 77,6 % gestiegen, während die 
Steigerung der Fallzahlen in diesem Zeitraum bei 
54,8 % liegt. Unter Berücksichtigung der Entwick-
lung des Verbraucherpreisindexes, der von 2005 
zu 2017 um 18,3 % gestiegen ist, fällt der Anstieg 
der Bruttoaufwendungen im genannten Zeitraum 
deutlich niedriger aus (plus 50,1 %). Damit wird 
sichtbar, dass unter Berücksichtigung der Geld-
wertentwicklung in Deutschland im Verlauf der 
letzten Jahre die Ausgaben für die Hilfen zur Er-
ziehung etwas weniger stark angestiegen sind als 
die Fallzahlen in diesem Bereich. 

Zwecks einer besseren Lesbarkeit wird im weite-
ren Verlauf des Kapitels auf die Darstellung der 
Entwicklung der bereinigten Ausgaben im Rahmen 
der Abbildungen verzichtet.
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Grafik 2.4 Entwicklung der Fallzahlen und Bruttoaufwendungen der Hilfen zur Erziehung nach 
§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII, laufend und beendet (ohne umA) sowie Entwicklung des Verbraucher-
preisindexes seit 2005 in Rheinland-Pfalz (2005 = 100 %)3
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3	 Statistisches Bundesamt 2019b, eigene Berechnungen

In 3.562 Fällen gewähren rheinland-pfälzische 
Jugendämter Hilfen zur Erziehung für unbeglei-
tete minderjährige Ausländer

Zu den 26.838 erzieherischen Hilfen wurden im 
Jahr 2017 weitere 3.562 Hilfen nach §§ 27 Abs. 2, 
29 bis 25, 41 SGB VIII für unbegleitete minderjäh-
rige Ausländer gewährt. Im Erhebungsjahr 2016 
waren es noch 2.963 Hilfen und damit fast 600 
Hilfen weniger als im Jahr 2017. Unter Berück-
sichtigung der erzieherischen Hilfen für unbe-
gleitete minderjährige Ausländer ergibt sich in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 eine Gesamtfallzahl 
im Bereich der Hilfen zur Erziehung von 30.400 
Hilfen.

Rund 3 % der Kinder und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz erhalten Unterstützung durch 
die Hilfen zur Erziehung 

Werden die 26.838 gewährten Hilfen zur Erzie-
hung nach §§ 27. Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII in 
Relation zur relevanten Bevölkerungsgruppe unter 
21 Jahren gesetzt, so ergibt sich im Jahr 2017 lan-

desweit ein Wert von 33,8 erzieherischen Hilfen je 
1.000 unter 21-Jährige. Im Land Rheinland-Pfalz 
erhielten damit von 1.000 jungen Menschen unter 
21 Jahren rund 34 eine Einzelfallhilfe im Rahmen 
der Hilfen zur Erziehung – oder anders ausge-
drückt rund 3 % der Kinder und Jugendlichen 
unter 21 Jahren (siehe Grafik 2.5). 

Bedingt durch die demografische Entwicklung der 
unter 21-Jährigen in Rheinland-Pfalz in den letzten 
15 Jahren und die damit einhergehende Verklei-
nerung der für die Hilfen zur Erziehung relevanten 
Altersgruppe (siehe Kapitel 7) ist der Eckwert der 
erzieherischen Hilfen in Rheinland-Pfalz seit dem 
Jahr 2002 stärker angestiegen als die Fallzahlen. 

Während wie bereits beschrieben die Fallzahlen 
im Erhebungszeitraum von 2002 bis 2017 um 
rund 75 % zugenommen haben, zeigt sich bei der 
Entwicklung des Eckwerts im gleichen Zeitraum 
eine Verdoppelung von 16,8 auf 33,8 Hilfen je 
1.000 unter 21-Jährige und damit ein Anstieg um 
rund 101 %. Im kurzfristigen Vergleich der Erhe-
bungsjahre ist jedoch eine Umkehr zu beobachten:  
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Der Anstieg der unter 21-Jährigen in den letz-
ten drei Erhebungsjahren hat dazu geführt, dass 
die Fallzahlen mit rund 2,7 % im Vergleich der 
Erhebungsjahre 2015 und 2017 etwas stärker an-
gestiegen sind als der entsprechende Eckwert mit 
0,3 %. 

Rheinland-pfälzische Jugendämter investieren 
im Jahr 2017 rund 520 Euro je jungem Men-
schen in Hilfen zur Erziehung 

Werden die 412 Millionen Euro Gesamtauf-
wendungen im Bereich der erzieherischen Hilfen 
(§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) auf die 
relevante Bevölkerungsgruppe unter 21 Jahren be-

zogen, so ergeben sich landesweit Pro-Kopf-Aus-
gaben von knapp 520 Euro. Damit sind die 
Pro-Kopf-Ausgaben seit dem Erhebungsjahr 2005 
um rund 258 Euro angestiegen, was annähernd 
einer Verdoppelung in dem beschriebenen Be-
richtszeitraum entspricht (siehe Grafik 2.5).

Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich eine Zunahme 
der Ausgaben pro jungem Menschen um rund 18 
Euro bzw. 3,7 %. Auch die Pro-Kopf-Ausgaben für 
die Hilfen zur Erziehung sind damit im Vergleich 
der Erhebungsjahre 2016 und 2017 stärker ange-
stiegen als die entsprechenden Fallzahlen bezogen 
auf die Bevölkerung unter 21 Jahren (plus 0,3 %). 

Grafik 2.5 Entwicklung des Eckwerts der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen 
zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2002, 2005 bis 2017 in 
Rheinland-Pfalz (pro 1.000 unter 21-Jährige) und Entwicklung der Pro-Kopf-Ausgaben für erzieherische 
Hilfen (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) je Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren in den Jahren 2005 bis 
2017 in Rheinland-Pfalz (Angaben in Euro)
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Hinter der beschriebenen Expansion der Hilfen zur 
Erziehung in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 
bis 2010 sowie dem Übergang in eine Konsolidie-
rungsphase ab dem Jahr 2011 bis zum aktuellen 
Erhebungszeitraum 2017 lassen sich sehr unter-
schiedliche Entwicklungen und Faktoren beob-
achten. Eine vertiefende Analyse der Daten des 
Projekts „Qualitätsentwicklung durch Berichtswe-
sen“ in Rheinland-Pfalz weist dabei im langfristi-
gen Vergleich auf Veränderungen in drei zentralen 
Bereichen hin: 

■■ Interkommunale Disparitäten 

■■ Veränderung in Inanspruchnahme und Ge-
währungspraxis 

■■ Veränderung der Zielgruppe/Zielgruppen-
merkmale 

Im Folgenden wird der Bericht detailliert auf diese 
einzelnen Bereiche eingehen. 

2.3 Interkommunale Disparitäten 
In Kapitel 2.2 wurde der Übergang der Fallzahlent-
wicklung von einer Expansions- in eine Konsolidie-
rungsphase im Jahr 2010/2011 in Rheinland-Pfalz 
deutlich. Die Fallzahlsteigerungen bewegen sich in 
den letzten Erhebungsjahren auf einem wesent-
lich niedrigeren Niveau als noch in den ersten 
acht Erhebungsjahren im Rahmen des Projekts 
„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“. 

Gleichzeitig zeigt eine differenzierte Analyse der 
Fallzahlentwicklungen in den einzelnen rhein-
land-pfälzischen Jugendamtsbezirken im Vergleich 
der Jahre 2002 und 2017, dass diese teils sehr 
unterschiedlich ausfallen. Im langfristigen Ver-
gleich haben zwar annähernd alle Jugendämter 
einen Fallzahlzuwachs zu verzeichnen; nur in zwei 
Jugendamtsbezirken zeigen sich leichte Rück-
gänge. Dies allerdings in sehr unterschiedlichem 
Ausmaß (ohne Grafik): So weisen vier der fünf 
Jugendämter in kreisangehörigen Städten mit 
eigenem Jugendamt Zuwächse bei den Fallzah-
len zwischen 109 % und 189 % im Zeitraum von 
2002 bis 2017 auf. Bei den kreisfreien Städten und 
Landkreisen hingegen lassen sich größere inter-
kommunale Unterschiede in der längerfristigen 
Perspektive erkennen. So reicht die Spannbreite 
bei den kreisfreien Städten von einem leichten 
Rückgang in der Stadt Frankenthal (minus 12 %) 
bis hin zu einem Anstieg in Höhe von 123 % in 
der Stadt Zweibrücken. Auch die Landkreise ver-
zeichnen zwischen 2002 und 2017 eine erhebliche 

Spannbreite des Fallzahlanstiegs zwischen 9 % 
(Landkreis Mayen-Koblenz) und 307 % (Landkreis 
Mainz-Bingen). 

An dieser Stelle gilt ist bereits darauf hinzuwei-
sen, dass die einzelnen Jugendamtsbezirke im 
Jahr 2002 auf sehr unterschiedlichen Niveaus 
gestartet sind, womit sich ein Teil der Fallzahl-
entwicklungen im langfristigen Vergleich erklären 
lässt. Auf diesen Befund wird im Folgenden bei 
der bevölkerungsrelativierten Entwicklung im 
interkommunalen Vergleich noch einmal näher 
eingegangen.

Während also im langfristigen Vergleich die Ent-
wicklungen in den Jugendamtsbezirken tendenziell 
die Expansion der Hilfen zur Erziehung insgesamt 
widerspiegeln, zeigt sich im kurzfristigen Vergleich 
eine andere Perspektive: Die Betrachtung der Ent-
wicklung der Fallzahlen der Hilfen zur Erziehung 
nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII in den 
einzelnen Jugendamtsbezirken im Jahresvergleich 
2016/2017 zeigt, dass die landesweite Konsolidie-
rung der Fallzahlen von rund 1 % in diesem Zeit-
raum durch teils entgegengesetzte Entwicklungen 
in den rheinland-pfälzischen Kommunen zustande 
kommt. Die Spannbreite der Veränderung im 
Jahresvergleich reicht von deutlichen Fallzahlzu-
wächsen, etwa in der kreisfreien Stadt Zweibrü-
cken oder im Landkreis Bad Dürkheim, bis hin zu 
erheblichen Fallzahlrückgängen, etwa im Landkreis  
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Ahrweiler und der kreisfreien Stadt Frankenthal. 
Ein differenzierter Blick lässt drei Gruppen von 
Jugendämtern erkennen: 

■■ 13 Jugendämter verzeichnen Fallzahlrück-
gänge zwischen rund 18 % und 3 %. 

■■ Bei 14 Jugendämtern hat sich die Fallzahl im 
Jahresvergleich nur geringfügig verändert – 
die Veränderungen variieren hier zwischen 
Rückgängen bzw. Anstiegen von weniger als 
3 %. 

■■ 14 Jugendämter verzeichnen Fallzahlanstiege 
zwischen rund 3 % und 21 %. 

Hinsichtlich der Verteilung auf Landkreise, kreis-
angehörige oder kreisfreie Städte zeigen sich 
leichte Unterschiede. Während die kreisfreien 
Städte im Durchschnitt Fallzahlrückgänge auf-
weisen (minus 2,0 %), lassen sich im Durchschnitt 
der Landkreise und kreisangehörigen Städte 
Fallzahlzuwächse beobachten (plus 2,6 % bzw. 
3,2 %). 
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Grafik 2.6 Entwicklung der Fallzahlen der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen 
zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) im Jahresvergleich 2016/2017 im inter-
kommunalen Vergleich (in Prozent)
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Höhere Inanspruchnahmequoten in den Städ-
ten als in den Landkreisen, aber die Landkreise 
„holen auf“ 

Rund 34 von 1.000 jungen Menschen unter 21 
Jahren erhielten im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz 
eine Hilfe zur Erziehung (siehe Kapitel 2.2). Bezüg-
lich dieser bevölkerungsrelativierten Inanspruch-
nahme erzieherischer Hilfen nach §§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35, 41 SGB VIII lassen sich bezogen auf den 
Ist-Stand und auf die Entwicklung seit dem Jahr 
2002 zwischen den kreisfreien und kreisangehö-
rigen Städten sowie den Landkreisen in Rhein-
land-Pfalz teils erhebliche Unterschiede erkennen.

Zunächst zeigt die Analyse des Zeitraums 2002 
bis 2017 folgende Entwicklungen: 

1. �Hohe Eckwertentwicklungen in den Landkreisen 
und kreisangehörigen Städten 

Landesweit hat sich der Eckwert der Hilfen zur 
Erziehung im Zeitraum 2002 bis 2017 um etwa 
101 % erhöht. Im Vergleich fällt der Anstieg des 
Eckwerts in den Landkreisen mit einem Plus von 
rund 119 % und insbesondere in den kreisangehö-
rigen Städten mit 153 % deutlich stärker aus als in 
den kreisfreien Städten mit rund 57 %. 

Dabei stellt sich die Frage: Wie lässt sich der über-
durchschnittliche Anstieg der Inanspruchnahme 
von Hilfen zur Erziehung in den Landkreisen und 
kreisangehörigen Städten im Verhältnis zu den 
kreisfreien Städten erklären? 

2. �Deutlich höheres Ausgangsniveau der kreisfrei-
en und kreisangehörigen Städte im Jahr 2002

Ein Erklärungsmoment für den überdurchschnitt-
lichen Anstieg der Fallzahlen in den Landkreisen 
wird bei der Betrachtung des Ausgangsniveaus 
der Inanspruchnahme von erzieherischen Hilfen 
im Jahr 2002 deutlich. Erhielten in den rhein-
land-pfälzischen Landkreisen im Jahr 2002 13,4 je 
1.000 unter 21-Jährige eine Hilfe zur Erziehung, so 
waren es in den kreisfreien und kreisangehörigen 
Städten mit 26,4 bzw. 22,6 annähernd doppelt so 

viele. Während also die Städte im Jahr 2002 be-
reits auf einem deutlich höheren Niveau gestartet 
sind, scheinen die Landkreise in den letzten 15 
Jahren „aufgeholt“ zu haben. 

3. �Strukturelle Unterschiede zwischen Städten 
und Landkreisen bestehen weiterhin 

Dennoch bestehen die strukturellen Unterschie-
de zwischen Städten und Landkreisen weiterhin: 
Auch im Jahr 2017 fällt die Inanspruchnahme 
erzieherischer Hilfen bezogen auf die Bevölkerung 
unter 21 Jahren in den kreisfreien und kreis-
angehörigen Städten (41,5 bzw. 57,2) deutlich 
höher aus als in den Landkreisen (29,4) in Rhein-
land-Pfalz. Die Landkreise liegen im Jahr 2017 mit 
rund 29 Hilfen je 1.000 unter 21-Jährige nur drei 
Eckwertpunkte über dem Ausgangsniveau der 
kreisfreien Städte im Jahr 2002 (26,4). 

4. �Die höchsten Inanspruchnahmequoten zeigen 
sich in den kreisangehörigen Städten  

Etwa seit dem Jahr 2010 verzeichnen insbeson-
dere die kreisangehörigen Städte einen deutlich 
höheren Anstieg des Eckwerts im Vergleich mit 
den Landkreisen und insbesondere den kreisfrei-
en Städten – eine Entwicklung, die nicht auf ein 
unterschiedliches Ausgangsniveau im Jahr 2002 
zurückgeführt werden kann. Im Zeitraum 2010 
bis 2017 hat sich der landesweite Eckwert um 
rund 9 % erhöht. In den kreisangehörigen Städ-
ten fällt dieser Zuwachs mit rund 29 % deutlich 
überdurchschnittlich aus. Im Vergleich dazu hat 
sich der Eckwert im gleichen Zeitraum in den 
Landkreisen um 11 % erhöht, in den kreisfreien 
Städten ist sogar ein Rückgang um knapp 3 % zu 
beobachten. 
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Grafik 2.7 Entwicklung der Eckwerte der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen 
zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2002, 2005 bis 2017 im 
interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Der Blick auf den Ist-Stand im Jahr 2017 im inter-
kommunalen Vergleich bestätigt die höhere In-
anspruchnahmequote erzieherischer Hilfen gem. 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII in den kreis-
freien und kreisangehörigen Städten im Vergleich 
zu den Landkreisen in Rheinland-Pfalz (siehe fol-
gende Grafik). Aber auch innerhalb der kreisfreien 
und kreisangehörigen Städte sowie der Landkreise 
fallen die Eckwerte der Inanspruchnahme erziehe-
rischer Hilfen höchst verschieden aus: 

■■ So reicht bei den rheinland-pfälzischen Land-
kreisen die Spannbreite von rund 17 bzw. 18 
Hilfen im Westerwaldkreis bzw. dem Land-
kreis Ahrweiler bis hin zu rund 53 Hilfen je 
1.000 unter 21-Jährige im Kreisjugendamt 
Birkenfeld.  

■■ Die Werte der kreisfreien Städte in Rhein-
land-Pfalz bewegen sich zwischen knapp 27 
Hilfen je 1.000 jungen Menschen unter 21 
Jahren in der kreisfreien Stadt Frankenthal bis 
hin zu rund 60 Hilfen in der kreisfreien Stadt 
Pirmasens. 

■■ Die kreisangehörigen Städte liegen bei der Be-
trachtung aller 41 Jugendamtsbezirke durch-
weg im oberen Drittel. Die Eckwerte reichen 
von knapp 46 Hilfen in der kreisangehörigen 
Stadt Mayen bis hin zu rund 83 Hilfen in der 
kreisangehörigen Stadt Idar-Oberstein. 
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Grafik 2.8 Eckwert der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen zur Erziehung nach 
§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Werden die Entwicklung des Eckwerts der er-
zieherischen Hilfen nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII im Zeitraum 2002 bis 2017 und die 
Ist-Situation im Jahr 2017 gemeinsam im inter-
kommunalen Vergleich betrachtet, so zeigt sich, 
dass tendenziell die Jugendamtsbezirke höhere 
prozentuale Eckwertsteigerungen aufweisen, die 
im ersten Jahr der Erhebung (2002) auf einem 
niedrigen Eckwert-Niveau gestartet sind. Dies 
verdeutlicht folgende Grafik, in der das Ausgangs-
niveau des Eckwerts der Hilfen zur Erziehung im 
Jahr 2002 mit der prozentualen Veränderung des 
Eckwerts im Zeitraum 2002 bis 2017 gegenüber-
gestellt wird. Die Jugendamtsbezirke sind dabei 
in aufsteigender Reihenfolge nach der Höhe des 
Eckwertanstiegs sortiert. 

Mit Blick auf den interkommunalen Vergleich 
weisen die Landkreise Mainz-Bingen und Kusel 
mit einem Plus von 321 % bzw. 318 % zwar die 
höchsten prozentualen Eckwertentwicklungen 
auf, gleichzeitig hatten diese beiden Landkreise 
im Jahr 2002 im Vergleich aller 41 rheinland-pfäl-
zischen Jugendamtsbezirke den niedrigsten und 
drittniedrigsten Eckwert erzieherischer Hilfen zu 
verzeichnen. Daneben lassen sich in den kreisfrei-
en Städten Frankenthal, Neustadt an der Wein-
straße und Trier mit minus 8 % bzw. plus 13 % 
und 18 % die niedrigsten Eckwertzuwächse im 
Zeitraum 2002 bis 2017 beobachten, allerdings 
hatten diese Städte bereits im Jahr 2002 ver-
gleichsweise überdurchschnittliche Eckwerte zu 
verzeichnen. 

Allerdings wird anhand dieser Grafik auch deut-
lich, dass es einige rheinland-pfälzische Jugend-
amtsbezirke gibt, in denen sich die prozentuale 
Entwicklung nicht durch das Ausgangsniveau im 
Jahr 2002 erklären lässt. Das Ausgangsniveau 
scheint damit ein Erklärungsmoment für unter-
schiedliche interkommunale Entwicklungen zu 
sein, jedoch nicht das einzige. Damit stellt sich 
die Frage, welche weiteren Faktoren die Höhe 
der Inanspruchnahme und die Entwicklungen im 
Bereich der Hilfen zur Erziehung in den rhein-
land-pfälzischen Kommunen beeinflussen. 

Dieser Frage soll im Folgenden nachgegangen 
werden.  
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Grafik 2.9 Eckwert der im Jahr 2002 beendeten und am 31.12.2002 laufenden Hilfen zur Erziehung nach 
§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige) 
und Entwicklung des Eckwerts der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen zur Er-
ziehung im Zeitraum 2002 bis 2017 im interkommunalen Vergleich (in Prozent)
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Entsprechend den höheren Inanspruchnahme-
quoten in den Städten fallen auch die Ausga-
ben höher aus als in den Landkreisen 

Wie bereits beschrieben, wurden landesweit im 
Jahr 2017 rund 520 Euro pro jungem Menschen 
unter 21 Jahren für erzieherische Hilfen nach 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII aufgewen-
det. Bei der Betrachtung der Pro-Kopf-Ausgaben 
lassen sich, analog der Eckwerte erzieherischer 
Hilfen, deutliche Unterschiede zwischen den 
kreisfreien bzw. kreisangehörigen Städten und 
den Landkreisen in Rheinland-Pfalz beobachten: 
Während die Pro-Kopf-Ausgaben für Hilfen zur 
Erziehung in den rheinland-pfälzischen Landkrei-
sen im Jahr 2017 bei etwa 438 Euro lagen, wurden 
in den kreisfreien Städten 697 Euro und in den 
großen kreisangehörigen Städten sogar 804 Euro 
pro Kind bzw. Jugendlichem im Alter von unter 21 
Jahren aufgewendet (siehe Grafik 2.10). Die höhe-
re Inanspruchnahmequote erzieherischer Hilfen in 
den rheinland-pfälzischen kreisfreien und kreis-
angehörigen Städten spiegelt sich somit auch bei 
den Ausgaben in Relation zur Bevölkerung wider. 

Bei der Betrachtung der Entwicklung der 
Pro-Kopf-Ausgaben im Zeitraum 2005 bis 2017 
lassen sich ebenfalls die bereits beschriebenen 
strukturellen Unterschiede zwischen Städten und 
Landkreisen in Rheinland-Pfalz beobachten. Wäh-
rend die Pro-Kopf-Ausgaben landesweit seit dem 
Jahr 2005 um 98,9 % gestiegen sind, fällt der An-
stieg der Pro-Kopf-Ausgaben in den Landkreisen 
mit einem Plus von rund 117 % und insbesondere 
in den kreisangehörigen Städten mit knapp 149 % 
deutlich stärker aus als in den kreisfreien Städten 
mit rund 57 % (ohne Grafik). 

Wird die Entwicklung der Pro-Kopf-Ausgaben 
für erzieherische Hilfen im Zeitraum 2005 bis 
2017 zusammen mit dem Ausgangsniveau der 
Pro-Kopf-Ausgaben im Jahr 2005 betrachtet, so 
zeigt sich, wie bereits bei der Betrachtung der 
Eckwerte erzieherischer Hilfen, dass die rhein-
land-pfälzischen Städte im Jahr 2005 bereits 
auf einem deutlich höheren Niveau lagen als die 
Landkreise. Wurden in den rheinland-pfälzischen 

Landkreisen im Jahr 2005 rund 202 Euro für 
Hilfen zur Erziehung aufgewendet, so waren es 
in den kreisangehörigen Städten knapp 324 Euro 
und in den kreisfreien Städten sogar rund 
440 Euro (ohne Grafik). Während somit die Städ-
te in Rheinland-Pfalz zu Beginn der Betrachtung 
der Pro-Kopf-Ausgaben im Jahr 2005 auf einem 
deutlich höheren Niveau gestartet sind, weisen 
die Landkreise in den letzten 12 Jahren deutlich 
höhere Steigerungsraten auf. 

Der Blick auf den Ist-Stand im Jahr 2017 im inter-
kommunalen Vergleich bestätigt die höheren 
Pro-Kopf-Ausgaben erzieherischer Hilfen gem. 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII in den kreis-
freien und kreisangehörigen Städten im Vergleich 
zu den Landkreisen in Rheinland-Pfalz (siehe 
Grafik 2.10). Aber auch innerhalb der kreisfreien 
und kreisangehörigen Städte sowie der Landkrei-
se fallen die Pro-Kopf-Ausgaben erzieherischer 
Hilfen höchst verschieden aus: 

■■ So reicht bei den rheinland-pfälzischen Land-
kreisen die Spannbreite von rund 253 Euro 
bzw. 312 Euro im Westerwaldkreis bzw. dem 
Kreisjugendamt Mayen-Koblenz bis hin zu 
rund 614 Euro im Kreisjugendamt Birkenfeld.  

■■ Die Werte der kreisfreien Städte in Rhein-
land-Pfalz bewegen sich zwischen knapp 
448 Euro je Kind/Jugendlichem unter 21 
Jahren in der kreisfreien Stadt Landau bis hin 
zu rund 1.144 Euro in der kreisfreien Stadt 
Pirmasens. 

■■ Die kreisangehörigen Städte liegen bei 
der Betrachtung aller 41 Jugendamtsbe-
zirke durchweg in der oberen Hälfte. Die 
Pro-Kopf-Ausgaben reichen von 580 Euro in 
der kreisangehörigen Stadt Andernach bis hin 
zu rund 1.269 Euro in der kreisangehörigen 
Stadt Idar-Oberstein. 
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Grafik 2.10 Pro-Kopf-Ausgaben der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen zur 
Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro Kind/
Jugendlichem unter 21 Jahren)
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In der Regel folgen dabei die Pro-Kopf-Ausgaben 
der Inanspruchnahmequote von erzieherischen 
Hilfen in den einzelnen Kommunen. Gleichzeitig 
spiegelt sich jedoch in den Ausgaben die Zu-
sammensetzung des Gesamtleistungsspektrums 
erzieherischer Hilfen wider. Ambulant, teilstatio-
när und stationär gewährte Hilfen fallen bei den 
Ausgaben sehr unterschiedlich ins Gewicht. Die 
Art und Weise, wie sich die Hilfen zur Erziehung 
insgesamt in einem Jugendamtsbezirk zusammen-
setzen, können somit auch Auswirkungen auf die 
Höhe der Ausgaben haben. Auf diesen Befund 
wird in Kapitel 2.4 noch einmal ausführlich ein-
gegangen. 

Einflussfaktoren auf die Entwicklung der Inan-
spruchnahme erzieherischer Hilfen in Rhein-
land-Pfalz 

Die Betrachtung der Fallzahlen und der Fallzahl-
entwicklung im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
bezogen auf die relevante Bevölkerungsgruppe 
unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz zeigt, dass bei 
der Inanspruchnahme von erzieherischen Hilfen 
nach wie vor strukturelle Unterschiede vor allem 
zwischen Städten und Landkreisen bestehen. Aber 
auch innerhalb der Gruppen der Landkreise, kreis-
freien Städte und kreisangehörigen Städte lassen 
sich teils erhebliche Differenzen in der Höhe der 
Inanspruchnahme und ihrer Entwicklung beob-
achten, die – wie eben beschrieben – nicht allein 
auf das Ausgangsniveau im Jahr 2002 zurückge-
führt werden können. 

■■ Wie lassen sich die deutlichen interkommu-
nalen Unterschiede der Inanspruchnahme 
erzieherischer Hilfen in den einzelnen rhein-
land-pfälzischen Kommunen erklären? 

■■ Wie lässt sich der strukturelle Unterschied 
zwischen Städten und Landkreisen in Bezug 
auf die Inanspruchnahme von Hilfen zur Er-
ziehung erklären? 

Zunächst gilt es mit Blick auf die interkommuna-
len Disparitäten festzuhalten, dass die beschrie-
benen regionalen Unterschiede in dem Maße 
wünschenswert sind, „in dem dies der jugend-
hilferechtlich verankerten Vielfalt der Kinder- und 
Jugendhilfe entspricht und soweit dies mit den 
unterschiedlichen Lebensbedingungen der dort le-
benden Kinder und Jugendlichen korrespondiert“ 
(Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 
2018: 34). Wie bereits in Kapitel 2.1 beschrieben, 
zeigen die Daten der amtlichen Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik, dass es einen Zusammenhang 
von Armutslagen und einem erhöhten Bedarf an 
Leistungen der Hilfen zur Erziehung gibt. „Anders 
formuliert: Adressat(inn)en von Hilfen zur Er-
ziehung sind überdurchschnittlich von sozioöko-
nomisch prekären Lebenslagen betroffen“ (vgl. 
Autorengruppe Kinder- und Jugendhilfestatistik 
2019: 70). Ein bedeutender Teil der Differenzen 
zwischen den rheinland-pfälzischen Kommunen 
kann damit auf die strukturellen Unterschiede die-
ser im Hinblick auf soziostrukturelle Belastungs-
faktoren zurückgeführt werden. Wird beispiels-
weise der Sozialgeldbezug von unter 15-Jährigen, 
welcher ein Indikator für die Kinderarmut einer 
Kommune darstellt, betrachtet, so zeigt sich, dass 
im Jahr 2017 in den rheinland-pfälzischen Städten 
die Kinderarmutsgefährdungsquote mit 20,3 % 
(kreisfreie Städte) bzw. 20,9 % (kreisangehörige 
Städte) deutlich höher ist als in den Landkreisen 
(8,9 %). Die Stadt-Land-Differenz ist eindeutig: Es 
gibt keinen Landkreis in Rheinland-Pfalz, der eine 
höhere Kinderarmutsgefährdungsquote aufweist 
als eine kreisfreie oder kreisangehörige Stadt. 
Gleichzeitig verweisen die Auswertungen im 
Rahmen des Projekts „Qualitätsentwicklung durch 
Berichtswesen“ auf einen statistisch signifikanten 
Zusammenhang zwischen der Anzahl der jungen 
Menschen, die in einer Kommune im Sozialgeld-
bezug stehen, und den Aufwendungen, die von 
den jeweiligen Jugendämtern für Hilfen zur Er-
ziehung vorgenommen werden. Eine ausführliche 
Beschreibung der soziostrukturellen Rahmenbe-
dingungen der rheinland-pfälzischen Kommunen 
erfolgt in Kapitel 7 dieses Berichtes. 
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Gleichzeitig sind die soziostrukturellen Rahmen-
bedingungen in kreisfreien bzw. kreisangehörigen 
Städten und Landkreisen nicht das einzige Er-
klärungsmoment für Unterschiede in der Höhe 
der Inanspruchnahme erzieherischer Hilfen. Zwar 
lassen sich manche Unterschiede zumindest teil-
weise auf die regional unterschiedliche Verteilung 
von sozioökonomischen Faktoren und weiteren 
Aspekten der Lebenslage zurückführen. Denkbar 
ist aber auch, dass sich die Wahrnehmung dieser 
Aspekte, damit verbundene Definitionsprozesse 
und die Handlungsmuster der Fachkräfte vor 
Ort unterscheiden und somit einen Einfluss auf 
die Gewährungspraxis von Hilfen zur Erziehung 

haben können. Zudem existieren unterschiedliche 
Traditionen und fachlich-konzeptionelle Aus-
richtungen, die ebenfalls zu einer regional unter-
schiedlich ausgestalteten Angebotsstruktur und 
Inanspruchnahme führen können. Eine Bewertung 
der Jugendamtsarbeit vor dem Hintergrund inter-
kommunaler Disparitäten setzt somit mindestens 
die Verknüpfung von Daten, Einflussfaktoren und 
Rahmenbedingungen vor Ort voraus. Interkom-
munale Vergleiche müssen stets die Komplexität 
lokaler Bedingungen und die jeweilige individuelle 
Situation in einer Kommune berücksichtigen.

2.4 Inanspruchnahme und Gewährungspraxis  
Neben den beschriebenen interkommunalen 
Disparitäten in Bezug auf die Höhe der Inan-
spruchnahme der erzieherischen Hilfen und deren 
Entwicklung in den letzten 15 Jahren lassen sich 
auch mit Blick auf die Binnenstruktur der erziehe-
rischen Hilfen bedeutende Befunde beobachten. 
Die Leistungspalette in den §§ 27 ff. SGB VIII hat 
sich seit Einführung des SGB VIII deutlich aus-
differenziert, qualifiziert und hin zu sozialräum-
lich-orientierten und familienunterstützenden 
Hilfesettings weiterentwickelt. Das Arbeitsfeld 
der Hilfen zur Erziehung zeichnet sich mittlerweile 
durch ein breites Spektrum an familienunterstüt-
zenden, -ergänzenden und -ersetzenden Hilfen 
aus. Gerade die familienunterstützenden ambu-
lanten Hilfen haben dabei in den letzten 15 Jahren 
in Rheinland-Pfalz einen bedeutenden Ausbau 
erfahren und bilden mittlerweile quantitativ den 
größten Bestandteil des Gesamtleistungsspekt-
rums erzieherischer Hilfen. Ein nicht unerhebli-
cher Teil der Fallzahlanstiege im Bereich der Hilfen 
zur Erziehung ist damit auch auf den Anstieg 
ambulanter Hilfen zurückzuführen. Diese Entwick-
lung zeigt sich ebenfalls auf Bundesebene: Seit 
Anfang der 2000er Jahre werden pro Jahr mehr 
ambulante Leistungen in Anspruch genommen als 
junge Menschen in Pflegefamilien oder Heimen 
leben. Aktuelle Analysen der Dortmunder Arbeits-

stelle Kinder- und Jugendhilfestatistik zeigen 
darüber hinaus, dass in fast allen Altersgruppen 
mehr familienunterstützende und -ergänzende 
Leistungen als familienersetzende Maßnahmen 
in Anspruch genommen werden. Eine Ausnahme 
bilden die 14- bis unter 18-Jährigen. In dieser 
Altersgruppe überwiegen bundesweit die Fremd-
unterbringungen. Ein Erklärungsmoment für diese 
Entwicklung ist die zunehmende Bedeutung der 
Gruppe der unbegleiteten minderjährigen Auslän-
der in den stationären Hilfen nach § 34 SGB VIII 
(vgl. Autorengruppe Kinder- und Jugendhilfesta-
tistik 2019: 66 ff.) 

Im folgenden Abschnitt des 6. Landesberichtes 
soll näher auf die Entwicklungen der einzelnen 
Hilfesegmente im ambulanten, teilstationären 
und stationären Bereich sowie in der Vollzeitpfle-
ge in Rheinland-Pfalz eingegangen werden. 
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2.4.1 Hilfesegmente der Hilfen zur Erziehung 

Wie in Kapitel 2.2 beschrieben, haben sich in 
Rheinland-Pfalz die Fallzahlen der erzieherischen 
Hilfen von 15.370 Hilfen im Jahr 2002 auf 26.838 
Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII erhöht. Damit ist im Beobachtungs-
zeitraum eine Steigerung der Fallzahlen um rund 
11.500 Hilfen gegeben. 

Ausbau ambulanter Hilfen setzt sich fort –  
jedoch deutlich langsamer 

Eine genauere Betrachtung der Entwicklung der 
einzelnen Hilfesegmente zeigt dabei, dass es 
insbesondere der Bereich der ambulanten Hil-
fen ist, welcher im Zeitraum von 2002 bis 2017 
einen deutlichen Ausbau erfahren hat. Wur-
den im Jahr 2002 noch 5.161 Hilfen gemäß der 
§§ 27 Abs. 2 ambulant, 29 bis 31, 35 ambulant, 
41 ambulant SGB VIII durch die rheinland-pfäl-
zischen Jugendämter gewährt, waren es im Jahr 
2017 bereit 14.282 und damit 9.121 Hilfen mehr. 

In 15 Jahren fand damit annähernd eine Verdreifa-
chung der ambulanten Hilfen statt. In den übrigen 
Hilfesegmenten zeigen sich im gleichen Zeitraum 
erheblich kleinere Fallzahlzuwächse bzw. sogar ein 
leichter Rückgang. Damit wird deutlich, dass ein 
Großteil der Fallzahlsteigerungen zwischen den 
Jahren 2002 und 2010 auf den Ausbau ambulan-
ter Hilfen zurückzuführen ist. 

Im Gegensatz zu dem Ausbau der ambulanten Hil-
fen sind im Bereich der teilstationären Hilfen nach 
§§ 27 Abs. 2 teilstationär, 32, 35 teilstationär, 
41 teilstationär SGB VIII über die letzten 15 Jahre 
hinweg landesweit keine großen Veränderun-
gen der Fallzahlen zu beobachten. Seit dem Jahr 
2002 bewegen sich die teilstationären Hilfen mit 
leichten Schwankungen um rund 1.900 bis 2.000 
Hilfen. Teilstationäre Hilfen weisen damit im Ge-
samtleistungsspektrum der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz die geringsten Fallzahlen auf. 

Grafik 2.11 Entwicklung der Fallzahlen nach Hilfesegmenten (ambulant, teilstationär, stationär, Voll-
zeitpflege) der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen zur Erziehung nach 
§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2002, 2005 bis 2017 in Rheinland-Pfalz  
(absolute Fallzahlen) 
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Die Fallzahlen der Heimerziehung und Vollzeit-
pflege nähern sich an – Rückgang der Fallzah-
len im Bereich der Heimerziehung, Anstieg in 
der Vollzeitpflege  

Neben den Fallzahlen im ambulanten Bereich 
haben sich im Zeitraum 2002 bis 2017 auch die 
Fallzahlen der Fremdunterbringungen erhöht, 
allerdings deutlich schwächer als im ambulanten 
Bereich. Wird der Blick auf die Entwicklung der 
Fallzahlen im Bereich der stationären Hilfen nach 
§§ 27 Abs. 2 stationär, 34, 35 stationär, 41 statio-
när SGB VIII im Zeitraum 2002 bis 2017 gerichtet, 
so ist eine dreiteilige Entwicklung zu beobachten. 
Bewegten sich die Fallzahlen der stationären Hil-
fen in Rheinland-Pfalz zwischen den Jahren 2002 
und 2007 um rund 4.900 bis 5.000 Hilfen, so 
zeigt sich in den Folgejahren ein leichter kontinu-
ierlicher Fallzahlanstieg bis hin zu 6.088 Hilfen im 
Jahr 2012. Ab dem Jahr 2013 sind die Fallzahlen 
im stationären Bereich landesweit wieder konti-
nuierlich gesunken. Im Jahr 2017 wurden 5.507 
Hilfen im stationären Bereich gewährt und damit 
rund 540 Hilfen bzw. knapp 11 % mehr als noch 
im Jahr 2002. 

Etwas anders gestaltet sich die Entwicklung der 
Fallzahlen im Bereich der Vollzeitpflege nach 
§ 33 SGB VIII (in eigener Kostenträgerschaft). In 
diesem Bereich ist seit dem Beginn der Erhebung 
im Rahmen des Projekts „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“ im Jahr 2002 bis zum 
aktuellen Erhebungsjahr 2017 ein stetiger Zu-
wachs der Fallzahlen zu beobachten. Wurden im 
Jahr 2002 3.266 junge Menschen in einer Pflege-
familie untergebracht, so waren es im Jahr 2017 
5.149 und damit 1.883 bzw. knapp 58 % mehr als 
15 Jahre zuvor. Die Vollzeitpflege hat damit in der 
langfristigen Betrachtung neben den ambulanten 
Hilfen die höchsten Fallzahlzuwächse aller Hilfe-
segmente zu verzeichnen. 

Der Rückgang der stationären Hilfen in den 
letzten Jahren sowie der kontinuierliche Fallzahl-
anstieg im Bereich der Vollzeitpflege führen dazu, 
dass sich die Fallzahlen dieser beiden Hilfeseg-
mente allmählich annähern. Wurden im Jahr 2002 

noch 1.701 Hilfen mehr im stationären Bereich 
als in der Vollzeitpflege gewährt, waren es im Jahr 
2017 nur noch 358 Hilfen mehr.

Unter Berücksichtigung der gewährten Hilfen 
zur Erziehung für unbegleitete minderjährige 
Ausländer bleiben die Fallzahlen im stationä-
ren Bereich weiterhin konstant hoch 

Mit Blick auf diese Annäherung der Fallzahlen im 
stationären Bereich und der Vollzeitpflege gilt 
es jedoch, die Hilfen, welche für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge gewährt wurden, in die 
Betrachtung einzubeziehen. Denn von den 3.562 
Hilfen, welche in Rheinland-Pfalz für unbeglei-
tete minderjährige Ausländer gewährt werden 
(siehe Kapitel 2.1), erfolgt der Großteil (2.752, 
rund 77 %) stationär. Die Hilfen für unbegleitete 
minderjährige Ausländer, welche ambulant (640) 
oder als Vollzeitpflege (156) durchgeführt wurden, 
fallen deutlich niedriger aus. Damit zeigt sich: 
Unter Berücksichtigung der Hilfen für unbeglei-
tete minderjährige Ausländer sind die Fallzahlen 
im Bereich des stationären Bereichs weiterhin 
konstant hoch. Die Abbildung der Hilfen ohne die 
Hilfen für unbegleitete minderjährige Ausländer 
lässt jedoch schon absehen, dass die stationären 
Hilfen insgesamt zurückgehen werden. Gerade 
wenn die unbegleiteten minderjährigen Auslän-
der, welche zu Beginn der Hilfe in der Regel 16 bis 
17 Jahre alt sind, die Jugendhilfe mit Vollendung 
des 21. Lebensjahres in den nächsten Jahren ver-
lassen werden, wird der Rückgang im stationären 
Bereich deutlich spürbar werden. 
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Jede zweite Hilfe erfolgt familienunterstützend 
ambulant, in rund 40 % der Fälle werden Kin-
der/Jugendliche außerhalb der Familie fremd-
untergebracht 

Die beschriebe Expansion der Hilfen im ambu-
lanten Bereich hat dazu geführt, dass in Rhein-
land-Pfalz mittlerweile jede zweite Hilfe zur Er-
ziehung im ambulanten Bereich gewährt wird. Der 
Anteil der ambulanten Hilfen an allen gewährten 
Hilfen zur Erziehung beträgt im Jahr 2017 53,2 %. 
Im Jahr 2002 lag der entsprechende Anteil noch 
bei rund 34 %. 

Teilstationäre Hilfen nehmen mit einem Anteil 
von rund 7 % an allen gewährten erzieherischen 
Hilfen den geringsten Anteil im Gesamtleistungs-
spektrum der Hilfen zur Erziehung in Rhein-
land-Pfalz ein. Durch den Anstieg der Fallzahlen 
im ambulanten Bereich ist der Anteil der teil-
stationären Hilfen trotz annähernd konstanter 
Fallzahlen im Zeitraum 2002 bis 2017 um sechs 
Prozentpunkte zurückgegangen (2002: rund 
13 %). Werden die teilstationären und ambu-
lanten Hilfen in der Gesamtschau betrachtet, so 
zeigt sich, dass im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz 

rund 60 % der Hilfen familienunterstützend unter 
Beibehaltung der familialen und lebensweltlichen 
Bezugssysteme erbracht werden. 

Auch auf den Anteil der stationären Hilfen an 
allen gewährten Hilfen zur Erziehung hat der Aus-
bau der ambulanten Hilfen im Zeitraum 2002 bis 
2017 Auswirkungen. Wurde im Jahr 2002 noch 
jede dritte Hilfe im stationären Bereich gewährt, 
so war es im Jahr 2017 nur noch jede fünfte 
(20,5 %). Ähnlich hoch fällt im Jahr 2017 auch der 
Anteil der Vollzeitpflege aus. In annähernd jedem 
fünften Fall (19,2 %) wurde im Jahr 2017 ein Kind/
Jugendlicher in Rheinland-Pfalz in einer Pflegefa-
milie fremduntergebracht. Durch den kontinuier-
lichen Fallzahlanstieg im Bereich der Vollzeitpfle-
ge ist der Anteil dieser Hilfe an allen gewährten 
erzieherischen Hilfen in Rheinland-Pfalz, trotz des 
enormen Ausbaus der ambulanten Hilfen im Zeit-
vergleich 2002 und 2017, annähernd unverändert 
geblieben. Unter Berücksichtigung der stationären 
Hilfen und der Vollzeitpflege wurde im Jahr 2017 
in Rheinland-Pfalz in rund 40 % aller gewährten 
Hilfen ein junger Mensch außerhalb der Familie 
fremduntergebracht. 

Grafik 2.12 Anteile einzelner Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär und Vollzeitpflege) 
an allen im Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 
41 SGB VIII (ohne umA) im Vergleich der Jahre 2002 und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Über die Hälfte der Gesamtaufwendungen für 
Hilfen zur Erziehung entfallen auf die stationä-
ren Hilfen 

Wie bereits in Kapitel 2.3 kurz erwähnt, fallen 
die ambulant und teilstationär gewährten Hilfen 
sowie die Fremdunterbringungen von jungen 
Menschen mit Blick auf die für diese Hilfen an-
fallenden Aufwendungen sehr unterschiedlich 
ins Gewicht. Die Analyse der Aufwendungen 
für die Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35, 41 SGB VIII im Jahr 2017 in Rhein-
land-Pfalz zeigt, dass von den landesweit inves-
tierten 412 Millionen Euro über die Hälfte auf die 
stationären Hilfen nach § 34 SGB VIII fallen. Wäh-
rend also der Anteil der Aufwendungen für Hilfen 
nach § 34 SGB VIII an allen Aufwendungen für er-
zieherische Hilfen im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz 
bei 53,2 % liegt, nehmen die zugrunde liegenden 
Fallzahlen im Gesamtleistungsspektrum der erzie-
herischen Hilfen einen Anteil von rund 20 % ein. 
Oder anders ausgedrückt: Während nur in jedem 
fünften Fall in Rheinland-Pfalz ein junger Mensch 
in einem Heim oder einer betreuten Wohnform 

nach § 34 SGB VIII fremduntergebracht wurde, 
entfiel jeder zweite Euro der Gesamtausgaben für 
erzieherische Hilfen auf diese Hilfeform. 

Entgegengesetzt verhält es sich bei der Be-
trachtung der ambulanten Hilfen nach 
§§ 29 bis 31 SGB VIII. Fast die Hälfte der Hilfen 
in Rheinland-Pfalz wurde im Jahr 2017 gemäß 
den Paragrafen 29, 30 und 31 SGB VIII gewährt 
(49,2 %). Demgegenüber sind die ambulanten 
Hilfen nach §§ 29 bis 31 SGB VIII lediglich für 
rund 19 % der Aufwendungen erzieherischer Hil-
fen verantwortlich. 

Bei der Betrachtung der teilstationären Hil-
fen nach § 32 SGB VIII, der Vollzeitpflege 
nach § 33 SGB VIII, der flexiblen Hilfen nach 
§ 27 Abs. 2 SGB VIII sowie der Hilfen nach 
§ 35 SGB VIII zeigen sich derlei Abweichungen 
zwischen den Anteilswerten der Fallzahlen und 
der Ausgaben nicht. Von der Tendenz her entspre-
chen in diesen Hilfeformen die Anteile an allen 
Hilfen dem Anteilswert an allen Ausgaben. 

Grafik 2.13 Anteile der Ausgaben für einzelne Hilfen nach §§ 27 Abs. 2, 39-35, 41 SGB VIII (ohne umA) 
an allen Aufwendungen für erzieherische Hilfen im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Konzeptionelle Weiterentwicklungsbedarfe im 
Bereich der Vollzeitpflege und der Heimerzie-
hung

Gerade die steigende Bedeutung der Vollzeitpfle-
ge im Gesamtleistungsspektrum erzieherischer 
Hilfen erfordert eine fachlich-konzeptionelle 
Reflexion und Weiterentwicklung dieser Hilfe-
form im Kontext der übrigen Hilfen zur Erziehung. 
Lange blieb die Vollzeitpflege von der themati-
schen Breite der Fach- und Reformdebatten zu 
den Hilfen zur Erziehung unberührt. In den letzten 
Jahren erfuhr die Vollzeitpflege jedoch eine neue 
Aufmerksamkeit in der Fachdebatte. Die Einrich-
tung eines bundesweiten „Dialogforums Pflege-
kinderhilfe“ im Jahr 2015, das mit Expertinnen 
und Experten aus dem Feld Reformimpulse der 
letzten Jahre aufbereitet und der Fachpolitik kon-
krete Handlungserfordernisse aufzeigt, ist hierbei 
ein bedeutsamer Schritt. Neben der verbesser-
ten Rechtsstellung von Pflegeeltern sowie deren 
finanzieller und sozialer Absicherung sowie der 
adäquaten Ausstattung von Pflegekinderdiens-
ten wurden in diesem Kontext weitere fachliche 
Forderungen erarbeitet. Eine frühzeitige Perspek-
tivklärung, die Kontinuitätssicherung sowie die 
eigenständige Beteiligung und Unterstützung von 
Pflegekindern, die Beratung und Begleitung von 
Pflegeeltern, aber auch Konzepte für eine intensi-
ve Arbeit mit den Herkunftseltern sind dabei nur 
einige der erarbeiteten Weiterentwicklungsbedar-
fe im Bereich der Pflegekinderhilfe.4 

Doch auch die stationären Hilfen stehen vor 
Veränderungen. Ohne die Hilfen für unbegleitete 
minderjährige Ausländer war in den letzten Jahren 
schon ein leichter, aber kontinuierlicher Rückgang 
der Fallzahlen im stationären Bereich zu beobach-
ten. Nachdem der Zuzug von jungen unbegleite-
ten Minderjährigen insbesondere in den Jahren 
2015 und 2016 einen zügigen Ausbau von statio-
nären Angeboten erforderte, wird in den nächsten 
Jahren im Fokus stehen, wie die auf- und ausge-
bauten Kapazitäten für die zukünftig anstehenden 

4	� Die Debatten und Ergebnisse des Dialogforums sind auf der eigens eingerichteten Webseite  
https://www.dialogforum-pflegekinderhilfe.de zugänglich.

Herausforderungen anpassungsfähig gemacht 
werden können. Dabei wird es entscheidend sein, 
Angebote und Maßnahmen so offen und flexibel 
zu gestalten, dass sie auch dann geeignet und 
wirksam sind, wenn Herausforderungen ent-
stehen, die ein besonderes Handeln erforderlich 
machen (vgl. Krause 2016: 81).  

Neben dem flexiblen Umgang mit verfügbaren 
Kapazitäten sieht sich insbesondere die Heim-
erziehung mit weiteren fachlich-konzeptionellen 
Fragestellungen konfrontiert. Viele davon sind 
nicht neu, erhalten jedoch aufgrund der kom-
plexer werdenden Zielgruppen und Bedarfslagen 
junger Menschen und Familien zunehmend an 
Bedeutung. Ein Dauerthema in der Heimerziehung 
ist die Elternarbeit und damit die Ausrichtung der 
Heimerziehung im Sinne einer Familienaktivierung 
auf das ganze Familiensystem. Konkret bedeutet 
dies, „dass nicht allein die Erziehungs- und Ent-
wicklungsbedarfe des einzelnen jungen Menschen 
im Fokus der Aufmerksamkeit stehen, sondern 
im Kontext der ganzen Familie und ihres Interak-
tionsgefüges betrachtet und verstanden wer-
den“ (Moos & Schmutz 2006: 220). Obwohl die 
Bedeutung der Zusammenarbeit mit den Eltern 
längst als zentral angesehen wird, zeigen sich hier 
in der Praxis weiterhin Entwicklungsbedarfe in der 
Umsetzung.

Gleichzeitig deutet sich ein Weiterentwicklungs-
bedarf im Hinblick auf den Umgang mit Krisen- 
und Notsituationen bei der Unterbringung an. 
Junge Menschen, die im Rahmen einer Heim-
erziehung fremduntergebracht sind, sowie deren 
Familien befinden sich häufig in einem komplexen 
Geflecht multipler Problemlagen, in deren Folge 
es zu Krisensituationen kommen kann. Auch wenn 
auftretende Krisen immer individuell sind, kön-
nen allgemeine Strukturen zur Bewältigung von 
Krisen geschaffen werden. Ziel dieser Strukturen 
sollte stets sein, einen Abbruch der Maßnahme 
bzw. einen Einrichtungswechsel möglichst zu 
vermeiden und damit Beziehungskontinuität zu 
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gewährleisten. Hierfür bedarf es Angebote, die 
flexibel nutzbar und individuell anpassbar sind. 
Gerade in Krisensituationen kann es sinnvoll sein, 
verschiedene Hilfen nebeneinander zu bewilligen 
oder alternative Modelle zu entwickeln, wenn eine 
Stabilisierung und Beruhigung der Lebenssituation 
aktuell im stationären Setting nicht zu erreichen 
ist (vgl. AGJ 2015: 13). 

Die Bearbeitung der Multiproblemlagen sowie 
daraus folgender Krisensituationen lassen sich nur 
in einem interdisziplinären Netz zwischen Jugend-
hilfe, Gesundheitshilfe, Psychiatrie, Justiz, etc. 
lösen. Dies erfordert eine intensive Kooperation 
und multidisziplinäre Fachlichkeit. Gerade sys-
temübergreifend ist ein gegenseitiges Verständ-
nis für die jeweilige Arbeit sowie die Erarbeitung 
gemeinsamer fachlicher Leitlinien zentral. Neben 
kontinuierlichen einzelfallbezogenen und einzel-
fallübergreifenden Arbeitsstrukturen bedarf es 
hierbei ebenso gemeinsam erarbeiteter Konzepte 
für die Zusammenarbeit in Krisen- und Notfällen.

Strukturelle Unterschiede zwischen den Städ-
ten und Landkreisen in Rheinland-Pfalz zeigen 
sich auch bei der Betrachtung der Hilfeseg-
mente 

Bei der Betrachtung des Stellenwerts der einzel-
nen Hilfesegmente im Gesamtleistungsspektrum 
der Hilfen zur Erziehung lassen sich bei genauerer 
Analyse ebenfalls die bereits beschriebenen struk-
turellen Unterschiede zwischen den kreisfreien/
kreisangehörigen Städten und den Landkreisen 
feststellen. 

Liegt der Anteil ambulanter Hilfen landesweit 
im Jahr 2017 bei rund 53 %, weisen die rhein-
land-pfälzischen Landkreise im Durchschnitt 
mit einem Anteil von 56 % einen höheren Anteil 
ambulanter Hilfen auf als die kreisangehörigen 
Städte mit rund 52 % und die kreisfreien Städte 
mit knapp 48 %. Umgekehrt liegt der Anteil der 
Hilfen, in denen ein junger Mensch außerhalb 
der Familie stationär bzw. in einer Pflegefamilie 
untergebracht wurde, im Durchschnitt der Land-
kreise im Jahr 2017 bei rund 38 %, während dieser 

Anteilswert in den kreisangehörigen Städten 
(rund 39 %) ähnlich hoch und den kreisfreien 
Städten (rund 44 %) höher ausfällt (siehe folgen-
de Grafik). 

Doch nicht nur bei der Betrachtung der Durch-
schnittswerte der rheinland-pfälzischen Städte 
und Landkreise lassen sich diese Unterschiede 
beobachten, sondern auch innerhalb dieser 
Gruppen. Der Blick auf die 41 Jugendamtsbezirke 
in Rheinland-Pfalz verdeutlicht dies. Liegt der 
durchschnittliche Anteil ambulanter Hilfen in 
den kreisfreien Städten – wie bereits beschrie-
ben – bei rund 48 %, so reicht die Spannbreite 
der Anteilswerte von rund 34 % in der kreisfreien 
Stadt Frankenthal bis hin zu rund 57 % in der 
kreisfreien Stadt Mainz. Ähnlich verhält es sich bei 
den Fremdunterbringungen. Auch hier weichen 
die Anteilswerte ambulanter Hilfen teils erheblich 
vom Durchschnittswert der kreisfreien Städte ab 
und reichen von rund 36 % in der kreisfreien Stadt 
Koblenz bis hin zu rund 55 % in der kreisfreien 
Stadt Kaiserslautern. 

Eine ähnliche Streuung zeigt sich mit Blick auf 
die 24 Landkreise in Rheinland-Pfalz. Während im 
Durchschnitt aller Landkreise der Anteilswert am-
bulanter Hilfen bei rund 53 % liegt, weichen die 
Anteilswerte mit einem Minimum von rund 39 % 
im Landkreis Südwestpfalz und einem Maximum 
von rund 70 % im Rhein-Hunsrück-Kreis teils 
erheblich vom Durchschnittswert ab. Dies zeigt 
sich auch bei den Fremdunterbringungen, wo die 
Spannweite der Anteilswerte von rund 28 % im 
Landkreis Germersheim bis hin zu rund 47 % im 
Kreisjugendamt Bad Kreuznach reicht, während 
im Durchschnitt der Landkreise in rund 38 % aller 
Fälle ein junger Mensch außerhalb seiner Familie 
fremduntergebracht wurde. 

Auch an dieser Stelle lassen sich die Unterschiede 
in der Zusammensetzung des Gesamtleistungs-
spektrums erzieherischer Hilfen nicht monokausal 
erklären. Zum einen spiegelt die Betrachtung der 
41 Jugendamtsbezirke in Rheinland-Pfalz auch 
hier die unterschiedlichen soziostrukturellen Be-
lastungsfaktoren in den einzelnen Kommunen in 
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der Zusammensetzung des Gesamtleistungsspek-
trums erzieherischer Hilfen wider. Wie bereits in 
Kapitel 2.3 beschrieben, weisen die kreisfreien und 
kreisangehörigen Städte höhere Armutsgefähr-
dungsquoten auf als die Landkreise. Die Analysen 
der Kinder- und Jugendhilfestatistik weisen auf 
Bundesebene darauf hin, dass gerade mit Blick 
auf die stationären Hilfen die interkommunalen 
Disparitäten durch ungleich verteilte Risiken des 
Aufwachsens in den einzelnen Jugendamtsbezir-
ken (wie beispielsweise Armutsrisiken, soziale Risi-
kolage aufgrund fehlender Erwerbsbeteiligung der 
Eltern) erklärbar sind (vgl. Autorengruppe Kinder- 
und Jugendhilfestatistik 2019: 68).

Darüber hinaus spielen hier auch die in Kapitel 
2.1 beschriebenen Einflussfaktoren eine Rolle, die 
teilweise durch die Jugendämter direkt steuerbar 
sind, teilweise jedoch auch nur in Kooperation 
bzw. nicht durch die Jugendämter steuerbar sind. 
Insgesamt ist somit auch hier zu beachten: Eine 
Bewertung der Jugendamtsarbeit vor dem Hin-
tergrund interkommunaler Disparitäten setzt 
mindestens die Verknüpfung von Daten, Ein-
flussfaktoren und Rahmenbedingungen vor Ort 
voraus. Interkommunale Vergleiche müssen stets 
die Komplexität lokaler Bedingungen und die 
jeweilige individuelle Situation in einer Kommune 
berücksichtigen.
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Grafik 2.14 Anteile einzelner Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär und Vollzeitpflege) an 
allen im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2,  
29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (in Prozent)
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2.4.2 Dauer der Hilfen   

Um Aufgaben, Funktionen, aber auch das Profil 
der Hilfen zur Erziehung genauer bestimmen zu 
können, ist eine Analyse der Dauer von Hilfen er-
forderlich. Je nach Anlass und Ziel der Hilfen, der 
familialen Ressourcen und Bindungen, der mate-
riellen Lebenssituation sowie den vorliegenden 
individuellen Problemlagen und Bewältigungs-
aufgaben kann die Dauer von Fall zu Fall erheb-
lich streuen. Die Notwendigkeit zur dauerhaften 
Beheimatung eines jungen Menschen bei Ausfall 
seiner Eltern stellt andere Anforderungen an eine 
Hilfe als eine kurzfristige und kurzzeitige Inter-
vention infolge akuter und vorübergehender Not- 
und Konfliktlagen. Die nachhaltige Bearbeitung 
von traumatisierenden Erfahrungen nach Gewalt, 
Misshandlung und Missbrauch stellt ebenfalls 
spezifische Erfordernisse an die Zeitstruktur von 
Hilfen (Intensität und zeitlicher Verlauf). Gleiches 
gilt für die Kompensation von Erziehungsprob-
lemen bei psychisch erkrankten Eltern oder eine 
auf Verselbstständigung zielende Hilfe für ältere 
Jugendliche. Die Dauer von Hilfen streut auch 
entlang der im Einzelfall ausgehandelten Ziele 
und Prüfindikatoren für eine wirkungsorientierte 
Ausgestaltung von Hilfen. Die Dauer einer Hilfe 
lässt sich nur im Einzelfall entlang der Ziele und 
Mitwirkungsbereitschaft der jungen Menschen 
und Eltern bestimmen. Die hilfeartbezogene Vor-
gabe einer bestimmten Standarddauer ist damit 
ebenso wenig fachlich vertretbar wie generelle 
Befristungen von Hilfen jenseits von Hilfezielen 
und dem individuellen Bedarf im Einzelfall.

Über die Hälfte der gewährten Hilfen zur  
Erziehung dauern kürzer als ein Jahr 

Die nachfolgende Grafik zeigt, dass es sich bei 
der Mehrzahl der im Berichtsjahr 2017 beende-
ten Hilfen zur Erziehung eher um zeitlich kürzere 
Interventionen handelte. Rund die Hälfte aller 
beendeten Hilfen hatte eine Laufzeit von weniger 
als zwölf Monaten (50,1 %). Davon dauerten rund 
15 % kürzer als drei Monate, weitere 14,3 % wur-
den nach drei bis sechs Monaten beendet. Etwa 
jede fünfte Hilfe dauerte zwischen sechs bis unter 
12 Monaten. Nur etwa 15 % aller Hilfen liefen 
länger als drei Jahre, davon weist und nur ein ganz 
geringer Teil (6,2 %) eine Dauer von länger als 
fünf Jahren auf. 

Dieses Dauerprofil der beendeten Hilfen deutet 
an, dass es sich bei vielen Maßnahmen um kurz-
fristige Interventionen, Clearings, vorübergehende 
Aufnahmen in Pflegefamilien oder Einrichtungen 
sowie kurzzeitige pädagogische Betreuungen und 
Begleitungen handelt. Bei einem nicht geringen 
Anteil der kurzen Hilfen handelt es sich auf der 
anderen Seite aber auch um Abbrüche und neue 
Hilfeversuche im Kontext längerfristiger Hilfever-
läufe.
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Grafik 2.15 Anteil der Dauer der im Jahr 2017 beendeten Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 
41 SGB VIII (ohne umA) gruppiert in Rheinland-Pfalz (in Prozent)

 

15,1 14,3

20,7

14,1

9,7
11,5

8,5
6,2

0

5

10

15

20

25

bis unter 3
Monaten

3 bis unter  6
Monaten

6 bis unter
12 Monaten

12 bis unter
18 Monaten

18 bis unter
24 Monaten

24 bis unter
36 Monaten

3 bis unter 5
Jahren

länger als 5
Jahre

Diese Struktur hat sich im Zeitverlauf nicht we-
sentlich verändert – das zeigt die folgende Grafik. 
Betrachtet man die Verteilung der beendeten 
Hilfen nach Hilfedauer im Zeitraum 2011 bis 
2017, hat sich insbesondere der Anteil der länger 
dauernden Hilfen im Zeitverlauf erhöht. Dauerten 
von den im Berichtsjahr 2011 beendeten Hilfen 

noch rund 12 % länger als drei Jahre, waren es 
im Jahr 2017 fast 15 %. Ein leichter Rückgang der 
anteiligen Dauer ist im Gegensatz dazu bei den 
Hilfen, die zwischen einem halben Jahr und zwei 
Jahren dauern, zu beobachten. 

Grafik 2.16 Anteil der Dauer der beendeten Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII 
(ohne umA) in den Jahren 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Allerdings stellt diese Betrachtung eine verkür-
zende Perspektive dar, da hier keine Unterschei-
dungen nach einzelnen Hilfearten vorgenommen 
werden. Die Analyse der Daten im Projekt „Quali-
tätsentwicklung durch Berichtswesen“ zeigt, dass 
die durchschnittliche Dauer der beendeten Hilfen 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Hilfeart in 
hohem Maße variiert.

Teilstationäre Hilfen und Fremdunterbringun-
gen weisen in der Regel längere Laufzeiten auf 
als ambulante Maßnahmen 

Die Betrachtung der durchschnittlichen Dauer 
der im Jahr 2017 beendeten Hilfen zur Erziehung 
nach §§ 29 bis 35 SGB VIII zeigt, dass diese in den 
einzelnen Hilfearten teils deutlich unterschiedlich 
ausfällt. Während mit Blick auf den ambulanten 
Bereich Hilfen nach § 31 SGB VIII (Sozialpädagogi-
sche Familienhilfe) im landesweiten Durchschnitt 
etwa 18 Monate dauern, liegen die Durchschnitts-
werte für Hilfen nach § 29 SGB VIII (Soziale 
Gruppenarbeit) und Hilfen nach § 30 SGB VIII 
(Erziehungsbeistand/ Betreuungshelfer) mit einer 
durchschnittlichen Dauer von etwa 16 bzw. 14 
Monaten darunter. 

Entsprechend des Hilfeprofils weisen die teil-
stationären Hilfen sowie die Fremdunterbrin-
gungen erwartungsgemäß längere Laufzeiten 
auf: Die durchschnittliche Dauer einer Hilfe nach 
§ 32 SGB VIII (Betreuung in einer Tagesgruppe) 
liegt im Jahr 2017 bei etwa 23 Monaten, bei Hil-
fen nach § 34 SGB VIII (Heimerziehung, sonstige 
betreute Wohnform) bei rund 21 Monaten. Noch 
einmal deutlich länger dauerten die im Jahr 2017 
beendeten Unterbringungen in einer Pflegefamilie 
(§ 33 SGB VIII) mit einer durchschnittlichen Dauer 
von rund 33 Monaten. 

Die Betrachtung der durchschnittlichen Dauer im 
Zeitverlauf zeigt, dass sich im ambulanten Bereich 
insbesondere die Dauer der Sozialen Gruppen-
arbeit nach § 29 SGB VIII erhöht hat. Dauerte eine 
nach diesem Paragrafen gewährte Hilfe im Jahr 
2011 noch 12,8 Monate, so waren es im Jahr 2017 
16,4 Monate und damit fast vier Monate mehr. 

Zwar sind auch bei den ambulanten Hilfen nach 
§ 30 SGB VIII (Erziehungsbeistand/Betreuungs-
helfer) und § 31 SGB VIII (Sozialpädagogische 
Familienhilfe) im Zeitraum 2011 bis 2017 Anstie-
ge der durchschnittlichen Dauer zu beobachten, 
diese fallen jedoch mit einem Plus von knapp zwei 
bzw. einem Monat niedriger aus als im Bereich der 
Sozialen Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII). 

Im Vergleich mit den ambulanten Hilfen hat sich 
die durchschnittliche Dauer der teilstationären 
Hilfen nach § 32 SGB VIII im Zeitraum 2011 bis 
2017 kaum verändert und liegt konstant bei rund 
23 Monaten. Die durchschnittliche Dauer der 
stationären Hilfen (§ 34 SGB VIII Heimerziehung, 
sonstige betreute Wohnform) ist in den letzten 
sechs Jahren leicht um rund 2,4 Monate ange-
stiegen: Dauerten im Jahr 2011 die beendeten 
Hilfen nach § 34 SGB VIII im Durchschnitt rund 
19 Monate, so waren es im Jahr 2017 rund 21 
Monate. Demgegenüber ist im gleichen Zeitraum 
im Bereich der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 
ein Rückgang der durchschnittlichen Dauer der 
beendeten Hilfen von 34,6 Monaten im Jahr 2011 
auf 32,7 Monate im Jahr 2017 und damit um rund 
2 Monate zu beobachten. Ebenfalls ein Rückgang 
der durchschnittlichen Dauer um rund 3 Monate 
zwischen den Jahren 2011 und 2017 zeigt sich bei 
den Hilfen nach § 35 SGB VIII (Intensive Sozialpä-
dagogische Einzelbetreuung). Allerdings handelt 
es sich bei dieser Hilfeart insgesamt um eher 
geringere Fallzahlen. 
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Grafik 2.17 Durchschnittliche Dauer der im jeweiligen Jahr beendeten Hilfen zur Erziehung nach §§ 29-
35 SGB VIII (ohne umA) nach Hilfearten in den Jahren 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Mona-
ten)
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2.5 Zielgruppenmerkmale 
Zusätzlich zu den in den vorangegangenen Kapi-
teln beschriebenen interkommunalen Disparitä-
ten in Hinblick auf die Höhe der Inanspruchnahme 
und deren Entwicklung, zeigt auch der Blick auf 
bestimmte Zielgruppenmerkmale bedeutende 
Ergebnisse.  

Im Rahmen des Projekts „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“ werden alle drei Jahre 
bei den 41 rheinland-pfälzischen Jugendamts-
bezirken, zusätzlich zu den Leistungsdaten der 
erzieherischen Hilfen, Zielgruppenmerkmale mit 
Blick auf das Alter, das Geschlecht sowie den 

Migrationshintergrund von Kindern, Jugendlichen 
und Familien in den Hilfen zur Erziehung erfasst. 
Diese Daten bilden jeweils die Grundlage für die 
im Projekt veröffentlichten Landesberichte über 
die Hilfen zur Erziehung. Die Analyse der Daten 
ergibt, dass die jungen Menschen in den Hilfen zur 
Erziehung in den letzten Jahren jünger geworden 
sind. Zudem nimmt der Anteil der weiblichen 
Hilfeempfangenden sowie der jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund zu. In den folgenden 
Abschnitten wird näher auf diese Entwicklungen 
eingegangen. 
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2.5.1 Die Altersstruktur von jungen Menschen in den Hilfen zur Erziehung

Die Betrachtung der Altersstruktur in den erziehe-
rischen Hilfen ist für die Jugendämter von gro-
ßer Bedeutung. Altersspezifische Auswertungen 
der Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung 
zeigen, welche Altersgruppen in den einzelnen 
Hilfen am häufigsten vertreten sind und wie sich 
die Altersstruktur in den Hilfen verändert. Diese 
Befunde liefern wichtige Hinweise für die fach-
liche Ausgestaltung der einzelnen Hilfen sowie für 
die Planung und Steuerung des Gesamtleistungs-
spektrums erzieherischer Hilfen in den einzelnen 
rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirken. 

Zunehmend mehr Kinder unter neun Jahren 
sind in den Hilfen zur Erziehung vertreten

Der Blick auf die Altersstruktur verdeutlicht zu-
nächst, dass die am stärksten vertretenen Alters-
gruppen die 12- bis unter 15-Jährigen (18,2 %) 
sowie die 9- bis unter 12-Jährigen (17,8 %) sind, 
dicht gefolgt von den 6- bis unter 9-Jährigen 
(17,0 %). Annähernd jede sechste Hilfe wird 
mittlerweile für Kinder unter drei Jahren gewährt; 
weitere rund 12 % für Kinder im Alter von drei 
bis unter sechs Jahren. Am seltensten sind in den 
Hilfen zur Erziehung junge Volljährige (18 Jahre 
und älter) vertreten. Ihr Anteil lag im Jahr 2017 
landesweit bei rund 4 %. 

Anhand dieser Darstellung wird deutlich, und das 
zeigt sich auch bei der Betrachtung der bundes-
weiten Entwicklungen, dass die höchste Inan-
spruchnahme der Hilfen zur Erziehung bei Kindern 
und Jugendlichen im Alter zwischen sechs bis 
unter 15 Jahren vorliegt und damit die Altersgrup-
pen betreffen, welche den Eintritt in die Grund-
schule sowie den Übergang in die weiterführende 
Schule bewältigen müssen. Gleichzeitig fällt auf, 
dass mit dem Übergang in die Volljährigkeit ein 
Bruch zu beobachten ist. Mit dem Erreichen der 
Volljährigkeit geht die Inanspruchnahme erzie-
herischer Hilfen schlagartig zurück. „Zwar wäre 
zu erwarten, dass bei jungen Volljährigen mit 
steigender Selbstständigkeit auch der Hilfebedarf 
zurückgeht, jedoch werfen die Plötzlichkeit und 

das Ausmaß des Rückgangs Fragen auf. Denn der 
Hilfe- und Unterstützungsbedarf junger Men-
schen verändert sich weder (bildungs-)biografisch 
noch entwicklungspsychologisch von einem Tag 
auf den anderen; auch ist der Prozess des Er-
wachsenwerdens mit dem 18. Geburtstag nicht 
abgeschlossen“ (Mühlmann & Fendrich 2017: 22). 
Der abrupte Rückgang in der Inanspruchnahme 
der Hilfen zur Erziehung von jungen Volljähri-
gen im Vergleich zu den anderen Altersgruppen 
legt die Schlussfolgerung nahe, „dass zumindest 
ein großer Teil der Hilfen nicht aufgrund einer 
erfolgreichen Verselbstständigung beendet wird, 
sondern dass ausschließlich das Überschreiten 
einer bestimmten Altersgrenze ausschlaggebend 
für die Beendigung von Hilfen ist“ (Autorengruppe 
Kinder- und Jugendhilfestatistik 2019: 68). 

Der Blick auf die Entwicklung der Altersstruktur 
der erzieherischen Hilfen in den Erhebungsjah-
ren 2011 und 2017 zeigt Verschiebungen in den 
einzelnen Altersgruppen: Insbesondere der Anteil 
der unter 3-Jährigen hat sich im genannten Zeit-
raum deutlich erhöht. Wurden im Jahr 2011 noch 
12,7 % der Hilfen für unter 3-Jährige gewährt, 
waren es im Jahr 2017 bereits 16,3 %. Auch bei 
den 3- bis unter 6-Jährigen sowie bei den 6- bis 
unter 9-Jährigen sind Anstiege der Anteilswerte zu 
beobachten. Der Anteil der Altersgruppe der 9- bis 
unter 12-Jährigen hat sich hingegen im gleichen 
Zeitraum kaum verändert, während die älteren 
Altersgruppen ab 12 Jahren – und hierbei insbe-
sondere die Jugendlichen im Alter von 15 bis unter 
18 Jahren – anteilsmäßig abgenommen haben. 
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Grafik 2.18 Anteil der jungen Menschen nach Altersgruppen zu Hilfebeginn der im jeweiligen Jahr be-
endeten und am 31.12. laufenden Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) 
in den Jahren 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Die stärksten Fallzahlentwicklungen sind bei 
den Kindern unter drei Jahren zu beobachten

Noch deutlicher werden die beschriebenen Ent-
wicklungen, wenn die Fallzahlveränderungen in-
nerhalb der einzelnen Altersgruppen im Zeitraum 
2014 bis 2017 betrachtet werden. Hierbei zeigt 
sich, dass die stärksten absoluten Fallzahlzuwäch-
se für die Gruppe der Kinder unter drei Jahren zu 
verzeichnen sind; deren Fallzahl hat sich innerhalb 
von drei Jahren um rund 14 % erhöht. 

Auch die folgenden Altersgruppen der 3- bis unter 
6-Jährigen, der 6- bis unter 9-Jährigen sowie der 
9- bis unter 12-Jährigen verzeichnen noch deut-
liche Zuwächse in Bezug auf die Fallzahlen um 
rund 7 bis 8 %. Im Vergleich mit diesen jüngeren 
Altersgruppen sind die Fallzahlen bezogen auf 
die jungen Menschen im Alter von 12 bis unter 15 
Jahren sowie der Jugendlichen von 15 bis unter 18 
Jahren zurückgegangen. Entgegen den vorherigen 
Jahren war im Zeitraum 2014 bis 2017 erneut ein 
leichter Anstieg der Fallzahlen für junge Volljähri-
ge zu beobachten (plus 2,4 %). 
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Grafik 2.19 Fallzahlentwicklung nach Altersgruppen zu Hilfebeginn in den Hilfen zur Erziehung 
nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) (im jeweiligen Jahr beendet und am 31.12. laufend) in 
den Jahren 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (Veränderung in Prozent)5
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5	� Da nicht alle Jugendämter in den Jahren 2014 und 2017 für alle Hilfen zur Erziehung Angaben zum Alter der jun-
gen Menschen machen konnten, bezieht sich die beschriebene Fallzahlentwicklung auf 31 Jugendämter.

Zum einen gilt gleichermaßen für den Bund und 
Rheinland-Pfalz, dass eine höhere Sensibilität 
sowie eine schärfere Wahrnehmung seitens der 
Fachkräfte vor dem Hintergrund der Kinderschutz-
debatte, der Einführung des § 8a in das SGB VIII 
sowie der Einführung von Bundeskinderschutzge-
setz und Landeskinderschutzgesetz dazu geführt 
haben, dass zur Unterstützung von Familien mit 
(kleinen) Kindern, aber auch zum Schutz dieser 
Kinder, Hilfen zur Erziehung für die Altersgruppen 
der unter 6-Jährigen in den letzten Jahren deut-
lich zugenommen haben. „Durch die Debatte 
im öffentlichen und fachöffentlichen Raum zu 
Fragen des Kinderschutzes, die sich vor allem auf 
die Gruppe der kleinen Kinder konzentriert, ist die 
Zahl der Fremdunterbringungen im Allgemeinen 
und in stationären Einrichtungen der Heimerzie-
hung im Besonderen für die unter 6-Jährigen 
in den letzten Jahren ebenfalls angestiegen“ 
(Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 
2016: 16).

Auffallend ist in der Gesamtbetrachtung der Al-
tersverteilung (vgl. Grafik 2.18) sowie der Fallzahl-
entwicklung nach Altersgruppen (vgl. Grafik 2.19), 
dass die Anteilswerte der 3- bis unter 6-Jährigen 
in den erzieherischen Hilfen in Rheinland-Pfalz im 
Vergleich zur vorhergehenden Altersgruppe (unter 
drei Jahren) und der nachfolgenden Altersgruppe 
(sechs bis unter neun Jahren) niedriger ausfallen. 
Ebenso weisen die Kinder im Alter von drei bis 
unter sechs Jahren etwas niedrigere Fallzahlzu-
wächse auf als die unter 3-Jährigen sowie die 6- 
bis unter 9-Jährigen. Diese Entwicklung wirft die 
Frage auf, ob sich in der Inanspruchnahme erzie-
herischer Hilfen eine Art „Kita-Knick“ zeigt. Wie in 
Kapitel 5 ausführlich beschrieben, sind Kinderta-
geseinrichtungen in Rheinland-Pfalz längst mehr 
als nur die Ergänzung zur familialen Betreuung. 
Häufig sind sie mittlerweile zentrale Anlaufstellen 
für Familien. Sie bieten eine gute Erreichbarkeit 
der Angebote für Eltern, eine Stärkung von Netz-
werken und Nachbarschaft, eine ganzheitliche 
Begleitung von Familien, eine Zusammenführung 
von systemübergreifenden Kompetenzen sowie 
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die Schaffung von niedrigschwelligen Zugängen 
zu Bildungs- und Beratungsangeboten für Eltern 
(vgl. BVdFZ 2018: 3; Meyn & Walther 2014). 
Damit folgen Kitas einer präventiven Ausrichtung 
und qualifizieren sich über ihr Regelangebot in 
besonderer Weise als nicht-stigmatisierender Zu-
gang, auch für Familien in besonders schwierigen 
Lebenslagen (Schmutz & Schmenger 2017: 15). 
Rund 96 % aller 3- bis unter 6-Jährigen befinden 
sich in Rheinland-Pfalz in einer Kindertagesbe-
treuung (vgl. Kapitel 5). Die Daten zur Entwick-
lung der Inanspruchnahme erzieherischer Hilfen in 
Rheinland-Pfalz nach Altersgruppen sowie die Tat-
sache, dass sich fast alle Kinder im Alter zwischen 
drei bis unter sechs Jahren in einer Kindertagesbe-
treuung befinden, werfen die Frage auf, ob durch 
die Begleitung und Unterstützung von Familien in 
Kindertageseinrichtungen ein Teil des Hilfe- und 
Unterstützungsbedarfs von Familien aufgefangen 
werden kann. Ohne weitere Analysen ist diese 
Frage jedoch nicht abschließend zu beantworten.  

Je nach Profil der einzelnen Hilfen zur Erzie-
hung zeigen sich deutliche Unterschiede in der 
Altersstruktur der Hilfeempfangenden

Werden die Altersgruppen in den einzelnen er-
zieherischen Hilfen betrachtet, so lassen sich 
entsprechend des Leistungsprofils dieser Hilfen 
erwartungsgemäß teils erhebliche Unterschiede 
in der Altersverteilung beobachten: 

■■ Jeweils annähernd ein Viertel der Hilfen nach 
§ 29 SGB VIII (Soziale Gruppenarbeit) be-
zieht sich auf Kinder und Jugendliche im Alter 
von sechs bis unter neun Jahren, von neun 
bis unter 12 Jahren und von 12 bis unter 15 
Jahren. Damit werden in Rheinland-Pfalz rund 
drei Viertel aller Hilfen nach § 29 SGB VIII 
für einen jungen Menschen in diesen Alters-
gruppen gewährt. Die übrigen Altersgruppen 
spielen eine deutlich geringere Rolle. 

■■ Bei den Hilfen nach § 30 SGB VIII (Erzie-
hungsbeistand/Betreuungshelfer) steigt 
die Inanspruchnahme mit zunehmendem 
Alter an. Die Hauptaltersgruppen bilden die 

Jugendlichen im Alter von 12 bis unter 18 Jah-
ren. Sie machen in Rheinland-Pfalz rund zwei 
Drittel aller Hilfen nach § 30 SGB VIII aus. 

■■ Die Sozialpädagogische Familienhilfe 
(§ 31 SGB VIII) weist im Gegensatz zu den 
bereits genannten ambulanten Hilfen einen 
deutlichen Schwerpunkt bei den jüngeren Al-
tersgruppen auf. Rund ein Viertel aller Hilfen 
nach § 31 SGB VIII wird in Rheinland-Pfalz 
für Kinder unter drei Jahren gewährt. Weitere 
rund 19 % bzw. 18 % entfallen auf Kinder im 
Alter von drei bis unter sechs Jahren bzw. von 
sechs bis unter neun Jahren. Damit werden 
über 60 % dieser Hilfen für Kinder im Krip-
pen-/Kindergarten- und Grundschulalter 
gewährt. 

■■ Entsprechend der Rechtsgrundlage im 
SGB VIII, nach der durch die teilstationäre 
Erziehung in einer Tagesgruppe (§ 32 SGB VIII) 
unter anderem die Entwicklung des Kindes 
durch „soziales Lernen in der Gruppe, Beglei-
tung der schulischen Förderung und Eltern-
arbeit“ unterstützt werden soll, bilden die 
6- bis unter 9-Jährigen sowie die 9- bis unter 
12-Jährigen die Hauptaltersgruppen dieser 
Hilfe. Rund drei Viertel aller durch die rhein-
land-pfälzischen Jugendämtern gewährten 
Hilfen nach § 32 SGB VIII beziehen sich auf 
diese beiden Altersgruppen. 

■■ Wird der Blick auf die Fremdunterbringun-
gen gerichtet, so zeigt zunächst die Alters-
verteilung im Bereich der Vollzeitpflege 
(§ 33 SGB VIII), dass diese Hilfe in Rhein-
land-Pfalz überwiegend für jüngere Kinder 
gewährt wird. Über ein Drittel der Hilfen nach 
§ 33 SGB VIII richtet sich an Kinder unter drei 
Jahren; ein weiteres Fünftel an 3- bis unter 
6-Jährige. Mit zunehmendem Alter verliert 
diese Hilfeform an Bedeutung. Jugendliche ab 
12 Jahren und junge Erwachsene sind in dieser 
Hilfeform kaum noch vertreten. 



57

■■ Entgegengesetzt dazu verhält es sich mit der 
Altersverteilung in den stationären Hilfen 
nach § 34 SGB VIII (Heimerziehung/sonstige 
Betreute Wohnform). Spielt diese Hilfeform 
bei den Kindern unter sechs Jahren kaum eine 
Rolle, nimmt die Bedeutung in den höheren 
Altersgruppen zu. Mit jeweils rund einem 
Viertel aller in Rheinland-Pfalz gewährten 
Hilfen bilden die jugendlichen 12- bis unter 
15-Jährigen sowie die 15- bis unter 18-Jähri-
gen die Hauptaltersgruppen. 

■■ Im Rahmen der Intensiven Sozialpädagogi-
schen Einzelbetreuung (§ 35 SGB VIII), welche 
Jugendlichen gewährt werden soll, „die 
einer intensiven Unterstützung zur sozialen 
Integration und zu einer eigenverantwort-
lichen Lebensführung bedürfen“, nimmt 
entsprechend dieses Profils die Altersgruppe 
der 15- bis unter 18-Jährigen über die Hälf-
te dieser Hilfen in Anspruch. Ein weiteres 
Fünftel der Hilfen wird für junge Volljährige 
über 18 Jahre gewährt. Damit richten sich in 
Rheinland-Pfalz rund 77 % aller Hilfen nach 
§ 35 SGB VIII an Jugendliche ab 15 Jahren und 
an junge Erwachsene.  

Tabelle 1 Anteil der jungen Menschen nach Altersgruppen zu Hilfebeginn der im jeweiligen Jahr been-
deten und am 31.12. laufenden Hilfen zur Erziehung nach §§ 29-35 SGB VIII (ohne umA) im Jahr 2017 
in Rheinland-Pfalz (in Prozent)

Hilfeart Unter 3 
Jahren

3 bis  
unter  

6 Jahren

6 bis  
unter  

9 Jahren

9 bis  
unter  

12 Jahren

12 bis 
unter  

15 Jahren

15 bis 
unter  

18 Jahren

Über 18 
Jahre

§ 29 1,0 4,6 26,6 25,4 23,8 13,2 5,5

§ 30 0,5 1,0 5,1 12,4 30,8 33,0 17,2

§ 31 24,8 18,8 17,9 17,3 13,8 7,0 0,4

§ 32 3,0 1,2 36,6 38,7 18,3 2,2 /

§ 33 36,4 21,0 14,3 11,6 8,9 5,8 2,0

§ 34 4,6 7,3 14,5 17,4 24,6 25,6 6,0

§ 35 0,8 0,8 2,3 3,9 15,4 56,2 20,8
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2.5.2 Das Geschlechterverhältnis in den Hilfen zur Erziehung 

6	� Die Anzahl der Hilfen zur Erziehung weicht an dieser Stelle von den in den vorherigen Kapiteln genannten 
26.838 Hilfen ab. Zum einen werden in diesem Zusammenhang bei den Sozialpädagogischen Familienhilfen 
Hilfen ge-zählt, während bei den Angaben zu Alter, Geschlecht und Migrationshintergrund die Daten zu 
den von den Hilfen betroffenen jungen Menschen vorliegen. Zum anderen werden in die Betrachtung der 
Fallzahlentwicklung nur die Daten der Jugendämter einbezogen, die für die Jahre 2014 und 2017 Angaben zu 
den Merkmalen Alter, Ge-schlecht und Migrationshintergrund machen konnten. 

Neben dem Wissen über die Altersverteilung in 
den erzieherischen Hilfen und die Entwicklung 
einzelner Altersgruppen ist für die Jugendämter 
ebenso das Geschlechterverhältnis in den einzel-
nen Hilfen von großer Bedeutung. Die Betrach-
tung der Inanspruchnahme der einzelnen Hilfen 
durch weibliche und männliche Hilfeempfangen-
de lässt Rückschlüsse zu, in welchen Hilfen einzel-
ne Zielgruppen unter- oder überrepräsentiert sind 
und was dies für die Weiterentwicklung sowie die 
fachlich-konzeptionelle Ausgestaltung der Hilfen 
bedeutet. Denn nach wie vor zeigt sich, dass das, 
was bei Jungen und Mädchen als normabweichen-
des Verhalten gilt, durch gesellschaftliche Rol-
lenbilder vorstrukturiert ist und Einfluss auf das 
Meldeverhalten einerseits und andererseits auch 
auf die Definition von Hilfebedarf hat. 

Auch wenn sich die typischen geschlechtsspezi-
fischen Muster zunehmend verändern und die 
Grenzen aufweichen, sind sie in den Grundzügen 
immer noch vorhanden. Jungen zeigen in der 
Bewältigung der unterschiedlichen Entwicklungs-
phasen in Kindheit und Jugend vermehrt nach 
außen gerichtete Verhaltensmuster, während 
Mädchen oftmals eher introvertierte Verhaltens-
weisen zeigen. 

„Zentrale Problemlagen von Mädchen, die Er-
zieherische Hilfen für Familien begründen, sind 
überwiegend dem Bereich Familien- und Bezie-
hungsprobleme zuzuordnen. Häusliche Gewalt ist 
hier als eine zentrale Leidensursache zu nennen, 
die sowohl zu einer ‚Überangepasstheit’ und 
Verantwortungsübernahme der Mädchen in der 
Familie führen kann als auch zu innerem Rückzug, 
Essstörungen, Trebegehen, selbstverletzendem 
Verhalten und Prostitution … Jungenprobleme 

zeigen sich hingegen deutlicher im Bereich Schule 
und Devianz/Legalverhalten; aggressiven Ver-
haltensweisen, Drogenmissbrauch, aber auch in 
Depressionen und exzessivem Medienkonsum“ 
(Hartwig 2014: 214 f.).

Diese unterschiedlichen Erscheinungsformen des 
geschlechtsspezifischen Bewältigungshandelns 
sowie die darauf bezogenen Reaktionsweisen 
Dritter (wie z. B. von Eltern, Schulen, Nachbar-
schaften) spiegeln sich auch in der Inanspruch-
nahmequote von Hilfen zur Erziehung wider. 
Gewalttätige Auseinandersetzungen oder delin-
quentes Verhalten, wie sie für Jungen typisch sind, 
führen tendenziell eher zu Interventionen. Mäd-
chentypische Reaktionen fallen oft erst relativ 
spät auf, auch werden dann Hilfen vergleichsweise 
seltener oder auch später eingeleitet.

Jungen sind in den Hilfen zur Erziehung häufi-
ger vertreten als Mädchen 

Die Auswertungen im Rahmen des Projekts „Qua-
litätsentwicklung durch Berichtswesen“ zeigen 
seit dem Beginn der Erhebung im Jahr 2002, 
dass in den in Rheinland-Pfalz gewährten Hilfen 
zur Erziehung Jungen häufiger vertreten sind als 
Mädchen. Ein Blick in die amtliche Kinder- und 
Jugendhilfestatistik bestätigt diesen Befund auch 
auf Bundesebene (vgl. Arbeitsstelle Kinder- und 
Jugendhilfestatistik 2019c). 

Von den in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 26.869 
gewährten Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35, 41 SGB VIII6 bezogen sich 15.526 auf 
männliche Hilfeempfangende, 11.343 auf Mäd-
chen und junge Frauen. Im Vergleich zu dem 
Erhebungsjahr 2014 zeigt sich, dass die Anzahl 
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der Hilfen zur Erziehung, die für Jungen gewährt 
werden, um 750 Hilfen zugenommen hat. Dies 
entspricht einem Anstieg von 5,1 %. Die Hilfen für 
weibliche Hilfeempfangende haben im gleichen 
Zeitraum um 781 Hilfen und damit um 7,4 % 

zugenommen. Die Jungen sind damit weiterhin 
häufiger in den Hilfen zur Erziehung vertreten, die 
Mädchen weisen jedoch im betrachteten Zeit-
raum höhere Fallzahlentwicklungen auf. 

Grafik 2.20 Fallzahlentwicklung nach Geschlecht in den im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12.  
laufenden Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2014 
und 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Fallzahl) 
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In der Betrachtung der langfristigen Perspektive 
seit dem Jahr 2002 zeigt die Analyse des Ge-
schlechterverhältnisses in den erzieherischen 
Hilfen in Rheinland-Pfalz, dass der Anteil der 
Mädchen und jungen Frauen in den Hilfen konti-
nuierlich angestiegen ist (siehe folgende Grafik). 
Wurden im Jahr 2002 noch rund 36 % der Hilfen 
für Mädchen und junge Frauen gewährt, waren es 
im Jahr 2017 rund 42 %. 

Der Anteil der männlichen Hilfeempfangenden 
ist im gleichen Zeitraum dementsprechend von 
knapp 64 % im Jahr 2002 auf rund 58 % im Jahr 
2017 zurückgegangen. Dies kann zumindest ein 
Hinweis darauf sein, dass geschlechtsspezifische 
Problemlagen im Zeitverlauf eher erkannt wer-
den und nachfolgend bearbeitet werden können. 
Darüber hinaus kann zumindest ein Teil des Fall-
zahlanstiegs auf die Angleichung des Geschlech-
terverhältnisses in den Hilfen zur Erziehung bzw. 
die Erhöhung des Mädchenanteils zurückgeführt 
werden.
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Grafik 2.21 Anteil der Mädchen und Jungen in den im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufen-
den Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2002, 2005, 
2008, 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Deutliche Unterschiede der Inanspruchnahme 
von Mädchen und Jungen nach Art der Hilfe 
und der Altersstruktur 

Wenn Mädchen eine Hilfe erhalten, dann ist 
damit häufiger eine Fremdunterbringung verbun-
den. So ist etwa im Rahmen der Vollzeitpflege das 
Geschlechterverhältnis weitestgehend ausgegli-
chen. Auch im Bereich der Heimunterbringen bzw. 
betreuten Wohnformen nach § 34 SGB VIII liegt 
der Anteil der weiblichen Hilfeempfangenden seit 
einigen Jahren konstant bei etwa 45 %. 

Ähnlich hoch fällt der Anteil der Mädchen in den 
ambulant gewährten Sozialpädagogischen Fami-
lienhilfen gem. § 31 SGB VIII aus (44,8 %). Dem-
gegenüber ist bei den ambulanten Hilfen nach 
§ 29 SGB VIII (Soziale Gruppenarbeit) und nach 
§ 30 SGB VIII (Erziehungsbeistand/Betreuungs-
helfer) der Anteil der Mädchen deutlich niedriger 
(31,0 % bzw. 39,4 %). In der Entwicklung sind 
jedoch gerade bei diesen beiden Hilfearten kon-
tinuierliche Anstiege der Anteilswerte seit Beginn 
der Erhebung im Jahr 2002 zu beobachten. 

Die teilstationär gewährten Hilfen nach 
§ 32 SGB VIII (Tagesgruppe) weisen landesweit 
den niedrigsten Anteil an Mädchen auf. Lediglich 
knapp ein Viertel aller Hilfen bezogen sich im Jahr 
2017 auf Mädchen, im Umkehrschluss wurden 
über 75 % dieser Hilfen für Jungen gewährt. 

Diese Unterschiede und Entwicklungen zeigen 
zweierlei: Nach wie vor ist es notwendig, die Zu-
gangswege von Mädchen zu Hilfen zur Erziehung, 
vor allem im Bereich der ambulanten und teilsta-
tionären Hilfen, geschlechtergerechter zu quali-
fizieren. Auf der anderen Seite deuten die Anstiege 
der Anteilswerte von Mädchen und jungen Frauen 
in den gewährten Hilfen zur Erziehung, hierbei 
insbesondere im Bereich der Sozialen Gruppen-
arbeit und der Erziehungsbeistandschaft, auf eine 
weitere Öffnung dieser Hilfen für Mädchen und 
eine zunehmende Sensibilisierung der Fachkräfte 
im Bereich der Sozialen Dienste für die angespro-
chene Genderperspektive hin. 
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Grafik 2.22 Anteil der Mädchen nach Hilfearten differenziert in den im jeweiligen Jahr beendeten und 
am 31.12. laufenden Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljährige nach §§ 29-35 SGB VIII (ohne 
umA) im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Neben den Unterschieden im Geschlechterver-
hältnis in den einzelnen Hilfen zur Erziehung 
zeigen die Daten des Projekts „Qualitätsentwick-
lung durch Berichtswesen“ in Rheinland-Pfalz, 
dass das Geschlechterverhältnis auch sehr stark 
mit dem Alter variiert. Während in den jüngeren 
und älteren Altersgruppen (unter 6-Jährige und 
15- bis unter 21-Jährige) das Geschlechterverhält-
nis annähernd ausgeglichen ist (Mädchenanteil 
von 45 % bis 47 %), fällt in den Altersgruppen 
der 6- bis unter 9-Jährigen sowie der 9- bis unter 

12-Jährigen der Anteil der Mädchen mit rund 
38 % bzw. 37 % deutlich niedriger aus (ohne 
Grafik). In der Altersgruppe der Jugendlichen im 
Alter von 12 bis unter 15 Jahren nehmen Mädchen 
einen Anteil von rund 42 % ein. Anhand dieser 
Daten wird deutlich, dass gerade mit Schuleintritt 
und im Grundschulalter sowie im Altersbereich 
des Wechsels an weiterführende Schulen Hilfen 
zur Erziehung deutlich häufiger für Jungen ge-
währt werden als für Mädchen. 

2.5.3 Junge Menschen mit Migrationshintergrund in den Hilfen zur  
Erziehung    

Unsere Gesellschaft pluralisiert sich seit mehreren 
Jahrzehnten (auch) durch Migrationsprozesse, 
weshalb es notwendig ist, sich mit der Frage 
auseinanderzusetzen, welche Anforderungen 
sich aus der zunehmenden Vielfalt für die unter-
schiedlichen Bereiche der Sozialen Arbeit ergeben. 
Bereits zum vierten Mal seit 2008 wurde daher im 
Rahmen des Projekts „Qualitätsentwicklung durch 
Berichtswesen“ der Migrationshintergrund bei 

den jungen Menschen in den Hilfen zur Erziehung 
erhoben. Mit der Erhebung dieses Merkmals wird 
der Tatsache Rechnung getragen, dass junge Men-
schen und Familien mit Migrationshintergrund 
längst ebenfalls eine bedeutende Zielgruppe im 
Zuge der Begleitung und Unterstützung durch die 
Kinder- und Jugendhilfe darstellen. 
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Zur Erfassung des Merkmals „Migrationshinter-
grund“ machen die Fachkräfte der Allgemeinen 
Sozialen Dienste in Rheinland-Pfalz Angaben 
dazu, ob sich die gewährte Hilfe zur Erziehung an 
junge Menschen richtet, bei denen mindestens 
ein Elternteil ausländischer Herkunft ist, das heißt 
aus dem Ausland stammt. 

Die aktuelle Staatsangehörigkeit ist dabei nicht 
maßgeblich. Die Kategorie „Migrationshinter-
grund“ ist dabei eine soziale Konstruktion, 
über die nur eine Annäherung an die Realität 
gelingen kann. Der Pluralität der Migrations-
geschichten/-biografien und der Heterogeni-
tät der Zielgruppe aufgrund des Spektrums an 
Herkunftsländern der Eltern, unterschiedlichen 
aufenthaltsrechtlichen Situationen u. ä. kann sie 
nicht gerecht werden. Hinzu kommt, dass jeder 
Mensch vielfache Zugehörigkeiten hat (z. B. Mi-
lieu, Geschlecht, Alter, Bildung, sozialer Status) 
und die (ethnische/nationale) Kultur nur eine von 
vielen Dimensionen ist, über die Menschen sich 
definieren (vgl. de Paz Martínez & Artz 2017: 3). 
Dennoch lassen sich durch die erhobenen Daten 
zum Migrationshintergrund wichtige Befunde 
generieren, um erste Anhaltspunkte über die In-
anspruchnahme von Hilfen und Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und der Bedarfslagen von 
jungen Menschen und Familien mit Migrations-
hintergrund zu erhalten.  

Leichter Anstieg des Anteils von jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund in den Hilfen 
zur Erziehung 

In den letzten Erhebungsjahren ist in Rhein-
land-Pfalz ein leichter Anstieg des Anteils von 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund in 
den erzieherischen Hilfen gemäß §§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35, 41 SGB VIII zu beobachten. Wurden im 
Jahr 2011 rund 16 % aller Hilfen zur Erziehung für 
junge Menschen mit Migrationshintergrund ge-
währt, waren es im Jahr 2017 knapp 20 % (siehe 
folgende Grafik). Damit richtete sich in Rhein-
land-Pfalz im Jahr 2017 rund jede fünfte Hilfe zur 
Erziehung an junge Menschen mit einem Migra-
tionshintergrund.

Auch an dieser Stelle deuten sich strukturelle 
Unterschiede zwischen den rheinland-pfälzischen 
Kommunen an. Während die kreisfreien Städte in 
Rheinland-Pfalz einen Anteil der jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund an allen gewährten 
Hilfen von 26,5 % haben, weisen die Landkreise 
und kreisangehörigen Städte in Rheinland-Pfalz 
einen Anteil von 16,8 % bzw. 15,8 % auf (ohne 
Grafik). 

Zu beachten gilt es insgesamt, dass an dieser 
Stelle wiederum die 3.562 gewährten Hilfen zur 
Erziehung für unbegleitete minderjährige Flücht-
linge unberücksichtigt sind (vgl. Kapitel 2.1). 
Selbstverständlich weisen diese jungen Menschen 
alle einen Migrationshintergrund auf. 
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Grafik 2.23 Anteil der jungen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund an in den jeweiligen 
Jahren beendeten und am 31.12. laufenden Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljährige nach 
§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (in 
Prozent)

15,8 

84,2 

20,1 

79,9 

19,6 

80,4 

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

mit Migrationshintergrund ohne Migrationshintergrund

2011 2014 2017

Für Rheinland-Pfalz ist ein direkter Abgleich des 
Anteils von Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund in der Gesamtbevölkerung und innerhalb 
des Systems der Kinder- und Jugendhilfe auf-
grund unterschiedlicher Erfassungsstrukturen und 
Alterseinteilungen nicht möglich. Die Betrachtung 
des Anteils der Familien mit Migrationshinter-
grund mit Kindern unter 18 Jahren erlaubt aber 
zumindest eine tendenzielle Einschätzung. Die 
Daten der amtlichen Statistik zeigen, dass in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 der Anteil von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
bei 37,8 % liegt (vgl. Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2018). Anhand dieser Betrach-
tung deutet sich an, dass die jungen Menschen 
und Familien mit Migrationshintergrund gemes-
sen an ihrem Anteil in der Gesamtbevölkerung in 
den Hilfen zur Erziehung unterrepräsentiert sind. 

Junge Menschen mit Migrationshintergrund 
sind in den teilstationären Hilfen zur Erziehung 
und den Fremdunterbringungen seltener ver-
treten als in den ambulanten Hilfen 

Während der Anteil der jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund in der Gesamtbetrachtung 
der erzieherischen Hilfen in Rheinland-Pfalz im 
Jahr 2017 bei rund 20 % liegt, zeigen sich bei einer 
differenzierten Analyse der einzelnen Hilfen deut-
liche Unterschiede. Am seltensten vertreten sind 
dabei junge Menschen mit Migrationshintergrund 
in der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII (13,9 %); 
dicht gefolgt von den teilstationären Hilfen nach 
§ 32 SGB VIII sowie der stationären Unterbrin-
gung nach § 34 SGB VIII (17,1 % bzw. 18,6 %). 
Deutlich höher fallen demgegenüber die Anteils-
werte der jungen Menschen mit Migrationshin-
tergrund in den ambulanten Hilfen aus. Über ein 
Viertel aller gewährten ambulanten Hilfen nach 
§ 29 SGB VIII (Soziale Gruppenarbeit) wurden im 
Jahr 2017 für junge Menschen mit einem Migra-
tionshintergrund gewährt (28,5 %). 
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Damit ist die Soziale Gruppenarbeit in der Be-
trachtung des Gesamtleistungsspektrums erzie-
herischer Hilfe die Hilfe mit dem höchsten Anteil 
an jungen Menschen mit Migrationshintergrund. 
Ähnlich hoch fällt der Anteil der jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund im Rahmen der flexi-
bel gewährten Hilfen nach § 27 Abs. 2 SGB VIII 

aus (25,4 %). Bei den ambulanten Hilfen nach 
§ 31 SGB VIII (Sozialpädagogische Familienhilfe; 
20,6 %) und § 30 SGB VIII (Erziehungsbeistand/
Betreuungshelfer; 20,2 %) richteten sich jeweils 
rund ein Fünftel der gewährten Hilfen an junge 
Menschen mit Migrationshintergrund.  

Grafik 2.24 Anteil der jungen Menschen mit Migrationshintergrund an im Jahr 2017 beendeten und 
am 31.12.2017 laufenden Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljährige nach §§ 27 Abs. 2, 29-
35 SGB VIII (ohne umA) in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Trotz der Unsicherheiten – mögliche Untererfas-
sung von jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund in den Hilfen zur Erziehung und keine direk-
te Vergleichsmöglichkeit mit der entsprechenden 
Bevölkerungsgruppe – kann aus dem vorliegenden 
Material folgendes geschlussfolgert werden:

■■ Junge Menschen mit Migrationshintergrund 
sind zu einem nicht geringen Anteil auch in 
den Erziehungshilfen zu finden, wenn auch 
mit hilfeartspezifisch deutlichen Unterschie-
den. Zudem hat sich ihr Anteil im Zeitraum 
2011 bis 2017 leicht erhöht. Dennoch liegt ihr 
Anteil in den erzieherischen Hilfen weiterhin 
unter ihrem Bevölkerungsanteil in Rhein-
land-Pfalz.

■■ Der Zuzug von geflüchteten Familien und die 
hohe Zahl von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen sowie die junge Altersstruktur 
der Migrantenbevölkerung und der steigen-
de Anteil von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund (siehe Kapitel 7) lassen 
auch zukünftig eine wachsende Bedeutung 
des Themas Migration in der Kinder- und 
Jugendhilfe erwarten. Damit ist auch ein 



65

■■ steigendes Interesse an migrationsspezifi-
schen Fragestellungen in den erzieherischen 
Hilfen sowie die Frage nach Zugangsmöglich-
keiten und des Bereitstellens von geeigneten 
und notwendigen Unterstützungsmaßnah-
men für diese Zielgruppe wahrscheinlich. 

■■ Die Daten der amtlichen Statistik zeigen, dass 
dabei gerade Familien, in denen vorrangig 
kein Deutsch gesprochen wird, eine beson-
dere Herausforderung für das Hilfesystem 

darstellen. Die Kinder- und Jugendhilfe wird 
mittel- und langfristig aufgefordert sein, mig-
rationssensible Angebote, welche Unterschiede  
weder manifestieren noch ausblenden, zu 
gestalten. Dazu gehören Strategien wie bei-
spielsweise die Akquise von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern mit Migrationshintergrund 
sowie die Stärkung der interkulturellen Kom-
petenzen aller Mitarbeitenden (vgl. Arbeits-
stelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 2018). 

2.6 Weitere Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe: 
Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und  
Kinder nach § 19 SGB VIII 
Im letzten Abschnitt des Überblicks über die 
Hilfen zur Erziehung wird mit den gemeinsamen 
Wohnformen für Mütter bzw. Väter und Kinder 
nach § 19 SGB VIII auf weitere Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe im Detail eingegangen.
 
Während sich der Anspruch auf Unterstützungs-
leistungen im Rahmen von Hilfen zur Erziehung 
auf erzieherischen Defiziten begründet, stehen 
bei den „Gemeinsamen Wohnformen“ nach 
§ 19 SGB VIII die Stärkung der Erziehungsfähig-
keit von Müttern und Vätern, die alleine für ein 
Kind unter sechs Jahren zu sorgen haben, sowie 
deren Persönlichkeitsentwicklung im Fokus der 
Hilfeerbringung. Bei den Hilfen nach § 19 SGB VIII 
handelt es sich damit um Unterstützungsleistun-
gen zur Förderung der Erziehung in der Familie, 
die sich an Schwangere bzw. an Mütter oder Väter 
richten, die alleine für ein Kind zu sorgen haben. 
Voraussetzung für die Hilfegewährung ist das 
Alter des Kindes, welches bei Hilfebeginn unter 
sechs Jahren liegen muss. Weitere ältere Ge-
schwister können und sollen ebenfalls in die Hilfe 
einbezogen werden, da die Hilfe das Familien-
system als Ganzes im Blick hat und die Bindung 
zwischen Geschwistern als förderlich für die Ent-
wicklung erachtet wird.

Relevant ist bei Hilfen nach § 19 SGB VIII die tat-
sächliche Sorge und nicht die Personensorge. Im 
Zentrum der Hilfe steht die Erziehungsfähigkeit 
der Mütter oder Väter, wenn diese aufgrund ihrer 
Persönlichkeitsentwicklung den Anforderungen, 
die sich aus der Erziehung und Pflege des Kindes/
der Kinder ergeben, nicht gerecht werden können. 
Dies impliziert persönliche, familiäre, soziale, 
emotionale und auch finanzielle Problemlagen, 
die eine professionelle Unterstützung notwendig 
erscheinen lassen. Ziel der Hilfeerbringung ist 
die Befähigung der Erziehenden zu einer selbst-
ständigen Lebensführung mit dem Kind und eine 
adäquate Übernahme der Elternrolle sowie ent-
sprechender Aufgaben. Darüber hinaus soll eine 
gesunde geistige und körperliche Entwicklung des 
Kindes gefördert und sichergestellt werden. Dies 
macht deutlich, dass es eine starke inhaltliche 
Nähe zu den Hilfen zur Erziehung gibt: So kann 
die Unterbringung in einer gemeinsamen Wohn-
form für Mütter/Väter und Kinder dazu beitragen, 
eingriffsintensivere Hilfen zu vermeiden, da der 
Hilfebedarf der Familie bereits gedeckt wird und 
insbesondere der Schutz des Kindes gewährleistet 
werden kann.
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Die Hilfeangebote reichen von Mutter-Kind-Ein-
richtungen bis hin zu flexiblen und integrierten 
Hilfeformen, die sich am Bedarf der Mütter/Väter 
und ihrer Kinder orientieren. Es kann sich hierbei 
sowohl um „sonstige betreute Wohnformen“ ana-
log § 34 SGB VIII als auch um andere stationäre 
oder teilstationäre Wohnformen handeln. Die 
einzelnen Hilfemodelle unterscheiden sich kon-
zeptionell hinsichtlich der Betreuungsintensität 
und der wirtschaftlichen Situation der Hilfeemp-
fänger. Im Unterschied zu Angeboten im Rahmen 
der Sozialpädagogischen Familienhilfe nach 
§ 31 SGB VIII steht jedoch eine organisatorische 
und personelle Infrastruktur des Hilfesystems 
zur Verfügung, an das sich die betreuten Mütter 
oder Väter bei Bedarf wenden können (vgl. Struck 
2013: 265 ff.). 

Werden die Fallzahlen der Hilfen nach 
§ 19 SGB VIII in Rheinland-Pfalz betrachtet, so 
wird ersichtlich, dass sich diese Hilfen seit dem 
Jahr 2002 versiebenfacht haben. Wurden in 
Rheinland-Pfalz zu Beginn der Erhebung im Jahr 
2002 lediglich 51 Hilfen gem. § 19 SGB VIII ge-

währt, so waren es 15 Jahre später 356 Hilfen. Die 
Hilfen verteilen sich dabei sehr unterschiedlich 
auf die einzelnen Jugendamtsbezirke in Rhein-
land-Pfalz: Während über die Hälfte der Jugend-
ämter im Jahr 2017 weniger als zehn Hilfen nach 
§ 19 SGB VIII gewährten, waren es in anderen Ju-
gendamtsbezirken bis hin zu 39 Hilfen. Die Daten 
zeigen jedoch auch, dass mittlerweile in allen 
rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirken diese 
Unterstützungsleistungen zum Angebotsspektrum 
der Kinder- und Jugendhilfe gehören.  

Werden diese Daten in Bezug zur relevanten Be-
völkerungsgruppe unter sechs Jahren gesetzt, so 
weisen auch an dieser Stelle, ähnlich wie bei den 
Hilfen zur Erziehung, die kreisangehörigen und 
kreisfreien Städte höhere Inanspruchnahmequo-
ten auf als die Landkreise. 

Zu den 356 gewährten Hilfen nach § 19 SGB VIII 
kommen im Jahr 2017 landesweit weitere 12 Hil-
fen hinzu, welche für unbegleitete minderjährige 
Ausländer gewährt wurden. 

Grafik 2.25 Anzahl der Unterbringungen in Gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder 
nach § 19 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2002, 2005, 2008, 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz 
(absolute Fallzahlen)
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2.7 Kernbefunde  
Hilfen zur Erziehung unterstützen und ergänzen 
heute eine Vielzahl von Familien im Hinblick auf 
ihre Erziehungstätigkeit. Dies zeigt die abschlie-
ßende Zusammenfassung der wichtigsten Ergeb-
nisse. 

Inanspruchnahme der Hilfen zur Erziehung in 
Rheinland-Pfalz 

■■ Im Berichtsjahr 2017 wurden in Rhein-
land-Pfalz 26.838 Hilfen zur Erziehung nach 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII gewährt. 

■■ Seit Beginn der Erhebung im Jahr 2002 sind 
die Fallzahlen der erzieherischen Hilfen lan-
desweit um 11.468 Hilfen und damit um rund 
75 % angestiegen. 

■■ Der größte Fallzahlzuwachs fand dabei ins-
besondere im Zeitraum 2002 bis 2010 statt, 
seitdem kann für Rheinland-Pfalz ein Über-
gang von einer Expansions- in eine Konso-
lidierungsphase festgestellt werden – im 
Jahresvergleich 2016/2017 haben sich die 
Fallzahlen nur um 1,1 % oder 300 Hilfen zur 
Erziehung erhöht.

■■ Zusätzlich zu den 26.838 Hilfen zur Erzie-
hung wurden im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz 
weitere 3.562 Hilfen für unbegleitete minder-
jährige Ausländer gewährt. 

■■ Entsprechend der Expansion der Fallzah-
len im Bereich der Hilfen zur Erziehung seit 
Beginn der Erhebung im Jahr 2002 zeigen 
sich auch bei den Aufwendungen für diese 
Hilfen Steigerungen. Wurden im Jahr 2005 in 
Rheinland-Pfalz noch rund 232 Millionen Euro 
für erzieherische Hilfen nach §§ 27 Abs. 2, 
29 bis 35, 41 SGB VIII aufgewendet, so waren 
es im Jahr 2017 rund 412 Millionen Euro. 

■■ Werden die 26.838 gewährten Hilfen zur 
Erziehung in Bezug zur rheinland-pfälzischen 
Bevölkerung unter 21 Jahren gesetzt, so zeigt 
sich, dass im Jahr 2017 rund 3 % der Kinder 
und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz Unter-
stützung durch die Hilfen zur Erziehung er-
halten haben. 

■■ Werden die 412 Millionen Euro Gesamtauf-
wendungen im Bereich der erzieherischen 
Hilfen auf die relevante Bevölkerungsgruppe 
unter 21 Jahren bezogen, so ergeben sich 
landesweit Pro-Kopf-Ausgaben von knapp 
520 Euro. 

Hinter der beschriebenen Expansion der Hilfen zur 
Erziehung in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 
bis 2010 sowie dem Übergang in eine Konsolidie-
rungsphase ab dem Jahr 2011 bis zum aktuellen 
Erhebungszeitraum 2017 lassen sich sehr unter-
schiedliche Entwicklungen und Faktoren beob-
achten. Eine vertiefende Analyse der Daten des 
Projekts „Qualitätsentwicklung durch Berichtswe-
sen“ in Rheinland-Pfalz weist dabei im langfristi-
gen Vergleich auf Veränderungen in drei zentralen 
Bereichen hin: 1. Interkommunale Disparitäten, 
2. Veränderung in Inanspruchnahme und Gewäh-
rungspraxis sowie 3. Veränderung der Zielgruppe / 
Zielgruppenmerkmale. 

1. Interkommunale Disparitäten

Die Betrachtung der Inanspruchnahmequoten und 
deren Entwicklung im interkommunalen Vergleich 
weist auf strukturelle Unterschiede zwischen 
kreisfreien und kreisangehörigen Städten sowie 
den Landkreisen in Rheinland-Pfalz hin: 

■■ In der langfristigen Entwicklung der Eckwerte 
erzieherischer Hilfen im Zeitraum 2002 bis 
2017 fällt insbesondere in den Landkreisen 
und kreisangehörigen Städten die Zunahme 
der Eckwerte im Vergleich mit den kreisfreien 
Städten deutlich stärker aus. 
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■■ Ein Erklärungsmoment dafür wird bei der 
Betrachtung des Ausgangsniveaus der Inan-
spruchnahme von erzieherischen Hilfen im 
Jahr 2002 deutlich. Erhielten in den rhein-
land-pfälzischen Landkreisen im Jahr 2002 
13,4 je 1.000 unter 21-Jährige eine Hilfe zur 
Erziehung, so waren es in den kreisfreien und 
kreisangehörigen Städten mit 26,4 bzw. 22,6 
annähernd doppelt so viele. 

■■ Der Blick auf den Ist-Stand im Jahr 2017 im 
interkommunalen Vergleich bestätigt jedoch 
weiterhin eine deutlich höhere Inanspruch-
nahmequote erzieherischer Hilfen gem. 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII in Relation 
zur Bevölkerung unter 21 Jahren in den kreis-
freien und kreisangehörigen Städten (41,5 
bzw. 57,2) im Vergleich zu den Landkreisen 
(29,4) in Rheinland-Pfalz. 

■■ Ein bedeutender Teil der Differenzen zwischen 
den rheinland-pfälzischen Kommunen kann 
dabei auf die strukturellen Unterschiede 
dieser im Hinblick auf soziostrukturelle Be-
lastungsfaktoren zurückgeführt werden. Die 
Stadt-Land-Differenz ist eindeutig: Es gibt 
keinen Landkreis in Rheinland-Pfalz, der eine 
höhere Kinderarmutsgefährdungsquote auf-
weist als eine kreisfreie oder kreisangehörige 
Stadt (siehe Kapitel 7).  

■■ Gleichzeitig sind die soziostrukturellen Rah-
menbedingungen in kreisfreien bzw. kreis-
angehörigen Städten und Landkreisen nicht 
das einzige Erklärungsmoment (siehe Kapitel 
2.1). Eine Bewertung der Jugendamtsarbeit vor 
dem Hintergrund interkommunaler Dispari-
täten setzt mindestens die Verknüpfung von 
Daten, Einflussfaktoren und Rahmenbedin-
gungen vor Ort voraus. Interkommunale Ver-
gleiche müssen stets die Komplexität lokaler 
Bedingungen und die je individuelle Situation 
in einer Kommune berücksichtigen.

2. Inanspruchnahme und Gewährungspraxis  

Hilfesegmente der Hilfen zur Erziehung 

■■ Im Zuge des Ausbaus der Kinder- und Jugend-
hilfe hin zu familienunterstützenden Hilfen 
hat sich die Fallzahl der ambulanten Hilfen in 
Rheinland-Pfalz seit dem Jahr 2002 um 9.121 
Hilfen und damit um rund 177 % erhöht. 

■■ Die Fallzahlen der Fremdunterbringungen ha-
ben sich im Zeitraum 2002 bis 2017 ebenfalls 
erhöht, jedoch schwächer als im ambulanten 
Bereich. Während dabei die stationären Hilfen 
insbesondere zwischen den Jahren 2007 bis 
2012 angestiegen und ab dem Erhebungsjahr 
2013 leicht rückläufig sind, verzeichnet die 
Vollzeitpflege seit Beginn der Erhebung im 
Jahr 2002 einen stetigen Zuwachs. Die Voll-
zeitpflege hat in der langfristigen Betrachtung 
neben den ambulanten Hilfen die größten 
Fallzahlanstiege zu verzeichnen (58 %). 

■■ Der beschriebene Fallzahlanstieg im ambu-
lanten Bereich hat zur Folge, dass mittlerweile 
landesweit jede zweite Hilfe ambulant ge-
währt wird (53 %). Demgegenüber werden in 
rund 40 % der Fälle junge Menschen außer-
halb ihrer Familien fremduntergebracht. 

■■ Die landesweit 3.562 gewährten Hilfen für 
unbegleitete minderjährige Ausländer erfol-
gen zum Großteil (77 %) stationär. Die ambu-
lanten Hilfen (18 %) sowie die Vollzeitpflege 
(4 %) nehmen in diesem Zusammenhang 
einen deutlich geringeren Stellenwert ein. 

■■ Der Blick auf die Aufwendungen im Bereich 
erzieherischer Hilfen in Rheinland-Pfalz 
zeigt, dass von den landesweit investierten 
412 Millionen Euro über die Hälfte auf die 
stationären Hilfen nach § 34 SGB VIII ent-
fallen (53 %). Bezogen auf die Fallzahl wurde 
dagegen nur in jedem fünften Fall (20 %) in 
Rheinland-Pfalz ein junger Mensch in einem 
Heim oder einer betreuten Wohnform nach 
§ 34 SGB VIII fremduntergebracht. Entgegen-
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gesetzt verhält es sich bei der Betrachtung der 
ambulanten Hilfen nach §§ 29 bis 31 SGB VIII: 
Fast die Hälfte der Hilfen in Rheinland-Pfalz 
wurden im Jahr 2017 gemäß den Paragrafen 
29, 30 und 31 SGB VIII gewährt (49,2 %); der 
Anteil der entsprechenden Aufwendungen 
liegt jedoch nur bei rund 19 %. 

■■ Bei der Betrachtung des Stellenwerts der ein-
zelnen Hilfesegmente im Gesamtleistungs-
spektrum der Hilfen zur Erziehung lassen sich 
ebenfalls strukturelle Unterschiede zwischen 
den kreisfreien und großen kreisangehörigen 
Städten und den Landkreisen feststellen: Liegt 
der Anteil ambulanter Hilfen landesweit im 
Jahr 2017 bei rund 53 %, weisen die rhein-
land-pfälzischen Landkreise im Durchschnitt 
mit einem Anteil von 56 % einen höheren An-
teil auf als die kreisangehörigen Städte (52 %) 
und die kreisfreien Städte (48 %). Umgekehrt 
liegt der Anteil der Fremdunterbringungen im 
Durchschnitt der Landkreise im Jahr 2017 bei 
rund 38 %, während dieser Anteilswert in den 
kreisangehörigen Städten (rund 39 %) und 
den kreisfreien Städten (rund 44 %) höher 
ausfällt. 

Dauer der Hilfen zur Erziehung

■■ Bei der Mehrzahl der im Berichtsjahr 2017 be-
endeten Hilfen zur Erziehung handelte es sich 
um zeitlich kürzere Interventionen. Rund die 
Hälfte aller beendeten Hilfen hatte eine Lauf-
zeit von weniger als zwölf Monaten (50,1 %). 
Rund 15 % der beendeten Hilfen dauerten 
drei Monate, weitere 14 % wurden nach drei 
bis sechs Monaten beendet. Nur etwa 15 % 
aller Hilfen liefen länger als drei Jahre und 
nur ein ganz geringer Teil (6,2 %) weist eine 
Dauer von länger als fünf Jahren auf. 

■■ Dabei variiert die durchschnittliche Dauer 
der beendeten Hilfen in Abhängigkeit von der 
jeweiligen Hilfeart in erheblichem Maße: Teil-
stationäre Hilfen und Fremdunterbringungen 
weisen in der Regel längere Laufzeiten auf als 
ambulante Maßnahmen.  

3. Zielgruppenmerkmale 

Die Altersstruktur von jungen Menschen in den 
Hilfen zur Erziehung 

■■ Ältere Kinder und Jugendliche sind tendenziell 
stärker in den Hilfen zur Erziehung vertreten 
als jüngere Kinder. Die am stärksten vertre-
tenen Altersgruppen sind die 12- bis unter 
15-Jährigen (18,2 %) sowie die 9- bis unter 
12-Jährigen (17,8 %), dicht gefolgt von den 
9- bis unter 12-Jährigen (17,0 %). Annähernd 
jede sechste Hilfe wird mittlerweile für junge 
Kinder unter drei Jahren gewährt; weitere 
rund 12 % für Kinder im Alter von drei bis 
unter sechs Jahren. Am seltensten sind in den 
Hilfen zur Erziehung junge Volljährige (18 
Jahre und älter) vertreten (4 %). 

■■ Im Vergleich zu den Vorjahren weisen die 
Kinder unter drei Jahren die stärksten Fallzahl-
entwicklungen auf; deren Fallzahl hat sich in-
nerhalb von drei Jahren um rund 14 % erhöht. 
Auch die folgenden Altersgruppen der 3- bis 
unter 6-Jährigen, der 6- bis unter 9-Jährigen 
sowie der 9- bis unter 12-Jährigen verzeich-
nen noch deutliche Zuwächse in Bezug auf 
die Fallzahlen (plus 7 bis 8 %). Im Vergleich 
mit diesen jüngeren Altersgruppen sind die 
Fallzahlen bezogen auf die jungen Menschen 
im Alter von 12 bis unter 15 Jahren sowie 
der Jugendlichen von 15 bis unter 18 Jahren 
zurückgegangen. Entgegen den vorherigen 
Jahren war im Zeitraum 2014 bis 2017 erneut 
ein leichter Anstieg der Fallzahlen für junge 
Volljährige zu beobachten (plus 2,4 %). 
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Das Geschlechterverhältnis in den Hilfen zur Er-
ziehung 

■■ In den in Rheinland-Pfalz gewährten Hil-
fen zur Erziehung sind nach wie vor Jungen 
häufiger vertreten als Mädchen. Im Vergleich 
zu dem Erhebungsjahr 2014 zeigt sich dabei, 
dass die Hilfen für Jungen um rund 5 % ange-
stiegen sind; die Anzahl der Hilfen für Mäd-
chen hat sich im gleichen Zeitraum um rund 
7 % erhöht. Die Jungen sind damit weiterhin 
häufiger in den Hilfen zur Erziehung vertreten, 
die Mädchen weisen jedoch im betrachteten 
Zeitraum höhere Fallzahlentwicklungen auf.

■■ Auch hilfeartspezifisch zeigen sich weiter-
hin Unterschiede: Wenn Mädchen eine Hilfe 
erhalten, dann ist damit häufiger eine Fremd-
unterbringung verbunden. So ist etwa im 
Rahmen der Vollzeitpflege das Geschlechter-
verhältnis weitestgehend ausgeglichen. Auch 
im Bereich der Heimunterbringungen bzw. be-
treuten Wohnformen nach § 34 SGB VIII liegt 
der Anteil der weiblichen Hilfeempfangenden 
seit einigen Jahren konstant bei etwa 45 %.

■■ Demgegenüber überwiegen die Jungen nach 
wie vor bei der Erziehungsbeistandschaft 
(§ 30 SGB VIII), der Sozialen Gruppenarbeit 
(§ 29 SGB VIII) und insbesondere den Tages-
gruppen (§ 32 SGB VIII).

■■ Diese Unterschiede und Entwicklungen zeigen 
zweierlei: Nach wie vor ist es notwendig, die 
Zugangswege von Mädchen zu Hilfen zur 
Erziehung, vor allem im Bereich der ambu-
lanten und teilstationären Hilfen, geschlech-
tergerechter zu qualifizieren. Auf der anderen 
Seite deuten die Anstiege der Anteilswerte 
von Mädchen und jungen Frauen in den ge-
währten Hilfen zur Erziehung auf eine weitere 
Öffnung dieser Hilfen für Mädchen und eine 
zunehmende Sensibilisierung der Fachkräfte 
im Bereich der Sozialen Dienste für die an-
gesprochene Genderperspektive hin.

Junge Menschen mit Migrationshintergrund in 
den Hilfen zur Erziehung

■■ In den letzten Erhebungsjahren ist in Rhein-
land-Pfalz ein leichter Anstieg des Anteils von 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund 
in den erzieherischen Hilfen zu beobachten. 
Wurden im Jahr 2011 rund 16 % aller Hilfen 
zur Erziehung für junge Menschen mit Migra-
tionshintergrund gewährt, waren es im Jahr 
2017 knapp 20 %. 

■■ Damit richtete sich in Rheinland-Pfalz im Jahr 
2017 jede fünfte Hilfe zur Erziehung an junge 
Menschen mit einem Migrationshintergrund.

■■ Die Daten der amtlichen Statistik zeigen, dass 
in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 der Anteil von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund bei rund 38 % liegt (vgl. Statis-
tisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2018). 
Anhand dieser Betrachtung deutet sich an, 
dass die jungen Menschen und Familien mit 
Migrationshintergrund gemessen an ihrem 
Anteil in der Gesamtbevölkerung in den Hil-
fen zur Erziehung unterrepräsentiert sind.

■■ Am seltensten sind junge Menschen mit 
Migrationshintergrund in der Vollzeitpflege 
nach § 33 SGB VIII (14 %) vertreten, dicht 
gefolgt von den teilstationären Hilfen nach 
§ 32 SGB VIII sowie der stationären Unter-
bringung nach § 34 SGB VIII (15 % bzw. 
19 %). Deutlich höher fallen demgegenüber 
die Anteilswerte der jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund in den ambulanten 
Hilfen aus. Am häufigsten sind junge Men-
schen mit Migrationshintergrund in der Sozia-
len Gruppenarbeit nach § 29 SGB VIII (29 %) 
vertreten. 

■■ Die Ergebnisse zeigen, dass junge Menschen 
mit Migrationshintergrund zu einem nicht 
geringen Anteil auch in den Erziehungshilfen 
zu finden sind, wenn auch mit hilfeartspe-
zifisch deutlichen Unterschieden. Dennoch 
liegt ihr Anteil in den erzieherischen Hilfen 
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weiterhin unter ihrem Bevölkerungsanteil in 
Rheinland-Pfalz. Die Kinder- und Jugendhilfe 
wird mittel- und langfristig aufgefordert sein, 
migrationssensible Angebote, welche Unter-
schiede weder manifestieren noch ausblen-
den, zu gestalten. Dazu gehören Strategien 
wie beispielsweise die Akquise von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern mit Migrationshin-
tergrund sowie die Stärkung der interkulturel-
len Kompetenzen aller Mitarbeitenden. 

Weitere Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe: Gemeinsame Wohnformen für Mütter/
Väter und Kinder nach § 19 SGB VIII 

■■ Im Jahr 2017 wurden landesweit 356 Hilfen 
nach § 19 SGB VIII durch die rheinland-pfäl-
zischen Jugendämter gewährt. Im Vergleich 
dazu waren es im Jahr 2002 51 Hilfen. Die 
Fallzahlen in diesem Leistungsbereich fallen 
damit im Jahr 2017 sieben Mal höher aus als 
noch 15 Jahre zuvor. 

■■ Zu den 356 gewährten Hilfen nach 
§ 19 SGB VIII kommen im Jahr 2017 landes-
weit weitere 12 Hilfen für unbegleitete min-
derjährige Ausländer hinzu. 

■■ Bezogen auf die Bevölkerung unter sechs 
Jahren weisen auch an dieser Stelle, ähnlich 
wie bei den Hilfen zur Erziehung, die kreisan-
gehörigen und kreisfreien Städte höhere Inan-
spruchnahmequoten auf als die Landkreise. 
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3. EINGLIEDERUNGSHILFEN 
GEM. § 35A SGB VIII
Das folgende Kapitel beschreibt die Fallzahl- und Ausgabenentwicklung der Ein-
gliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII in Rheinland-Pfalz. Anspruch auf Eingliede-
rungshilfen haben junge Menschen mit (drohender) seelischer Behinderung und 
Teilhabeeinschränkung. Zunächst wird ein kursorischer Blick auf die (fachlichen) 
Hintergründe dieser Hilfeform geworfen (3.1), bevor die Binnenstruktur der Ein-
gliederungshilfen (3.2), die bevölkerungsrelativierte Entwicklung und die regio-
nale Verteilung (3.3) sowie die in Anspruch nehmenden jungen Menschen (3.4) 
genauer betrachtet werden. In (3.5) werden die Bruttoaufwendungen der Jugend-
ämter für Eingliederungshilfen in ihrer Ausprägung und Entwicklung vorgestellt. 
Im anschließenden Exkurs (3.6) wird der Blick geweitet, und es werden erste Zah-
len zu Minderjährigen mit geistiger und/oder körperlicher Behinderung, die eine 
Eingliederungshilfe nach dem sechsten Kapitel des SGB XII erhalten, dargestellt. 
Abschließend werden die zentralen Erkenntnisse und Befunde zusammengefasst 
(3.7).

3.1 Entwicklung und Stand der Eingliederungshilfe 
gem. § 35a SGB VIII
Die UN-Behindertenrechtskonvention wirkte 
als Katalysator für die Eingliederungshilfe

Vor 10 Jahren, am 24. Februar 2009, ratifizierte 
die Bundesrepublik Deutschland die UN-Be-
hindertenrechtskonvention. Damit hat sich die 
Bundesrepublik verpflichtet, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, 
dass Kinder und Jugendliche mit Behinderung(-en) 
gleichberechtigt alle Menschenrechte und 
Grundrechte genießen können (§ 7 UN BRK), 
was auch die Teilhabe am Bildungssystem be-
trifft (§ 24 UN-BRK). „Nach dem Verständnis der 
UN-Behindertenrechtskonvention kann sich aus 
einer Beeinträchtigung in Wechselwirkung mit 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren eine 
Behinderung der Teilhabe entwickeln“ (Rohrmann 
& Weinbach 2017: 9).

Ein Baustein zur Ermöglichung der Teilhabe von 
jungen Menschen ist die Eingliederungshilfe 

gem. § 35a SGB VIII, die 1993 als eigenständige 
Leistung in das SGB VIII eingeführt wurde. An-
spruch auf eine Eingliederungshilfe haben junge 
Menschen, wenn ihre seelische Gesundheit mit 
hoher Wahrscheinlichkeit für mehr als sechs 
Monate von dem für ihr Lebensalter typischen 
Zustand abweicht und daher ihre Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder 
eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist 
(§ 35a SGB VIII Abs. 1). Damit ist die Anforderung 
für den Anspruch auf eine Eingliederungshilfe 
gem. § 35a SGB VIII zweigeteilt in die Teilhabe-
beeinträchtigung und die medizinische Diagnose 
einer seelischen Behinderung nach „International 
Statistical Classification of Diseases and Related 
Health Problems“ (ICD-10) (vgl. Münder et al. 
2017: 422). Die Ausgestaltung der Eingliederungs-
hilfe für junge Menschen mit (drohender) seeli-
scher Behinderung ist vielfältig. Sie kann ambu-
lant, teilstationär oder stationär gewährt werden. 
Eine besondere Form der ambulanten Eingliede-
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rungshilfe ist die Frühförderung, die in der Regel 
für Kinder im Vorschulalter gewährt wird. Als 
Teilform der ambulanten Hilfen haben im Kontext 
der Umsetzung der UN-BRK insbesondere Ein-
gliederungshilfen, die am Ort Schule durchgeführt 
werden, quantitativ an Bedeutung gewonnen.

Seit 10 Jahren steigt die Anzahl der Eingliede-
rungshilfen in Rheinland-Pfalz 

Die Anzahl der Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII hat sich in Rheinland-Pfalz im 
lang- sowie kurzfristigen Vergleich deutlich er-

höht. Im Jahr 2017 wurden insgesamt 7.568 Hilfen 
für junge Menschen mit (drohender) seelischer 
Behinderung gewährt, was in etwa der Anzahl 
der Fälle im Jahr 2016 entspricht. 2009, im Jahr 
der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention durch die Bundesrepublik, lag die absolute 
Anzahl der Eingliederungshilfen in Rheinland-Pfalz 
bei 5.357. Bis zum Jahr 2017 lässt sich somit eine 
Steigerung um rund 41 % feststellen. Von 2009 
bis 2017 zeigt sich eine kontinuierliche Steigerung 
der Fallzahlen der Eingliederungshilfe in Rhein-
land-Pfalz. 

Grafik 3.1: Anzahl der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII (inkl. Frühförderfälle; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) in den Jahren 
2002 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Fallzahlen)

Die Fallzahlsteigerung in Rheinland-Pfalz liegt 
unterhalb der bundesweiten Entwicklung. Im Jahr 
2010 erhielten bundesweit 56.903 junge Men-
schen unter 21 Jahren eine Eingliederungshilfe 
gem. § 35a SGB VIII. 

Ihre Anzahl stieg bis zum Jahr 2016 auf 94.166, 
was einem Plus von rund 72 % entspricht 
(Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 
2018: 80). Im gleichen Zeitraum ist die Anzahl der 
Hilfen in Rheinland-Pfalz um rund 23 % gestie-
gen. 
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Ohne Betrachtung der Frühförderfälle und Ein-
gliederungshilfen für junge Volljährige wurden 
in Rheinland-Pfalz im Jahr 2016 rund 9,5 Hilfen 
pro 1.000 der 6- bis unter 18-Jährigen gewährt.7 
Damit liegt Rheinland-Pfalz leicht oberhalb des 
bundesweiten Durchschnitts (8,9). Den höchs-
ten Eckwert weist Brandenburg mit 11,8 und den 
niedrigsten Hamburg mit 3,0 auf (Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendhilfestatistik 2018: 81).

Immer mehr Jugendämter verfügen über einen 
spezialisierten Sonderdienst für Eingliede-
rungshilfen

Auf die mit dem Fallzahlanstieg verbundenen 
Herausforderungen reagieren die rheinland-pfälzi-
schen Jugendämter unter anderem mit dem Aus-
bau eines entsprechend spezialisierten Sozialen 
Dienstes, um die individuellen Teilhabebedarfe 
abzuklären und inklusive Lösungen auf infrastruk-
tureller Angebotsebene zu schaffen. Somit ver-
fügen 23 der 41 Jugendämter in Rheinland-Pfalz 
im Jahr 2017 über einen solchen spezialisierten 
Sozialen Dienst. Im Jahr 2017 wurden für diese 
Aufgaben rund 33 Vollzeitstellenäquivalente in 
den spezialisierten Sozialen Diensten durch die 
Jugendämter in Rheinland-Pfalz vorgehalten. Im 
Jahr 2009 waren es hingegen 13 Jugendämter mit 
einer Summe von 9,4 Vollzeitstellenäquivalenten 
(ohne Grafik).

7	� Die bundesweiten Daten werden zur besseren Vergleichbarkeit von der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfesta-
tistik ohne Frühförderfälle und Eingliederungshilfen für junge Volljährige angegeben. Hintergrund ist, „dass 
für diese Hilfen in den Ländern mitunter voneinander abweichende Abgrenzungsregelungen im Verhältnis zu 
Leistungen der Sozialhilfe, der Krankenkassen, aber auch des Bildungswesens bestehen“ (Arbeitsstelle Kinder- 
und Jugendhilfestatistik 2018: 48).

Die Anzahl der Eingliederungshilfen ist seit 
2009 deutlich stärker gestiegen als die Anzahl 
der Hilfen zur Erziehung

Im Vergleich zur Fallzahlentwicklung der Einglie-
derungshilfen stiegen die Fallzahlen der Hilfen zur 
Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII, 
laufend und beendet, ohne umA) von 24.010 
auf 26.838, also um 11,8 %. Die Fallzahlen der 
Eingliederungshilfe sind damit deutlich stärker 
gestiegen als die der Hilfen zur Erziehung. Doch 
auch im mittelfristigen Zeitvergleich lässt sich ein 
Fallzahlanstieg im Bereich der Eingliederungshilfe 
beobachten. Im Jahr 2014 wurden 6.681 dieser 
Hilfen für junge Menschen gewährt, womit bis 
zum aktuellen Berichtsjahr 2017 eine Steigerung 
von 13,3 % vorliegt. Abzuwarten bleibt, ob die 
relative Stagnation der Fallzahlen von 2016 zu 
2017 sich auch in den kommenden Berichtsjahren 
wird beobachten lassen oder ob sich der Fallzahl-
anstieg nach einer kurzen „Pause“ fortsetzen wird. 
Die bundesweiten Entwicklungen lassen darauf 
schließen, dass die Fallzahlen weiter steigen 
werden.
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3.2 Die Binnenstruktur und Dauer der Eingliederungs-
hilfe gem. § 35a SGB VIII
Um die Fallzahlentwicklung genauer zu erklären, 
werden im Folgenden die Binnenstruktur der 
Eingliederungshilfen, die bevölkerungsrelativierte 
Entwicklung, die regionale Verteilung sowie die in 
Anspruch nehmenden jungen Menschen genauer 
betrachtet.

Die Eingliederungshilfe kann in unterschiedli-
chen Formen bedarfsgerecht gestaltet werden

Die Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII kann 
je nach Bedarf des in Anspruch nehmenden jun-
gen Menschen unterschiedlich ausgestaltet sein. 
Welche Hilfeart die geeignete und notwendige 
ist, wird von den Jugendämtern im Einzelfall unter 
Mitwirkung der Hilfeempfangenden abgewogen 
(Münder et al. 2019: 433). 

Sie kann in Form einer Frühförderung durchge-
führt werden. Diese findet in Rheinland-Pfalz in 
der Regel in einem Sozialpädiatrischem Zentrum 
statt, kann aber auch mobil aufsuchend erbracht 
werden. Die Frühförderung ist eine Komplex-
leistung für Kinder bis zur Einschulung und somit 
eine Kombination von heilpädagogischen und 
psychologischen mit sozialpädiatrischen und 
medizinisch-therapeutischen Maßnahmen. Die 
komplexe Leistungserbringung antizipiert, dass 
die Art(en) der (drohenden) Behinderung(en) und 
altersuntypische Entwicklungsherausforderungen 
im Vorschulalter nicht trennscharf voneinander zu 
unterscheiden sind. 

Ambulante Hilfen umfassen bspw. „alle Be-
ratungs- und therapeutischen Leistungen, die 
von Beratungsstellen, in psychologischen oder 
ärztlichen Praxen, in interdisziplinären Früh-
förderstellen (...) erbracht werden“ (Münder et 
al. 2019: 433). Außerdem können sie in Kinder-
tageseinrichtungen oder an Schulen in Form von 
Begleitungen durchgeführt werden. Teilstationäre 
Hilfen sind häufig integrative oder spezialisier-
te Kindertageseinrichtungen oder Tagesgrup-
pen. Stationäre Hilfen sind Hilfen über Tag und 
Nacht, die im Rahmen eines abgestimmten 
Konzeptes verschiedene Problemlagen bearbei-
ten (Münder et al. 2019: 433f). Die stationäre 
Unterbringung im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe (§ 35a SGB VIII) unterscheidet sich in ihren 
Zielen, ihrer Ausgestaltung und in ihrem Zugang 
von Fremdunterbringung in einer Pflegefamilie 
(§ 33 SGB VIII) und einer betreuten Wohnform 
bzw. in einem Heim (§ 34 SGB VIII).

Im Rahmen der Hilfen zur Erziehung §§ 27ff SGB 
VIII werden notwendige und geeignete Hilfen ge-
währt, wenn das Wohl des Kindes in der Erziehung 
nicht sichergestellt ist. Eine Eingliederungshilfe 
gem. § 35a SGB VIII wird gewährt, wenn eine 
(drohende) seelische Behinderung vorliegt und 
die Teilhabe des jungen Menschen beeinträchtigt 
ist. Während die Fremdunterbringungen gem. 
§§ 33, 34 SGB VIII insbesondere im Kontext von 
Kinderschutz auftreten, ist das vornehmliche Ziel 
der Eingliederungshilfe, die durch eine (drohende) 
seelische Behinderung beeinträchtigte Teilhabe zu 
fördern bzw. sicherzustellen (z. B. durch stationäre 
Wohnangebote am Standort einer passgenauen 
Bildungseinrichtung).

Eingliederungshilfen werden hauptsächlich 
ambulant und als Frühförderung in Anspruch 
genommen 
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Grafik 3.2: Anzahl der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII (inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) nach Art der Hilfe in den Jahren 
2015 und 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Fallzahlen)8
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8	� Die Summe der abgebildeten Fälle entspricht nicht der in Grafik 5.1 angegeben Gesamtfallzahl. Nicht 
alle Jugendämter konnten im aktuellen Berichtsjahr die Eingliederungshilfen differenziert nach Hilfeform 
ausweisen. Im Gegensatz zu anderen Zeitreihenvergleichen in diesem Bericht werden Eingliederungshilfen 
in ihrer Entwicklung von 2015 zu 2017 betrachtet. Der Grund dafür ist die Verfügbarkeit der entsprechenden 
Daten.

Die häufigste Form der gewährten Eingliede-
rungshilfen gem. § 35a SGB VIII ist ambulant, 
außerhalb von Kindertageseinrichtungen oder 
Schulen. Mit 2.785 Fällen sind dies rund 37,4 % 
aller Eingliederungshilfen im Jahr 2017. Frühför-
derfälle machen rund 31,4 % des Fallvolumens 
in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 aus. Absolut sind 
es insgesamt 2.333 Hilfen. Am dritthäufigsten 
wird die Eingliederungshilfe in ambulanter Form 
an Schulen erbracht. Die insgesamt 1.451 Fälle 
machen im Jahr 2017 rund 19,5 % aller Hilfen aus. 
Geringere Anteile in der Binnenstruktur der Ein-
gliederungshilfen nehmen stationäre (531; 7,1 %), 
teilstationäre (194; 2,6 %) und Hilfen an Kitas 
(147; 2,0 %) ein.

Der Fallzahlanstieg von Integrationshilfen in 
der Schule erklärt die Hälfte der Steigerung 
von 2015 zu 2017

Zwischen 2015 und 2017 ist die Gesamtfallzahl 
der Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII in 
Rheinland-Pfalz von 7.072 auf 7.528 gestiegen. 
Diese Entwicklung entspricht einem Wachstum 
von 7,3 % und verteilt sich unterschiedlich auf die 
Differenzierungsformen dieser Hilfe. Während die 
ambulanten Hilfen an Kitas (plus minus 0,0 %), 
die Frühförderfälle (plus 1,3 %) und ambulanten 
Hilfen ohne Kita und Schule (plus 3,6 %) nicht 
oder nur unterdurchschnittlich gestiegen sind, 
liegt der Anstieg der stationären (plus 9,0 %) 
und der teilstationären Eingliederungshilfen (plus 
14,8 %) oberhalb des gesamten Anstiegs der 
Hilfeform. 
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Den größten relativen und absoluten Zuwachs 
weisen die ambulanten Hilfen an Schulen auf. 
Ihre Fallzahl steigt von 2015 zu 2017 von 1.176 
auf 1.451 laufende und beendete Hilfen an, was 
einem Plus von 275 Fällen oder 23,4 % entspricht. 
Damit ist mehr als die Hälfte des Fallzahlzuwach-
ses von 2015 zu 2017 durch die Entwicklung der 
Integrationshilfen am Ort Schule zu erklären. Die 
Eingliederungshilfe hat somit ein starkes Wachs-
tum zu verzeichnen, das in starkem Maße auf die 
Hilfen am Ort Schule zurückzuführen ist.

Die durchschnittliche Dauer von Eingliede-
rungshilfen ist seit 2015 gesunken

Neben der Veränderung der Binnenstruktur lassen 
sich auch Veränderungen in der Dauer von Einglie-
derungshilfen gem. § 35a SGB VIII (ohne Früh-
förderfälle) beobachten. Der Anteil der beendeten 
Hilfen, die innerhalb der ersten sechs Monate be-
endeten wurden, ist von 13,4 % auf 17,9 % gestie-
gen. Der Anstieg ist sowohl für die ambulanten 
als auch die teilstationären und stationären Hilfen 
feststellbar (ohne Grafik). Im Jahr 2017 wurde 
somit mehr als jede sechste Eingliederungshil-
fe innerhalb der ersten sechs Monate beendet. 
Gleichzeitig ist auch der Anteil der Hilfen gestie-
gen, die drei bis unter 5 Jahre bei der Beendigung 
angedauert haben. Im Jahr 2017 werden Hilfen 
seltener mit einer Laufzeit zwischen 12 und unter 
36 Monaten beendet (48,9 %) als dies noch im 
Jahr 2015 der Fall war (55,0 %). Mit diesen Ent-
wicklungen hat sich die durchschnittliche Dauer 
der Eingliederungshilfe von 23,5 Monaten im Jahr 
2015 auf 22,9 Monate im Jahr 2017 reduziert.
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Grafik 3.3: Anteile der gruppierten Dauer von beendeten Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 
(ohne Frühförderfälle; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) im Vergleich der Jahre 2015 
und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent) 
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3.3 Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII im  
regionalen Vergleich
Die bevölkerungsrelativierte Inanspruchnahme 
von Eingliederungshilfen sinkt im Durchschnitt 
der kreisfreien Städte, während sie in den 
Landkreisen steigt

Der regionale Vergleich der Eingliederungshilfe 
gem. § 35a SGB VIII in Rheinland-Pfalz erfolgt 
über die bevölkerungsrelativierte Betrachtung der 
Fallzahlen. Der Eckwert wird angegeben in Anzahl 
der Hilfen pro 1.000 unter 21-Jährige.

Grafik 3.4 Anzahl der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII (inkl. Frühförderfälle; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) in den Jahren 
2011 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Oben wurde gezeigt, dass sich die absolute Anzahl 
der Eingliederungshilfen für junge Menschen seit 
dem 3. Landesbericht für Hilfen zur Erziehung 
(2011) deutlich erhöht hat. Gleiches gilt auch 
für die bevölkerungsrelativierte Anzahl der Ein-
gliederungshilfen. Grafik 3.4 zeigt, dass im Jahr 
2011 landesweit rund 7,9 Eingliederungshilfen pro 
1.000 unter 21-Jährige in Anspruch genommen 
wurden. Im Zeitraum der Jahre 2011 bis 2017 ist 
die Anzahl der Eingliederungshilfen pro 1.000 
unter 21-Jährige landesweit um rund 29 % auf 
9,5 Hilfen im Jahr 2017 gestiegen. Der Anstieg des 
Eckwerts der Landkreise fällt noch deutlicher aus, 
sodass dieser mit 10,2 nun über dem landeswei-
ten Durchschnittswert liegen. Auch der Eckwert 

der kreisangehörigen Städte ist deutlich gestiegen 
und liegt im Jahr 2017 bei 9,2. Auffällig ist die Ent-
wicklung des Eckwertes in den kreisfreien Städten. 
Seit dem Jahr 2012 nimmt dieser, mit Ausnahme 
des Jahres 2016, ab. Im Jahr 2017 liegt er mit 7,8 
deutlich unter dem landesweiten Durchschnitt. 
Die folgende Grafik zeigt die bevölkerungsrelati-
vierte Inanspruchnahme von Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII im Vergleich der Kommunen.
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Grafik 3.5: Anzahl der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII (inkl. Frühförderfälle; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) im kommuna-
len Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Es zeigen sich deutliche Unterschiede in der 
regionalen Verteilung der Eingliederungshilfen

Durchschnittlich werden in Rheinland-Pfalz rund 
9,5 Eingliederungshilfen (inkl. Frühförderfälle) pro 
1.000 junge Menschen unter 21 Jahren gewährt. 
Die spezifischen Durchschnitte der kreisangehö-
rigen (9,2) bzw. kreisfreien Städte (7,8) sowie den 
Landkreisen (10,2) liegen dabei auf deutlich unter-
schiedlichen Niveaus. Doch auch innerhalb der 
Aggregate zeigen sich auffällige regionale Unter-
schiede. So reicht die Spannweite des Eckwerts in 
den kreisfreien Städten von 2,6 in der kreisfreien 
Stadt Mainz bis zu 10,6 in der kreisfreien Stadt 
Trier. Dies gilt ebenso für die Landkreise, bei 
denen der Eckwert von 4,2 im Westerwaldkreis 
bis zu 20,8 im Landkreis Germersheim reicht. Die 
kreisangehörigen Städte weisen eine niedrigere 
Spannweite auf, die von 7,6 in der kreisangehöri-
gen Stadt Andernach bis zu 10,7 in der kreisange-
hörigen Stadt Idar-Oberstein reicht.

Unter der Annahme einer annähernd gleichen 
Prävalenz von seelischer Behinderung in den 
Jugendamtsbezirken scheinen andere Faktoren 
ursächlich für die regionale Differenzierung zu 
sein. Es ist anzunehmen, dass die Ursachen für 
die unterschiedliche Ausprägung des Eckwerts 
vielfältig sind: Organisationsformen und Gewäh-
rungspraxen der jeweiligen Jugendämter, Unter-
stützungs- und Hilfeinfrastruktur, diagnostisches 
Handeln und Verweisungspraxis von Ärztinnen 
und Ärzten, sozialstrukturelle Rahmenbedingun-
gen, Trägerlandschaft und andere Faktoren. Noch 
existiert kein Forschungsstand, der eindeutig die 
regionalen Unterschiede erklären kann. Umso 
wichtiger ist der Blick auf die konkreten kommu-
nalen Rahmenbedingungen zur Interpretation der 
dargestellten Daten.
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3.4 Zielgruppen der Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII
Männliche 6- bis unter 12-Jährige als größte 
Zielgruppe der Eingliederungshilfe

Die Eingliederungshilfe für junge Menschen mit 
(drohender) seelischer Behinderung und Teilha-
beeinschränkung wird im Folgenden hinsichtlich 
Alter, Geschlecht und Migrationshintergrund der 
jungen Menschen betrachtet, die sie in Anspruch 

nehmen. Zwar konnten nicht alle Jugendäm-
ter diese Hilfe nach den genannten Merkmalen 
differenziert ausweisen, es zeigt sich dennoch ein 
repräsentatives Bild für Rheinland-Pfalz. Nicht 
berücksichtigt werden in der folgenden Darstel-
lung die gewährten Frühförderungen für Kinder im 
Vorschulalter.

Grafik 3.6: Anzahl der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII (ohne Frühförderfälle; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) nach Alter 
und Geschlecht bei Beginn der Hilfe im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Fallzahlen) (n=3.385)
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Grafik 3.6 bildet das Alter und das Geschlecht der 
jungen Menschen bei Beginn von Eingliederungs-
hilfen ab, die im Jahr 2017 liefen oder beendet 
wurden. Bei Beginn der Hilfe waren die meisten 
jungen Menschen 6 bis unter 12 Jahre alt. Mehr 
als die Hälfte (62,1 %) aller im Jahr 2017 laufen-
den oder beendeten Hilfen wurden im Alter von 6 
bis unter 12 Jahren begonnen. Eingliederungshil-
fen wurden seltener für unter 6-Jährige gewährt, 
da diese Altersgruppe sich mit den Fällen der 
Frühförderung überschneidet. 

Ebenfalls verhältnismäßig selten begannen 
Eingliederungshilfen für junge Menschen ab 12 
Jahren.

Männliche junge Menschen sind mit einer In-
anspruchnahme von rund 76 % (2.565) deut-
lich im Hilfespektrum überrepräsentiert. Das 
Geschlechtsverhältnis ist bei den unter 3-Jähri-
gen (67,6 %) und den 15- bis unter 18-Jährigen 
(62,7 %) sowie den 18- bis unter 21-Jährigen 
(55,1 %) zwar ausgeglichener, wobei die männli-
chen jungen Menschen auch hier die Mehrzahl der 
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Inanspruchnehmenden stellen. Neben der Ge-
schlechtszugehörigkeit wurde im Jahr 2017 auch 
das Vorhandensein eines Migrationshintergrundes 
abgefragt, wie die folgende Grafik zeigt.

Junge Menschen mit Migrationshintergrund sind 
in der Eingliederungshilfe unterrepräsentiert

Die Eingliederungshilfe wird in 88,8 % von jungen 
Menschen ohne Migrationshintergrund in An-
spruch genommen. Dementsprechend haben 
11,2 % der Inanspruchnehmenden einen Migra-
tionshintergrund. Im Vergleich zu den Hilfen zur 

Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) 
ist der Anteil junger Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII deutlich geringer. In der Gesamt-
bevölkerung betrug der Anteil von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund im 
Jahr 2017 37,8 % (vgl. Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2018a). Junge Menschen mit 
Migrationshintergrund sind demnach sowohl in 
den Hilfen zur Erziehung als auch in den Einglie-
derungshilfen unterrepräsentiert, bei letzteren in 
noch stärkerem Maße.

Grafik 3.7: Anteil der jungen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund in den im Jahr 2017 been-
deten und am 31.12.2017 laufenden Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII (ohne Frühförderfälle; inkl. 
junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII; ohne umA) und den Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 35a, 
41 SGB VIII; ohne umA) in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Mit Blick auf Alter, Geschlecht und Migrations-
hintergrund der jungen Menschen in der Einglie-
derungshilfe lässt sich feststellen, dass bestimmte 
Merkmale überrepräsentiert sind. Die größte 
Zielgruppe der Eingliederungshilfen sind junge 
Menschen zwischen 6 und unter 12 Jahren, die 
männlich sind und über keinen Migrationshinter-
grund verfügen. Im Gegensatz zur Grundgesamt-
heit aller jungen Menschen in Rheinland-Pfalz 
sind damit Mädchen und junge Menschen mit 
Migrationshintergrund in den Eingliederungs-
hilfen unterrepräsentiert. Aus dieser Selektivität 

der Eingliederungshilfe ergeben sich unterschied-
liche fachliche Fragestellungen. Gibt es Bedarf an 
Eingliederungshilfen bei Mädchen und Kindern 
mit Migrationshintergrund, der derzeit nicht er-
kannt wird? Welche Personen oder Institutionen 
regen besonders häufig diese Hilfe an? Wie kann 
die Infrastruktur zur Vermeidung von Barrieren 
qualifiziert werden? Die fachlich-konzeptionelle 
Beantwortung dieser und weiterer Fragen ist eine 
der großen Herausforderungen für die Kinder- und 
Jugendhilfe in den kommenden Jahren.
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3.5 Ausgaben für Eingliederungshilfen nach 
§ 35a SGB VIII
Die Aufwendungen für Eingliederungshilfen 
für junge Menschen mit (drohender) seelischer 
Behinderung haben sich in Rheinland-Pfalz seit 
2005 verdreifacht

Die Fallzahlen der Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII hat sich von 2014 zu 2017 deutlich 
erhöht. Hintergrund dieser Entwicklung ist unter 
anderem der Anspruch, die Teilhabe für junge 

Menschen mit (drohender) seelischer Behinde-
rung zu gewährleisten und Zugänge zu inklusiven 
Angeboten zu ermöglichen, gerade im Kontext 
der UN-BRK und der politischen sowie fachlichen 
Diskurse. Gleichzeitig sind auch die Aufwendun-
gen für diese Hilfeform gestiegen, wie die unten 
stehende Grafik zeigt.

Grafik 3.8: Ausgaben für Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII in den Jahren 2005, 2008, 2011, 2014 
und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Millionen Euro)
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Die Aufwendungen für Eingliederungshilfen nach 
§ 35a SGB VIII (inklusive Frühförderfälle) im 
Jahr 2017 belaufen sich in Rheinland-Pfalz auf 
66 Millionen Euro. Seit Beginn der Erhebung im 
Jahr 2005 ist ein stetiger Anstieg der Ausgaben 
festzustellen: In zwölf Jahren erhöhten sie sich 
insgesamt um 203 % – im selben Zeitraum seit 
2005 sind die Fallzahlen der Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII um 44 % gestiegen. Er-
klärungsgründe, weshalb die Aufwendungen für 
Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII (inklu-
sive Frühförderfälle) stärker angestiegen sind als 
die Fallzahlen, sind unter anderem die steigende 
Anzahl von kostenintensiveren Fällen und sowie 
steigende Falldauern. Darüber hinaus scheint ein 

gewichtiger Faktor die Professionalisierung im Be-
reich der Eingliederungshilfe zu sein, in dem Sinne, 
dass häufiger Fachkräfte im Rahmen der Hilfe ein-
gesetzt werden und z. B. auch Zeitressourcen für 
die Arbeit im Team vorgehalten werden. 

Die Pro-Kopf-Aufwendungen für Eingliede-
rungshilfen sind deutlich gestiegen und liegen 
in den Landkreisen unterhalb der kreisfreien 
Städte
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Grafik 3.9: Pro-Kopf-Ausgaben für Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII in den Jahren 2011, 2014 
und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Euro) 
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Die Brutto Pro-Kopf-Ausgaben für Eingliederungs-
hilfen nach § 35a SGB VIII (inkl. Frühförderfälle) 
in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 belaufen sich im 
Landesdurchschnitt auf rund 83 Euro pro Kind 
bzw. Jugendlichen unter 21 Jahren. Auch hier sind 
die Diskrepanzen zwischen den kreisfreien Städten 
und den Landkreisen deutlich: Während in den 
Landkreisen pro jungem Menschen im Alter von 
unter 21 Jahren rund 78 Euro aufgewandt werden, 
sind es mit rund 101 Euro in den kreisfreien Städ-
ten erheblich mehr. Die großen kreisangehörigen 
Städte weisen im Jahr 2017 deutlich niedrigere 
Ausgaben auf als die Landkreise (rund 57 Euro 
gegenüber 78 Euro). 

Auffällig ist darüber hinaus, dass die Spann-
weite der Pro-Kopf-Ausgaben für Hilfen nach 
§ 35a SGB VIII (inkl. Frühförderfälle) zwischen den 
einzelnen Kommunen sehr groß ausfällt: Sie reicht 
von 16,08 Euro bis hin zu 207,79 Euro je Kind bzw. 
Jugendlichen unter 21 Jahren (ohne Grafik).
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3.6 Exkurs: Junge Menschen mit Behinderung in 
Rheinland-Pfalz - statistische Annäherung an die  
Leistungen zur Förderung der Teilhabe
Paradigmenwechsel durch das Bundesteilhabe-
gesetz

Mit der (schrittweisen) Einführung des BTHG bis 
spätestens zum 1. Januar 2023 soll die Teilhabe 
und Selbstbestimmung von Menschen mit Behin-
derung gestärkt werden. Ab dem 1. Januar 2020 
werden Eingliederungshilfen für Menschen mit 
Behinderung aus dem Fürsorgesystem der Sozial-
hilfe in das Leistungsrecht des SGB IX überführt. 
Mit dieser gesetzlichen Grundlage geht auch ein 
Paradigmenwechsel in der rechtlichen Beschrei-
bung von Behinderung einher. Der reformierte 
Behinderungsbegriff des SGB IX versteht Behin-
derung nicht als ein individuelles Defizit, sondern 
„betrachtet eine gesundheitliche Beeinträchti-
gung im Zusammenspiel mit Kontextfaktoren so-
wie mit den Interessen und Wünschen des betrof-
fenen Menschen“ (Umsetzungsbegleitung BTHG 
2019). Das SGB IX geht von der wechselseitigen 
Wirkung von Barrieren, die in der Umwelt existie-
ren, mit der Sensibilität von Menschen gegenüber 
diesen Barrieren aus. Menschen mit Behinderung 
haben mit dieser Gesetzesnovellierung ein Recht 
auf Leistungen, die ihre Teilhabe sicherstellen.

Die Jugendämter als Rehabilitationsträger

Gleichzeitig gelten viele der neuen Regelungen 
auch für die Jugendämter als Rehabilitations-
träger, welche die Teilhabe von jungen Menschen 
insgesamt über die Leistungsbereiche hinweg 
im Blick haben sollen. Gemäß § 14 SGB IX sind 
die Jugendämter als Rehabilitationsträger dazu 
angehalten, zu prüfen, ob der eigene Leistungsbe-
reich ausreichend ist, um die Teilhabe des jungen 
Menschen sicherzustellen. Sind weitere Leistun-
gen bzw. Hilfen notwendig, ist ein Teilhabeplan-
verfahren gem. § 19 SGB IX einzuleiten. Sollte das 
Jugendamt einschätzen, dass es nicht zuständig 
ist, hat es den Antrag innerhalb von zwei Wochen 

an den zuständigen Rehabilitationsträger weiter-
zuleiten. Mit dieser Regelung sollen die Leistungs-
gewährung „aus einer Hand“ und eine personen-
orientiertere Leistungserbringung sichergestellt 
werden.

Die Zuständigkeit für unter 18-Jährige mit 
Behinderung liegt in Rheinland-Pfalz bei den 
kreisfreien Städten und Landkreisen

In Rheinland-Pfalz wurde am 13. Dezember 2018 
das Landesgesetz zur Ausführung des Bundesteil-
habegesetzes (AG BTHG) verabschiedet. Darin 
ist unter anderem geregelt, dass die kreisfreien 
Städte und Landkreise die Trägerschaft für Ein-
gliederungshilfen für junge Menschen unter 18 
Jahren bzw. bis zum Ende des Regelschulbesu-
ches übernehmen. Junge Menschen mit einer 
(drohenden) seelischen Behinderung und einer 
Teilhabeeinschränkung haben Anrecht auf eine 
Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII, wäh-
rend junge Menschen mit einer geistigen und/
oder körperlichen Behinderung Eingliederungs-
leistungen gem. § 54 SGB XII erhalten. Je nach 
Art der Behinderung sind derzeit unterschiedliche 
Rechtskreise für die Bedarfe von jungen Menschen 
zuständig. Im Zuge der „Inklusiven Lösung“ wurde 
bereits vielfach die Integration beider Leistungs-
bereiche unter dem Dach der Kinder- und Jugend-
hilfe diskutiert, wobei noch keine entsprechende 
Gesetzesnovellierung verabschiedet wurde. Durch 
das AG BTHG ist es den Kommunen möglich, im 
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung die 
Leistungserbringung für Eingliederungshilfen gem. 
SGB VIII und SGB XII organisatorisch neu zu ge-
stalten.

Die Informationen zu Leistungen für junge 
Menschen mit Behinderung kommen aus 
unterschiedlichen Datenquellen
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In diesem Exkurs wird ein kursorischer Blick 
auf ausgewählte Daten zu jungen Menschen 
mit Behinderung in Rheinland-Pfalz geworfen, 
um im Kontext der Einführung und Umsetzung 
des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) sowie der 
anstehenden Novellierung des SGB VIII erste 
Handlungsansätze für die Kinder- und Jugend-
hilfe zu identifizieren. Hierzu werden Daten aus 
unterschiedlichen Quellen, die auf unterschied-

9	� Der Grad der Behinderung (GdB) wird durch ein ärztliches Gutachten festgestellt, das die Funktionsdefizite 
einhergehend mit der Auswirkung der Behinderung auf die gesellschaftliche Teilhabe berücksichtigt. Der 
GdB kann zwischen 20 und 100 variieren und wird in Zehnerschritten gestaffelt. Die Gesetzesgrundlage 
bildet die Verordnung zur Durchführung des § 1 Abs. 1 und 3, des § 30 Abs. 1 und des § 35 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes (VersMedV).

lichen Erhebungslogiken und -methoden basieren, 
nebeneinander dargestellt. Diese Daten sind in 
einem strengeren Sinn nicht vergleichbar. Sie sol-
len vielmehr einen ersten Eindruck davon vermit-
teln, wie die Leistungen für junge Menschen mit 
Behinderung in Rheinland-Pfalz ausdifferenziert 
sind.

3.6.1 Junge Menschen mit Schwerbehinderung bzw. sonderpädagogi-
schem Förderbedarf in Rheinland-Pfalz

Es gibt verschiedene statistische Zugänge, um 
sich der Situation von jungen Menschen mit 
Behinderung in Rheinland-Pfalz zu nähern. Im 
Folgenden werden Ergebnisse des Mikrozensus, 
der Schwerbehindertenstatistik und der amtlichen 
Schulstatistik vorgestellt. Sie geben einen ersten 
Eindruck von Leistungen, die eine Vielzahl von 
jungen Menschen mit Behinderung erreichen. 

Die Anzahl der jungen Menschen mit Schwer-
behindertenausweis ist in Rheinland-Pfalz 
gestiegen und differenziert sich deutlich zwi-
schen den Jugendamtsbezirken aus

Der Mikrozensus erfasst alle vier Jahre Merkmale 
zu Menschen mit Behinderung. Bei dieser Er-
hebung handelt es sich um die umfassendste 
Annäherung an die Gesamtzahl der jungen Men-
schen mit Behinderung, die in Rheinland-Pfalz 
leben. Beim Mikrozensus handelt es sich um eine 
repräsentative Stichprobenerhebung, bei der rund 
ein Prozent der Bevölkerung befragt wird. Die 
neusten Ergebnisse auf Bundesebene liegen für 
das Jahr 2013 vor. Sie zeigen: rund 0,2 % der unter 
15-Jährigen und 0,4 % der 15- bis unter 25-Jäh-
rigen hatten einen Behinderungsgrad zwischen 
20 und 50.9 Eine Schwerbehinderung, also einen 

Behinderungsgrad von mehr als 50, hatten rund 
1,2 % der unter 15-Jährigen und 1,8 % der 15- 
bis unter 25-Jährigen (Statistisches Bundesamt 
2017a). Eine Auswertung für Rheinland-Pfalz oder 
auf kommunaler Ebene liegt nicht vor. 

Neben dem Mikrozensus ist die Schwerbehinder-
tenstatistik eine zentrale Quelle mit Daten zu 
jungen Menschen mit Behinderung in der Bevöl-
kerung. Alle zwei Jahre meldet das Landesamt für 
Soziales, Jugend und Versorgung die Anzahl der 
Personen, die einen Schwerbehindertenausweis 
besitzen, an das statistische Landesamt Rhein-
land-Pfalz. Je nach Art und Grad der Behinderung 
stehen Personen mit Schwerbehindertenausweis 
verschiedene Rechte und Vergünstigungen zu, die 
Benachteiligung abbauen bzw. vermeiden und 
Teilhabe sicherstellen sollen. Hierzu gehören u. a. 
Freifahrten oder Ermäßigungen im öffentlichen 
Personennahverkehr, Befreiung oder Ermäßigung 
des Rundfunkbeitrages sowie ein besonderer 
Kündigungsschutz von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern. Ebenfalls einher gehen Ansprüche 
der beruflichen Rehabilitation, die von der Agen-
tur für Arbeit auch für unter 18-Jährige getragen 
werden. 



88

Im Projekt „Berufsorientierungsmaßnahmen und 
Begleitung des Übergangs in den Beruf für Schüle-
rinnen und Schüler mit Behinderungen in Rhein-
land-Pfalz - IFD-ÜSB/BOM“ werden beispielweise 
Maßnahmen gebündelt, um junge Menschen mit 
Behinderung in den ersten Arbeitsmarkt zu integ-
rieren. Am 31. Dezember 2017 verfügten in Rhein-
land-Pfalz rund 1,1 % der unter 15-Jährigen, 1,6 % 
der 15- bis unter 18-Jährigen und 1,7 % der 18- bis 
unter 25-Jährigen über einen Schwerbehinderten-
ausweis (Statistisches Bundesamt 2017a). 

Die Anzahl der jungen Menschen unter 18 Jahren 
mit Schwerbehindertenausweis ist in Rhein-
land-Pfalz von 2011 zu 2017 um 13,4 % gestiegen, 
und zwar von 7.633 auf 8.655. In rund 87,3 % 
der Fälle handelt es sich um eine Behinderung 
aufgrund einer allgemeinen Krankheit (z. B. 
Querschnittslähmung, zerebrale Störungen, Be-
einträchtigung der Funktion von inneren Organen 
bzw. Organsystemen). In 8,0 % der Fälle ist die 
Behinderung dem jungen Menschen angeboren. 
Die restlichen 4,7 % entfallen auf sonstige Ursa-
chen (Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 
2018b; eigene Auswertung). 
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Grafik 3.10 zeigt die bevölkerungsrelativierte 
Anzahl der unter 18-Jährigen mit Schwerbehin-
dertenausweis in der Altersgruppe insgesamt in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017. Rund 13 von 1.000 
unter 18-Jährige verfügen über einen solchen Aus-
weis. Der Eckwert der kreisangehörigen (15,5) und 
kreisfreien Städte (13,5) liegt dabei deutlich über 
dem der Landkreise (12,9). Die Spannweite des 
Eckwerts reicht von 10,1 im Kreis Mainz-Bingen bis 
zu 19,6 in der kreisangehörigen Stadt Neuwied. 
Dennoch erscheint es so, dass bis auf wenige 
Ausnahmen der Eckwert vergleichsweise ähnlich 
zwischen den Kommunen verteilt ist. In 27 der 41 
Jugendamtsbezirke liegt die Zahl der Minderjähri-
gen mit Schwerbehindertenausweis zwischen 12 
und unter 15 pro 1.000 der Altersgruppe. Die ho-
hen Ausprägungen von Neuwied (KAS) und dem 
Landkreis Cochem-Zell sind unter anderem durch 
Standorte von Einrichtungen für junge Menschen 
mit Behinderung zu erklären.

Die Ergebnisse des Mikrozensus weisen darauf hin, 
dass bei jungen Menschen schwere Behinderun-
gen häufiger vorkommen als leichte Behinderun-
gen. Außerdem sind schwere Behinderungen eher 
bei älteren als bei jüngeren Kindern und Jugend-
lichen vorzufinden. Die Schwerbehindertensta-
tistik bildet die Anzahl der jungen Menschen mit 
Schwerbehindertenausweis ab. Nicht enthalten 
sind Leistungsberechtigte, die keinen Ausweis 
beantragen. In Anbetracht der mit dem Schwer-
behindertenausweis verbundenen Rechte und 
Vergünstigungen erscheint es plausibel, dass der 
Schwerbehindertenausweis seltener für Kleinkin-
der und Kinder im Grundschulalter beantragt wird 
und sie daher nicht in der Statistik repräsentiert 
werden. Eine eindeutige Aussage, wie viele junge 
Menschen in Rheinland-Pfalz mit einer Schwerbe-
hinderung leben, lässt sich nicht aus der Statistik 
ableiten.

Der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf an Regel-
schulen ist seit 2011 gestiegen

Ein sonderpädagogischer Förderbedarf kann sich 
auf die Schwerpunkte Lernen, motorische Ent-
wicklung, ganzheitliche Entwicklung, sozial- 
emotionale Entwicklung, Sprache, Gehörlose und 
Schwerhörige, Blinde und Sehbehinderte beziehen.  
Er wird von der Schulbehörde auf Basis eines 
sonderpädagogischen Gutachtens festgestellt, das 
in Verantwortung einer Förderschule erstellt wird 
und den schulärztlichen Dienst des Gesundheits-
amtes einbezieht. In diesem Gutachten wird fest-
gestellt, ob und wie sich eine Behinderung oder 
Beeinträchtigung auf schulisches Lernen auswirkt. 
Junge Menschen mit festgestelltem sonder- 
pädagogischen Förderbedarf besuchen nach Ent-
scheidung der Eltern eine Förderschule oder eine 
Schule mit inklusivem Unterricht.

Die Anzahl der jungen Menschen mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf wird im Rahmen der 
amtlichen Schulstatistik erfasst. Die abgebildete 
Schulstatistik erfasst die Schülerinnen und Schüler 
nach Schulstandort in Rheinland-Pfalz. Das heißt, 
es werden auch junge Menschen berücksichtigt, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort außerhalb 
des Bundeslandes haben. Die Statistik der Kinder- 
und Jugendhilfe erfasst hingegen die Leistungen 
für junge Menschen, die im Zuständigkeitsbereich 
der rheinland-pfälzischen Jugendämter wohnen.

Im Schuljahr 2017/2018 wurde für insgesamt 
20.296 junge Menschen in Rheinland-Pfalz ein 
sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt. 
Dies entspricht rund 5 % aller Schülerinnen und 
Schüler, die rheinland-pfälzische Schulen be-
suchten. An der Gesamtheit der Schülerinnen und 
Schüler an Regelschulen nehmen junge Menschen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf einen An-
teil von 1,4 % ein. Der Großteil der jungen Men-
schen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
besucht Förderschulen. Im Schuljahr 2017/2018 
waren es rund 71 %.
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Die Anzahl der jungen Menschen mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf, die eine Regelschule 
besuchen, ist seit dem Schuljahr 2011/2012 deut-
lich gestiegen, und zwar von rund 3.100 auf 5.800 
Schülerinnen und Schüler (plus 87,1 %). 

Gleichzeitig ist die Anzahl der Schülerinnen und 
Schülern an Förderschulen leicht zurückgegangen, 
von rund 15.100 auf 14.500.

Grafik 3.11: Anzahl der jungen Menschen mit sonderpädagogischem Förderbedarf nach Schultyp und 
Schuljahr in Rheinland-Pfalz in Tausend (Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2018; eigene Darstellung)
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Bei den einzelnen Förderschwerpunkten ist die 
Verteilung an Förderschulen und Schwerpunkt-
schulen unterschiedlich. Grafik 3.12 weist darauf 
hin, dass Kindern mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen am häufigsten inklusiv beschult werden.  
Rund 40 % der jungen Menschen mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen besuchen eine Regel-
schule. Die zweithöchste Quote erreichen junge 
Menschen mit dem Förderschwerpunkt Sprache. 
Am seltensten werden junge Menschen mit dem 
Förderschwerpunkt motorische Entwicklung an 
Regelschulen unterrichtet (7,4 %). 

Die unterschiedliche Verteilung lässt darauf 
schließen, dass auch Art und Umfang des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs bei der Wahl des 
Lernortes eine Rolle spielen. 
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Bei den einzelnen Förderschwerpunkten ist die 
Verteilung an Förderschulen und Schwerpunkt-
schulen unterschiedlich. Grafik 3.12 weist darauf 
hin, dass Kindern mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen am häufigsten inklusiv beschult wer-
den. Rund 40 % der jungen Menschen mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen besuchen eine Regel-
schule. Die zweithöchste Quote erreichen junge 
Menschen mit dem Förderschwerpunkt Sprache. 
Am seltensten werden junge Menschen mit dem 
Förderschwerpunkt Motorische Entwicklung an 
Regelschulen unterrichtet (7,4 %). 

Die unterschiedliche Verteilung lässt darauf 
schließen, dass auch Art und Umfang des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs bei der Wahl der 
Beschulungsform eine Rolle spielen. Die geringe-
ren Anteile von jungen Menschen mit den Förder-
schwerpunkten Blindheit und Sehbehinderung, 
Gehörlosigkeit und Schwerhörigkeit, ganzheitliche 
Entwicklung oder motorische Entwicklung an 
Regelschulen scheinen darin begründet zu sein, 
dass dies häufig komplexe Behinderungsformen 
mit hohem Unterstützungsbedarf sind. 
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Grafik 3.12: Anteil der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt nach 
Förderschwerpunkt und Schultyp in Rheinland-Pfalz im Schuljahr 2017/18 (Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2018; eigene Darstellung)
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3.6.2 Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII und § 54 SGB XII

Im Folgenden werden die Eingliederungshilfen für 
junge Menschen mit (drohender) seelischer Be-
hinderung (§ 35a SGB VIII) und geistiger und/oder 
körperlicher Behinderung (§ 54 SGB XII) nebenei-
nander dargestellt. Die Daten der Eingliederungs-
hilfe gem. § 35a SGB VIII für junge Menschen mit 
(drohender) seelischer Behinderung entstammen 
der integrierten Berichterstattung des Landes 
Rheinland-Pfalz, die durch das ism gGmbH im 
Rahmen des Projektes „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“ durchgeführt wird. Hierbei 
handelt es sich um Leistungen, die von den rhein-
land-pfälzischen Jugendämtern vorrangig bearbei-
tet und gewährt werden. 

Die dargestellten Leistungsdaten der Eingliede-
rungshilfe gem. § 54 SGB XII für junge Menschen 
mit körperlicher und/oder geistiger Behinderung 
werden in der amtlichen Statistik über die Emp-
fänger von Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel 
SGB XII erhoben. In den meisten rheinland-pfäl-
zischen Kommunen haben die Sozialämter die 
Zuständigkeit für diesen Leistungsbereich.

Die Fallzahl der Eingliederungshilfen in den 
Rechtskreisen SGB VIII und SGB XII steigt 
deutlich aufgrund der Entwicklung in den 
Landkreisen
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Grafik 3.13: Anzahl der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII (inkl. Frühförderung; ohne junge Volljährige; ohne umA) und § 54 SGB XII für unter 
18-Jährige in den Jahren 2015 und 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Fallzahlen)10

 

 

1.566 1.512
2.609 2.648

5.255 5.789
4.968 5.240

0

1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

6.000

7.000

8.000

9.000

2015 2017 2015 2017

SGB VIII SGB XII

Kreisfreie Städte Landkreise

6.821

7.5777.301
7.888

10	� Die Fallzahlen der kreisangehörigen Städte mit eigenem Jugendamtsbezirk sind bei den Landkreisen enthalten. 
Dies ergibt sich aus der unterschiedlichen Anzahl von Jugendamts- und Sozialamtsbezirken in Rheinland-Pfalz.

Die obige Grafik zeigt die absolute Anzahl der 
Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII und 
§ 54 SGB XII für unter 18-Jährige in Rhein-
land-Pfalz im Jahr 2015 und 2017 (laufend und 
beendet; inkl. Frühförderung; ohne umA; ohne 
junge Volljährige). Im Jahr 2015 wurden insgesamt 
14.398 Eingliederungshilfen aus beiden Rechts-
bereichen für minderjährige junge Menschen mit 
(drohender) seelischer, körperlicher und/oder 
geistiger Behinderung gewährt. Rund 52,6 % 
dieser Hilfen wurden gem. SGB XII gewährt. Von 
2015 zu 2017 zeigt sich insbesondere im Bereich 
der Eingliederungshilfen für Minderjährige mit 
(drohender) seelischer Behinderung ein Fallzahl-
anstieg (plus 7,0 %). 

Gleichzeitig sind auch die Hilfen für Minderjährige 
mit geistiger und/oder körperlicher Behinderung 
angestiegen, wenn auch nicht so deutlich (plus 
4,1 %). Damit wurden im Jahr 2017 insgesamt 
15.189 gem. SGB VIII und SGB XII gewährt. In 
beiden Rechtsbereichen lässt sich der absolute 
Fallzahlanstieg auf die deutlichen Steigerungen 
in den Landkreisen zurückführen, während die 
Fallzahlen im gleichen Zeitraum in den kreisfreien 
Städten jeweils nur leicht angestiegen oder sogar 
zurückgegangen sind.

2,3 % der Minderjährigen in Rheinland-Pfalz 
haben im Jahr 2017 eine Eingliederungshilfe 
aus den Rechtskreisen des SGB VIII und SGB XII 
erhalten
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Grafik 3.14: Anzahl der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII (inkl. Frühförderung; ohne junge Volljährige; ohne umA) und § 54 SGB XII für unter 
18-Jährige in den Jahren 2015 und 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 unter 18-Jährige)
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Werden die absoluten Fallzahlen auf die Anzahl 
der unter 18-Jährigen bezogen, die in den rhein-
land-pfälzischen Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten leben, zeigt sich ein differenziertes Bild im 
Quer- und Längsschnitt. Im Jahr 2015 wurden pro 
1.000 der unter 18-Jährigen rund 10,6 Hilfen gem. 
SGB VIII und rund 11,8 Hilfen gem. SGB XII in 
Anspruch genommen. Dabei ist in den kreisfreien 
Städten die Inanspruchnahme von Eingliederungs-
hilfen gem. SGB XII deutlich höher als die Anzahl 
der Eingliederungshilfen nach dem SGB VIII. In 
den Landkreisen ist das Verhältnis umgekehrt: Der 
Eckwert Eingliederungshilfen für Minderjährige 
mit (drohender) seelischer Behinderung ist höher 
als der Eckwert Hilfen für Minderjährige mit geis-
tiger und/oder körperlicher Behinderung. Diese 
unterschiedliche Verteilung bestätigt sich auch im 
Jahr 2017.

Unter Berücksichtigung der Bevölkerungsent-
wicklung ist der Eckwert der Eingliederungshilfen 
gem. SGB VIII in den kreisfreien Städten von 2015 
zu 2017 zurückgegangen (von 9,8 auf 9,2 pro 
1.000 unter 18-Jährige). In den Landkreisen ist er 
hingegen gestiegen (von 10,8 auf 11,8 pro 1.000 

unter 18-Jährige). Im Rechtskreis des SGB XII zeigt 
sich eine ähnliche Entwicklung. Der Eckwert ist 
in den kreisfreien Städten zurückgegangen (von 
16,4 auf 16,1) und in den Landkreisen gestiegen 
(von 9,2 auf 10,7). Beide Leistungsbereiche zu-
sammengenommen, werden pro 1.000 unter 
18-Jährige in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 rund 
23,1 Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII und 
§ 54 SGB XII gewährt. Dies entspricht in etwa 
2,3 % der Minderjährigen in Rheinland-Pfalz.

Eingliederungshilfen für junge Menschen mit 
körperlicher und/oder geistiger Behinderung 
sind zu 93,5 % heilpädagogische Leistungen 
für Kinder und Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung
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Grafik 3.15: Eingliederungshilfen gem. § 54 SGB XII für unter 18-Jährige nach Art der Hilfe im Jahr 2017 
in Rheinland-Pfalz (in Prozent) (n=7.888; Mehrfachnennung möglich; Anzahl der Nennungen 8.543)
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Das Leistungsspektrum der Eingliederungshilfe 
gem. § 54 SGB XII für junge Menschen unter 18 
Jahren ist differenziert. Rund zwei Drittel der Hil-
fen im Jahr 2017 waren heilpädagogische Leistun-
gen für Kinder, die noch nicht das schulpflichtige 
Alter erreicht haben oder deren Schulpflicht ruht. 
Diese Leistung umfasst u. a. Diagnostik, Therapie, 
pädagogische Förderung sowie Beratung, An-
leitung und Stützung der Eltern, um so früh wie 
möglich eine individuelle Förderung zu erreichen. 
Am zweithäufigsten werden Eingliederungshilfen 
gem. § 54 SGB XII als Hilfen zu einer angemes-
senen Schulbildung gewährt (27,5 %). Diese 
Leistungen umfassen u. a. psychotherapeutische 
Maßnahmen, Internatsunterbringungen, Beför-
derungskosten und Therapie wegen Legasthenie, 
Dyslexie oder Dyskalkulie sowie Integrationshilfe 
am Ort Schule (vgl. Münder et al. 2019: 438). In 
der Statistik indifferent angegebene Eingliede-
rungshilfen machen rund 6,1 % aller Hilfen aus 
(sonstige Eingliederungshilfen). 

Die Unterbringung in einer Wohneinrichtung 
nimmt einen Anteil von 3,0 % und Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation rund 1,7 % ein. 
Unter den weiteren Hilfearten sind folgende zu 
finden: Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen 
und kulturellen Leben, Hilfen zur Förderung der 
Verständigung mit der Umwelt, andere Leistun-
gen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, 
Hilfen zum Erwerb praktischer Kenntnisse und 
Fähigkeiten, Hilfsmittel ohne die Hilfe nach 
§§ 26, 31, 33 SGB IX, Hilfen zur schulischen Aus-
bildung für einen angemessenen Beruf, in einer 
eigenen Wohnung (ambulant betreut), in einer 
Wohngemeinschaft (ambulant betreut) und Hil-
fen zur Ausbildung für eine sonstige angemessene 
Tätigkeit. Absolut kommen in jeder dieser Hilfear-
ten unter 100 Fälle in Rheinland-Pfalz vor.
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0,9 % der 6- bis unter 15-Jährigen in Rhein-
land-Pfalz erhalten eine Integrationshilfe in der

Schule aufgrund einer (drohenden) seelischen, 
körperlichen und/oder geistigen Behinderung

Grafik 3.16: Anzahl der Eingliederungshilfen der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden 
Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII (inkl. Frühförderung; ohne junge Volljährige; ohne umA) und 
§ 54 SGB XII am Ort Schule in den Jahren 2015 und 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 6- bis unter 
15-Jährige) 
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Die bevölkerungsrelativierte Betrachtung der Ein-
gliederungshilfen für junge Menschen mit (dro-
hender) seelischer, körperlicher und/oder geistiger 
Behinderungen zeigt, dass sie zunehmend in Form 
von Integrationshilfen am Ort Schule in Anspruch 
genommen werden. Der Bezug auf die 6- bis unter 
15-Jährigen erfolgt hierbei deshalb, weil es sich 
bei dieser Altersgruppe um die größte Zielgruppe 
der Integrationshilfen an Schulen handelt. Wäh-
rend im Jahr 2015 noch rund 3,9 Integrationshil-
fen gem. SGB VIII und 3,6 gem. SGB XII pro 1.000 
der 6- bis unter 15-Jährigen gewährt wurden, sind 
es im Jahr 2017 bereits 4,6 bzw. 4,0 Hilfen. Beide 
Rechtskreise summiert, ergeben sich so im Jahr 
2017 rund 9 Integrationshilfen an Schulen pro 
1.000 junge Menschen zwischen 6 und unter 15 
Jahren in Rheinland-Pfalz. 

In den kreisfreien Städten ist dabei die Inan-
spruchnahme von Integrationshilfen für junge 
Menschen mit körperlicher und/oder geistiger 
Behinderung deutlich höher als die Hilfen für 
junge Menschen mit (drohender) seelischer Be-
hinderung. Diese Differenz ist unter anderem auf 
regional unterschiedliche Gewährungspraktiken 
insbesondere in städtischen Kommunen zurückzu-
führen, die vereinzelt deutlich höhere Eckwerte im 
Bereich des SGB XII als im SGB VIII haben. Bei der 
Betrachtung der Entwicklung in den Landkreisen 
zeigt sich, dass der Eckwert der Integrationshilfen 
an Schulen gem. § 35a SGB VIII deutlich von 3,8 
auf 4,8 gestiegen ist. Im gleichen Zeitraum ist bei 
den Hilfen gem. § 54 SGB XII nur ein leichtes Plus 
von 3,2 auf 3,4 festzustellen.
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Integrationshilfen gem. § 35a SGB VIII und 
§ 54 SGB VIII sind an rheinland-pfälzischen 
Grund- und Förderschulen im Vergleich zur 
Grundgesamtheit überrepräsentiert

An welcher Schulart Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII und § 54 SGB XII durchgeführt 
werden und wie diese im Verhältnis zur Gesamt-
zahl der Schülerinnen und Schüler stehen, wird in 
Grafik 3.17 dargestellt. Aus dem Projekt „Quali-
tätsentwicklung durch Berichtswesen“ liegen 
seit dem Jahr 2015 differenzierte Angaben zu den 
Integrationshilfen gem. § 35a SGB VIII an Schulen 
vor. Die abgebildeten Daten der Integrationshilfen 
gem. § 54 SGB XII entstammen einer seit 2015 
laufenden Sondererhebung, die die ism gGmbH in 
Abstimmung mit dem Städte- und Landkreistag 
Rheinland-Pfalz sowie den Sozialämtern in Rhein-
land-Pfalz durchführt.

Rund ein Drittel aller Schülerinnen und Schü-
ler in Rheinland-Pfalz besuchten im Schuljahr 
2017/2018 eine Grundschule. Demgegenüber 
steht, dass Integrationshilfen gem. § 35a SGB VIII 
zu 45,9 % und gem. § 54 SGB VIII zu 44,3 % 
an Grundschulen durchgeführt wurden. Grund-
schülerinnen und Grundschüler sind somit derzeit 
die zentrale in Anspruch nehmende Zielgruppe 

der Integrationshilfen an Schulen in Rhein-
land-Pfalz und im Gegensatz zu ihrer Verteilung 
in der Grundgesamtheit überrepräsentiert. Dieser 
Befund ist stabil und zeigte sich bereits in den ver-
gangenen Erhebungsjahren. Ebenfalls überreprä-
sentiert sind in beiden Rechtsbereichen Einglie-
derungshilfen an Förderschulen. Während diese 
Schulform von insgesamt rund 3,6 % der Schü-
lerinnen und Schüler in Rheinland-Pfalz besucht 
wird, liegt der Anteil der am Ort Schule gewähr-
ten Eingliederungshilfen im Jahr 2017 bei 9,7 % 
im SGB VIII- und 26,4 % im SGB XII-Bereich. 

Damit ist die Förderschule nach der Grundschule 
im SGB XII-Bereich der Hauptdurchführungsort 
von Eingliederungshilfen. Die Entwicklung der 
gewährten Hilfen in beiden Rechtsbereichen an 
Förderschulen hat sich seit 2012 auch analog den 
Fallzahlen insgesamt gesteigert. Das Gymnasium 
als Durchführungsort von Integrationshilfen 
aus beiden Rechtsbereichen ist hingegen unter-
repräsentiert. Während im Schuljahr 2017/2018 
rund 30,5 % aller Schülerinnen und Schüler ein 
Gymnasium besuchten, wurden rund 8,5 % der 
Integrationshilfen gem. § 35a SGB VIII und rund 
2,3 % der Hilfen gem. § 54 SGB XII in dieser 
Schulform gewährt.  
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Grafik 3.17: Schülerinnen und Schüler am Schulsitz nach Schulform im Schuljahr 2017/2018  
(Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz; eigene Berechnung) sowie Hilfen nach § 35a SGB VIII und 
§ 54 SGB XII an Schulen nach Schulform im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Die Eingliederungshilfen beider Rechtsbereiche 
im Vergleich

Die in diesem Exkurs dargestellten Fallzahlen 
zeigen, dass sich die beiden Leistungsbereiche 
insgesamt auf einem ähnlichen Gesamtfallzahl-
niveau bewegen, während die fachlichen und 
konzeptionellen Herausforderungen aufgrund der 
unterschiedlichen Zielgruppen und individuellen 
Rechtsansprüche deutlich unterschiedlich sind. 
Der vergleichende Blick in die Statistik der Ein-
gliederungshilfen für junge Menschen mit (dro-
hender) seelischer Behinderung sowie mit körper-
licher und/oder geistiger Behinderung hat gezeigt, 
dass die Fallzahlen aus beiden Rechtsbereichen 
auf einem landesweit vergleichbaren Niveau lie-
gen. Rund 11,1 bzw. 12,0 von 1.000 unter 18-Jäh-
rigen erhalten eine Hilfe gem. § 35a SGB VIII bzw. 
§ 54 SGB XII. 

Unterschiede zeigen sich insbesondere zwischen 
Städten und Landkreisen, wo die Inanspruch-
nahme der Eingliederungshilfe zwischen den 
Rechtskreisen deutlich variiert. Auch die Binnen-
strukturen der Hilfen in den unterschiedlichen 
Rechtsbereichen gestalten sich different. Einglie-
derungshilfen gem. § 54 SGB XII finden vermehrt 
in Form von heilpädagogischen Leistungen für 
Kinder vor dem schulpflichtigen Alter statt. Eben-
so höher sind die Fallzahlen für Integrationshilfen 
in Kindertagesstätten. Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII zeigen hingegen eine deutlich hö-
here Dynamik in der Gesamtfallzahlentwicklung 
insbesondere im Bereich Schule.
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3.6.3 Fazit

Die Situation von jungen Menschen mit Behin-
derung ist statistisch schwer abzubilden

Im vorliegenden Exkurs zu den Leistungen für jun-
ge Menschen mit Behinderung in Rheinland-Pfalz 
wurde auf eine Vielzahl von Datenquellen zurück-
gegriffen: den Mikrozensus, die Schwerbehinder-
tenstatistik, amtliche Schulstatistik, die Bericht-
erstattung des Projektes „Qualitätsentwicklung 
durch Berichtswesen“ sowie die amtliche Statistik 
zu Leistungen gem. 5. bis 9. Kapitel des SGB XII. 
Die unterschiedlichen Datengrundlagen und 
-quellen sind insbesondere den differenzierten 
Zuständigkeiten für junge Menschen mit Behin-
derung geschuldet. In der Gesamtschau zeigt sich 
ein „Datenpuzzle“ mit unterschiedlichen Dimen-
sionen. Als Konsequenz daraus ist es schwierig, 
ein genaues Bild der Situation von jungen Men-
schen mit Behinderung zu zeichnen. Die Frage, 
ob die steigende Anzahl an Leistungen für junge 
Menschen mit einem Anstieg des Bedarfs in der 
Grundgesamtheit zu begründen ist, oder ob eine 
gestiegene Wahrnehmung und Sensibilität für 
das Thema Behinderung vorliegt, lässt sich auf 
dieser Grundlage nicht beantworten. Die hier 
dargestellten Leistungsindikatoren bilden jeweils 
Teile der sozialstaatlichen Teilhabeförderung für 
junge Menschen mit Behinderung ab und sind 
nur bedingt geeignet, um Aussagen über inklusive 
Strukturen mit Teilhabemöglichkeiten für alle Kin-
der und Jugendlichen zu treffen. Dafür benötigt es 
neue Methoden und Verfahren, die insbesondere 
im Kontext der vollzogenen und anstehenden 
Gesetzesnovellierungen zu entwickeln sind. 

Viele fachlich-konzeptionelle Fragen sind  
noch offen

Angesichts steigender Fallzahlen zeigen sich 
konzeptionelle und fachliche Herausforderung 
im Bereich der Eingliederungshilfe: „Obwohl 
zehn Jahre nach Ratifizierung der UN-BRK die 
Idee der Inklusion als Maßstab gesellschaftlichen 
Zusammenlebens in einem breiten gesellschaft-
lichen und fachpolitischen Konsens mitgetragen 

wird, ist längst nicht geklärt, was darunter fach-
lich-konzeptionell gefasst werden soll“ (Dittmann 
& Müller 2019: 118). Zwar bezeichnet der Begriff 
„Inklusion“ den gesellschaftlichen Zustand der 
Barrierefreiheit, diesen beschreibt er aber nicht. 
„Inklusion“ ist in der gegenwärtigen Debatte 
vielmehr ein „Containerbegriff“, mit dem unter-
schiedlichste Erwartungen und Vorstellungen 
verbunden werden. „[Es] zeigt sich zunehmend ein 
Auseinanderdriften einer theoretischen Debatte, 
die umfassende und grundsätzliche Veränderun-
gen struktureller Gegebenheiten fordert, und 
einer Praxis, die im Gegensatz zu Strukturver-
änderungen weiterhin auf Basis individualrecht-
licher Leistungsansprüche in den Sozialgesetz-
büchern Unterstützungen, Assistenzen und Hilfe 
organisiert und mitunter sogar weiter ausbaut“ 
(Dittmann & Müller 2019: 118). Denn dort, wo 
keine inklusiven Strukturen vorhanden sind, ist 
der Bedarf an Einzelfallhilfen auf Basis individuel-
ler Merkmale, nämlich dem Vorhandensein einer 
medizinischen diagnostizierten Behinderung, 
höher. Bei diesen Diagnosen „handelt [es] sich (...) 
um Zuschreibungsprozesse, die der institutionel-
len Kategorisierung und Zuordnung zum Kreis der 
Anspruchsberechtigten dienen. Die Zuschreibung 
einer Behinderung legitimiert somit auf der einen 
Seite einen Anspruch auf Hilfe, auf der anderen 
Seite bietet sie – allen Begriffsveränderungen zum 
Trotz – Anknüpfungspunkte für Stigmatisierungen, 
die zu Ausgrenzungen führen können“ (Rohrmann 
& Weinbach 2017: 9). Die Eingliederungshilfe 
steht im Spannungsfeld zwischen Antizipation der 
besonderen Teilhabeförderungsbedarfen junger 
Menschen mit Behinderung aufgrund struktureller 
Barrieren und der Reproduktion von stigmatisie-
renden Zuschreibungen, die mit entsprechenden 
Diagnosen und Leistungserbringungen einher-
gehen. Um dieses Spannungsfeld aufzulösen, 
benötigt es eine barrierefreie und inklusive Infra-
struktur, die ohne Zuschreibung von individuellen 
Merkmalen die Teilhabe aller jungen Menschen 
sicherstellt. 
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Befähigt durch das AG BTHG haben die Landkreise 
und kreisfreien Städte in Rheinland-Pfalz nun die 
Möglichkeit, im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung entsprechende Organisationsformen 
und Qualitätsentwicklungen anzustoßen. Gerade 
mit Blick auf die soziale Infrastruktur, zu der auch 

Kitas und Schulen gehören, zeigen sich hier alte 
und neue Betätigungsfelder, um die gesellschaft-
liche Teilhabe von jungen Menschen unabhängig 
von der Art ihrer Behinderung zu fördern.

3.7 Kernbefunde
Die Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII ist 
ein dynamisches Leistungsfeld der Kinder- und 
Jugendhilfe. In den letzten Jahren wurde sie durch 
gesetzliche Novellierungen und steigende Fall-
zahlen, insbesondere am Ort Schule, geprägt. Die 
zentralen Erkenntnisse des vorliegenden Berichts 
zu Daten und Fakten der Eingliederungshilfe in 
Rheinland-Pfalz werden an dieser Stelle kurz zu-
sammengefasst. 

■■ Die Anzahl der Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII für junge Menschen mit (dro-
hender) seelischer Behinderung und Teilhabe-
einschränkung sind seit 2015 von 7.071 auf 
7.568 Fälle gestiegen. Das entspricht einem 
Wachstum von rund 7,0 %.

■■ Ambulante Hilfen (37,4 %) sowie die ambu-
lanten Ausdifferenzierungen Frühförderung 
(31,4 %) und Integrationshilfe am Ort Schule 
(19,5 %) sind die größten Leistungsbereiche 
der Eingliederungshilfe in Rheinland-Pfalz im 
Jahr 2017.

■■ Mehr als die Hälfte der Fallzahlsteigerung der 
Eingliederungshilfe im Zeitraum von 2015 zu 
2017 geht auf die Entwicklung der Integra-
tionshilfen an Schulen zurück. Ihre Zahl steigt 
um 23,4 % von 1.176 auf 1.451.

■■ Im Jahr 2017 beendete Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII liefen im Durchschnitt 
rund 22,9 Monate. Der Anteil der Eingliede-
rungshilfen mit einer Dauer von weniger als 
einem Jahr an allen beendeten Eingliede-
rungshilfen liegt bei 33,7 %. Rund 34,5 % der 

Eingliederungshilfen liefen bei ihrer Beendi-
gung im Jahr 2017 mindestens zwei Jahre.

■■ Auf 1.000 unter 21-Jährige kamen im Jahr 
2017 rund 9,5 Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII. In den Landkreisen (10,2) liegt 
der Eckwert oberhalb der kreisfreien (7,8) und 
kreisangehörigen Städte (9,2).

■■ Seit 2015 ist die bevölkerungsrelativier-
te Anzahl der Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII in Rheinland-Pfalz um 4,7 % 
gestiegen. In den Landkreisen (plus 8,6 %) 
und den kreisangehörigen Städten (plus 
13,3 %) zeigen sich deutliche Steigerungen, 
während in den kreisfreien Städten der Eck-
wert zurückging (minus 8,3 %).

■■ Die Mehrzahl der Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII (ohne Frühförderung) wird 
im Alter von 6 bis unter 12 Jahren begonnen 
(62 %). Die Mehrzahl der jungen Menschen 
in dieser Hilfe ist männlich (76 %). Junge 
Menschen mit Migrationshintergrund sind, 
bezogen auf ihren Anteil an der Gesamtbe-
völkerung (38 %), mit einem Anteil von rund 
11 % in dieser Hilfe unterrepräsentiert, und 
zwar noch stärker als bei den Hilfen zur Er-
ziehung (20 %).

■■ Die Aufwendungen für Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII sind von 53,0 Mio. Euro 
im Jahr 2014 auf 66,0 Mio. Euro im Jahr 2017 
gestiegen. Seit 2005 haben sich die Aufwen-
dungen verdreifacht.
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■■ Pro jungen Menschen unter 21 Jahren werden 
in Rheinland-Pfalz rund 83,2 Euro für Einglie-
derungshilfen gem. § 35a SGB VIII aufgewen-
det. In den kreisfreien Städten sind es rund 
101,2 Euro, in den Landkreisen rund 78,4 Euro 
und in den kreisangehörigen Städten rund 
56,8 Euro pro jungen Menschen.

Ergebnisse des Exkurses zu jungen Menschen 
mit Behinderung in Rheinland-Pfalz

■■ In Rheinland-Pfalz haben im Jahr 2017 8.655 
unter 18-Jährige einen Schwerbehinderten-
ausweis. Dies entspricht in etwa 1,3 % der 
Altersgruppe insgesamt. Seit 2011 ist ihre 
Anzahl um 13,4 % gestiegen.

■■ Bei 20.296 Schülerinnen und Schülern wurde 
in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 ein sonder-
pädagogischer Förderbedarf festgestellt. 71 % 
von ihnen besuchten Förderschulen. 

■■ Die Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf, die eine 
Regelschule besuchen, ist seit 2011 um 87,1 % 
auf rund 5.800 gestiegen.

■■ Im Jahr 2017 wurden 7.888 Eingliederungshil-
fen gem. § 54 SGB XII für unter 18-Jährige mit 
geistiger und/oder körperlicher Behinderung 
gewährt. Am häufigsten wurden diese Hilfen 
als heilpädagogische Leistungen für Kinder 
(66,0 %) und Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung (27,5 %) in Anspruch genom-
men.

■■ In den kreisfreien Städten kommen auf 1.000 
unter 18-Jährige im Durchschnitt 16,1 Einglie-
derungshilfen gem. § 54 SGB XII, während es 
in den Landkreisen rund 10,7 Hilfen sind. Ein 
Grund dafür ist die Gewährungspraxis einzel-
ner städtischer Kommunen, die diese Leistung 
deutlich häufiger gewähren als die Eingliede-
rungshilfen gem. § 35a SGB VIII. Landesweit 
beträgt der Eckwert für Eingliederungshilfen 
für junge Menschen mit körperlicher und/
oder geistiger Behinderung 12,0.

■■ In beiden Rechtskreisen ist die Anzahl der 
Integrationshilfen an Schulen gestiegen. 
Zusammen entfallen im Jahr 2017 auf 1.000 
6- bis unter 15-Jährige 8,6 Integrationshilfen 
an Schulen in Rheinland-Pfalz. Die Hilfen aus 
dem SGB VIII haben dabei einen größeren An-
teil mit einem Eckwert von 4,6.



102

4. KINDERSCHUTZAUFGABEN 
DER KINDER- UND JUGENDHILFE
Vor dem Hintergrund tragisch verlaufener Fälle von Kindesmisshandlung und -ver-
nachlässigung, bei denen Kinder zu Tode kamen (z. B. die Fälle Kevin im Jahr 2006 
und Lea-Sophie im Jahr 2008) hat das Thema Kinderschutz in den letzten 15 Jahren 
eine hohe mediale und (fach-)politische Aufmerksamkeit erfahren. Hierdurch ist 
eine lebhafte politische und fachliche Diskussion über die Frage entstanden, wie 
der Kinderschutz in Deutschland verbessert werden kann. 

In Folge dieser Debatte sind auf unterschiedlichen 
Ebenen eine ganze Reihe von Maßnahmen im 
deutschen Kinderschutzsystem angestoßen und 
umgesetzt worden. Nach wie vor ist die Sicher-
stellung eines qualifizierten Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen dabei die ureigene Aufgabe der 
öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe. Gleichzeitig 
ist im Zuge der Debatte deutlich geworden, dass 
ein wirksamer Kinderschutz eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ist, deren Bewältigung nur 
durch Kooperation und Zusammenarbeit aller Ak-
teure, die mit Kindern und Jugendlichen zu tun ha-
ben, über die Grenzen der Kinder- und Jugendhilfe 
hinaus realisiert werden kann. In Deutschland sind 
die Bemühungen um einen besseren Kinderschutz 
insbesondere in drei Handlungsstrategien gemün-
det, die einerseits Eltern bei der Wahrnehmung ih-
rer erzieherischen Verantwortung und der Sicher-
stellung des Kindeswohls unterstützen sollen und 
andererseits auf eine Qualifizierung der Verfahren 
in den professionellen Diensten abzielen.

■■ Die erste Strategie betrifft den Auf- und Aus-
bau Früher Hilfen: dabei sollen (werdende) 
Eltern frühzeitig hinsichtlich der Wahrneh-
mung ihrer Verantwortung in der Versorgung, 
Pflege und Erziehung ihrer Kinder unterstützt 
werden. Ziel ist es, die Eltern präventiv in 
ihren Beziehungs- und Erziehungskompeten-
zen zu fördern, die als zentraler Schlüssel für 
das gesunde Aufwachsen von Kindern gelten. 
Erfahrungen in der frühen Kindheit beeinflus-
sen zentral die sozial-emotionale, psychische 

und physische Entwicklung und wirken sich in 
der Konsequenz auf die Lebenschancen von 
jungen Menschen aus. 

■■ Eine zweite Strategie bezieht sich auf die 
Etablierung und kontinuierliche Weiterent-
wicklung von kommunalen bzw. regionalen 
Netzwerken: Durch verbindliche Strukturen 
der Zusammenarbeit zwischen allen Akteu-
ren, die mit Familien mit (kleinen) Kindern 
in Kontakt stehen, sollen Förderbedarfe oder 
auch Hinweise auf Gefährdungslagen von 
Kindern frühzeitig erkannt werden. 

■■ Die dritte Strategie bezieht sich auf eine 
Qualifizierung der Verfahren, Standards und 
professionellen Handlungsmuster. Hierzu 
gehört die Präzisierung des Schutzauftrags im 
Zuge der Einführung des § 8a SGB VIII 2005 
und der Verabschiedung des Bundeskinder-
schutzgesetzes 2012, in dessen Rahmen auch 
eine Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfe-
statistik um die Gefährdungseinschätzungen 
nach § 8a SGB VIII eingeführt wurde.

Die Neueinführung des § 8a in das SGB VIII 
2005 und die Verabschiedung des Bundeskin-
derschutzgesetzes 2012 als zentrale Bausteine 
zur Weiterentwicklung des Kinderschutzes

Zunächst wurde im Rahmen der Einführung 
des § 8a SGB VIII sowohl der Schutzauftrag 
des Jugendamtes präziser definiert als auch die 
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Mitverantwortung der Träger von Einrichtun-
gen und Diensten deutlicher herausgestellt: Im 
§ 8a SGB VIII werden die Verfahrensschritte im 
Anschluss an eine Mitteilung oder Hinweise über 
eine mögliche Gefährdung des Kindeswohls ge-
regelt, sowohl für Verfahrensschritte im Jugend-
amt als auch bei freien Trägern. Hierdurch erfolgte 
ein Qualifizierungsschub, der dazu führte, dass 
die Kinder- und Jugendhilfe und die weiteren 
involvierten Akteurinnen und Akteure deutlicher 
als zuvor Empfehlungen und Richtlinien für ein 
abgestimmtes, standardisiertes fachliches Han-
deln in Fällen von Kindesmisshandlungen und 
Vernachlässigungen entwickeln konnten. Vieler-
orts konnte im Rahmen von § 8a SGB VIII-Verein-
barungen oder „Analog-8a-Vereinbarungen“ (z. B. 
in Schulen) ein tragfähiges Kinderschutzmanage-
ment im Zusammenwirken mit anderen Trägern, 
Diensten und auch Akteuren außerhalb der Kin-
der- und Jugendhilfe aufgebaut werden (vgl. BKE 
2006). Auch die Einführung der „insoweit erfah-
renen Fachkraft“ als unterstützendes Instrument 
für Träger und Dienste außerhalb des Allgemeinen 
Sozialen Dienstes (ASD) konnte zur Qualifizierung 
des Verfahrens beitragen (vgl. Diakonie 2013; ISA 
2012). Mit dem Bundeskinderschutzgesetz wurde 
der Beratungsauftrag für die „insoweit erfahre-
ne Fachkraft“ – in Rheinland-Pfalz hat sich die 
Bezeichnung InSoFa oder Kinderschutzfachkraft 
durchgesetzt – durch einen konkreten Adressaten-
kreis präzisiert.

Mit dem Inkrafttreten des Bundeskinderschutz-
gesetzes am 1. Januar 2012 wurde der Schutzauf-
trag der freien Träger in einer Novellierung des 
§ 8a SGB VIII weiter konkretisiert. Gleichzeitig 
wurde § 8b SGB VIII mit dem Ziel der weiteren 
Qualifizierung der Praxis im Kinderschutz neu 
aufgenommen. Darin werden Professionen und 
Dienste außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe 
verpflichtet, bei Feststellung gewichtiger Anhalts-
punkte für eine Kindeswohlgefährdung mit den 
jungen Menschen und den Personensorgeberech-
tigten zunächst selbst ins Gespräch zu kommen 
und für Hilfen zu werben, sofern der Schutz der 
jungen Menschen hierdurch nicht in Frage gestellt 
wird. Außerdem wird kinder- und jugendnahen 

Berufsgruppen (z. B. Ärztinnen und Ärzten, Psy-
chologinnen und Psychologen, Lehrerinnen und 
Lehrern) ein Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft eingeräumt. Neben 
seitens des Jugendamtes benannten und zur 
Verfügung gestellten insoweit erfahrenen Fach-
kräften wurde zwischenzeitlich eine Medizinische 
Kinderschutzhotline als weitere Beratungsmög-
lichkeit für Agierende im medizinischen Bereich 
eingerichtet (weitere Informationen unter: 
https://www.kinderschutzhotline.de/). Kernstück 
des Bundeskinderschutzgesetzes ist das Gesetz 
zur Kooperation und Information im Kinder-
schutz (KKG), mit welchem durch Unterstützung 
von Präventionsbemühungen und Interventions-
möglichkeiten sowie der beteiligten Akteure der 
Kinderschutz in Deutschland verbessert werden 
soll. Erreicht werden soll das durch den Auf- und 
Ausbau von Netzwerken der Frühen Hilfen. Diese 
zeichnen sich dadurch aus, dass sich Institutionen 
und Professionen, die in ihrem beruflichen Alltag 
mit kleinen Kindern und ihren Eltern zu tun haben, 
jeweils mit ihren spezifischen Leistungsmöglich-
keiten, fachlichen Kompetenzen und Angeboten 
in die Gestaltung einer Unterstützungsstruktur 
für junge Familien einbringen (vgl. Schmutz et al. 
2013: 108 ff). 

Die Umsetzung der bundesweiten Strategien in 
Rheinland-Pfalz

In Rheinland-Pfalz wurden die benannten Stra-
tegien insbesondere im Rahmen des Landes-
gesetzes zum Schutz von Kindeswohl und Kin-
dergesundheit, kurz Landeskinderschutzgesetz 
(LKindSchuG), vom März 2008 sowie durch die 
Einführung der Statistik über die Gefährdungs-
einschätzungen gem. § 8a SGB VIII seit 2010 – 
bereits vor der verpflichtenden Einführung durch 
das Bundeskinderschutzgesetz 2012 – umgesetzt. 
In den nachfolgenden Abschnitten werden die 
aktuellen, im Rahmen der Evaluation des Lan-
deskinderschutzgesetzes erhobenen Daten zu 
den seit 2009 geschaffenen Netzwerkstrukturen 
in den Gebietskörperschaften dargestellt (4.3) 
sowie die Fallzahlen und Eckwerte der Gefähr-
dungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII im Jahr 
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2017 betrachtet (4.4) – mit Angaben zu Alter, 
Geschlecht und Migrationshintergrund. Zuvor 
werden unter 4.1 die Fallzahl- und Eckwertent-
wicklung der Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII 
und der gerichtlichen Maßnahmen zum Ent-
zug der elterlichen Sorge nach § 1666 BGB als 
Indikatoren für den Kinderschutz in den Jahren 
2002 bis 2017 dargestellt sowie unter 4.2 die Mit-
wirkung in familiengerichtlichen Verfahren nach 
§ 50 SGB VIII. Die Angaben zu den jungen Men-
schen, die in Obhut genommen wurden, werden 
ebenfalls nach Geschlecht, Alter und Migrations-
hintergrund differenziert dargestellt. An dieser 

Stelle gilt zu berücksichtigen, dass im Rahmen des 
Projekts „Qualitätsentwicklung durch Berichtswe-
sen“ seit dem Jahr 2012 die Inobhutnahmen von 
unbegleiteten minderjährigen Ausländern (umA) 
separat erfasst werden. In Kapitel 4.1 erfolgt die 
Darstellung der Befunde und Entwicklungen für 
die Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII ohne 
die Maßnahmen für unbegleitete minderjährige 
Ausländer. Ein Verweis auf die Entwicklungen der 
Inobhutnahmen für unbegleitete minderjährige 
Ausländer wird in diesem Kapitel an den entspre-
chenden Stellen integriert.  

4.1 Inobhutnahmen gem. § 42 SGB VIII und Sorge-
rechtsentzüge gem. § 1666 BGB in Rheinland-Pfalz
Eine Inobhutnahme gem. § 42 SGB VIII kann 
durch ein Jugendamt durchgeführt werden, wenn 
eine dringende Gefahr für das Wohl eines Kin-
des besteht und die Eltern zustimmen oder eine 
familiengerichtliche Entscheidung nicht recht-
zeitig eingeholt werden kann. In dringenden 
Fällen kann das Jugendamt ein Kind ohne die 
Zustimmung eines Familiengerichts in Obhut 
nehmen, wobei eine Entscheidung schnellstmög-
lich einzuholen ist. Kinder und Jugendliche können 
gem. § 42 SGB VIII ebenfalls in Obhut genommen 
werden, wenn sie selbst darum bitten. Auch den 
Familiengerichten stehen Möglichkeiten zur Ver-
fügung, um das Wohl von Kindern zu schützen. 
Ein Familiengericht kann über unterschiedliche 
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 
verfügen, wenn die Eltern nicht gewillt oder nicht 
in der Lage sind, die Gefährdung abzuwenden. 
Hierzu gehört unter anderem der teilweise oder 
vollständige Entzug der elterlichen Sorge.

Die Fallzahlen der Inobhutnahmen pendeln 
sich in Rheinland-Pfalz seit 2013 auf einem 
stabilen Niveau ein, ebenso die Sorgerechts-
entzüge

Im Jahr 2017 wurden in Rheinland-Pfalz 1.368 
junge Menschen durch die Jugendämter in Rhein-
land-Pfalz in Obhut genommen – das sind 584 
Kinder und Jugendliche mehr als noch im Jahr 
2002. Der deutlichste Fallzahlanstieg in diesem 
Zeitraum um 236 Inobhutnahmen (also rund 
28 %) ist zwischen den Jahren 2007 und 2008 
zu beobachten. Etwa seit 2013 scheinen sich die 
Fallzahlen auf einem Niveau zwischen 1.200 und 
1.400 Fällen einzupendeln. Die Steigerung von 
2016 auf 2017 beträgt etwa 5 %. Die Sorgerechts-
entzüge verbleiben in den letzten 10 Jahren auf 
einem stabilen Niveau von etwa 600 Fällen pro 
Jahr.
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Grafik 4.1 Anzahl der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Inobhutnahmen nach 
§ 42 SGB VIII (ohne umA) und gerichtlichen Maßnahmen zum Entzug der elterlichen Sorge nach 
§ 1666 BGB in den Jahren 2002 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (in absoluten Fallzahlen)
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In 1.307 Fällen wurden unbegleitete minder-
jährige Ausländer von den rheinland-pfäl-
zischen Jugendämtern (vorläufig) in Obhut 
genommen 

Seit dem Inkrafttreten des „Gesetzes zur Ver-
besserung der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher“ 
am 01.11.2015 werden alle neu in Deutschland an-
kommenden unbegleiteten minderjährigen Aus-
länder in einem bundesweiten und landesinternen 
Verfahren verteilt. Die Rechtsgrundlage hierfür 
bildet § 42a SGB VIII. Da mehrere Jugendämter 
für das Berichtsjahr 2017 die vorläufigen Inobhut-
nahmen nach § 42a SGB VIII und Inobhutnahmen 
nach § 42 SGB VIII für unbegleitete Minderjäh-
rige nicht getrennt ausweisen konnten, wird im 
Folgenden die Gesamtsumme der (vorläufigen) 
Inobhutnahmen berichtet.

In Rheinland-Pfalz erfolgten im Jahr 2017 ins-
gesamt 1.307 Inobhutnahmen von unbeglei-
teten minderjährigen Ausländern gem. §§ 42, 
42a SGB VIII (ohne Grafik). Im Vorjahr waren es 
noch 3.319. An dieser Stelle gilt zu berücksichtigen, 

dass auch die hier dargestellten Werte nicht die 
Anzahl der jungen Menschen in den (vorläufigen) 
Inobhutnahmen abbilden, sondern die Vorgänge 
gem. §§ 42 und 42a SGB VIII. Ein junger unbe-
gleiteter minderjähriger Ausländer kann somit in 
mehreren Vorgängen erfasst werden. 

Unter Berücksichtigung des demografischen 
Faktors zeigen sich beim Eckwert der Inobhut-
nahmen im Zeitverlauf Steigerungen

Wie die folgende Abbildung zeigt, ist bei den ent-
sprechenden Eckwerten der Inobhutnahmen seit 
dem Jahr 2002 eine deutliche Steigerung zu be-
obachten. Dies bedeutet, dass unter Berücksichti-
gung des demografischen Faktors und des zahlen-
mäßigen Rückgangs der jüngeren Altersgruppen 
auch die Häufigkeit von Inobhutnahmen weiterhin 
zunimmt. Der Eckwert der Inobhutnahmen nach 
§ 42 SGB VIII liegt im Jahr 2017 bei 2,15. Damit 
wurden also etwa zwei Inobhutnahmen je 1.000 
junge Menschen unter 18 Jahren durchgeführt. 
Für die gerichtlichen Maßnahmen zum Entzug der 
elterlichen Sorge liegt der Eckwert bei 0,95 und 
ist von 2016 auf 2017 leicht gesunken.
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Grafik 4.2 Eckwerte der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Inobhutnahmen nach 
§ 42 SGB VIII (ohne umA) und der gerichtlichen Maßnahmen zum Entzug der elterlichen Sorge nach 
§ 1666 BGB in den Jahren 2002 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 junge Menschen unter 18 Jahren) 
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Die nachfolgende Grafik zeigt die Eckwertent-
wicklung anhand der durchschnittlichen Eckwerte 
in den Jahren 2005, 2008, 2011, 2014 und 2017 
in den kreisfreien und großen kreisangehörigen 
Städten sowie in den Landkreisen. Sowohl in 
den kreisfreien und kreisangehörigen Städten 
mit eigenem Jugendamtsbezirk als auch in den 
Landkreisen (Ausnahme zwischen 2011 und 2014) 

ist in diesem Zeitraum eine Eckwertsteigerung 
festzustellen. Bezüglich der Höhe des Eckwertes 
zeigen sich im Jahr 2017 deutliche interkommu-
nale Unterschiede: In den kreisfreien und kreisan-
gehörigen Städten fällt der Eckwert mit rund 2,7 
bzw. 2,8 deutlich höher aus als in den Landkreisen 
mit durchschnittlich 1,9 Eckwertpunkten. 
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Grafik 4.3 Eckwerte der im jeweiligen Jahr beendeten und am 31.12. laufenden Inobhutnahmen nach 
§ 42 SGB VIII (ohne umA) in den Jahren 2005, 2008, 2011, 2014 und 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 
junge Menschen unter 18 Jahren) 
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4.1.1 Personenbezogene Merkmale von in Obhut genommenen jungen 
Menschen

Ältere Kinder und Jugendliche werden häufiger 
in Obhut genommen 

Im Folgenden werden das Alter, das Geschlecht 
und das Vorhandensein eines Migrationshinter-
grunds von jungen Menschen analysiert, die in 
Obhut genommen wurden. Auffällig ist bei der 
Betrachtung des Alters zu Beginn der Inobhutnah-
me, dass die Kinder und Jugendlichen im Alter von 
12 bis 18 Jahren besonders häufig betroffen sind: 

Mit etwa 59 % sind deutlich über die Hälfte aller 
jungen Menschen zum Zeitpunkt der Inobhut-
nahme über 12 Jahre alt. Rund 36 % sind sogar 
zwischen 15 und 18 Jahre alt. Bei diesen Personen-
gruppen handelt es sich meist um „Selbstmelder“, 
also junge Menschen, die aus verschiedenen 
Gründen nicht mehr im Elternhaus leben wollen 
oder können und sich direkt an das Jugendamt 
bzw. freie Träger wenden. Ebenfalls vergleichs-
weise hoch ist der Anteil der Kinder im Alter von 
unter drei Jahren. Diese stellen einen Anteil von 
13,8 %, dieser Anteil ist gegenüber den übrigen 
Altersgruppen bis unter 12 Jahren deutlich erhöht.
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Grafik 4.4 Anteil der verschiedenen Altersgruppen an den im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 
laufenden Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII (ohne umA) in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Mädchen werden häufiger in Obhut genom-
men als Jungen

Die Verteilung der Geschlechter bei den Inobhut-
nahmen zeigt eine etwas andere Verteilung als 
bei den übrigen Hilfen zur Erziehung. Mädchen 

werden häufiger in Obhut genommen als Jungen 
(57,3 % gegenüber 46,3 %). Zum Vergleich: In den 
Hilfen zur Erziehung sind nur rund 42 % der Hilfe-
empfangenden weiblich (siehe Kapitel 2). 

Grafik 4.5 Anteil der Mädchen und Jungen bei den im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 lau-
fenden Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljährige insgesamt nach §§ 27 Abs. 2, 29-35, 
41 SGB VIII und Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII (ohne umA) in Rheinland-Pfalz (in Prozent) 
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Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sind bei den Inobhutnahmen deutlich 
unterrepräsentiert

Betrachtet man den Anteil der Kinder und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund unter den 
Betroffenen, zeigen sich kaum Unterschiede zu 
den erzieherischen Hilfen. Sowohl bei den Inob-
hutnahmen als auch bei den Hilfen zur Erziehung 

(siehe Kapitel 2) haben rund 20 % der jungen 
Menschen einen Migrationshintergrund. Im Ver-
gleich zur gleichaltrigen Gesamtbevölkerung mit 
einem Anteil von 37,8 % junger Menschen mit Mi-
grationshintergrund sind sie in beiden Segmenten 
unterrepräsentiert (vgl. Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2018).

Grafik 4.6 Anteil der jungen Menschen mit Migrationshintergrund bei den im Jahr 2017 beendeten 
und am 31.12.2017 laufenden Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljährige insgesamt nach 
§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII und Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII (ohne umA) in Rheinland-Pfalz 
(in Prozent)
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4.2 Mitwirkung in familiengerichtlichen Verfahren 
nach § 50 SGB VIII
Die Jugendämter in Rheinland-Pfalz unterstützen 
Familiengerichte bei allen Maßnahmen, die die 
Sorge von Kindern und Jugendlichen betreffen. Sie 
bringen erzieherische und soziale Gesichtspunkte 
zur Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen 
ein und weisen auf weitere Möglichkeiten der 
Hilfe hin.

Insgesamt wirkten die Jugendämter im Jahr 2017 
in 6.822 familiengerichtlichen Verfahren nach 
§ 50 SGB VIII mit. Dies entspricht in etwa 12 
Verfahren pro 1.000 junge Menschen unter 18 
Jahren. Der Eckwert der kreisangehörigen Städte 
liegt dabei mit 21,7 deutlich über dem Eckwert der 
Landkreise (9,4) und dem Eckwert der kreisfreien 
Städte (16,1).
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Grafik 4.7 Anzahl der Mitwirkungen in familiengerichtlichen Verfahren nach § 50 SGB VIII (ohne umA) lau-
fend und beendet im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich11 (pro 1.000 junge Menschen unter 18 Jahren) 
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4.3 Strukturelle und organisatorische Umsetzung des 
Landeskinderschutzgesetzes in Rheinland-Pfalz
Das rheinland-pfälzische Landesgesetz zum 
Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit, 
kurz Landeskinderschutzgesetz (LKindSchuG) vom 
März 2008, setzt die ersten beiden benannten 
bundesweiten Strategien zur Weiterentwicklung 
des Kinderschutzes – den Auf- und Ausbau Früher 
Hilfen sowie die Etablierung und kontinuierliche 
Weiterentwicklung von kommunalen bzw. regio-
nalen Netzwerken – in landesweite Strukturen 
um. Hierzu regelt es Maßnahmen zum Schutz von 
Kindeswohl und Kindergesundheit durch frühe 
Förderung und rechtzeitige Hilfen zur Vermeidung 
von Vernachlässigung, Missbrauch oder Miss-
handlung (§ 1 Abs. 2 LKindSchuG). Diese Maß-
nahmen sollen dazu beitragen, dass „das Recht 
jeden Kindes auf eine positive Entwicklung und 
Entfaltung sowie auf das erreichbare Höchstmaß 
an Gesundheit“ (§ 1 LKindSchuG) gewährleistet 
wird. Im Rahmen des Landeskinderschutzgesetzes 
erhalten die Kommunen jährlich 7 Euro für jedes 
Kind unter 6 Jahren, das im jeweiligen Jugend-
amtsbezirk lebt. Weitere 3 Euro pro Kind gehen an 
die Träger der Gesundheitsämter. 

Insbesondere durch den Aufbau der kommunalen 
Netzwerke Frühe Hilfen und Kinderschutz wurde 
unter anderem ein Grundstein für die bessere Ver-
netzung der Hilfen mit dem Gesundheitswesen 
gelegt. Zudem wurden im Rahmen des länder-
übergreifenden Modellprojekts „Guter Start ins 
Kinderleben“ an den Standorten Ludwigshafen 
und Trier beispielhafte Ansätze an der Schnittstel-
le zum Gesundheitswesen entwickelt (vgl. NZFH 
2011). Neben dem Aufbau von Netzwerkstruktu-
ren gehört hierzu insbesondere die Entwicklung 
eines Lotsendienstes aus der Geburtshilfe in 
die Frühen Hilfen. „Guter Start ins Kinderleben“ 
wurde seit 2008 sukzessive in einem Großteil der 
Geburtskliniken in Rheinland-Pfalz implementiert. 
Dabei steht die Sensibilisierung von Ärzteschaft, 
Pflege und Hebammen für Unterstützungsbedarfe 
von Schwangeren und werdenden Vätern sowie 
von Müttern und Vätern von Neugeborenen im 

Fokus, um bedarfsorientiert gezielt in (Frühe) 
Hilfen vermitteln zu können. Im Rahmen der 
Bundesstiftung Frühe Hilfen (früher Bundesinitia-
tive Frühe Hilfen) sind seit 2012 Standards gesetzt 
und Finanzierungsmöglichkeiten geschaffen 
worden, die diese Strukturen auf Dauer ermög-
lichen. Neben den Geldern, die den Kommunen 
im Rahmen des Landeskinderschutzgesetzes zur 
Verfügung stehen, nutzen diese auch Mittel aus 
anderen Förderprogrammen (z. B. der Bundesstif-
tung Frühe Hilfen), um Angebote für den Bereich 
der Frühen Hilfen teilzufinanzieren, insbesondere 
den Einsatz von Familienhebammen, Projekte der 
Frühen Hilfen sowie die Einbindung von Ehren-
amtlichen (vgl. de Paz Martínez 2018).

Inzwischen gibt es in 12 von 16 Bundesländern 
vergleichbare Lotsendienste aus Geburtskliniken 
in die Frühen Hilfen. Zwar bestehen zwischen 
diesen Lotsendiensten z. T. konzeptionelle Unter-
schiede. Kernelement aller Dienste ist jedoch eine 
möglichst frühe, systematische Wahrnehmung 
von Familien mit Unterstützungsbedarfen in der 
Geburtsklinik sowie bei Bedarf deren Vermittlung 
in weiterführende Hilfen. Dabei spielt die Vernet-
zung mit den Frühen Hilfen eine entscheidende 
Rolle. Die Finanzierung dieser Lotsendienste ist 
unterschiedlich; u. a. können hier Mittel der Bun-
desstiftung Frühe Hilfen eingesetzt werden (vgl. 
NZFH 2019).

Um die benannten Ziele des Gesetzes zu errei-
chen, wurden in Rheinland-Pfalz zwei zentrale 
und seither landesweit gültige Strukturelemente 
implementiert: 

■■ durch den Aufbau lokaler Netzwerke soll das 
systematische Zusammenwirken aller Akteu-
rinnen und Akteure, insbesondere der Jugend- 
und Gesundheitshilfe, zur Stärkung der frühen 
Förderung und des Schutzes von Kindern 
unterstützt werden. 
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■■ Zudem wurde ein verbindliches Einladungs- 
und Erinnerungswesen zu den pädiatrischen 
Früherkennungsuntersuchungen für Kinder 
(U4 bis U9) aufgebaut.

Mit dem Inkrafttreten des Bundeskinderschutzge-
setzes wurde ein bundesgesetzlicher Rahmen für 
den Aufbau von Kooperationsnetzwerken wich-
tiger Akteure der Jugend- und Gesundheitshilfe 
geschaffen (vgl. BKiSchuG  § 3 Abs. 1). Rhein-
land-Pfalz verfügte zu diesem Zeitpunkt bereits 
über solide Netzwerkstrukturen, die im Rahmen 
des LKindschuG bereits 2008 initiiert und wei-
terentwickelt worden waren. Der Entwicklungs-
stand der lokalen Netzwerkarbeit im Bereich des 
Kindesschutzes und der Frühen Hilfen in Rhein-
land-Pfalz wird seit 2008 im Rahmen des Moni-
torings zum Landeskinderschutzgesetz abgebildet 
(vgl. de Paz Martínez 2018). Das Gesetz überträgt 
die Planung und Steuerung der lokalen Netzwerke 
an die 41 Jugendämter in Rheinland-Pfalz. Seit 
2011/2012 ist die Implementierung der mit dem 
Landeskinderschutzgesetz vorgesehenen Struktu-
ren weitgehend abgeschlossen, die lokalen Netz-
werke haben sich in allen Jugendamtsbezirken 
zu stabilen Arbeitszusammenhängen im Kontext 
von Kinderschutz und Frühen Hilfen etabliert und 
entwickeln sich fortwährend weiter. Aktuell wird 
eine zunehmende kommunale Ausdifferenzierung 
sichtbar, die seit den letzten Jahren fortschreitet.

Im Folgenden sollen insbesondere der Aufbau der 
lokalen Netzwerke und die Entwicklung Früher 
Hilfen seit 2008 skizziert werden. Befunde zum 
verbindlichen Einladungs- und Erinnerungswesen 
zu den Früherkennungsuntersuchungen finden 
sich im jährlichen Monitoringbericht (vgl. für das 
Berichtsjahr 2017 de Paz Martínez 2018).

Im Zeitraum seit Inkrafttreten des Landeskin-
derschutzgesetzes 2008 haben sich die lokalen 
Netzwerke zum Schutz von Kindeswohl und 
Kindergesundheit zu einem festen Bestand-
teil der sozialen Infrastruktur im Kontext von 
Kinderschutz und Frühen Hilfen entwickelt

Die Etablierung und Ausdifferenzierung der Netz-
werke wird an der Struktur, den Arbeitsformen 
und Inhalten der Netzwerkarbeit deutlich. Ent-
sprechend ihrer regionalen Bedarfe setzen die Ju-
gendämter dabei zunehmend individuelle Akzen-
te. Die Aufgaben im Netzwerk sind vielfältig: Im 
Rahmen der Netzwerkarbeit werden eine Vielzahl 
von Aktivitäten, Angeboten und Maßnahmen, 
wie z. B. die meist jährlich stattfindenden Netz-
werkkonferenzen, stadteilbezogene Arbeitskreise, 
Runde Tische und kleinräumige Netzwerke auf der 
Ebene von Verbandsgemeinden oder größeren So-
zialräumen begleitet bzw. initiiert. Die Netzwerke 
Kinderschutz sind 2017 in 35 Kommunen stadt-/
landkreisweit strukturiert, in 22 Kommunen (zu-
dem) stadt- bzw. landkreisübergreifend (Angaben 
von 40 Jugendämtern). Im Jahr 2016 waren dies 
lediglich 36 bzw. 21 Netzwerke. Unterhalb dieser 
allgemeinen Netzwerkebene haben sich zusätzlich 
weitere Arbeitsformen etabliert. Dabei sind die 
Netzwerkarbeit und ihre Struktur immer in Be-
wegung. So wurden Arbeitsgruppen beendet und 
neue gestartet (vgl. de Paz Martínez 2018: 56).

Es ist eine Vielzahl von Institutionen und 
Diensten an den Netzwerken Frühe Hilfen und 
Kinderschutz beteiligt

Inzwischen ist eine große Vielfalt an Akteurin-
nen und Akteuren aus unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern an den Netzwerken beteiligt. Diese 
Vielfalt macht die Stärke der Netzwerke aus: 2017 
gehörten in allen Jugendamtsbezirken in Rhein-
land-Pfalz die Gesundheitsämter, Familienheb-
ammen, Schwangerenberatungsstellen und Kitas 
zu den Netzwerken dazu. In jeweils 39 Bezirken 
waren Träger von Angeboten und Diensten der 
Hilfen zur Erziehung sowie Mitarbeitende der 
Erziehungsberatung/Ehe-Familien- und Lebens-
beratung Teil des Netzwerks. Häufig waren auch 
Schulen, Polizei, Hebammen, Geburtskliniken und 
ARGEN an der Netzwerkarbeit beteiligt (vgl. de 
Paz Martínez 2018: 57).
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Grafik 4.8 Institutionen und Dienste, die im Jahr 2017 den Netzwerken im Bereich Kinderschutz ange-
hörten, in Rheinland-Pfalz (Anzahl der Jugendämter; Mehrfachnennungen möglich)
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Auch die Themen und Gestaltungsformen der 
lokalen Netzwerke haben sich zunehmend 
ausdifferenziert und entwickeln sich entlang 
regionaler Bedarfe

Im Rahmen der gemeinsamen Netzwerkarbeit 
haben die Akteure viele gemeinsame Formate und 
Angebote geschaffen und durchgeführt (zahlrei-
che Praxisbeispiele – „Highlights“ – können nach-
gelesen werden im Monitoringbericht, vgl. de Paz 
Martínez 2018: 62). Wie schon in den Jahren zuvor 
bleibt auch 2017 der Bereich der Angebote zu den 
Themenfeldern Kinderschutz und Frühe Hilfen in 
Bewegung. 35 Jugendämter gaben an, dass sie im 
Jahr 2017 Angebote ausgebaut oder neu geschaf-
fen hatten. Dieser Auf- und Ausbau bezieht sich 
2017 insbesondere darauf, anhand von Informa-
tionsmaterialien für die Themen Kinderschutz und 
Frühe Hilfen zu werben sowie anhand von Flyern, 
Datenbanken etc. einen Überblick über familien-
unterstützende Leistungen zu geben. 

Etwa die Hälfte der Jugendämter hat solche An-
gebote ausgebaut oder neu geschaffen. 

Weiterhin wichtig war die Fortführung oder Ein-
führung von Bildungs-, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangeboten für alle Familien sowie Familien 
in Problemlagen. Zudem zeigt sich ein Interesse 
an institutionenübergreifenden Einzelfallbera-
tungen und die Durchführung interdisziplinärer 
Fortbildungen. Insgesamt deuten die Befunde 
auf eine Intensivierung des Auf- und Ausbaus von 
Angeboten insbesondere im (primär)präventiven 
Bereich hin. 2017 wurde der Auf- und Ausbau 
dieser Angebote neben dem Landeskinderschutz-
gesetz auch durch das Bundeskinderschutzgesetz, 
die Bundesstiftung Frühe Hilfen sowie durch das 
rheinland-pfälzische Programm „Familienbildung 
im Netzwerk“ unterstützt (vgl. de Paz Martínez 
2018: 63).

Grafik 4.9 Ausbau vorhandener und Schaffung neuer Angebote im Rahmen des Landeskinderschutzge-
setzes im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (Anzahl der Jugendämter; Mehrfachnennungen möglich)
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Aus der Verstetigung der lokalen Netzwerke 
folgen gesteigerte Anforderungen an Planung, 
Steuerung und Netzwerkkoordination – in der 
Verantwortung der Jugendämter liegende Auf-
gaben

Insbesondere die jährlich stattfindenden Netz-
werkkonferenzen werden von den Fachkräften der 
Jugendämter als Höhepunkte der Netzwerkarbeit 
benannt. Diese zielen vor allem auf Information 
und Fortbildung zu relevanten Themen im Feld 
der Frühen Hilfen und des Kinderschutzes und 
fungieren gleichzeitig als Plattform, um Themen 
und Ergebnisse der Netzwerkarbeit einer (Fach-)
Öffentlichkeit vorzustellen, sowie als Forum für 
den Austausch mit Netzwerkpartnern, Wissen-
schaft und Praxis. Die Erarbeitung von Verein-
barungen und Verfahrensweisen oder die Ent-
wicklung von Konzepten erfolgt eher in kleineren, 
zeitlich dichteren Arbeitszusammenhängen, die 
inzwischen nahezu überall aufgebaut worden sind. 
Die entstandenen vielfältigen Arbeitsstrukturen 
dokumentieren die Weiterentwicklung der lokalen 
Netzwerke von losen Vernetzungs- zu konkreten 
Arbeitszusammenhängen im Kontext von Kinder-
schutz und Frühen Hilfen. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen sind 
die Planung und Koordinierung der Netzwerke, 
die der Gesetzgeber dem Jugendamt übertragen 
hat (§ 3 Abs. 1 LKindSchuG), anspruchsvoller und 
komplexer geworden. Zu den zentralen Aufgaben 
der Netzwerkkoordination gehören insbesondere 
die Vorbereitung und Durchführung der Netz-
werkkonferenzen und weiterer kleiner Veranstal-
tungsformen (Fachtage, Fortbildungsreihen u. ä.), 
die Steuerung der Arbeitsgruppen und sozial-
räumlichen Netzwerke sowie die Kommunikation 
der Ergebnisse der Netzwerkarbeit in politischen 
Gremien oder anderen Settings. Die Tätigkeiten 
des Aufgabenprofils können von den zuständigen 
Fachkräften im Jugendamt kaum „nebenher“ 
bewältigt werden, d. h. neben der eigentlichen 
Tätigkeit im ASD o. ä. Daher wurde die Netzwerk-
arbeit bzw. –koordination in vielen Jugendamts-
bezirken an eine Organisationseinheit bzw. Stelle 
mit einem klaren diesbezüglichen Aufgabenprofil 

übertragen. Die Daten im Berichtsjahr 2017 be-
legen, dass die Mehrzahl der Jugendämter einen 
Spezialdienst „Kinderschutz/Netzwerkkoordina-
tion“ eingerichtet hat: In 34 der 35 Jugendäm-
ter, von denen Angaben zur Mittelverwendung 
vorliegen, wurden im Jahr 2017 Stellen im Bereich 
der Netzwerkkoordination aus den Mitteln des 
Landeskinderschutzgesetzes finanziert (siehe 
nachfolgende Grafiken).

Die von der Landesregierung im Rahmen des 
Landeskinderschutzgesetzes zur Verfügung ge-
stellten Mittel (§ 4 Abs. 2 LKindSchuG) wer-
den überwiegend zur Finanzierung von Perso-
nalressourcen im Jugendamt genutzt

Wie schon in den Jahren zuvor, wurden auch 2017 
die im Rahmen des Landeskinderschutzgesetzes 
freigegebenen Mittel seitens der Jugendämter 
fast ausschließlich zur strukturellen Absicherung 
der Netzwerkarbeit verwendet: die Ausgaben für 
Personalmittel im Jugendamt wie auch Infrastruk-
turkosten und Personalkosten bei freien Trägern 
betrugen insgesamt 83,5 % an allen im Rahmen 
des Landeskinderschutzgesetzes verfügbaren Mit-
teln. 16,5 % verbleiben für konkrete Maßnahmen 
wie Projekte, Fortbildungen, Öffentlichkeitsarbeit 
und ähnliches.
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Grafik 4.10 Anteilige Verwendung der Fördermittel im Rahmen des Landeskinderschutzgesetzes nach 
Verwendungszweck und Höhe der verausgabten Mittel im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent; 
Mehrfachnennungen möglich) 
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Somit wurden auch 2017 wie in den Jahren zuvor 
die im Rahmen des Landeskinderschutzgesetzes 
freigegebenen Mittel seitens der Jugendämter 
fast ausschließlich zur strukturellen Absicherung 
der Netzwerkarbeit verwendet. Im Zuge der 
Umsetzung des Landeskinderschutzgesetzes seit 
2008 wurden zahlreiche Stellen (insbesondere 
Netzwerkkoordination oder Spezialdienst/ASD) 

geschaffen, die auch weiterhin aus diesen Mitteln 
finanziert werden (siehe Grafik 4.11). Somit tragen 
diese Finanzmittel insbesondere zu personeller 
Kontinuität in der Netzwerkkoordination und 
Planung bei. Diese Kontinuität kann als zentraler 
Wirkfaktor für eine gelingende Netzwerkarbeit 
angesehen werden
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Grafik 4.11 Anzahl der Jugendämter, in denen Stellen aus Mitteln des Landeskinderschutzgesetzes im 
Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz finanziert wurden (Anzahl der Nennungen, ohne Angabe des Stellenum-
fangs; Mehrfachnennungen möglich)12 
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12	� Die Daten beziehen sich auf 35 Jugendämter, von denen im Jahr 2017 Angaben zu den Personalstellen aus den 
Mitteln des Landeskinderschutzgesetzes vorliegen.

Die Summe der Stellenanteile, die in Rhein-
land-Pfalz durch Mittel des Landes finanziert 
wurden, beläuft sich dabei insgesamt auf etwa 
20 Vollzeitäquivalente (ohne Grafik). Es zeigt sich 
demnach, dass unter anderem auch das Landes-

kinderschutzgesetz zu dem Personalausbau in den 
Kernaufgabenfeldern der Sozialen Dienste beige-
tragen hat. 

4.4 Ergebnisse zur Umsetzung des § 8a SGB VIII  
in der Praxis der Jugendämter in Rheinland-Pfalz im 
Jahr 2017
Im Zuge der Verabschiedung des Bundeskinder-
schutzgesetzes wurde ebenfalls eine Erweiterung 
der Kinder- und Jugendhilfestatistik eingeführt: 
Seit 2012 gibt es eine bundesweite Pflichtsta-
tistik zu den Gefährdungseinschätzungen gem. 
§ 8a SGB VIII, die in den Jugendämtern durchge-
führt werden. Für Rheinland-Pfalz liegt bereits ab 
dem Erhebungsjahr 2010 eine fundierte Daten-
basis vor, da die Jugendämter im Kontext des 
bereits etablierten Projekts „Qualitätsentwicklung 

durch Berichtswesen“ selbst auf eine Erweite-
rung der Erhebung um Gefährdungsmeldungen 
gem. § 8a SGB VIII hingewirkt hatten. Im rhein-
land-pfälzischen Kontext werden zusätzliche Vari-
ablen erhoben und ausgewertet, die zum Beispiel 
Aussagen zur Lebenssituation und zu Belastungen 
der Familien sowie zu Verfahren im Jugendamt 
in Folge einer Meldung ermöglichen, über die die 
Bundesstatistik aktuell keine Aussagen machen 
kann. Die detaillierten aktuellen Ergebnisse dieser 
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jährlichen Erhebung werden im Bericht „Kinder-
schutz und Hilfen zur Erziehung. Ergebnisse zur 
Umsetzung des § 8a SGB VIII in der Praxis der 
Jugendämter in Rheinland-Pfalz“ (für 2017 vgl. 
Artz & de Paz Martínez 2018) ein Mal pro Jahr 
veröffentlicht, weshalb in diesem Kapitel nur ein 
kurzer Überblick über Gefährdungseinschätzungen 
nach § 8a SGB VIII gegeben wird. 

Eine Folge der Kinderschutzdebatte und der damit 
einhergehenden erhöhten Aufmerksamkeit und 
öffentlichen Sensibilität für das Thema zeigt sich 
beim kontinuierlichen Anstieg von Gefährdungs-
meldungen gem. § 8a SGB VIII in den Jugend-
ämtern, die den Jugendamtsalltag verändern und 
nachhaltig prägen. Das veränderte Meldeverhal-
ten erhöht demgemäß auch die Arbeitsbelastung 
in den Jugendämtern. Dabei führt die breitere 
gesellschaftliche Verantwortungsübernahme auch 
zu einem „öffentlichen Blick“ auf das Handeln der 
Jugendämter, deren Handlungen und Entschei-
dungen insbesondere bei Fällen von Kindesmiss-
handlungen oder gar -tötungen hinterfragt und 
angezweifelt werden. Es wird die Frage gestellt, 
ob zum richtigen Zeitpunkt die richtige Interven-
tions- oder Hilfeentscheidung getroffen und nach 
den „Regeln der Kunst“ gearbeitet wurde. Die 
Fachkräfte der Jugendämter, die jeden Hinweis 
eingehend prüfen müssen, sehen sich dement-
sprechend sowohl hinsichtlich des quantitativ zu 
bewältigenden Umfangs als auch bezogen auf die 
„neue“ Qualität fachlichen Handelns vor Heraus-
forderungen gestellt. Auch wenn Kinderschutzar-
beit schon immer originäre Arbeit der Fachkräfte 
der Jugendämter war, lässt sich feststellen, dass 
die Anforderungen an das diesbezügliche fachliche 
Wissen und Können immer anspruchsvoller wer-
den. Jede Meldung – unabhängig davon, wie die 
abschließende Gefährdungseinschätzung durch 
die Fachkräfte ausfällt – zieht ein aufwendiges 
Verfahren nach sich. 

13	 Ausführliche Befunde finden sich im § 8a SGB VIII-Landesbericht 2017 (vgl. de Paz Martínez & Artz 2018).

Für etwa ein Prozent aller Kinder und Jugend-
lichen in Rheinland-Pfalz wird im Berichtsjahr 
2017 eine Gefährdungseinschätzung gemäß 
§ 8a SGB VIII durch die Fachkräfte des Jugend-
amtes durchgeführt

Im Jahr 2017 wurden in den 40 sich beteiligenden 
Jugendämtern in Rheinland-Pfalz insgesamt 7.155 
Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII 
durchgeführt. Damit gab es etwa 11,5 Gefähr-
dungseinschätzungen je 1.000 Kinder im Alter von 
unter 18 Jahren. Unter der Annahme, dass jede 
Gefährdungseinschätzung ein anderes Kind be-
trifft, wären damit über 1 % der Kinder in Rhein-
land-Pfalz betroffen. Interkommunal variiert der 
Eckwert zwischen 1,8 und 31,0. Im Durchschnitt 
der Landkreise fällt der Eckwert mit 10,1 dabei 
deutlich niedriger aus als in den kreisangehörigen 
(15,4) und den kreisfreien Städten (14,5 Eckwert-
punkte).13
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Grafik 4.12 Eckwert der jungen Menschen, die im Jahr 2017 von einer Gefährdungseinschätzung nach 
§ 8a SGB VIII betroffen waren im interkommunalen Vergleich14 (pro 1.000 junge Menschen im Alter von 
unter 18 Jahren)
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Neustadt (St)
Mayen (KAS)

Idar-Oberstein (KAS)
Kreisfreie Städte

Kreisangehörige Städte
Neuwied (KAS)

Bad Kreuznach (KJA)
Bad Kreuznach (KAS)

Neuwied (KJA)
Kaiserslautern (St)

Pirmasens (St)
Worms (St)
Mainz (St)

Trier (St)
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK)

Vulkaneifel (LK)

14	 Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.
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In rund einem Drittel (34 %) aller gemeldeten 
Fälle bestätigt sich der Verdacht auf eine akute 
oder latente Kindeswohlgefährdung

Im Berichtsjahr 2017 wurde bei 34,0 % der Kinder 
und Jugendlichen im Rahmen der Gefährdungs-
einschätzung eine akute (14,0 %) oder latente 
(20,0 %) Kindeswohlgefährdung festgestellt. Bei 
weiteren 34,9 % kamen die Fachkräfte im Rah-
men der Gefährdungseinschätzung zum Ergebnis, 
dass keine Kindeswohlgefährdung vorlag, jedoch 
wurde ein Hilfebedarf in unterschiedlicher Form 
und Intensität festgestellt. Auch hier wurde ein 
Tätigwerden des Jugendamtes in unterschied-
lichem Umfang notwendig, um einen Hilfezugang 
zu Familien und deren Kindern zu schaffen. In 
30,9 % der Fälle wurden weder eine Gefährdungs-
lage noch ein weiterer Hilfebedarf festgestellt. 
Das schließt allerdings auch solche Fälle mit ein, 
in denen bereits zum Meldungszeitpunkt eine 
Hilfe eingerichtet war. Bei rund 70 % der Familien 
wurde im Jahr 2017 somit mindestens ein Hilfe-
bedarf sichtbar.

Werden mit Blick auf die Eckwerte nur jene Fälle 
betrachtet, bei denen im Zuge der Gefährdungs-
einschätzung tatsächlich eine akute oder eine 
latente Kindeswohlgefährdung festgestellt wurde, 
so zeigt sich überwiegend eine ähnliche inter-
kommunale Verteilung wie bei allen Gefährdungs-
einschätzungen. Lediglich vereinzelt finden sich 
Unterschiede. Der Eckwert von Gefährdungsein-
schätzungen, bei denen von den Fachkräften als 
Ergebnis eine Kindeswohlgefährdung festgestellt 
wurde, liegt in Rheinland-Pfalz bei 3,9. Damit 
wurde bei etwa 4 von 1.000 Kindern und Jugend-
lichen im Alter von unter 18 Jahren, die in Rhein-
land-Pfalz leben, eine Kindeswohlgefährdung 
festgestellt (akut oder latent).
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Grafik 4.13 Eckwert der jungen Menschen, für die im Jahr 2017 eine akute oder eine latente Kindeswohl-
gefährdung festgestellt wurde im interkommunalen Vergleich15 (pro 1.000 junge Menschen im Alter von 
unter 18 Jahren)

 

0,3
0,7
0,8

1,2
1,3
1,3
1,4

1,7
1,7
1,9
1,9
2,0
2,2
2,3

2,7
3,1
3,2
3,2
3,3
3,3
3,3

3,9
3,9
4,0
4,0

4,3
4,5

4,9
5,1

5,4
5,8
5,9

6,2
6,2

7,0
7,0

8,2
8,2
8,2

8,5
8,7

9,7
9,8

10,8

0 2 4 6 8 10 12

Westerwaldkreis (LK)
Bernkastel-Wittlich (LK)
Donnersbergkreis (LK)
Rhein-Pfalz-Kreis (LK)

Südliche Weinstraße (LK)
Mayen-Koblenz (KJA)

Alzey-Worms (LK)
Rhein-Lahn-Kreis (LK)

Kaiserslautern (LK)
Altenkirchen (LK)

Kusel (LK)
Zweibrücken (St)

Südwestpfalz (LK)
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Koblenz (St)
Kreisfreie Städte
Birkenfeld (KJA)

Neustadt (St)
Neuwied (KJA)

Mainz (St)
Vulkaneifel (LK)

Kreisangehörige Städte
Idar-Oberstein (KAS)

Trier (St)
Bad Kreuznach (KAS)
Bad Kreuznach (KJA)

Germersheim (LK)
Andernach (KAS)

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK)
Worms (St)
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15	 Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.
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Kinderschutz betrifft alle Altersgruppen: So-
wohl die jüngsten als auch die älteren Alters-
gruppen sind im Blick der Jugendämter

Knapp ein Viertel der Kinder, die 2017 von einer 
Gefährdungseinschätzung betroffen waren, ge-
hörten zur Gruppe der unter 3-Jährigen (24,8 %). 
Gut die Hälfte der Gefährdungseinschätzungen 
bezog sich auf Kinder, die zwischen drei und 12 
Jahren alt waren (51,8 %). Je älter die Kinder und 
Jugendlichen sind, desto seltener werden sie in 
Rheinland-Pfalz zu einem Kinderschutzverdachts-
fall. Trotzdem ist jedes zehnte Kind (10,6 %) 
zwischen 15 und 18 Jahre alt. Die Altersverteilung 
ist im Zeitraum der Erhebungen sehr stabil.

Der Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung be-
stätigt sich bei Kindern im Alter von unter einem 
Jahr sowie bei älteren Kindern und Jugendlichen 

(zwischen 12 und 15 sowie zwischen 15 und unter 
18 Jahren) vergleichsweise häufiger. Bei der Grup-
pe der unter 1-Jährigen lässt sich dieses Ergebnis 
sicher auf die hohe Vulnerabilität von Säuglingen 
und Kleinkindern zurückführen. Für Risiko- und 
Gefährdungseinschätzungen im Bereich der 
frühen Kindheit steht nicht immer viel Zeit zur 
Verfügung, und daher ist „eine rasche und präzise 
Entscheidung im Einzelfall“ (Ostler & Ziegenhain 
2008: 68) notwendig. Jugendliche ab 12 Jahren 
stellen im Zeitvergleich 2010 und 2017 deutlich 
wachsende Anteile an allen Gefährdungseinschät-
zungen. Der Anteil der 15 bis unter 18-Jährigen 
hat sich dabei am stärksten erhöht. Dieser Befund 
verdeutlicht, dass ältere Kinder und Jugendliche 
im institutionellen Kinderschutz zunehmend Be-
achtung finden (vgl. Böllert & Wazlawik 2012).

Grafik 4.14 Alter des Kindes zum Zeitpunkt der Gefährdungseinschätzung in Rheinland-Pfalz (2017 als 
Jahr der Gefährdungseinschätzung; n = 7.061; Angaben in Prozent) 
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Jungen und Mädchen sind annähernd gleicher-
maßen von Gefährdungseinschätzungen gem. 
§ 8a SGB VIII betroffen

Die Ergebnisse der Gefährdungseinschätzungen 
nach § 8a SGB VIII ergeben für das Jahr 2017, dass 
Mädchen im Durchschnitt aller Fälle geringfügig 

16	� Die hier verwendete Definition ist in Anlehnung an den Mikrozensus zu verstehen: Eine Person hat dann einen 
Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit 
geboren ist.

seltener vertreten sind als Jungen (Mädchen: 
47,6 %, Jungen 52,3 %). Differenziert nach Alters-
gruppen zeigt sich, dass in den jüngeren Alters-
gruppen etwas häufiger Jungen, in den höheren 
Altersgruppen etwas häufiger Mädchen vertreten 
sind.

Grafik 4.15 Anteil der Mädchen und Jungen bei den Kindern und Jugendlichen, die im Jahr 2017 von 
einer Gefährdungseinschätzung gem. § 8a SGB VIII in Rheinland-Pfalz betroffen waren (in Prozent)
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Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sind auch 2017 entsprechend ihrem 
Bevölkerungsanteil von Gefährdungseinschät-
zungen betroffen

Im Jahr 2017 bezogen sich 37,1 % der Gefähr-
dungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII auf 
Kinder und Jugendliche, die einen Migrationshin-
tergrund hatten.16 In der Gesamtbevölkerung be-
trug der Anteil von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund im Jahr 2017 37,8 % (vgl. 
Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2018). 

Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
stellen einen wachsenden und mittlerweile (em-
pirisch und politisch) selbstverständlichen Teil der 
Bevölkerung Deutschlands dar. Der Befund macht 
deutlich, dass Kinder und Jugendliche mit Mig-
rationshintergrund – entgegen der öffentlichen 
Wahrnehmung – weder häufiger noch seltener 
vom Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung 
betroffen sind als Kinder ohne Migrationshinter-
grund. Damit zeigen die Daten, dass Familien mit 
Migrationshintergrund eine zentrale Zielgruppe 
im Kinderschutz darstellen. 
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Jedoch nicht, weil sie weniger in der Lage sind, 
ihre Kinder zu schützen, sondern weil sie zuneh-
mend hohe Anteile an der Gesamtbevölkerung 
stellen (Ergebnisse zu Migration auch ausführ-
lich veröffentlicht in Müller et al. 2018). Bei den 

Hilfen zur Erziehung lag der Anteil der Kinder und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund 2017 in 
Rheinland-Pfalz lediglich bei 21,4 %.

Grafik 4.16 Anteil der Kinder und Jugendlichen mit bzw. ohne Migrationshintergrund an allen im Jahr 
2017 von einer Gefährdungseinschätzung gem. § 8a SGB VIII in Rheinland-Pfalz betroffenen Kindern und 
Jugendlichen (in Prozent)
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Kinderschutz ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe 

Deutlich wird, dass die Weiterentwicklung und 
Ausgestaltung der Kinderschutzaufgaben ein 
Dauerthema der Kinder- und Jugendhilfe bleibt, 
sowohl mit Blick auf die anspruchsvolle Aufgabe 
der frühzeitigen und fachlich angemessenen Ein-
schätzung von Risikolagen als auch für die Ausge-
staltung von tragfähigen Kooperationsstrukturen, 
die über das Gesundheitssystem hinaus noch 
systematisch aus- und aufgebaut werden müssen. 
Kinderschutz als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe beschränkt sich nicht auf die Intervention in 
akuten Krisen und Notlagen, sondern ist insge-
samt auf das Vorhandensein familienfreundlicher 
Strukturen angewiesen, welche Familien in unter-
schiedlichen Lebenslagen unterstützen. 

Diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe erfordert 
demnach das fachlich abgestimmte Zusammen-
wirken vieler unterschiedlicher Beteiligter – auch 
der Aufbau von Netzwerken und das Investieren in 
Kooperation erfordern entsprechende Ressourcen 
in den dafür verantwortlichen Jugendämtern.
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4.5 Kernbefunde
In diesem Kapitel wurden zentrale Daten und 
Fakten zum Kinderschutz in Rheinland-Pfalz vor-
gestellt. Kinderschutz ist eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe, die von vielen sozialen Akteurinnen 
und Akteuren geleistet wird und geleistet werden 
muss. Dennoch spielt die Kinder- und Jugend-
hilfe als Garant des staatlichen Wächteramts 
eine zentrale Rolle. Ihre Leistungen bestehen aus 
verschiedenen Bausteinen, die an dieser Stelle zu-
sammengefasst werden.

■■ Inobhutnahmen und gerichtliche Maßnah-
men zum Entzug der elterlichen Sorge können 
als Indikatoren für den Kinderschutz gesehen 
werden. In Rheinland-Pfalz wurden 2017 ins-
gesamt 1.368 Kinder und Jugendliche gem. 
§ 42 SGB VIII in Obhut genommen. Das sind 
236 Fälle mehr als im Vorjahr.

■■ Die Sorgerechtsentzüge pendeln sich in den 
letzten 10 Jahren auf einem stabilen Niveau 
von etwa 600 ein, im Jahr 2017 betrug die 
Fallzahl 620.

■■ Im Jahr 2017 gab es bezogen auf die Bevölke-
rung der jungen Menschen in Rheinland-Pfalz 
rund zwei Inobhutnahmen und eine gericht-
liche Maßnahme zum Entzug der elterlichen 
Sorge pro 1.000 Minderjährige. Unterschiede 
zeigen sich im Vergleich der Landkreise und 
Städte. Im Jahr 2017 lag der Eckwert der 
Inobhutnahmen in den kreisfreien und kreis-
angehörigen Städten mit 2,8 Eckwertpunkten 
deutlich höher als in den Landkreisen mit 
durchschnittlich 1,9 Eckwertpunkten. 

■■ Mit etwa 59 % sind deutlich über die Hälf-
te aller von dieser Maßnahme betroffenen 
jungen Menschen zum Zeitpunkt der Inob-
hutnahme über 12 Jahre alt. Rund 36 % sind 
sogar zwischen 15 und 18 Jahre alt. Ebenfalls 
vergleichsweise hoch ist der Anteil der Kinder 
im Alter von unter drei Jahren. Diese stellen 
einen Anteil von 13,8 %, deutlich höher als 

die Anteile der übrigen Altersgruppen bis 
unter 12 Jahren.

■■ Mädchen werden häufiger in Obhut genom-
men als Jungen (57,3 % gegenüber 46,3 %). 
Zum Vergleich: In den Hilfen zur Erziehung 
sind nur 42 % der Hilfeempfängerinnen und 
Hilfeempfänger weiblich.

■■ Bei den Inobhutnahmen haben etwa 19,5 % 
der jungen Menschen einen Migrationshinter-
grund, ganz ähnlich wie im Durchschnitt aller 
Hilfen (19,6 %). Ihr Anteil an der jungen Ge-
samtbevölkerung liegt jedoch bei rund 38 %.

■■ Im Durchschnitt wirkten die Jugendämter in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 etwa in 12 fami-
liengerichtlichen Verfahren nach § 50 SGB VIII 
pro 1.000 junge Menschen unter 18 Jahren 
mit. Der Eckwert der kreisangehörigen Städte 
liegt dabei mit 21,7 deutlich über dem Eck-
wert der Landkreise (9,4) und dem Eckwert 
der kreisfreien Städte (16,1).

■■ Alle Kommunen in Rheinland-Pfalz verfügten 
im Jahr 2017 im Rahmen des LKindSchuG 
über ein installiertes lokales Netzwerk Kinder-
schutz und Frühe Hilfen. Bei einem Viertel 
bestand sogar bereits vor Einführung des 
Gesetzes im Jahr 2008 ein lokales Gremium 
zum Kindesschutz. In der Mehrzahl der Fälle 
handelt es sich um stadt- und landkreisweite 
Netzwerke.

■■ Inzwischen ist eine große Vielfalt an Akteuren 
aus unterschiedlichen Handlungsfeldern an 
den Netzwerken beteiligt. Diese Vielfalt macht 
die Stärke der Netzwerke aus: 2017 gehörten 
zu allen Jugendamtsbezirken in Rheinland-Pfalz 
die Gesundheitsämter, Familienhebammen, 
Schwangerenberatungsstellen und Kitas. In je-
weils 39 Bezirken waren Träger von Angeboten 
und Diensten der Hilfen zur Erziehung sowie 
Mitarbeitende der EB/EFL Teil des Netzwerks.
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■■ Fördermittel, die den Jugendämtern im 
Rahmen des Landeskinderschutzgesetzes zur 
Verfügung gestellt wurden, wurden in erster 
Linie für Personalstellen sowie für Infrastruk-
turkosten aufgewendet. 

■■ Angebote, die im Rahmen des Landeskinder-
schutzgesetzes ausgebaut oder neu geschaf-
fen wurden, bezogen sich 2017 insbesondere 
darauf, anhand von Informationsmaterialien 
für die Themen Kinderschutz und Frühe Hilfen 
zu werben sowie anhand von Flyern, Daten-
banken etc. einen Überblick über familienun-
terstützende Leistungen zu geben. Weiterhin 
wichtig war die Fortführung oder Einführung 
von Bildungs-, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangeboten für alle Familien sowie Fami-
lien in Problemlagen.

■■ Der Eckwert der Gefährdungseinschätzungen 
nach § 8a SGB VIII lag im Jahr 2017 bei 11,5. 
Damit waren etwa 12 von 1.000 jungen Men-
schen im Alter von unter 18 Jahren von einer 
Gefährdungseinschätzung nach § 8a SGB VIII 
betroffen. 

■■ In rund einem Drittel (34 %) aller gemeldeten 
Fälle bestätigte sich der Verdacht auf eine 
akute oder latente Kindeswohlgefährdung. 
Berechnet man einen Eckwert nur auf Basis 
der Gefährdungseinschätzungen, die zur Fest-
stellung einer akuten oder latenten Kindes-
wohlgefährdung führten, so beträgt dieser für 
Rheinland-Pfalz insgesamt 3,9.

■■ Knapp ein Viertel der Kinder, die von einer 
Gefährdungseinschätzung betroffen waren, 
gehörten zur Gruppe der unter 3-Jährigen 
(24,8 %). Gut die Hälfte der Gefährdungs-
einschätzungen bezog sich auf Kinder, die zwi-
schen drei und 12 Jahren alt waren (51,8 %). 
Je älter die Kinder und Jugendlichen sind, 
desto seltener werden sie in Rheinland-Pfalz 
zu einem Kinderschutzverdachtsfall. Trotzdem 
ist jedes zehnte Kind (10,6 %) zwischen 15 
und 18 Jahren alt. Die Altersverteilung ist im 
Zeitraum der Erhebungen sehr stabil. 

■■ Jungen waren in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 
geringfügig häufiger von einer Gefährdungs-
einschätzung nach § 8a SGB VIII betroffen als 
Mädchen (52,3 % gegenüber 47,6 %). 

■■ Mehr als ein Drittel (37,1 %) der Kinder und 
Jugendlichen, die im Jahr 2017 von einer Ge-
fährdungseinschätzung gemäß § 8a SGB VIII 
betroffen waren, hatten einen Migrationshin-
tergrund. Dies entspricht in etwa ihrem Anteil 
an der gleichaltrigen Gesamtbevölkerung.
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5. REGEL- UND 
INFRASTRUKTURANGEBOTE 
FÜR KINDER UND JUGENDLICHE
Die Kinder- und Jugendhilfe umfasst insgesamt ein breites Spektrum an Regel-
angeboten für alle jungen Menschen und ihre Familien. Diese tragen zu einer gut 
ausgebauten Infrastruktur für Familien in den Kommunen bei. 

Im ersten Teil des Kapitels werden die Angebote 
der Kindertagesbetreuung (§§ 22 bis 24 SGB VIII) 
für die unterschiedlichen Altersgruppen dar-
gestellt. Die Kindertagesbetreuung stellt für 
alle Kinder in einem bestimmten Alter ein Infra-
strukturangebot dar. Dieses setzt sich aus der 
Fördertrias Erziehung, Betreuung und Bildung 
(§ 22 Abs. 3 SGB VIII) zusammen. Die Fördertrias 
bezieht sich auf die soziale, emotionale, körper-
liche und geistige Entwicklung der Kinder (ebd.). 
Kindertagesbetreuung ist aber auch für Eltern 
als Infrastrukturangebot gedacht, indem diese 
sie zum einen in der Erziehung und Bildung ihrer 
Kinder unterstützt und zum anderen ihnen dabei 
helfen soll, Erwerbstätigkeit und Kindererzie-
hung besser miteinander vereinbaren zu können 
(§ 22 Abs. 2 SGB VIII).

Im zweiten Teil des Kapitels werden die Personal-
ressourcen und Ausgaben in den Bereichen Ju-
gendarbeit, Jugendsozialarbeit und erzieherischer 
Kinder- und Jugendschutz (§§ 11, 13, 14 SGB VIII) 
dargelegt. Jugend(sozial)arbeit bietet jungen 
Menschen Begleitung, Beratung und Beziehung in 
einer für sie entwicklungssensitiven Zeit an. Die 
Angebote der Jugendarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes richten sich an alle 
jungen Menschen, während Jugendsozialarbeit vor 
allem benachteiligte Jugendliche in Schule und 
im Übergang von Schule zu Beruf im Blick hat. 
Die Handlungsfelder gem. §§ 11, 13, 14 SGB VIII 
gehören zum Grundangebot einer kommunalen 
Kinder- und Jugendhilfestruktur.

Der dritte Teil des Kapitels beschäftigt sich mit der 
Inanspruchnahme von Beratungen in Beratungs-
stellen (§§ 16, 17, 18, 28 SGB VIII). Das Bereitstel-
len von Angeboten der Erziehungs- und Familien-
beratung bietet Familien eine niedrigschwellige 
Infrastruktur an Beratung, Orientierung und 
Unterstützung vor Ort. Beratungsstellen sind 
als ein offenes Angebot konzipiert, dass bei der 
Inanspruchnahme an keine Bedingungen – etwa 
dem Vorliegen einer Notsituation – gekoppelt 
ist. Beratungsstellen haben daher das Potenzial, 
Familien frühzeitig zu erreichen und als ein prä-
ventiv orientiertes sozialpädagogisches Angebot 
zu fungieren. Sie sind ein „Baustein der psycho-
sozialen Infrastruktur von Kommunen“ (BMFSFJ 
2013: 413).

Eine gut ausgebaute Infrastruktur für junge Men-
schen und ihre Familien, die ein niedrigschwelliges 
und präventives Vorgehen im Sozialraum ermög-
licht, kann frühzeitig Unterstützungsbedarfe ihrer 
Adressatinnen und Adressaten identifizieren und 
auffangen. Der Ausbau von Regelangeboten kann 
demnach auch einen Einfluss auf die Inanspruch-
nahme erzieherischer Hilfen haben. Gleichzeitig 
sind diese sozialräumlichen Infrastrukturangebo-
te nicht als Alternative zu einzelfallorientierten 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zu sehen. 
Auf der Regelstruktur aufbauend sind spezifische 
Hilfe- und Förderangebote im Sinne eines abge-
stuften ambulanten, teilstationären und statio-
nären Hilfesystems, um Familien bei Erziehungs-
aufgaben und Krisensituationen zu unterstützen, 
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notwendig. Insbesondere im systematischen 
Zusammenwirken von Regelangeboten mit er-
zieherischen Hilfen und weiteren Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe eröffnen sich Potenziale, 
Familien frühzeitig, nicht-stigmatisierend und be-
darfsgerecht zu erreichen, um ihnen Hilfestellun-
gen und Unterstützungsleistungen anzubieten.

Für eine wirksame Kinder- und Jugendhilfe 
braucht es daher eine leicht zugängliche, be-
darfsgerechte Infrastruktur für junge Menschen 
und ihre Familien. Eltern benötigen v. a. eine 
verlässliche Unterstützung bei Betreuungs- und 
Erziehungsaufgaben, etwa in Form einer gut 
ausgebauten Kinderbetreuung vor Ort oder einer 
niedrigschwelligen kostenfreien Beratung bei 

Erziehungsfragen und familiären Konflikten. Jun-
gen Menschen sollte der Zugang zu Jugendarbeit 
und Jugendsozialarbeit ermöglicht werden – un-
abhängig davon, in welcher Region sie aufwach-
sen, ob Stadt oder Land. Beide Leistungsbereiche 
stehen ihnen beim Heranwachsen zur Seite, 
eröffnen neue Erfahrungsräume, befähigen sie zu 
einer eigenverantwortlichen Lebensführung und 
zu einer Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Eine gut ausgebaute Regelstruktur für junge Men-
schen und ihre Familien in den Kommunen trägt 
damit zu gleichwertigen Lebensverhältnissen und 
gleichen Chancen für ein Aufwachsen in Rhein-
land-Pfalz bei. 

5.1 Angebote im Bereich der Kindertagesbetreuung
Die Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege gemäß 
§§ 22 bis 24 SGB VIII ist mit Abstand das größte 
Leistungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe. Die 
Gesamtausgaben für die Kindertagesbetreuung 
beliefen sich im Jahr 2017 bundesweit auf ca. 31,4 
Milliarden Euro (Statistisches Bundesamt 2018a). 
Über 3,6 Millionen Kinder haben 2017 Angebote 
der Kindertagesbetreuung in Deutschland besucht 
(Autorengruppe Kinder‐ und Jugendhilfestatistik 
2018: 40). Zehn Jahre zuvor waren es noch ca. 
600.000 Kinder weniger. Das entspricht einem 
Zuwachs von knapp 20 % an Kindern in der Kin-
dertagesbetreuung innerhalb eines Jahrzehnts in 
Deutschland. Zu den Angeboten der Kindertages-
betreuung zählen Krippen, Angebote der Kinder-
tagespflege, Kindergärten und Horte.

Damit hat kein anderes Leistungsfeld der Kinder- 
und Jugendhilfe „binnen kurzer Zeit so rasante 
Veränderungen und Entwicklungen durch-
laufen wie die Kindertagesbetreuung“ (Beneke 
2016: 780). Der massive Ausbau in diesem Feld 
ist jeweils eine Folge der Einführung der beiden 
bundesweiten Rechtsansprüche auf Kinderta-
gesbetreuung. Im Jahr 1996 wurde zunächst der 

Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung für 
Kinder zwischen drei Jahren und dem Schulein-
tritt eingeführt. Seit dem Jahr 2013 gibt es für 
Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr 
einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz. 
In Rheinland-Pfalz bestand bereits zuvor seit 2010 
für Kinder ab dem vollendeten zweiten Lebens-
jahr bis zum Schuleintritt ein Rechtsanspruch 
auf einen Betreuungsplatz. Zudem ist in Rhein-
land-Pfalz die Betreuung in einer Kindertages-
stätte ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr 
beitragsfrei. Diese rechtlichen Normierungen 
der letzten Jahrzehnte im Bereich der Kinder-
tagesbetreuung in Bund und Land spiegeln vor 
allem die veränderten Lebensmodelle von jungen 
Frauen wider, die eine verbesserte Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf anstreben (vgl. Rauschen-
bach & Meiner-Teubner 2019: 5.). Nach wie vor ist 
das Thema Vereinbarkeit ein Thema der Mütter. 
Bislang ist eine Veränderung der männlichen 
Erwerbsmuster, mit Ausnahme der beiden „Väter-
monate“, nicht erkennbar (vgl. Rauschenbach & 
Meiner-Teubner 2019: 7f.) Zudem sind die ein-
geführten Rechtsansprüche eng mit dem bildungs-
politischen Motiv verknüpft, Kinder frühzeitig und 
gezielt zu fördern und damit insbesondere für Kinder 
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in benachteiligten Lebenslagen einen Beitrag zur 
Chancengerechtigkeit zu leisten (vgl. Münder et 
al. 2019: 306). Synonym hierfür ist der Leitsatz 
„Bildung von Anfang an“ (Beneke 2016: 779).

Die Kindertagesbetreuung ist damit in den letzten 
zwei Jahrzehnten vor allem durch zwei Entwick-
lungen geprägt: Zum einen durch die Ausweitung 
der Kindertagesbetreuung im U3-Bereich und zum 
anderen durch die Ausweitung des Ganztagsange-
bots in der Kindertagesbetreuung. Mit der Folge, 
dass Kinder zunehmend früher und länger Kinder-
tageseinrichtungen besuchen und damit institu-
tionalisierte frühkindliche Bildungskontexte einen 
wachsenden Stellenwert in der Bildungsbiografie 
von Kindern haben. Der quantitative Ausbau der 
Kindertagesbetreuung rückt entsprechend die Fra-
ge nach ihrem qualitativen Ausbau in den Vorder-
grund. Der Bund legt mit seiner Gesetzgebung die 
Rahmenbedingungen dafür fest. Die Länder sind 
für die Ausgestaltung mit eigenen Gesetzen und 
Erziehungs- und Bildungsplänen zuständig. Eine 
qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung ist 
damit ein gemeinsames Ziel von Bund, Ländern, 
aber auch Kommunen und Trägern. 

Am 01. Januar 2019 ist das Gute-KiTa-Gesetz in 
Kraft getreten. Mit dem Gesetz stellt der Bund 
den Ländern insgesamt 5,5 Milliarden Euro bis 
2022 für einen qualitativen Ausbau der Kinder-
tagesbetreuung bereit. Das Gesetz zielt zum 
einen auf die Verbesserung der Qualität in den 
Kindertageseinrichtungen und zum anderen 
auf die finanzielle Entlastung von Familien mit 
geringem Einkommen durch eine Erweiterung 
der Beitragsfreiheit. Die Länder können selbst 
entscheiden, welche konkreten Maßnahmen sie 
vor Ort ergreifen möchten. Dazu steht ihnen ein 
Instrumentarium mit zehn Handlungsfeldern zur 
Weiterentwicklung der Qualität zur Verfügung. 
Themen der Handlungsfelder sind u .a. Sprach-
bildung, Netzwerkarbeit, Fachkräftequalifizierung, 
Betreuungsschlüssel (vgl. BMFSFJ 2019). 

Die Entwicklungen in der Kindertagesbetreuung 
zeigen, dass diese mittlerweile ein Infrastruktur-
angebot für alle Familien ist. Noch bis Ende der 

1980er Jahre wurden Kindertageseinrichtungen in 
der Bundesrepublik überwiegend als eine Ergän-
zung zur familialen Betreuung durch die Mütter 
betrachtet (vgl. Münder et al. 2019: 304). Der 
Besuch einer Kindertageseinrichtung ist heute 
ein selbstverständlicher Bestandteil kindlicher 
Sozialisation geworden. Dass Kindertageseinrich-
tungen (Kitas) immer mehr zu einem Infrastruk-
turangebot für die ganze Familie werden, zeigt die 
Entwicklung von Kitas hin zu zentralen Anlaufstel-
len für Familien. Kitas in Rheinland-Pfalz arbeiten 
zunehmend – nicht zuletzt durch das Landespro-
gramm Kita!Plus – sozialraumorientiert, sind offen 
für alle Familien im Quartier und bieten bedarfs-
gerechte Angebote für spezifische Lebenslagen 
von Familien an. Hauptziele von Kita!Plus: Kita im 
Sozialraum sind eine stärkere Familienorientie-
rung, niedrigschwellige Beratung, Armutspräven-
tion und Vernetzung im Sozialraum.

Die Chancen und Potenziale von Kitas als zentrale 
Anlaufstellen für Familien liegen in der Erreich-
barkeit der Angebote für Eltern, der Stärkung von 
Netzwerken und Nachbarschaft, der ganzheit-
lichen Begleitung von Familien, der Zusammen-
führung von systemübergreifenden Kompetenzen 
sowie der Schaffung von niedrigschwelligen 
Zugängen zu Bildungs- und Beratungsangeboten 
für Eltern (vgl. BVdFZ 2018: 3; Meyn & Walther 
2014). Damit folgen Kitas einer präventiven Aus-
richtung und qualifizieren sich über ihr Regel-
angebot in besonderer Weise als nicht-stigmati-
sierender Zugang, auch für Familien in besonders 
schwierigen Lebenslagen (Schmutz & Schmenger 
2017: 15). In der gegenwärtigen Fachdebatte 
heißt es entsprechend: „Konzepte an den Schnitt-
stellen sind gefragt“ (Lenz 2018: 73). Eine Integra-
tion von Kindertagesbetreuung, Familienbildung 
und Hilfen für Eltern an vertrauten Orten, wie an 
Kitas, vermeidet Ausgrenzungserfahrungen von 
bestimmten Familien und fördert gleichzeitig die 
„Einheit der Jugendhilfe“ sowie ein gemeinsames 
Verständnis eines gelingenden Aufwachsens über 
die unterschiedlichen Professionen hinweg (Lenz 
2018: 74). 
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Bei den in diesem Kapitel dargestellten Daten 
handelt es sich, sofern nicht anders angegeben, 
um Zahlen, die im Rahmen des Projekts „Quali-
tätsentwicklung durch Berichtswesen“ erhoben 
und bei den Jugendämtern in Rheinland-Pfalz 
erfasst worden sind. Den rheinland-pfälzischen 
Zahlen werden an zentralen Stellen die bundes-
weiten Zahlen aus der amtlichen Kinder- und 
Jugendhilfestatistik zum Vergleich gegenüberge-
stellt. Angesichts der großen Dynamik in diesem 
Leistungsbereich der Kinder- und Jugendhilfe 
gibt das vorliegende Datenmaterial eine Mo-
mentaufnahme zu einem Stichtag im jeweiligen 

Betrachtungsjahr wieder. Zeitvergleiche zu dem 
jeweiligen Stichtag ermöglichen jedoch zuverläs-
sige Befunde in diesem sich stetig verändernden 
Bereich und weisen auf Entwicklungstrends hin. 

Der quantitative Ausbau der Kindertagesbe-
treuung setzt sich weiter fort

Die aktuellen Zahlen aus Rheinland-Pfalz zeigen, 
dass nach wie vor ein quantitativer Ausbau an 
Plätzen in der Kindertagesbetreuung beobachtet 
werden kann (siehe Grafik 5.1).

Grafik 5.1 Plätze im Bereich der Kindertagesbetreuung nach Betreuungsformen in Rheinland-Pfalz im 
Vergleich der Jahre 2011, 2014 und 2017 (absolute Zahlen)
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Der Zuwachs ist am deutlichsten bei den Kita- 
Plätzen für unter 3-Jährige zu sehen: So ist die 
Anzahl dieser Plätze in Kindertagesstätten von 
2011 bis 2017 noch einmal um 45,5 % angestie-
gen. Damit gibt es im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz 
40.905 Plätze für unter 3-Jährige in Kitas. Auch 
die Anzahl an Ganztagsplätzen hat sich von 2011 
zu 2017 deutlich um 36,4 % erhöht. Im Jahr 2017 
sind landesweit 87.012 Ganztagsplätze in Kitas 
gemeldet. Ebenfalls im Wachstum sind weiterhin 
die Plätze im Bereich der vom Jugendamt mitfi-
nanzierten Tagespflege, auch wenn dieser Ausbau 

nicht mehr in gleichem Maße vorangetrieben 
worden ist wie im Zeitraum von 2008 bis 2014 
(vgl. MFFJIV 2016: 88). Im Jahr 2017 können in 
Rheinland-Pfalz entsprechend 9.288 Plätze in 
der vom Jugendamt mitfinanzierten Tagespflege 
verzeichnet werden. Dahingegen sind die Plätze 
mit verlängerter Vormittagsbetreuung in den 
letzten drei Betrachtungsjahren relativ konstant 
geblieben. In 2017 sind 8.821 solcher Plätze ver-
merkt. Im Unterschied zu den zuvor beschriebe-
nen Befunden ist seit 2008 bei den Kita-Plätzen 
für 6- bis unter 14-Jährige ein Rückgang von rund 
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9 % zu beobachten. Hortplätze in Kitas gibt es in 
2017 landesweit 7.850. Der Ausbau im Bereich der 
Kindertagesbetreuung in Rheinland-Pfalz konzen-

triert sich demnach (bislang) auf die Altersgruppe 
der unter 6-Jährigen.

5.1.1 Platzangebot für Kinder unter drei Jahren

Mit der Einführung des Rechtsanspruchs auf Kin-
dertagesbetreuung für Kinder ab dem vollendeten 
ersten Lebensjahr im Jahr 2010 in Deutschland 
wurde im letzten Jahrzehnt das Platzangebot für 
unter 3-Jährige deutlich ausgebaut. So wurden 
in 2008 17,6 % der unter 3-jährigen Kinder in 
Deutschland in einer Kindertageseinrichtung be-
treut, in 2014 waren es bereits 32,3 % der Kinder. 
Seitdem stagniert diese bundesweite Betreuungs-
quote für Kinder in Kindertageseinrichtungen und 
in der Kindertagespflege und liegt im Jahr 2017 
bei 33,1 %. Das heißt, gegenwärtig wird ein Drittel 
der unter 3-jährigen Kinder in der Bundesrepublik 
in einer Kindertageseinrichtung betreut (Statisti-
sches Bundesamt 2018b).

Im Vergleich der Bundesländer zeigt sich, dass 
die Betreuungsquoten der unter 3-Jährigen stark 
variieren. Nach wie vor liegen erhebliche Diffe-
renzen zwischen den ost- und westdeutschen 
Bundesländern vor, die auf die damals jeweils 
unterschiedlich ausgerichteten Familienpolitiken 
zurückzuführen sind (vgl. Kreyenfeld & Konietka 
2008: 122). Im Jahr 2017 hat das Bundesland 
Sachsen-Anhalt mit 56,9 % die höchste Betreu-
ungsquote, gefolgt von den übrigen ostdeutschen 
Bundesländern. Die niedrigste Betreuungsquote 
von unter 3-Jährigen hat das Bundesland Nord-
rhein-Westfalen mit 26,3 %. Rheinland-Pfalz liegt 
mit 30,7 % geringfügig unter dem Bundesdurch-
schnitt von 33,1 %. Nach Schleswig-Holstein hat 
es die höchste Betreuungsquote unter 3-Jähriger 
unter den westdeutschen Flächenländern. (Statis-
tisches Bundesamt 2018b: o .S). 

Fast 40 % der unter 3-Jährigen können in 
Rheinland-Pfalz ein Kindertagesbetreuungs- 
angebot wahrnehmen

Wie sich in Grafik 5.1 darstellt, gab es in den 
letzten Jahren eine deutliche Ausweitung der 
Tagesbetreuungsangebote für unter 3-Jährige in 
Rheinland-Pfalz (plus 45,5 % seit 2011). Diese 
Entwicklung soll unter Berücksichtigung der be-
völkerungsrelativierten Zahlen näher untersucht 
werden.
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Grafik 5.2 Entwicklung der Plätze in der Kindertagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren in den Jahren 
2011 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 Kinder unter drei Jahren)
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In Grafik 5.2 wird entsprechend das Verhältnis 
von Betreuungsplätzen im U3-Bereich in Rhein-
land-Pfalz zur Anzahl der Kinder unter drei Jahren 
in Form eines Eckwerts dargestellt. Im Jahr 2011 
gab es pro 1.000 unter 3-jährige Kinder 297 
zur Verfügung stehende Plätze, 2015 waren es 
bereits 406 Plätze. Seitdem ist dieser Eckwert 
leicht rückläufig und liegt 2017 bei 392 Plätzen 
pro 1.000 unter 3-Jährige. Ein zentrales Ergeb-
nis ist demnach, dass die Platzzahlen in diesem 
Segment in den letzten Jahren zwar kontinuier-
lich in allen rheinland-pfälzischen Kommunen 
ausgebaut worden sind, dass aber aufgrund der 
deutlichen Zunahme dieser Altersgruppe inner-
halb der letzten zwei Berichtsjahre (siehe Kapitel 
7.1) die Versorgungsquote landesweit wieder leicht 
abgenommen hat. 

Im Jahr 2017 wird demnach für 39,2 % der unter 
3-Jährigen in Rheinland-Pfalz ein Betreuungsplatz 
vorgehalten. Insgesamt sind das 40.905 Plätze.

Korrespondierend zur Spannweite der Betreuungs-
quote unter 3-Jähriger zwischen den einzelnen 
Bundesländern gibt es auch zwischen den rhein-
land-pfälzischen Kommunen große Unterschiede 
bei der Versorgungsquote von unter 3-jährigen 
Kindern in Kindertagesstätten (siehe Grafik 5.3).
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Grafik 5.3 Plätze in Kindertagesstätten für unter 3-Jährige im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich17 
(pro 1.000 Kinder unter drei Jahren)
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In Grafik 5.3 sind die vorhandenen Plätze in 
Kindertagesstätten für unter 3-jährige Kinder 
laut bestehendem Kindertagesstättenbedarfsplan 
2017 erfasst. Dies impliziert sowohl Krippenplätze 
als auch genehmigte Plätze in altersgemischten 
und altersgeöffneten Gruppen. Wie beschrieben, 
können von 1.000 unter 3-jährigen Kindern in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 392 in Kindertages-
stätten betreut werden. Die Spannweite zwischen 
den Kommunen ist dabei groß: Den höchsten Eck-
wert hat die kreisangehörige Stadt Andernach mit 
515 Plätzen pro 1.000 unter 3-Jährige Kinder, den 
niedrigsten Eckwert verzeichnet die Stadt Worms 

mit 192 Plätzen pro 1.000 Kinder dieser Alters-
gruppe. Insgesamt haben die Landkreise im Mittel 
mit rund 422 Plätzen pro 1.000 Kinder einen 
deutlich höheren Eckwert als die kreisangehörigen 
und die kreisfreien Städte (403 bzw. 323 Plätze). 
Das heißt, es liegen erhebliche Stadt-Land-Unter-
schiede bei der Versorgungsquote von Betreu-
ungsplätzen im U3-Bereich vor. Während in den 
Landkreisen 40 % der Kinder unter drei Jahren in 
einer Kindertagesstätte betreut werden können, 
sind es in den kreisfreien Städten nur 32 % dieser 
Altersgruppe.

5.1.2 Platzangebot für Kinder zwischen drei und sechs Jahren bzw. für 
Kinder bis zum Schuleintritt

Im Zuge der Einführung des bundesweiten Rechts-
anspruchs auf einen Kindertagesstättenplatz für 
Kinder ab drei Jahren im Jahr 1996 ist der Besuch 
einer Kita für die große Mehrheit der Kinder und 
ihrer Familien in Deutschland selbstverständlich 
geworden. Dementsprechend liegt die Betreu-
ungsquote bei der Altersgruppe der 3- bis unter 
6-Jährigen seit 2008 bundesweit bei über 90 % 
und ist seit 2011 mit rund 93 % relativ stabil ge-
blieben (Statistisches Bundesamt 2018b). 

Der Bundesländervergleich zeigt, dass die Spann-
weite der Betreuungsquoten bei der Altersgruppe 
der 3- bis unter 6-Jährigen weniger stark aus-
geprägt ist als bei den Kindern unter drei Jahren. 
Der Besuch einer Kindertageseinrichtung ist für 
diese Altersgruppe in allen Bundesländern in den 
letzten Jahrzehnten zu einer regelhaften Institu-
tion im kindlichen Lebenslauf geworden. Rhein-
land-Pfalz belegt mit einer Betreuungsquote von 
96,4 %, gemeinsam mit Thüringen (96,5 %), den 
höchsten Rangplatz im Bundesländervergleich im 
Jahr 2017. Diese annähernde Vollbetreuung kann 
vermutlich damit erklärt werden, dass Rhein-
land-Pfalz lange das einzige Bundesland war, in 
dem der Besuch einer Kindertagesstätte ab dem 
zweiten Lebensjahr beitragsfrei ist. Die niedrigs-
ten Betreuungsquoten weisen im Bundesländer-
vergleich die beiden Stadtstaaten Bremen und 

Hamburg auf: Hier besuchen im Berichtsjahr 2017 
87,5 % bzw. 90,5 % der Kinder dieser Altersgrup-
pe eine Kindertageseinrichtung (Statistisches 
Bundesamt 2018b)

Knapp 44 % der Kinder im Kindergartenalter 
haben in Rheinland-Pfalz die Möglichkeit, 
einen Ganztagsplatz in einer Kindertagesstätte 
wahrzunehmen

In Rheinland-Pfalz werden seit dem Berichts-
jahr 2010 alle Ganztagsplätze für Kinder bis zum 
Schuleintritt in Kindertagesstätten erfasst. Im Jahr 
2017 werden in Rheinland-Pfalz 87.012 Ganztags-
plätze vermerkt. Damit stehen rund 443 Ganz-
tagsplätze pro 1.000 unter 6-Jährige in Rhein-
land-Pfalz zur Verfügung. Das bedeutet, dass für 
etwas weniger als die Hälfte der Kindergartenkin-
der ein Ganztagsplatz in einer Kindertagesstätte 
vorgehalten wird.
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Grafik 5.4 Entwicklung der Ganztagsplätze in der Kindertagesbetreuung für Kinder bis zum Schulein-
tritt in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2010 bis 2017 (pro 1.000 Kinder unter sechs Jahren; ohne Plätze in 
Spiel- und Lernstuben)
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Über die letzten Berichtsjahre hinweg kann im 
Ganztagsbereich, auch bevölkerungsrelativiert, ein 
kontinuierlicher Anstieg an Plätzen beobachtet 
werden (siehe Grafik 5.4). Im Jahr 2010 standen 
296 Ganztagsplätze pro 1.000 unter 6-Jährige in 
rheinland-pfälzischen Kindertagesstätten zur Ver-
fügung. Damit ist der Wert bis zum Jahr 2017 um 
147 Eckwertpunkte angestiegen. 

Auch im Ganztagsbereich zeigen sich teilweise 
große Unterschiede zwischen den rheinland-pfäl-
zischen Jugendamtsbezirken (siehe Grafik 5.5).
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Grafik 5.5 Ganztagsplätze für Kinder unter sechs Jahren im interkommunalen Vergleich18 im Jahr 2017 
(pro 1.000 Kinder unter sechs Jahren; ohne Plätze in Spiel- und Lernstuben)
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18	 Für den Westerwaldkreis (LK), Neuwied (KAS) und Speyer (St) liegen keine Angaben vor.
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Im Landkreis Trier-Saarburg werden im Jahr 2017 
für fast 58 % der Kinder unter 6 Jahren Ganztags-
plätze in Kindertageseinrichtungen vorgehalten 
(576 Plätze pro 1.000 Kinder). Demgegenüber 
können in der kreisangehörigen Stadt Mayen 
rund 26 % der Kinder einen Ganztagsplatz 
wahrnehmen (263 Plätze pro 1.000 Kinder). 
Stadt-Land-Unterschiede fallen im Ganztagsbe-
reich kleiner aus als beim Betreuungsangebot der 
unter 3-jährigen Kinder, sind aber dennoch vor-
handen: Im Durchschnitt ist die Ganztagsbetreu-
ung in den kreisfreien Städten, bezogen auf die 
Bevölkerung, mit 446 Plätzen pro 1.000 Kinder 
am stärksten ausgebaut, dem folgen die Land-
kreise mit einem Eckwert von 443 Plätzen und 
schließlich die kreisangehörigen Städte mit einem 

Eckwert von 420 Plätzen. Damit liegen nur die 
kreisfreien Städte über dem rheinland-pfälzischen 
Eckwert von 443 Plätzen pro 1.000 Kinder.

An dieser Stelle ist zu berücksichtigen, dass stark 
divergierende Werte zwischen den Kommunen 
im Bereich der Ganztagsbetreuung durch An-
gebote im Rahmen der verlängerten Vormittags-
betreuung ausgeglichen werden können und ggfs. 
dem Bedarf in den jeweiligen Kommunen eher 
entsprechen. Plätze mit verlängerter Vormittags-
betreuung sind solche von morgens bis ca. 14 Uhr 
am Nachmittag. Die Darstellung der landesweiten 
Entwicklung in diesem Segment findet sich in 
Grafik 5.1.

5.1.3 Anzahl der vorhandenen Plätze für 6- bis 14-jährige junge Menschen

Zum Betreuungsangebot der Kommunen gehören, 
neben den Plätzen für Kinder bis zum Schulein-
tritt, auch die Hort-Plätze in Kindertagesein-
richtungen für junge Menschen zwischen sechs 
und 14 Jahren. Im Jahr 2017 gibt es landesweit 
insgesamt 7.850 Plätze in Horten oder alters-
gemischten Kindertagesstätten (z. B. Spiel- und 
Lernstuben). 

Dieser Wert ist seit 2011 leicht rückläufig; in dem 
Jahr waren noch 8.625 Hort-Plätze in Rhein-
land-Pfalz vermerkt worden. Das entspricht einem 
Rückgang an Hort-Plätzen um rund 9 % in sieben 
Jahren.



138

Grafik 5.6 Anzahl der vorhandenen Plätze für 6- bis unter 14-jährige junge Menschen in Kindertages-
stätten im interkommunalen Vergleich19 im Jahr 2017 (pro 1.000 junge Menschen zwischen sechs und 
unter 15 Jahren; ohne Plätze in Lern- und Spielstuben)
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In Rheinland-Pfalz stehen pro 1.000 Kinder 
zwischen sechs und 14 Jahren im Durchschnitt 
26 Hort-Plätze zur Verfügung (siehe Grafik 5.6). 
Die Spannweite reicht von 0 Plätzen in sechs 
Landkreisen bis zu 87 Plätzen in der Stadt Speyer 
pro 1.000 Kinder zwischen sechs und 14 Jahren. 
Im Vergleich zu den kreisangehörigen Städten 
und den Landkreisen sind es vor allem die kreis-
freien Städte, die für diese Altersgruppe Plätze in 
Kindertagesstätten und Horten bereitstellen. Der 
Eckwert liegt in den kreisfreien Städten bei 45,3 
Eckwertpunkten und ist damit um das 1,7-fache 
höher als der rheinland-pfälzische Durchschnitts-
wert. Es ist davon auszugehen, dass entsprechend 

auch der Bedarf an Nachmittagsbetreuung für 
Grundschülerinnen und -schüler in den Städten 
höher ist als in den ländlichen Regionen. Die 
Frage, inwiefern der Bedarf in diesem Betreuungs-
segment gedeckt ist, bleibt an dieser Stelle offen. 
So wurde, zusätzlich zu den hier dargestellten 
Betreuungsplätzen, im Rahmen der „Betreuen-
den Grundschule“ in den vergangenen Jahren 
das Platzangebot in Rheinland-Pfalz ausgebaut, 
womit jungen Menschen und ihren Familien eine 
alternative Möglichkeit der Tagesbetreuung er-
gänzend zur Verfügung steht. 

5.1.4 Anzahl der vom Jugendamt mitfinanzierten Tagespflegen 
(§ 23 SGB VIII)

Seit Einführung des Tagesbetreuungsausbau-
gesetzes und des Kinder- und Jugendhilfeweiter-
entwicklungsgesetzes (KICK) ist das Angebot 
der Tagespflege als gleichrangig mit der Be-
treuung in einer Tageseinrichtung anzusehen 
(vgl. § 22 SGB VIII). In § 23 SGB VIII wird Familien 
die Möglichkeit eröffnet, zur Förderung und Ent-
wicklung des Kindes eine geeignete Tagespflege-
person als Alternative zur Erziehung, Betreuung 
und Bildung in Tageseinrichtungen in Anspruch zu 
nehmen. Im Rahmen des Kinderförderungsgeset-
zes ist es unter anderem Ziel, auch den Bereich 
der Kindertagespflege zu stärken, um Familien 
eine größere Vielfalt an Betreuungsmöglichkeiten 
bereitstellen zu können und damit den unter-
schiedlichen Betreuungsbedürfnissen der Familien 
durch mehr Flexibilität gerecht zu werden. So 
können beispielsweise auch Betreuungssettings 
in Randzeiten gestaltet werden, was im Rahmen 
anderer Betreuungsangebote in dieser Form 
schwer umsetzbar ist. In diesem Zusammenhang 
ist die Betreuung durch Tagespflegepersonen eine 
notwendige und sinnvolle Ergänzung der Tagesbe-
treuungsangebote. 

Mit der Förderung von Qualifizierungsmaßnah-
men für Tagespflegepersonen unterstützt das 
Land die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe in ihrer Aufgabe nach § 23 SGB VIII, geeignete  
Tagespflegepersonen zu vermitteln und deren 
weitere Qualifizierung zu ermöglichen.

Insgesamt wurden im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz 
9.288 Tagespflegen gemäß den Angaben der 
Jugendämter verzeichnet. 2014 waren es 8.416 
Tagespflegen. Das bedeutet, in den letzten drei 
Jahren kamen 872 Tagespflegen landesweit hinzu, 
was einer Steigerung von rund 10 % entspricht. 
Daneben gibt es zusätzlich privat finanzierte und 
organisierte Tagespflegen, die in den hier dar-
gelegten Zahlen und Eckwerten nicht enthalten 
sind.

Im interkommunalen Vergleich können auch im 
Jahr 2017 hinsichtlich des Angebots an Tagespfle-
gen größere Unterschiede zwischen den Jugend-
ämtern ausgemacht werden (siehe Grafik 5.7).
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Grafik 5.7 Eckwert der vom Jugendamt mitfinanzierten Tagespflegen im interkommunalen Vergleich20 
im Jahr 2017 (pro 1.000 junge Menschen unter 15 Jahren)
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Der Eckwert der vom Jugendamt mitfinanzierten 
Tagespflegen variiert zwischen 57 in der kreisfrei-
en Stadt Trier und rund einer Tagespflege in der 
kreisangehörigen Stadt Bad Kreuznach pro 1.000 
Kinder in der entsprechenden Altersgruppe. Im 
rheinland-pfälzischen Durchschnitt werden rund 
18 von 1.000 Kindern im Rahmen der Tagespflege 

betreut. Über diesem Eckwert liegen die kreis-
freien Städte mit rund 24 Tagespflegen. Unter 
dem rheinland-pfälzischen Durchschnitt liegen 
die Landkreise mit 17 Tagespflegen und die kreis-
angehörigen Städte mit 5 Tagespflegen pro 1.000 
junge Menschen unter 15 Jahren. 

5.2 Personalressourcen und Ausgaben in den  
Bereichen Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit sowie  
erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
(§§ 11, 13, 14 SGB VIII)
Die Leistungsbereiche Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII),  
Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII) und der erzie-
herische Kinder- und Jugendschutz (§ 14 SGB VIII) 
werden der allgemeinen Förderung von Kindern 
und Jugendlichen zugeordnet. Sie bieten Unter-
stützungsstrukturen und Aktionsräume für junge 
Menschen zur Förderung ihrer persönlichen 
Entwicklung hin zu einer selbstverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
(§ 1 SGB VIII). Die Lebensphase der Jugend ist 
durch etliche Übergänge geprägt, in der die jun-
gen Menschen spezifische Entwicklungsaufgaben 
bewältigen müssen. Kernherausforderungen sind 
Qualifizierung durch den umfassenden Erwerb 
von Kompetenzen, die soziale, politische und 
schließlich wirtschaftliche Verselbstständigung 
sowie die Selbstpositionierung, indem der eigene 
Platz in der Gesellschaft gefunden wird (BMFSFJ 
2017: 6). Die meisten jungen Menschen bewälti-
gen diese Aufgaben im Übergang zum Erwachsen-
werden weitgehend problemlos, zugleich gibt es 
aber auch Jugendliche, die zahlreiche Belastungen 
oder Auffälligkeiten aufweisen (BMFSFJ 2013: 45). 
Geschlecht, soziale Herkunft und gesellschaft-
liche Randstellung spielen dabei eine entschei-
dende Rolle. Junge Menschen treffen demnach auf 
ungleiche Voraussetzungen im Aufwachsen und 
bewegen sich damit in ungleichen Lebenswelten, 
womit wiederum ungleiche Zukunftsperspektiven 
verbunden sind. 

Die Handlungsfelder Jugendarbeit, Jugendsozial-
arbeit sowie erzieherischer Kinder- und Jugend-
schutz setzen entsprechend an den Anforderun-
gen und Herausforderungen an, die mit dieser 
Lebensphase verknüpft sind, und haben dabei die 
unterschiedlichen Bedingungen des Aufwachsens 
im Blick. Die Angebote der Kinder- und Jugend-
arbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes richten sich an alle jungen Menschen, 
während die Jugendsozialarbeit sich auf bestimm-
te Zielgruppen konzentriert, die sozial benachtei-
ligt oder individuell beeinträchtigt sind (Münder 
et al. 2019: 196). Das bedeutet, dass erstere Ange-
bote nicht auf eine direkte individuelle pädago-
gische Hilfe abstellen, wohingegen Angebote im 
Rahmen der Jugendsozialarbeit im Einzelnen auch 
gezielt individuelle Hilfen beinhalten. Die hier dar-
gelegten Leistungsbereiche für junge Menschen 
zählen zum „Grundangebot einer kommunalen 
Kinder- und Jugendhilfestruktur“ (Münder et al. 
2019: 196) und gehören daher zu den Regelange-
boten für Kinder und Jugendliche.

Im Sinne einer allgemeinen Förderung von jungen 
Menschen ist den §§ 11 bis 14 SGB VIII ein eigener 
Bildungs- und Erziehungsauftrag zuzuordnen. 
Das hier zugrundeliegende Bildungsverständnis 
grenzt sich dabei von dem allgemeinen schuli-
schen Bildungsverständnis ab und widmet sich, in 
Ergänzung zur schulischen Bildung, der ganzheit-
lichen Alltagsbildung der jungen Menschen. Über 
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non-formale und informelle Bildungsprozesse 
werden Kompetenzen für die Lebensführung und 
die Persönlichkeitsentwicklung eingeübt, sodass 
Qualifizierung, Verselbstständigung und Selbst-
positionierung gelingen. In besonderem Maße 
stehen dabei „selbstgestaltete Gelegenheiten und 
Ermöglichungsräume der Bildung“ (Münder et al. 
2019: 197) im Vordergrund. Das heißt, diese Leis-
tungsbereiche sind besonders stark dem Prinzip 
der Partizipation verpflichtet. 

Das Trägerspektrum ist entsprechend dem Grund-
verständnis der Pluralität und der Subsidiarität in 
diesen Leistungsbereichen vielfältig und regio-
nal sehr unterschiedlich ausgeprägt. Zum einen 
agieren hier die Träger der freien Kinder- und 
Jugendhilfe. Hierzu gehören Jugendverbände, 
Jugendgruppen, örtliche freie Träger, Träger der 
kulturellen Jugendarbeit, Wohlfahrtsverbände, 
Fachorganisationen sowie kleinere örtliche Träger 
und Initiativen. Zum anderen sind Kommunen, 
vor allem als öffentliche Träger von Einrichtungen 
in der Jugend(sozial)arbeit, tätig (Münder et al. 
2019: 196).

Nachfolgend werden die Leistungsbereiche ge-
mäß der §§ 11, 13, 14 SGB VIII in Rheinland-Pfalz 
in Zahlen dargestellt, die vollständig oder teil-
weise vom öffentlichen Jugendhilfeträger in den 
jeweiligen Kommunen finanziert werden. Die 
Leistungen, die in diesen Leistungsbereichen von 
anderen Trägern (Bund, Land, Stiftungen etc.) 
erbracht werden, können an dieser Stelle nicht 
abgebildet werden, da sie im Rahmen des Projekts 
„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“ 
nicht erhoben werden. Die Ausgestaltung von An-
geboten der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes 
variiert von Ort zu Ort. Da über öffentliche Mittel 
sowohl das Personal beim kommunalen Träger 
als auch Personalstellen bei freien Trägern (mit-)
finanziert werden, kann die Anzahl der verfügba-
ren Personalressourcen die kommunale Ausgestal-
tung dieser Handlungsfelder näher beschreiben. 
Für den vorliegenden Landesbericht wurden die 
Stellen für pädagogische Fachkräfte in den Berei-
chen Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit (hier auch 

Schulsozialarbeit/schulbezogene Sozialarbeit und 
Jugendberufshilfe) sowie erzieherischer Kinder- 
und Jugendschutz erhoben und ausgewertet. Zur 
interkommunalen Vergleichbarkeit werden in der 
Regel die Stellenanteile in den jeweiligen Hand-
lungsfeldern pro 10.000 junge Menschen darge-
stellt. Eine detaillierte Beschreibung der Darstel-
lungsweise ist den Überschriften der Grafiken zu 
entnehmen.

Neben Familie und Schule wird die Jugendarbeit 
als drittes Sozialisationsfeld im § 11 SGB VIII 
definiert. Sie konzentriert sich im Kern auf den 
Freizeitbereich junger Menschen außerhalb von 
Familie und Schule (Münder et al. 2019: 196). „Als 
freiwilliges, jugendspezifisches und nicht-kom-
merzielles Angebot eröffnet die Kinder- und 
Jugendarbeit jungen Menschen Gelegenheiten, 
in einem organisierten Rahmen jenseits der 
eigenen Familie und der Schule sich mit Gleich-
altrigen treffen, sich ohne schulische Vorgaben 
einbringen, neue Erfahrungen machen und auch 
Verantwortung übernehmen zu können“ (BMFSFJ 
2017: 365). Die zwei großen Arbeitsbereiche der 
Jugendarbeit sind die Verbandliche und die Offene 
Jugendarbeit (Deinet et al. 2016: 913). Beide 
Arbeitsbereiche basieren auf dem Gestaltungs-
prinzip der Selbstbestimmung bzw. Selbstorgani-
sation. Keine andere Institution im Bildungs- und 
Erziehungsgefüge bietet demnach „eine solche 
grundlegende Struktur der Ein- und Ausübung de-
mokratischen Handelns“ (Deinet et al. 2016: 915). 
Durch ihre Prinzipien der Offenheit, Freiwilligkeit 
und Partizipation adressiert Offene Jugendarbeit 
alle jungen Menschen und eröffnet gerade solche 
Settings, in denen non-formale und informel-
le Bildungsprozesse ermöglicht werden. An der 
Gestaltung zu partizipieren bzw. diese Angebote 
selbst zu organisieren, bietet jungen Menschen die 
Gelegenheit, sich selbst auszuprobieren, eigene 
Ressourcen einzusetzen und wichtige Alltags-
kompetenzen herauszubilden. Der 15. Kinder- und 
Jugendbericht konstatiert jedoch auch kritisch, 
dass der Kinder- und Jugendarbeit inzwischen die 
Rolle einer dritten Sozialisationsinstanz weniger 
selbstverständlich zugestanden wird (BMFSFJ 
2017: 366).
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Gründe hierfür seien die Ausweitung der Schule 
durch den Ganztagsbetrieb, die Vervielfältigung 
und Kommerzialisierung jugendlicher Lebens- und 
Freizeitwelten sowie die zunehmende Digitali-
sierung des Alltags junger Menschen (BMFSFJ 
2017: 366). In diesem Kontext sind aktuelle 
Spannungsfelder der Jugendarbeit u. a. die Auf-
forderung zur Kooperation mit (Ganztags-)Schule, 
ohne den eigenständigen Charakter zu verlieren, 
die zunehmende sozial- und bildungspolitische 
„Inpflichtnahme“ des Handlungsfeldes sowie 
die zunehmende Wertigkeit sozialer Netze und 
digitaler Medien für junge Menschen (vgl. Liebig 
2019: 7). Hinweise zur Bedeutung der Jugendar-
beit zeigt auch die Entwicklung der Ausgaben und 
des Personals in diesem Arbeitsfeld: Während die 
Ausgaben der Kinder- und Jugendarbeit seit Jahren 
ansteigen, sinken die Anzahl der Einrichtungen 
und der Personalbestand in Deutschland kontinu-
ierlich (vgl. BMFSFJ 2017: 380). Zudem fallen die 
Zuwächse in diesem Leistungsbereich niedriger 
aus als für andere Arbeitsfelder der Kinder- und 
Jugendhilfe (vgl. Autorengruppe Kinder‐ und 
Jugendhilfestatistik 2018: 120)

Das Land Rheinland-Pfalz fördert im Rahmen der 
Jugendstrategie JES! eine eigenständige Jugend-
politik. Hierunter fallen fünf verschiedene För-
derprogramme, die u. a. darauf abzielen, dass 
Jugendliche an der Gesellschaft teilhaben und 
ihre jugendspezifischen Interessen wahrnehmen 
können (vgl. MFFJIV 2019).

Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz ist 
in seinem Kern kein ausgeprägtes eigenständiges 
Handlungsfeld, sondern eine Querschnittaufgabe, 
die unter anderem in den anderen hier geschil-
derten Handlungsfeldern stattfindet (vgl. Münder 
et al. 2019: 196). Der erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz hat die Identifizierung von Gefähr-
dungen, die Aufklärung und Information sowie 
die Beratung von jungen Menschen und ihren 
Familien zum Ziel. Es sollen „die Kompetenzen der 
Kinder und Jugendlichen, mit für sie gefährdenden 
Bedingungen umzugehen“ (Pluto et al. 2007: 155) 
gefördert werden. Zudem werden Eltern und 
auch pädagogische Fachkräfte darin beraten, wie 

sie Kinder vor gefährdenden Einflüssen schützen 
können. Dem erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutz liegt demnach der Präventionsgedanke 
zugrunde. Die Aufgaben in diesem Handlungsfeld 
haben in den letzten Jahren zugenommen. Nicht 
nur aufgrund der Zunahme von Risiko- und Ge-
fährdungssituationen, sondern auch im Kontext 
von neuen Erziehungsunsicherheiten der Eltern. 
Aktuelle Debatten fokussieren insbesondere die 
Nutzung digitaler Medien und die damit einherge-
hende Gefahr von Online-Sucht, Cyber-Mobbing, 
Gewaltverherrlichungen in Spielen und Videos 
sowie pornografischem Material. Was geeignete 
Angebote im Rahmen des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes sind, liegt in der Entscheidung 
der Träger von Jugendschutzmaßnahmen (Münder 
et al. 2019: 232). Vom erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz sind der gesetzliche (gemäß Jugend-
schutzgesetz) und der strukturelle Jugendschutz 
(gemäß § 1 SGB VIII) zu unterscheiden, die im 
vorliegenden Bericht nicht behandelt werden.

In den Städten gibt es mehr Personalstellen im 
Bereich Jugendarbeit und Jugendschutz bezo-
gen auf die Bevölkerung unter 21 Jahren als in 
den Landkreisen

Im Berichtsjahr 2017 gibt es insgesamt rund 367 
Stellen für pädagogische Fachkräfte für Jugend-
arbeit (346,5) und erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz (20,6) bei öffentlichen Trägern in 
Rheinland-Pfalz. Dazu kommen rund 220 Stellen 
bei freien Trägern, die aus öffentlichen Mitteln 
(mit-)finanziert werden (ohne Abbildung). In Gra-
fik 5.8 ist die Anzahl der Stellen für pädagogische 
Fachkräfte für Jugendarbeit und erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz bei den öffentlichen 
und freien Trägern als Eckwert im interkommuna-
len Vergleich dargestellt.
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Grafik 5.8 Eckwerte der Personalstellen für pädagogische Fachkräfte im Bereich Jugendarbeit und 
Jugendschutz gem. §§ 11, 14 SGB VIII im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich21 (Personalstellen pro 
10.000 junge Menschen unter 21 Jahren)
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21	 Für Birkenfeld (KJA) und den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor. 
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Es liegen bei den (mit)finanzierten Personalstellen 
für Jugendarbeit sowie Kinder- und Jugendschutz 
größere regionale Unterschiede vor. Die Spann-
weite reicht von 1,5 Stellen pro 10.000 junge 
Menschen unter 21 Jahren in der Stadt Zwei-
brücken in einer Kommune bis hin zu rund 23 
Stellen pro 10.000 junge Menschen in der Stadt 
Frankenthal. In den Städten ist dieses Verhältnis 
im Durchschnitt günstiger als in den Landkreisen. 
Unterschiede zeigen sich auch bei der Ansiedlung 
der Personalstellen bei freien Trägern einerseits 
und beim Jugendamt selbst oder kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden andererseits.

Das Handlungsfeld der Jugendsozialarbeit ist als 
eigenständiger Bereich zwischen allgemeiner Ju-
gendförderung gemäß § 11 SGB VIII und den Hil-
fen zur Erziehung gemäß §§ 27ff. SGB VIII ange-
siedelt. Die Angebote richten sich, im Unterschied 
zur Jugendarbeit, nicht grundsätzlich an alle jun-
gen Menschen, sondern an sozial benachteiligte 
und individuell beeinträchtigte junge Menschen. 
Damit erfüllt die Jugendsozialarbeit – neben ihrer 
Hilfsfunktion – eine Anwaltsfunktion für die Be-
lange dieser Zielgruppe (Münder et al. 2019: 217). 
Die Definition des § 13 SGB VIII weist insofern 
auch auf besondere Schwierigkeiten innerhalb 
der Sozialisation junger Menschen hin, oftmals 
aufgrund von herausfordernden Lebenslagen und 
gerade nicht aufgrund von individuellen oder 
rein erzieherischen Defiziten. Zur Zielgruppe der 
Jugendsozialarbeit zählen auch junge Geflüchtete, 
denn sie brauchen ebenfalls besondere Hilfen im 
Übergang zum Erwachsenwerden, die ihre beruf-
liche und soziale Teilhabe fördern (ebd.: 223).

Die Jugendsozialarbeit ist hauptsächlich im Über-
gang von der Schule in den Beruf angesiedelt und 
zielt auf schulische und berufliche Ausbildung 
sowie berufliche und gesellschaftliche Integ-
ration. Sie gewinnt vor allem im Hinblick auf 
zunehmende Unsicherheiten im Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt an Bedeutung und leistet hier einen 
wichtigen Beitrag zum Abbau von Benachteiligun-
gen. Anhand der Verortung der Jugendsozialarbeit 
wird ersichtlich, dass sie sich nicht nur im System 
der Kinder- und Jugendhilfe bewegt, sondern auch 

in andere Systeme wie Schule, Sozialhilfe und 
Arbeitsförderung hineinreicht (Autorengruppe 
Kinder‐ und Jugendhilfestatistik 2018: 123). Die 
pädagogische Arbeit an den Schnittstellen der 
unterschiedlichen Systeme mit jeweils eigener 
Logik bringt besondere Herausforderungen mit 
sich, die insbesondere Abgrenzungsprobleme und 
Rollenunklarheiten betreffen. „Die Jugendsozial-
arbeit […] ist somit Teil eines sehr weiten Feldes, 
in dem sie sich abstimmen muss und in dem sie 
teilweise nachrangig steht“ (Oehme 2016: 934). 
Demgegenüber bilden etwa Hilfen zur Erziehung 
ein eigenständiges Arbeitsfeld der Kinder- und 
Jugendhilfe, das sich klar von anderen Systemen 
abgrenzen kann. Dazu kommt der vergleichs-
weise geringe Ausgabenanteil der kommunalen 
Jugendsozialarbeit an der Kinder- und Jugend-
hilfe mit rund 1,3 % im Jahr 2016 in Deutschland 
(Autorengruppe Kinder‐ und Jugendhilfestatistik 
2018: 134). Dies alles führt vermutlich dazu, dass 
dieses Handlungsfeld in der öffentlichen Debatte 
um die Kinder- und Jugendhilfe weniger wahrge-
nommen wird als andere Leistungsbereiche.

Neben dem Jugendwohnen, den Migrationshilfen/
Jugendmigrationsdiensten und den internationa-
len Freiwilligendiensten und Austauschmaßnah-
men sowie der geschlechterspezifischen und der 
aufsuchenden Jugendsozialarbeit sind die Schul-
sozialarbeit sowie die Jugendberufshilfe zentrale 
Handlungsfelder der Jugendsozialarbeit.

Im landesweiten Durchschnitt verfügen die 
rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirke über 
eine Stelle pro 10.000 junge Menschen unter 
21 Jahren im Bereich Jugendsozialarbeit (ohne 
Schulsozialarbeit)

In Grafik 5.9 sind die Personalstellen für Jugend-
sozialarbeit (ohne Schulsozialarbeit, Jugend-
berufshilfe und Angebote von Bildungsträgern) 
abgebildet, die bei den Jugendämtern, den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden sowie 
bei freien Trägern angesiedelt sind. Auch hier 
liegen größere interkommunale Unterschiede 
vor: Die Streuung reicht von keiner Stelle bis hin 
zu knapp 14 Stellen je 10.000 junge Menschen 
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unter 21 Jahren. Zu beachten ist, dass die Jugend-
ämter hier aufgrund der Schwierigkeiten, diese 
Stellen(-anteile) einzuschätzen bzw. abzugrenzen, 
häufig keine oder lediglich unvollständige An-

22	Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.

gaben gemacht haben. So lässt sich vor allem die 
erhebliche Anzahl der Städte und Landkreise ohne 
Stellenanteile erklären. 

Grafik 5.9 Eckwerte der Personalstellen für pädagogische Fachkräfte der Jugendsozialarbeit gem.  
§ 13 SGB VIII im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich22 (pro 10.000 junge Menschen unter 21 Jahren)
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Im Durchschnitt gibt es in Rheinland-Pfalz rund 
eine Stelle pro 10.000 junge Menschen, die für Ju-
gendsozialarbeit vorgesehen ist. Der durchschnitt-
liche Eckwert der Landkreise liegt mit einem Wert 
von 0,36 deutlich unter diesem Mittelwert. Die 
Werte der kreisangehörigen und kreisfreien Städte 
liegen mit 1,72 bzw. 2,56 Stellen pro 10.000 junge 
Menschen für Jugendsozialarbeit deutlich über 
dem rheinland-pfälzischen Mittelwert. Insgesamt 
sind von den rheinland-pfälzischen Jugendäm-
tern rund 77 Vollzeitstellenäquivalente in diesem 
Leistungsbereich im Jahr 2017 gemeldet worden 
(ohne Abbildung). Separat erhoben wird die 
Schulsozialarbeit, die ebenfalls dem Leistungs-
bereich gemäß § 13 SGB VIII zuzuordnen ist (siehe 
Grafik 5.10).

Innerhalb der Jugendsozialarbeit hat vor allem die 
Schulsozialarbeit deutlich an Bedeutung hinzuge-
wonnen. Das ist unter anderem daran abzulesen, 
dass sich in der Schulsozialarbeit in rund zehn 
Jahren das Personalvolumen mehr als verdreifach 
hat (Autorengruppe Kinder- und Jugendhilfe-
statistik 2018: 123). Die Schulsozialarbeit ist ein 
niedrigschwelliges Angebot für Schülerinnen und 
Schüler, das Beratung, Begleitung und Unter-
stützung anbietet. Ihre Kernfelder sind – neben 
Hilfen im Einzelfall – Projekte, Gruppenarbeit und 
offene Angebote sowie Elternarbeit (Münder et 
al. 2019: 220). Während sie einst als Ausnahme-
angebot für „schwierige Schüler“ in Einzugsge-
bieten mit hohen sozialstrukturellen Belastun-
gen konzipiert war, ist sie zunehmend zu einem 
Regelangebot für alle Schulen geworden (Brinks 
& Müller 2014: 6). Die Schulsozialarbeit kann als 
intensivste Form der Zusammenarbeit von Kinder- 
und Jugendhilfe und dem Schulsystem betrachtet 
werden und ermöglicht eine dauerhafte Veranke-
rung der Sozialpädagogik in den Schulen (Brinks 
& Müller 2014: 7). Gleichzeitig liegen in der Praxis 
teilweise Bedenken vor, ob Schulsozialarbeit noch 
als eigenständiges Dienstleistungsangebot der 
Kinder- und Jugendhilfe am Ort Schule agieren 
kann (Münder et al. 2019: 220).

Im landesweiten Durchschnitt verfügen die 
rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirke über 
5,5 Stellen pro 10.000 junge Menschen unter 
21 Jahren im Bereich Schulsozialarbeit

Seit 1995 wurde in Rheinland-Pfalz über ein Lan-
desprogramm gezielt vor allem an Hauptschulen 
und nach der Schulstrukturreform 2009/2010 an 
Realschulen plus und Integrierten Gesamtschulen 
die Schulsozialarbeit auf- und ausgebaut. Parallel 
erfolgte auch die Landesförderung der Schulsozi-
alarbeit an berufsbildenden Schulen. Im Zuge des 
von der Bundesregierung aufgelegten Bildungs- 
und Teilhabepaketes in den Jahren 2011 bis 2013 
investierten die Kommunen in Rheinland-Pfalz die 
Bundesmittel häufig in den Auf- und Ausbau der 
Schulsozialarbeit an Grundschulen. In dieser Zeit 
wurde die anteilige Landesförderung für die Schul-
sozialarbeit an allgemeinbildenden Schulen, die 
zum Abschluss der Berufsreife führen, abgesenkt. 
Mit dem Doppelhaushalt 2014/2015 wurde die 
Festbetragsförderung in der vorherigen Höhe von 
30.600 Euro je Vollzeitäquivalent (VZÄ) wieder 
zur Verfügung gestellt. Die Haushaltsmittel von 
fünf Millionen Euro 2015 erhöhten sich 2016 
auf sechs und 2017 auf sieben Millionen Euro 
(Bundesministerium für Bildung Rheinland-Pfalz 
2018: o. S.). Für das Jahr 2017 haben die rhein-
land-pfälzischen Jugendämter insgesamt rund 415 
Vollzeitäquivalente für Schulsozialarbeit gemel-
det. Rund 174 Vollzeitäquivalente wurden 2017 
vom Land gefördert.
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Grafik 5.10 Eckwerte der Personalstellen für pädagogische Fachkräfte für schulbezogene Jugendsozial-
arbeit im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich23 (pro 10.000 junge Menschen unter 21 Jahren)
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23	Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor. 
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Im Durchschnitt verfügen die rheinland-pfälzi-
schen Jugendamtsbezirke über 5,5 Stellen für pä-
dagogische Fachkräfte für schulbezogene Jugend-
sozialarbeit bzw. Schulsozialarbeit pro 10.000 
junge Menschen unter 21 Jahren beim Jugendamt, 
den kreisangehörigen Städten und Gemeinden, 
bei freien Trägern und Jugendverbänden sowie bei 
Schulen. Das sind im Vergleich zum Erhebungsjahr 
2014 etwa 0,5 Stellen je 10.000 junge Menschen 
zusätzlich (vgl. MFFJIV 2016: 113). Im interkom-
munalen Vergleich der Jugendamtsbezirke er-
gibt sich im Jahr 2017 eine Spannweite von rund 
neun Stellen. Dabei verfügen die kreisfreien und 
kreisangehörigen Städte im Durchschnitt über 

rund sieben bzw. sechs Stellen pro 10.000 junge 
Menschen. In den Landkreisen sind es demgegen-
über rund fünf Personalstellen für pädagogische 
Fachkräfte für schulbezogene Jugendsozialarbeit.

Wird die Verteilung von Stellen (absolute Zah-
len) für schulbezogene Jugendsozialarbeit bzw. 
Schulsozialarbeit getrennt nach den Institutionen 
bzw. Dienststellen des Personals, also den Jugend-
ämtern, den kreisangehörigen Städten und Ge-
meinden, den freien Trägern sowie den Schulen, 
betrachtet, fällt auf, dass die meisten Stellen beim 
Jugendamt angesiedelt sind.

Grafik 5.11 Personalstellen für pädagogische Fachkräfte im Bereich schulbezogene Jugendsozialarbeit 
beim Jugendamt, bei kreisangehörigen Städten/Gemeinden, bei freien Trägern und Jugendverbänden und 
an Schulen im Jahr 2017 (absolute Zahlen).
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An zweiter Stelle folgen landesweit die Stellen bei 
freien Trägern bzw. Jugendverbänden. Pädagogi-
sche Fachkräfte im Bereich der schulbezogenen 
Jugendsozialarbeit sind demnach seltener an den 
Schulen selbst angesiedelt. Im Vergleich zum 
Erhebungsjahr 2014 ist die Anzahl der Stellen, 
die direkt an den Schulen verortet sind, zurück-
gegangen, während gleichzeitig die Anzahl der 
Stellen beim Jugendamt, bei kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden sowie bei freien Trägern/

Jugendverbänden zugenommen hat (vgl. MFFJIV 
2016: 114). Auch Personalstellen in der Jugend-
berufshilfe werden, wie die der Schulsozialarbeit, 
noch einmal separat dargestellt (siehe nachfol-
gende Grafik).

Die Jugendberufshilfe ist das „klassische Feld“ der 
Jugendsozialarbeit und setzt im Gegensatz zur 
Schulsozialarbeit in den meisten Fällen nach der 
Schule bei der beruflichen Integration an. 
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Sie bietet benachteiligten Jugendlichen ohne 
Bildungsabschluss oder Ausbildungs- bzw. 
Arbeitsplatz Begleitung, Beratung und Betreu-
ung im Übergang zu Ausbildung und Beruf sowie 
innerhalb der Ausbildung und des Berufs selbst. 
Das Handlungsfeld ist durch niedrigschwellige 
Leistungen für Jugendliche gekennzeichnet, die 
durch die Systeme der Schule und Arbeitswelt 
kaum oder gar nicht mehr erreicht werden. Diese 
Maßnahmen basieren, im Unterschied zu denen 
der Arbeitsagenturen, auf sozialpädagogischer Be-
gleitung (Münder et al. 2019: 219).

Im landesweiten Durchschnitt verfügen die 
rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirke über 
1,4 Stellen pro 10.000 junge Menschen unter 
21 Jahren im Bereich Jugendberufshilfe

In Rheinland-Pfalz finanzieren Land und Kommu-
nen zahlreiche Projekte wie Jobfüxe, Jugendscouts, 
Berufsmentorinnen und -mentoren oder Integra-
tionsbegleitung im Übergang Schule – Beruf für 
Geflüchtete bzw. neu zugewanderte junge Men-
schen. Diese Projekte im Rahmen der Berufshilfe 
haben ähnliche Aufträge und Ziele, unterschieden 
sich aber jeweils in der inhaltlichen Ausgestaltung 
sowie den Träger- und Finanzierungsstrukturen. 
Die rheinland-pfälzischen Jugendämter haben im 
Berichtsjahr 2017 insgesamt rund 104 Stellen für 
pädagogische Fachkräfte in der Jugendberufshilfe 
angegeben (ohne Abbildung).
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Grafik 5.12 Eckwerte der Personalstellen für pädagogische Fachkräfte in der Jugendberufshilfe im Jahr 
2017 im interkommunalen Vergleich24 (pro 10.000 junge Menschen unter 21 Jahren)
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24	Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.
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Für je 10.000 unter 21-Jährige stehen im rhein-
land-pfälzischen Durchschnitt rund 1,4 Stellen für 
pädagogische Fachkräfte in der Jugendberufshilfe 
bei Jugendämtern, kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden, bei freien Trägern und Jugendver-
bänden sowie bei Schulen und sonstigen Insti-
tutionen zur Verfügung. Im interkommunalen 
Vergleich liegen die kreisfreien Städte mit rund 
2,2 Stellen pro 10.000 junge Menschen über dem 
rheinland-pfälzischen Durchschnitt, während die 
kreisangehörigen Städte und die Landkreise ge-
ringfügig mit einem durchschnittlichen Wert von 

etwa 1,3 bzw. 1,1 Stellen unter dem landesweiten 
Eckwert liegen. 

Deutlich wachsende Personalressourcen in der 
Schulsozialarbeit und in der Jugendberufshilfe

Einen kontextbezogenen Überblick über die Ent-
wicklung der Personalressourcen in den vorge-
stellten Handlungsfeldern gibt die nachfolgende 
Grafik 5.13.

Grafik 5.13 Personalstellen für pädagogische Fachkräfte in den Bereichen Jugend(sozial)arbeit, Schul-
sozialarbeit, Jugendschutz (§§ 11, 13, 14 SGB VIII) im Vergleich der Jahre 2011, 2014, und 2017 in Rhein-
land-Pfalz (absolute Zahlen)
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Auffällig ist, dass die Personalstellen in der schul-
bezogenen Jugendsozialarbeit bzw. Schulsozial-
arbeit weiterhin im Wachstum begriffen sind. 
Auf diese Entwicklung wurde bereits im 5. Lan-
desbericht (vgl. MFFJIV 2016: 118) aufmerksam 
gemacht. Sie setzt sich bis zum Berichtsjahr 2017 
fort. Landesweit gibt es im Jahr 2017 rund 415 
Personalstellen in der schulbezogenen Jugendsozi-
alarbeit bzw. Schulsozialarbeit. Sieben Jahre zuvor 
waren es noch ca. 271 Stellen. Darüber hinaus fällt 
auf, dass ein leichter Personalzuwachs ebenfalls 
bei der Jugendberufshilfe, der Jugendarbeit bei 

den freien Trägern sowie bei der Jugendsozial-
arbeit zu vermerken ist. Nahezu konstant sind die 
Personalstellen gemäß §§ 11, 14 SGB VIII beim 
Jugendamt. 

Rheinland-pfälzische Jugendämter stellen im 
Durchschnitt rund 64 Euro je jungen Menschen 
für Jugend(sozial)arbeit bereit

Neben der Anzahl der Personalstellen werden für 
die Jugendarbeit und die Jugendsozialarbeit auch 
Ausgaben für Zuschüsse, Sachkosten, Sonder-
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ausgaben sowie für im Jugendamt angefallene 
Personalkosten erhoben. Landesmittel, wie etwa 
Zuschüsse zu sozialen Bildungsmaßnahmen, 
werden hier nicht erfasst. Insgesamt haben die 
rheinland-pfälzischen Jugendämter im Jugendamt 
angefallene Personalkosten in diesen Leistungsbe-
reichen in Höhe von rund 47,9 Millionen Euro im 
Jahr 2017 gemeldet. 

Im Durchschnitt werden in Rheinland-Pfalz im 
Jahr 2017 pro Kind/Jugendlichen rund 64 Euro für 
diese Leistungen aufgewendet. Im Jahr 2014 lagen 
die Brutto-Pro-Kopf-Ausgaben noch bei rund 
40 Euro. Der Zuwachs von 24 Euro pro Kind/Ju-
gendlichen ist vermutlich insbesondere durch die 
Tarifsteigerungen der letzten Jahre bedingt. 
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Grafik 5.14 Brutto-Pro-Kopf-Ausgaben für Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz (§§ 11, 13, 14 SGB VIII) für im Jugendamt angefallene Personalkosten und für Zuschüsse, 
Sachkosten und Sonderausgaben im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich25 (Brutto-Ausgaben pro 
jungem Mensch unter 21 Jahren)

 

19,3
19,6
19,8
20,9
21,9
24,3
26,6
28,2
28,6
32,3
36,6
37,8
38,3
39,8
40,5
40,5
43,5
45,0
48,9
49,7
51,0
54,7
55,2

63,7
67,2
69,3
71,6
72,4
74,5

80,1
84,6
88,7
88,9

109,1
109,6
112,6

118,8
119,5

143,2
147,2
150,2

202,4
294,0

0 50 100 150 200 250 300 350

Westerwaldkreis (LK)
Ahrweiler (LK)
Pirmasens (St)

Zweibrücken (St)
Germersheim (LK)

Kaiserslautern (LK)
Rhein-Pfalz-Kreis (LK)

Vulkaneinfel (LK)
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK)

Neuwied (KJA)
Birkenfeld (KJA)

Trier-Saarburg (LK)
Rhein-Lahn-Kreis (LK)

Bernkastel-Wittlich (LK)
Landkreise

Mayen-Koblenz (KJA)
Altenkirchen (LK)

Bad Dürkheim (LK)
Bitburg-Prüm (LK)
Alzey-Worms (LK)

Südliche Weinstrasse (LK)
Mainz-Bingen (LK)

Koblenz (St)
Südwestpfalz (LK)

Donnersbergkreis (LK)
Rheinland-Pfalz

Cochem-Zell (LK)
Bad Kreuznach (KAS)
Bad Kreuznach (KJA)

Kusel (LK)
Trier (St)

Worms (St)
Landau (St)

Kaiserslautern (St)
Neustadt (St)

Kreisangehörige Städte
Neuwied (KAS)

Idar-Oberstein (KAS)
Speyer (St)

Kreisfreie Städte
Mainz (St)

Andernach (KAS)
Mayen (KAS)

Ludwigshafen (St)
Frankenthal (St)

25	Für Ahrweiler (LK) und den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor. 
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Der interkommunale Vergleich der rheinland-pfäl-
zischen Jugendamtsbezirke zeigt, dass mit Blick 
auf die Brutto-Pro-Kopf-Ausgaben die Spannweite 
sehr groß ist: Am höchsten ist sind die Aufwen-
dungen in den kreisfreien Städten mit rund 120 
Euro pro jungem Mensch unter 21 Jahren, gefolgt 
von den durchschnittlichen Brutto-Pro-Kopf-Aus-

gaben in den kreisangehörigen Städten in Höhe 
von rund 109 Euro. Die durchschnittlichen Brut-
to-Pro-Kopf-Ausgaben der rheinland-pfälzischen 
Landkreise hingegen fallen deutlich niedriger aus 
und betragen etwa 38 Euro pro Kind/Jugendli-
chen.

5.3 Inanspruchnahme von Beratungen bei Beratungs-
stellen in Rheinland-Pfalz
Eine niedrigschwellige und lebensweltnahe 
Unterstützung und Beratung von Familien wird in 
Rheinland-Pfalz durch 60 Beratungsstellen an 70 
Standorten gewährleistet. Die rheinland-pfälzi-
schen Ehe-, Familien-, Lebens- und Erziehungsbe-
ratungsstellen werden zu 45 % von katholischen 
Trägern getragen. 28 % entfallen auf evangelische 
Träger. 27 % der Beratungsstellen befinden sich 
in Trägerschaft von Kommunen oder weiteren 
Trägern. 

Ihre Angebote sollen Eltern in ihren Erziehungs-
aufgaben unterstützen und fördern, damit 
Familien ein eigenständiges Leben führen können 
und in ihrer gesellschaftlichen Teilhabe gestärkt 
werden (Münder et al. 2019: 237). Ihre Aufgaben 
sind insbesondere die allgemeine Förderung der 
Erziehung in der Familie (§ 16 SGB VIII), die Be-
ratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und 
Scheidung (§ 17 SGB VIII) sowie die Beratung und 
Unterstützung bei der Ausübung der Personen-
sorge und des Umgangsrechts (§ 18 SGB VIII). 
Darüber hinaus werden in den Erziehungsbera-
tungsstellen und anderen Beratungsdiensten 
und -einrichtungen Erziehungsberatungen gem. 
§ 28 SGB VIII angeboten.

Die Erziehungsberatung gem. § 28 SGB VIII 
nimmt eine besondere Position zwischen den 
niedrigschwelligen Unterstützungsleistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie den Hilfen zur Er-
ziehung (§§ 27ff. SGB VIII) ein. Sie ist den Hilfen 
zur Erziehung zugeordnet und erhält zugleich eine 
Sonderstellung in § 36a Abs. 2 SGB VIII, worin die 

direkte Inanspruchnahme ohne Entscheidung des 
Jugendamtes explizit dargelegt wird. Darüber hi-
naus werden die hier dargestellten Fallzahlen der 
Erziehungsberatung in Rheinland-Pfalz durch Ehe-,  
Familien-, Lebens- und Erziehungsberatungsstel-
len erbracht und leisten somit einen wichtigen 
Beitrag zur Stärkung der Infrastruktur, die jungen 
Menschen und ihren Familien zugutekommen. Die 
Beratungen gem. § 28 SGB VIII werden entspre-
chend dieser Besonderheiten im Rahmen dieses 
Berichts im Kapitel zu Regel- und Infrastrukturan-
geboten für Kinder- und Jugendliche dargestellt.

Die Erziehungsberatung ist ein infrastrukturelles 
Angebot, das mittlerweile rund ein Drittel der 
Minderjährigen in der Bevölkerung erreicht (Men-
ne 2018: 270). Dennoch wird im 14. Kinder- und 
Jugendbericht konstatiert, dass die Expansion der 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, insbe-
sondere der Hilfen zur Erziehung, nicht gleicher-
maßen die Erziehungsberatungsstellen betroffen 
hat (BMFSFJ 2013: 306). Insgesamt hat sich die 
räumliche und personelle Ausstattung der Erzie-
hungsberatungsstellen in den letzten 30 Jahren 
bundesweit wenig verändert (Gerth & Menne 
2010: 912). Veränderungen des Feldes der Er-
ziehungsberatung zeigen sich mehr in den inhalt-
lich-fachlichen Themen: Digitalisierung, familialer 
Wandel, wachsende Ungleichheit, Inklusion von 
jungen Menschen mit Behinderung und komplexe 
Familienkonstellationen sind neuere Herausforde-
rungen, denen die Erziehungsberatung jetzt und in 
Zukunft begegnen muss.
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5.3.1 Die quantitative Entwicklung der Beratungen gem. 
§§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII in Rheinland-Pfalz

In Grafik 5.15 wird die absolute und relative Anzahl 
von Beratungen gem. §§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII 
abgebildet, die von Ehe-, Familien-, Lebens- und 

Erziehungsberatung in Rheinland-Pfalz in den 
Jahren 2011, 2014 und 2017 geleistet wurden.

Grafik 5.15 Entwicklung der Beratungen (§§ 16-18, 28, 41 SGB VIII) im Vergleich der Jahre 2011, 2014, 
und 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Zahlen und pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren)
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In der Zählung beinhaltet sind laufende und be-
endete Beratungen des jeweiligen Berichtsjahres. 
Im Jahr 2011 wurden insgesamt 23.456 Beratun-
gen in den genannten Leistungsbereichen durch-
geführt. Auf die Bevölkerung der unter 21-Jährigen 
bezogen, entspricht dies 29,4 Beratungen pro 
1.000 junge Menschen. Die Anzahl der Beratun-
gen (§§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII) im Jahr 2014 
liegt mit 23.167 leicht unterhalb der Anzahl  

von 2011. Bei einem gleichzeitigen leichten Rück-
gang der Gesamtzahl der unter 21-Jährigen in 
Rheinland-Pfalz steigt der Eckwert auf 29,8. Im 
Jahr 2017 lässt sich mit 24.463 Beratungen der 
höchste Wert beobachten. Dieser entspricht rund 
30,8 Beratungen pro 1.000 junge Menschen unter 
21 Jahren.

5.3.2 Regionale Inanspruchnahme von Beratungsleistungen gem. 
§§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII in Rheinland-Pfalz

Die Erhebung der Beratungsleistungen gem. 
§§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII der rheinland-pfäl-
zischen Beratungsstellen kann nach dem Wohn-
ort der beratenen Familien ausgewertet werden. 
Nachfolgende Grafik zeigt die bevölkerungs-

relativierte Anzahl der Beratungen in den rhein-
land-pfälzischen Städten und Landkreisen. In den 
kreisfreien Städten wurden pro 1.000 der unter 
21-Jährigen im Jahr 2017 rund 42,8 Beratungen 
gem. §§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII durchgeführt. 
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Dieser Wert liegt deutlich über dem Vergleichs-
wert in den Landkreisen mit 26,5 Beratungen pro 
1.000 unter 21-Jährige. Beide Aggregatswerte sind

 im Vergleich zu den Jahren 2011 und 2014 annä-
hernd stabil geblieben, mit einer leichten Tendenz 
zur Steigerung.

Grafik 5.16 Entwicklung der Beratungen (§§ 16-18, 28, 41 SGB VIII) nach dem Wohnort im Vergleich der 
Jahre 2011, 2014, und 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren) 
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In den kreisangehörigen Städten wurden im Jahr 
2011 26,6 Beratungen pro 1.000 unter 21-Jährige 
durchgeführt. Der Eckwert steigt bis zum Jahr 
2017 auf 29,7 kontinuierlich an. Damit liegt er 
weiterhin deutlich unter dem Wert der kreisfreien  

Städte und leicht oberhalb des Eckwerts der Land-
kreise. Diese Befunde lassen auf eine unterschied-
liche Versorgungsstruktur von Beratungen im 
ländlichen und städtischen Raum schließen.
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5.3.3 Das Angebotsspektrum der Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz

Das Angebotsspektrum der Ehe-, Familien-, Le-
bens- und Erziehungsberatung in Rheinland-Pfalz 

im Jahr 2017 wird in Grafik 5.17 dargestellt.

Grafik 5.17 Angebotsspektrum der Beratungen nach §§ 16-18, 28, 41 SGB VIII im Jahr 2017 in  
Rheinland-Pfalz (in Prozent) 
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Erziehungsberatungen gem. § 28 SGB VIII bilden 
mit rund 59 % den größten Anteil der Bera-
tungsleistungen der Beratungsstellen in Rhein-
land-Pfalz. Mit 20 % am zweithäufigsten wurden 
Beratungen in Fragen der Partnerschaft, Trennung 
und Scheidung (§ 17 SGB VIII) sowie Beratungen 
und Unterstützungen bei der Ausübung der Perso-
nensorge und des Umgangsrechts (§ 18 SGB VIII) 
in Anspruch genommen. Ebenfalls wurden von 
den Beratungsstellen Beratungen durchgeführt, 
die nicht eindeutig den Rechtsparagrafen zuzu-
ordnen sind und dem allgemeinen Auftrag der 
Kinder- und Jugendhilfe entsprechen (insbesonde-
re § 1 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). 

Diese Beratungen machen rund 17 % aller Be-
ratungen im Jahr 2017 aus. Jeweils einen Anteil 
von 2 % nehmen Beratungen zur allgemei-
nen Förderung der Erziehung in der Familie 
(§ 16 SGB VIII) und Beratungen für junge Voll-
jährige (§ 41 SGB VIII) ein. Diese Beratungsleis-
tungen spiegeln den einzelfallbezogenen Anteil 
des Angebotsspektrums der Beratungsstellen in 
Rheinland-Pfalz wider. Gruppenangebote, präven-
tive und/oder aufsuchende Arbeit sowie weitere 
einzelfallübergreifende oder -unabhängige Tätig-
keiten werden in der Erhebung nicht erfasst.
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5.3.4 Die Altersstruktur in der Erziehungsberatung gem. § 28 SGB VIII 
in Rheinland-Pfalz

Grafik 5.18 zeigt die Altersverteilung der jungen 
Menschen, die Gegenstand von Erziehungsbera-
tungen gem. § 28 SGB VIII waren. Die prinzipielle 
Verteilung der Altersgruppen bleibt in den Be-

richtsjahren 2011 bis 2017 konstant. Die Haupt-
zielgruppen waren Familien, deren Kinder zwi-
schen 6 und unter 12 Jahren alt waren (43,5 % im 
Jahr 2017).

Grafik 5.18 Verteilung der Altersstruktur der Erziehungsberatungen nach § 28 SGB VIII im Vergleich der 
Jahre 2011, 2014, und 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Auffällig ist, dass sich der Anteil der Beratungen, 
bei denen unter 9-Jährige betroffen waren, an-
gestiegen ist, und zwar von 46,3 % im Jahr 2011 
auf 50,8 % im Jahr 2017. Entsprechend entwickelt 
sich der Anteil der Beratungen bezogen auf 12- 
bis unter 18-Jährige von 31,9 % im Jahr 2011 auf 
28,7 % im Jahr 2017 zurück. Die beobachteten 
Entwicklungen der Altersverteilung in der Er-
ziehungsberatung in Rheinland-Pfalz decken sich 

teilweise mit der Entwicklung der Altersgruppen 
in der Gesamtbevölkerung: Von 2011 zu 2017 stieg 
die Anzahl der unter 3-Jährigen in Rheinland-Pfalz 
um 19,1 % und die Zahl der 3- bis unter 6-Jährigen 
um 7,9 %. Gleichzeitig ging die Anzahl der 12- bis 
unter 15-Jährigen um 12,5 % und die Anzahl der 
15- bis unter 18-Jährigen um 6,9 % zurück.
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5.4 Kernbefunde
Die Kinder- und Jugendhilfe umfasst insgesamt 
ein breites Spektrum an Regel- und Infrastruktur-
angeboten. Eine gut ausgebaute Infrastruktur 
für junge Menschen und ihre Familien, die ein 
niedrigschwelliges und präventives Vorgehen im 
Sozialraum ermöglicht, kann frühzeitig Unterstüt-
zungsbedarfe ihrer Adressatinnen und Adressaten 
identifizieren und auffangen. Für eine wirksame 
Kinder- und Jugendhilfe braucht es daher eine 
leicht zugängliche, bedarfsgerechte Infrastruktur 
für junge Menschen und ihre Familien.

Kindertagesbetreuungsangebote sind mittlerweile 
zu einem Infrastrukturangebot für alle Familien 
geworden. Sie fördern die soziale, emotionale, 
körperliche und geistige Entwicklung von Kindern 
und können damit gleichzeitig auch zu einem 
Abbau sozialer Benachteiligung beitragen. Kein 
anderes Leistungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe 
hat in den letzten Jahrzehnten solche erheblichen 
Veränderungen und Entwicklungen durchlaufen 
wie die Kindertagesbetreuung. Von besonderer 
Bedeutung in Rheinland-Pfalz ist, dass es das erste 
Bundesland war, das die Kita-Beiträge stufenweise 
erlassen und damit die Voraussetzungen für ein 
allen zugängliches Bildungs- und Betreuungs-
angebot geschaffen hat. Nachfolgend sind die 
aktuellen Befunde und Entwicklungen der Kinder-
tagesbetreuung in Rheinland-Pfalz zusammenge-
fasst dargestellt.

■■ Die aktuellen Zahlen aus Rheinland-Pfalz zei-
gen, dass nach wie vor ein quantitativer Aus-
bau an Plätzen in der Kindertagesbetreuung 
beobachtet werden kann, insbesondere im 
U3-Bereich. Im Jahr 2017 gibt es landesweit 
40.905 Plätze für unter 3-Jährige in Kitas. Das 
entspricht einem Zuwachs von rund 46 % 
seit dem Berichtsjahr 2011. Im Jahr 2017 wird 
für etwa 39 % der unter 3-Jährigen in Rhein-
land-Pfalz ein Betreuungsplatz vorgehalten.

■■ Eine ähnliche Entwicklung ist bei den Ganz-
tagsplätzen für alle Kinder bis Schuleintritt zu 
beobachten: Die Anzahl an Ganztagsplätzen 
hat sich von 2011 zu 2017 noch einmal deut-
lich um rund 36 % erhöht. Im Jahr 2017 sind 
landesweit 87.012 Ganztagsplätze in Kitas 
gemeldet. Für rund 44 % der Kinder in Rhein-
land-Pfalz stehen damit Ganztagsplätze in der 
Kindertagesbetreuung zur Verfügung.

■■ Deutlich geringer fällt die Betreuungsquote 
von 6- bis 14-Jährigen mit Hort-Plätzen aus: 
Der Eckwert liegt landesweit bei 26 je 1.000 
Kinder in der entsprechenden Altersgruppe. 
Dieser Eckwertwert ist seit 2011 leicht rück-
läufig.

■■ Die Kindertagespflege nimmt nach wie vor 
eine untergeordnete Rolle in der Kinderta-
gesbetreuung ein, auch wenn in den letzten 
Jahren Zuwächse verzeichnet werden konn-
ten. Rund 18 von 1.000 Kindern bis 14 Jahren 
besuchten im Jahr 2017 eine Tagespflege.

Die Leistungsbereiche der Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes haben einen eigenen Bildungs- 
und Erziehungsauftrag. Sie stellen eine Investition 
in die soziale Infrastruktur für alle Kinder und 
Jugendlichen dar, „ihr Ausmaß bestimmt die Ent-
wicklungschancen der jungen Menschen mit, in 
der Konsequenz: je mehr qualifizierte Angebote 
es gibt, desto größer sind die Handlungsräume 
und damit die Teilhabechancen junger Menschen“ 
(MIFKJF 2015: 11). Die in dem Bericht abgebilde-
ten Personalressourcen und Ausgaben in diesen 
Leistungsbereichen deuten auf den Stellenwert 
hin, den Kommunen diesen Regelangeboten der 
Jugendhilfe beimessen:

■■ Für den Bereich Jugendarbeit und erzieheri-
scher Jugendschutz stehen im Jahr 2017 im 
rheinland-pfälzischen Durchschnitt rund acht 
Personalstellen je 10.000 junge Menschen 
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zur Verfügung. Die Spannweite von (mit-)
finanzierten Personalstellen bei öffentlichen 
und freien Trägern reicht von 1,5 Stellen je 
10.000 junge Menschen unter 21 Jahren in 
einer Kommune bis hin zu rund 23 Stellen in 
einer anderen Kommune.

■■ Bei der Jugendsozialarbeit (ohne Jugend-
berufshilfe und Schulsozialarbeit) reicht die 
Streuung im interkommunalen Vergleich von 
keiner Stelle bis hin zu knapp 14 Stellen je 
10.000 junge Menschen unter 21 Jahren. Der 
Durchschnittseckwert für Rheinland-Pfalz 
liegt bei rund einer Stelle, die vom öffentli-
chen Jugendhilfeträger für Jugendsozialarbeit 
im Jahr 2017 vorgesehen ist.

■■ Im Durchschnitt verfügen die rheinland-pfäl-
zischen Jugendamtsbezirke im Jahr 2017 über 
5,5 Stellen für pädagogische Fachkräfte für 
Schulsozialarbeit je 10.000 junge Menschen 
unter 21 Jahren. Die Spannweite reicht von 
rund zwei bis hin zu knapp elf Stellen je 
10.000 junge Menschen. 

■■ Für die Jugendberufshilfe stehen im Jahr 2017 
im rheinland-pfälzischen Durchschnitt 1,3 
Stellen für pädagogische Fachkräfte je 10.000 
junge Menschen zur Verfügung.

■■ In allen Leistungsbereichen sind deutliche 
Stadt-Land-Unterschiede zu beobachten. 
In den Landkreisen gibt es auf 10.000 unter 
21-Jährige gerechnet weniger Personalres-
sourcen für Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, 
Schulsozialarbeit und Jugendberufshilfe als in 
den kreisangehörigen und kreisfreien Städten. 

Das Bereitstellen von Angeboten der Erziehungs- 
und Familienberatung bietet Familien eine nied-
rigschwellige Infrastruktur an Beratung, Orientie-
rung und Unterstützung vor Ort. Beratungsstellen 
haben eine wichtige Rolle bei der Unterstützung 
von Familien hinsichtlich ihrer Erziehungsaufga-
ben und der Bewältigung von familiären Konflikten. 
Eine bedeutsame Entwicklungsperspektive in die-
sem Leistungsbereich ist eine stärkere Einbindung 

der Beratungsstellen an Orten, die junge Men-
schen und ihre Familien selbstverständlich 
besuchen und die ihnen vertraut sind (z. B. Kita, 
Schule, Jugendarbeit) . Auf diese Weise werden 
Zugänge einfacher gemacht und Teilhabechancen 
gestärkt. 

■■ In Rheinland-Pfalz gibt es aktuell 60 Be-
ratungsstellen an 70 Standorten. Die rhein-
land-pfälzischen Ehe-, Familien-, Lebens- und 
Erziehungsberatungsstellen werden zu 45 % 
von katholischen Trägern getragen. 28 % 
entfallen auf evangelische Träger. 27 % der 
Beratungsstellen befinden sich in Trägerschaft 
von Kommunen oder weiteren Trägern. 

■■ Im Jahr 2017 sind 24.463 Beratungen 
(§§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII) durchgeführt 
worden. Das entspricht rund 30,8 Beratungen 
pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren. 

■■ In Rheinland-Pfalz kann eine unterschied-
liche Versorgungsstruktur von Beratungen im 
ländlichen und städtischen Raum beobachtet 
werden: In den kreisfreien Städten wurden pro 
1.000 der unter 21-Jährigen im Jahr 2017 42,8 
Beratungen gem. §§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII 
durchgeführt. Dieser Wert liegt deutlich über 
dem Vergleichswert in den kreisangehörigen 
Städten und Landkreisen mit jeweils 29,7 bzw. 
26,5 Beratungen pro 1.000 unter 21-Jährige.

■■ Erziehungsberatungen gem. § 28 SGB VIII 
bilden mit rund 59 % den größten Anteil 
der Beratungsleistungen der Beratungs-
stellen in Rheinland-Pfalz. Mit 20 % am 
zweithäufigsten wurden Beratung in Fragen 
der Partnerschaft, Trennung und Scheidung 
(§ 17 SGB VIII) sowie die Beratung und Unter-
stützung bei der Ausübung der Personensorge 
und des Umgangsrechts (§ 18 SGB VIII) in 
Anspruch genommen.

■■ Die Hauptzielgruppen der Erziehungsbera-
tungen (§ 28 SGB VIII) sind Familien, deren 
Kinder zwischen 6 und unter 12 Jahre alt sind 
(43,5 % im Jahr 2017).
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6. ORGANISATIONSSTRUKTUR 
UND PERSONALSITUATION 
DER SOZIALEN DIENSTE IN 
DEN JUGENDÄMTERN
In Deutschland sind die Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe bundeseinheitlich im SGB VIII 
geregelt. Für die Umsetzung und Ausgestaltung 
dieser Leistungen sind jedoch die Kommunen 
zuständig. Sie tragen dabei für drei übergreifende 
Aufgaben Sorge:

■■ dass junge Menschen und ihre Familien 
die gesetzlich vorgesehenen Leistungen im 
SGB VIII da, wo sie leben, nutzen können,

■■ dass die Kommunen da, wo es notwendig ist, 
junge Menschen vor Gefahren für ihr Wohl 
schützen und

■■ dass junge Menschen und ihre Familien 
positive Lebensbedingungen sowie eine 
familienfreundliche Umwelt vorfinden (vgl. 
Autorengruppe Kinder‐ und Jugendhilfestatis-
tik 2018: 171).

Das Jugendamt bearbeitet als zuständige Behörde 
diese drei übergreifenden Aufgaben. In Deutsch-
land verfügten zum Stichtag 31.12.2016 insgesamt 
559 kommunale Gebietskörperschaften über ein 
eigenes Jugendamt (Autorengruppe Kinder‐ und 
Jugendhilfestatistik 2018: 173). 41 davon sind im 
Bundesland Rheinland-Pfalz angesiedelt.

Jugendämter als strategischen Zentren für 
die Gestaltung des Aufwachsens von jungen 
Menschen

Angesichts des gesamtgesellschaftlichen Be-
deutungsgewinns der Kinder- und Jugendhilfe, 

des qualitativen und quantitativen Zuwachses 
an Aufgaben und Anforderungen bezeichnet der 
14. Kinder- und Jugendbericht die Jugendämter in 
Deutschland als das organisatorische „Herzstück“ 
der Kinder- und Jugendhilfe: als Agentur des 
Helfens, institutionalisierter Ausdruck des staat-
lichen Wächteramtes, Akteur im Sozialraum, aber 
insbesondere als Dienstleister für junge Menschen 
und Familien. Er konstatiert, dass örtliche Auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe auch künftig in 
der Fachbehörde „Jugendamt“ unter einheitlicher 
Leitung zu erfüllen seien und nicht auf unter-
schiedliche kommunale Ämter oder Fachbereiche 
verteilt werden sollten. Jugendämter müssten 
entsprechend noch stärker zu strategischen 
Zentren einer Gestaltung des Aufwachsens von 
Kindern und Jugendlichen werden, damit ressort-
übergreifende Gestaltung möglich ist (vgl. BMFSFJ 
2013: 42).

Strategische Aufgaben beziehen sich dabei etwa 
auf arbeitsfeldübergreifende Aufgaben im Rah-
men der Implementation von und Mitarbeit in 
Arbeitsgemeinschaften mit freien Trägern ge-
mäß § 78 SGB VIII einerseits sowie Koordina-
tion, Finanzierung, Beaufsichtigung bestimmter 
Arbeitsbereiche andererseits (vgl. Autorengruppe 
Kinder‐ und Jugendhilfestatistik 2018: 171). Neben 
diesen administrativen und teilweise hoheitlichen 
Aufgaben, zum Beispiel bei Inobhutnahmen, sind 
Jugendämter auch selbst als Leistungserbringer 
tätig. Die Kommunen betreiben etwa selbst eige-
ne Kindertageseinrichtungen, Jugendzentren oder 
erbringen ambulante Hilfs- und Beratungsleistun-
gen. Als Träger eigener Einrichtungen der Hilfen 



163

zur Erziehung agieren sie hingegen seltener (vgl. 
Autorengruppe Kinder‐ und Jugendhilfestatistik 
2018: 171).

Immer wieder standen in den vergangenen Jahren 
Fragen der Organisationsstruktur und Aufgaben-
verteilung in den Jugendämtern in der fachlichen, 
aber auch öffentlichen Diskussion. Infolge einer 
breiten und intensiven Debatte um einen verbes-
serten Schutz von Kindern und Jugendlichen wur-
de im letzten Jahrzehnt auch immer wieder die 
Frage der Personalausstattung der Jugendämter 
und in diesem Zusammenhang die Frage der Per-
sonalbemessung im Allgemeinen Sozialen Dienst 
diskutiert. Der 14. Kinder- und Jugendbericht 
konstatiert beispielsweise, dass viele „Gebiets-
körperschaften nicht für eine dem Bedarf ent-
sprechende Zahl von Fachkräften im ASD gesorgt 
haben, wie dies gesetzlich in § 79 Abs. 3 SGB VIII 
vorgeschrieben ist“ (BMFSFJ 2013: 293). Des Wei-
teren verweist er auf die Schlüsselposition, die die 
Personalausstattung einnimmt, und bezeichnet 
„das Personalgefüge in seiner Größe, Qualität und 
Zusammensetzung“ als entscheidenden „Indika-
tor für den Zustand und die Entwicklungsdynamik 
der Kinder- und Jugendhilfe" (BMFSFJ 2013: 293). 
Der Gesetzgeber verpflichtet zwar die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe, für eine ausreichende 
Ausstattung der Jugendämter mit Fachpersonal 
zu sorgen (§ 72 SGB VIII), damit die rechtlich 
normierten Leistungsbereiche des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes auch umgesetzt werden 
können (§ 79 Abs. 3 SGB VIII). Wie die Jugendäm-
ter organisiert und mit wieviel Fachpersonal sie 
letztlich ausgestattet werden, bleibt jedoch offen 
und der kommunalpolitischen Willensbildung und 
Selbstverwaltung überlassen.

Aufgrund der unterschiedlichen Aufgabenzu-
schnitte, organisatorischen Rahmenbedingungen 
und der ungleichen kommunalen Leistungs- und 
Sozialstrukturen gibt es bundesweit keine ver-
gleichbaren fachlichen Standards, Verfahren und 
Definitionsprozesse, um den Personalbedarf in 
den Jugendämtern zu ermitteln und festzulegen 
(vgl. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugend-
hilfe 2014a: 4). Auch die Bundesarbeitsgemein-

schaft der Landesjugendämter betont in diesem 
Zusammenhang, dass es aufgrund der „Hetero-
genität der Jugendämter in Größe, Belastungs-
faktoren, Aufgabenzuschnitt und inhaltlicher 
Ausrichtung“ kaum möglich sei, „eine einheit-
liche quantitative Fallbelastung als Grundlage für 
eine Personalbemessung festzulegen“ (BAGLJÄ 
2015: 53). Dennoch gibt es zahlreiche Konzepte, 
die auf der Basis einer Analyse von vorgefundenen 
bzw. neu definierten Kernaufgaben/-prozessen 
und der zugehörigen Arbeitsschritte den dafür 
erforderlichen durchschnittlichen Zeitbedarf er-
mitteln und auf dieser Basis eine für jedes Jugend-
amt individuelle qualitative Personalbemessung 
erarbeiten. Die Konzepte unterscheiden sich dabei 
jedoch in den „Ziel- und Qualitätsdefinitionen, 
der Prozessanalyse sowie der Einbeziehung von 
Kontextbedingungen und von soziostrukturellen 
Rahmenbedingungen“ (Arbeitsgemeinschaft für 
Kinder- und Jugendhilfe 2014a: 4).

Der Allgemeine Soziale Dienst als Kernstück 
einer modernisierten Kinder- und Jugendhilfe

Der Allgemeine Soziale Dienst (ASD) des Jugend-
amts stellt einen festen Bestandteil der sozia-
len Infrastruktur einer Kommune dar. Er ist die 
zentrale kommunale Anlaufstelle für Familien mit 
sozialen Problemen und Unterstützungsbedarf in 
Fragen der Erziehung. Als Organisationseinheit 
des öffentlichen Jugendhilfeträgers obliegt es dem 
ASD, seinen Möglichkeiten und Aufgaben ent-
sprechend, günstige Sozialisationsbedingungen 
für junge Menschen zu schaffen bzw. dort auf ihre 
Erhaltung hinzuwirken, wo sie gefährdet sind. Für 
Eltern und soziale Einrichtungen im Gemeinwesen 
bildet der ASD eine zentrale Anlaufstelle, wenn es 
um Fragen der Erziehung und Sozialisation junger 
Menschen geht. 

Der ASD hat ein umfassendes Aufgabenprofil, das 
von der Informationsvermittlung und Beratung 
über die Planung von Hilfen zur Erziehung, hoheit-
lichen Aufgaben zum Schutz junger Menschen 
bis hin zu Vernetzungsaktivitäten im Sozialraum 
reicht. Dieses sehr umfassende Aufgabenprofil 
unterscheidet den Dienst von fast allen anderen 
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Diensten bei öffentlichen oder freien Trägern, 
deren Tätigkeitsspektrum oftmals stärker spezia-
lisiert ist. Vor dem Hintergrund seines gesetzli-
chen Auftrags ist der ASD mit einer bedeutsamen 
Definitions- und Entscheidungskompetenz aus-
gestattet. In vielen Fällen trägt er die Verantwor-
tung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
(z. B. bei Gewalt und Missbrauch) und realisiert 
somit die staatliche Wächterfunktion. Im Bereich 
der erzieherischen Hilfen (§§ 27 ff. SGB VIII), der 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte junge 
Menschen (§ 35a SGB VIII) und der Hilfen für 
junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) entscheidet das 
Jugendamt in jedem Einzelfall, ob und welche Hil-
fe notwendig und geeignet ist, um diese in einem 
partizipativen Verfahren zu planen, kontinuierlich 
zu überprüfen und bedarfsorientiert auszugestal-
ten (§ 36 SGB VIII). Zu den Aufgaben des ASD 
gehört in diesem Bereich nicht nur die Erstellung 
einer qualifizierten sozialpädagogischen Diagno-
se, sondern auch die Aushandlung der konkreten 
Hilfe mit den Adressatinnen und Adressaten und 
den leistungserbringenden Trägern.
 
Die Qualität und Quantität der gewährten Hilfen 
in einem Jugendamtsbezirk wird maßgeblich von 
der fachlichen Kompetenz der Fachkräfte inner-
halb des Allgemeinen Sozialen Dienstes beein-
flusst. Sie müssen in jedem Einzelfall bedarfs- und 
beteiligungsorientiert die geeignete und notwen-
dige Hilfe aushandeln und ausgestalten, und zwar 
im fachlichen Ermessen vor dem Hintergrund 
einer sozialpädagogischen Diagnose, im Zu-
sammenwirken mehrerer Fachkräfte sowie unter 
Mitwirkung und Beteiligung der jungen Menschen 
und ihrer Personensorgeberechtigten. Die Leis-
tungsfähigkeit eines Jugendamts, im Sinne der Ge-
währleistung guter Bedingungen des Aufwachsens 
für junge Menschen, ist dabei hochgradig von den 
kommunikativen Fähigkeiten der Mitarbeitenden 
und ihren Fähigkeiten zur adäquaten Situations-
bewertung abhängig (vgl. Merchel 2015: 382). 

Personalmanagement ist ein entscheidender Qua-
litätsfaktor im ASD (vgl. Merchel 2015: 382). Die 
Erhebungen im Rahmen der Integrierten Bericht-
erstattung in Rheinland-Pfalz und im Saarland 

weisen darauf hin, dass einer Fachkraft im All-
gemeinen Sozialen Dienst umso weniger zeitliche 
Ressourcen für eine qualifizierte Hilfebedarfsab-
klärung und Hilfeplanung bleiben, je mehr Fälle 
sie zu bearbeiten hat. Umso größer ist zudem die 
Wahrscheinlichkeit, dass Hilfen früher eingeleitet 
und weniger zielgerichtet gestaltet werden. Auf 
ein ähnliches Ergebnis, dass „unterausgestat-
tete und überlastete ASD-Teams dazu neigen, 
zur eigenen Entlastung die Problembearbeitung 
frühzeitig an freie Träger zu delegieren“, wird auch 
im Rahmen des Modellprojektes „Erziehungshilfe, 
Soziale Prävention und Quartiersentwicklung“ 
(ESPQ) in Bremen (2011-2014) hingewiesen (vgl. 
Olk & Wiesner 2015: 172). Dabei sei gerade für die 
fachliche Steuerung, das frühzeitige Erkennen von 
Hilfebedarfen und die intensive Arbeit mit den 
Adressatinnen und Adressaten der Hilfen zur Er-
ziehung in der Phase der Situations- und Bedarfs-
klärung sowie die Initiierung von passgenauen 
Hilfen und deren kontinuierlicher Überprüfung 
unerlässlich (Olk & Wiesner 2015: 12). In diesem 
Zusammenhang betonen Olk und Wiesner, wie 
bedeutsam es sei, die Aufstockung des Personals 
mit der entsprechenden Qualifizierung zu ver-
knüpfen, wodurch ein fachlich fundiertes und 
systematisches Arbeiten ermöglicht werde. (Olk 
& Wiesner: 172). Die Investition in die Quantität 
des Fachpersonals sollte damit immer mit einer 
entsprechenden fachlichen Weiterentwicklung 
einhergehen, sodass eine Passung zwischen Auf-
gabenstruktur einerseits und Wissen, Fähigkeiten 
und Haltungen der Mitarbeitenden andererseits 
besteht (vgl. Merchel 2015: 379). Empirisch zeigt 
sich, dass mittlerweile die Mehrheit des Jugend-
amtspersonals (rund 55 % im Jahr 2016) in 
Deutschland über einen (sozial-)pädagogischen 
akademischen Hintergrund verfügt. Im Zeitver-
gleich der letzten Jahre kann in den Jugendämtern 
eine kontinuierliche Zunahme an Fachpersonal 
beobachtet werden (Autorengruppe Kinder‐ und 
Jugendhilfestatistik 2018: 179).
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6.1 Die Aufbauorganisation der Jugendämter: Die  
Ausdifferenzierung der Sozialen Dienste im Überblick
Zentrale Frage im Zusammenhang mit der Orga-
nisationsstruktur der Sozialen Dienste ist stets, in 
welchem Maße einzelne Aufgaben die Einrichtung 
eines Spezialdienstes erfordern oder ob sie zum 
„Kerngeschäft“ des Sozialen Dienstes gehören und 
die Leistungen in nicht spezialisierten Diensten er-
folgen. Grundsätzlich begründet jeder Leistungs-
bereich aus seiner Komplexität heraus die Bildung 
eines Spezialdienstes mit besonderem Fachwissen 
und besonderen Fachkompetenzen. Durch Be-
grenzung der Aufgabenkomplexität können eine 
Konzentration der Mitarbeitenden auf bestimmte 
Aufgabenbereiche ermöglicht und Belastungs-
momente aufgrund der Aufgabenbreite reduziert 
werden. Umgekehrt steigt mit einem zunehmen-
den Grad der Spezialisierung der Organisations-
bedarf innerhalb eines Jugendamtes, weil be- und 
entstehende Schnittstellen sorgfältig gestaltet 
werden müssen, damit alle Bedarfe von jungen 
Menschen und ihren Familien im Blick bleiben.

In den letzten Jahren reagierten die Jugendämter 
auf die steigende Belastung der Fachkräfte im 
ASD unter anderem mit der Ausdifferenzierung 
ihrer Aufgabenerfüllung. Neben den traditio-
nellen Spezialdiensten der Jugendgerichtshilfe/
Jugendhilfe im Strafverfahren und dem Pflege-
kinderdienst sind im letzten Jahrzehnt weitere 
Spezialdienste hinzugekommen, wie beispiels-
weise Krisendienste, die sich hauptsächlich um die 
Bearbeitung von Kinderschutzverdachtsmeldun-
gen gem. § 8a SGB VIII kümmern, Spezialdienste 
für Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII oder 
auch für die Familiengerichtshilfe (vgl. BMFSFJ 
2013: 293). Die Entscheidung für oder gegen die 
Einrichtung einzelner Sonderdienste kann nicht 
pauschalisiert werden. Vielmehr muss auf kom-
munaler Ebene unter Berücksichtigung historisch 
gewachsener Strukturen und Jugendhilfetraditio-
nen eruiert werden, welche Aufbauorganisation 
sinnvoll und geeignet ist, um die im Kinder- und 
Jugendhilfegesetz formulierten Aufgaben fachlich 
qualifiziert wahrzunehmen. 

Ebenfalls spielt das zu bearbeitende Fallauf-
kommen eine wichtige Rolle, denn erst ab einer 
bestimmten Fallzahl ist die Einrichtung eines 
Sonderdienstes gut umsetzbar.

Kaum regionale Unterschiede bei der Aus-
differenzierung der Sozialen Dienste in Rhein-
land-Pfalz

Mit Blick auf bestimmte Kernaufgaben des Ju-
gendamtes zeigt sich in Rheinland-Pfalz ein recht 
einheitliches Bild bei der Ausdifferenzierung der 
Sozialen Dienste. Alle Jugendämter verfügen über 
einen Allgemeinen Sozialen Dienst, wenn auch 
mit namentlich divergierenden Bezeichnungen 
und zum Teil unterschiedlichen Aufgabenprofilen 
in Abhängigkeit vom Spezialisierungsgrad der 
Dienste. Die überwiegende Mehrheit der Jugend-
ämter in Rheinland-Pfalz verfügt darüber hinaus 
über Sonder-/Spezialdienste in den Bereichen 
Jugendgerichtshilfe, Adoptionsvermittlung und 
Pflegekinderwesen (jeweils 83 bis 85 %). Nur 
wenige Jugendämter bearbeiten diese Aufgaben-
gebiete im Allgemeinen Sozialen Dienst (siehe 
Grafik 6.1). 
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Grafik 6.1: Ausgewählte Sonderdienste in den Jugendämtern im Jahr 2017 in Rheinland-Pfalz (in Prozent)
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Die übrigen Spezialdienste sind zahlenmäßig von 
geringerer Bedeutung und spiegeln die je unter-
schiedlichen Organisationsentscheidungen der 
Kommunalverwaltungen wider. Fast die Hälfte der 
Jugendämter hat einen Sonderdienst für die Be-
gleitung von umA eingerichtet (rund 46 %) sowie 
für Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII (rund 
44 %). In mehr als jedem fünften Jugendamt gibt 
es spezialisierte Dienste für die Trennungs- und 
Scheidungsberatung (22 %). Weitere Sonder- 
dienste, die aufgrund ihres geringeren prozentualen 

Anteils hier nicht abgebildet sind, sind u. a. die 
Heimplatzvermittlung, die Erziehungsbeistand-
schaft, Betreutes Wohnen sowie der Dienst am-
bulanter Hilfen. Im Vergleich zum Betrachtungs-
jahr 2014 hat sich der Grad der Spezialisierung in 
den rheinland-pfälzischen Jugendämtern kaum 
verändert (vgl. MFFJIV 2016: 269). Insgesamt ist 
prozentual ein geringfügiger Rückgang an Son-
der-/Spezialdiensten zu beobachten. 

6.2 Die Personalausstattung der Sozialen Dienste
Angesichts der von den kommunalen Gegeben-
heiten unterschiedlich geprägten Organisations-
strukturen der Sozialen Dienste ist ein Vergleich 
der Personalausstattung nur begrenzt möglich. 
Selbst bei identischer Dienstbezeichnung (etwa 
ASD, PKD, JGH) können diese deutlich variieren. 
Dies begründet auch, dass es bundesweit keine 
akzeptierten Personalrichtwerte für die Kernauf-
gaben der Sozialen Dienste eines Jugendamts gibt, 
obgleich sich darüber wiederkehrende fachpoliti-
sche Diskussionen entzünden. Nachfolgend wird 

der Versuch einer vergleichenden Gegenüber-
stellung der Personalausstattung in den Sozialen 
Diensten in Rheinland-Pfalz unternommen. Ein 
Vergleich kann dann gelingen, wenn jenseits der 
unterschiedlichen Organisationsstrukturen alle 
Dienste im Kernaufgabenbereich des öffentlichen 
Jugendhilfeträgers zusammengefasst werden. 
Dazu gehören neben dem Allgemeinen Sozialen 
Dienst vor allem der Pflegekinderdienst, die Ju-
gendgerichtshilfe, die Heimplatzvermittlung und 
die Trennungs- und Scheidungsberatung. 
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Fasst man alle Personalstellen in diesen Kernauf-
gabenbereichen zusammen, sind aussagekräftige 
Vergleiche möglich. Doch bevor die Ausstattung 
der Sozialen Dienste im interkommunalen Ver-
gleich dargestellt wird, erfolgt ein Überblick über 
die Personalstellen in den einzelnen Diensten 
sowie über die Entwicklungsdynamik seit 2011. 

Deutlicher Zuwachs der Personalressourcen in 
den Sozialen Diensten

Im Jahr 2017 lag die Summe aller in den Sozialen 
Diensten vorhandenen Vollzeitäquivalente bei 
724,6. Im Jahr 2011 lag der entsprechende Wert 
noch bei 632,3, was einer Steigerung um rund 
15 % entspricht. Wie die Grafik 6.2 zeigt, han-
delt es sich beim ASD um die quantitativ größte 
Organisationseinheit. Hier waren 2017 etwa 430 
Vollzeitstellenäquivalente vorhanden und damit 
76 Stellen mehr als noch 2011, was einer Steige-
rung um etwa 21 % entspricht. 

Damit entfallen 59 % allen Stellen in den Sozia-
len Diensten auf das Kerngeschäft des Allgemei-
nen Sozialen Dienstes. Alle weiteren Spezial-/
Sonderdienste sind rein quantitativ von deutlich 
geringerer Bedeutung. Danach folgt der Pflege-
kinderdienst mit 83,0, die Jugendgerichtshilfe 
mit 80,4 sowie die Familiengerichtshilfe bzw. 
Trennungs- und Scheidungsberatung mit 50,2 
Vollzeitstellenäquivalenten für Fachkräfte im 
Erhebungsjahr 2017. In der Adoptionsvermittlung 
sind landesweit unverändert 21,5 Vollzeitstellen-
äquivalente vorhanden, in der Erziehungsberatung 
17,8. Nicht abgebildet sind hier die Personalstellen 
weiterer Sonderdienste, die zahlenmäßig geringer 
ausfallen.
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Grafik 6.2 Personalstellen in ausgewählten Sozialen Diensten in den Jahren 2011, 2014 und 2017 in 
Rheinland-Pfalz (absolute Werte; Vollzeitstellenäquivalente)
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Auskömmliche Personalressourcen in den Sozia-
len Diensten des Jugendamtes sind eine zentrale 
Voraussetzung, um die vielfältigen Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe angemessen umsetzen zu 
können. In Zeiten knapper werdender finanzieller 
Ressourcen in den Kommunen bilden die Sozialen 
Dienste eine wichtige Steuerungsinstanz, um im 
Einzelfall den Bedarf an Unterstützungsmaß-
nahmen fachlich gut abklären, geeignete Inter-
ventionsstrategien unter Einbezug der Betroffe-
nen entwickeln und den Hilfeprozess qualifiziert 
begleiten zu können. Denn nur die angemessene 
(notwendige und geeignete) Hilfe ist auch zu-
gleich effektiv und effizient. Eine Stärkung der 
Fallsteuerungsmöglichkeiten im Sozialen Dienst 

durch ausreichendes und gleichzeitig qualifiziertes 
Personal kann kostendämpfend bei den Hilfen zur 
Erziehung wirken (vgl. Olk & Wiesner 2015).

In der nachfolgenden Darstellung finden sich die 
Personalstellen, von denen auszugehen ist, dass 
sie – entweder als fester Bestandteil des ASD 
oder als Sonderdienst – in allen rheinland-pfälzi-
schen Jugendämtern vorhanden sind. Neben dem 
ASD fallen hierunter das Pflegekinderwesen, die 
Jugendgerichtshilfe, die Heimplatzvermittlung, 
die Trennungs- und Scheidungsberatung, Sonder-
dienste für § 35a SGB VIII und Stellen im Rahmen 
der Netzwerkarbeit im Kinderschutz. 

Grafik 6.3 Personalstellen in den Sozialen Diensten (ASD, JGH, PKD, TUS, Heimplatzvermittlung, Son-
derdienst § 35a SGB VIII) in den Jahren 2002 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (absolute Werte, Vollzeitstel-
lenäquivalente)
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Die obige Abbildung zeigt, dass im Betrachtungs-
zeitraum 2002 bis 2017 die Personalstellen in 
den Sozialen Diensten kontinuierlich ausgebaut 
worden sind. Die Entwicklung der Personalstellen 
korrespondiert dementsprechend mit dem kon-
tinuierlichen Anstieg der Fallzahlen im gleichen 
Zeitraum. In den 14 Jahren hat sich die Summe 

der Personalstellen in den Sozialen Diensten in 
den rheinland-pfälzischen Jugendämtern von 427 
auf 725 Vollzeitstellenäquivalente vergrößert. Das 
entspricht einem Ausbau von rund 70 %. 

Auch eine bevölkerungsbezogene Betrachtung der 
Personalstellen in den Sozialen Diensten in Rhein-
land-Pfalz zeigt einen deutlichen Anstieg. 
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Grafik 6.4 Eckwerte der Personalstellen in den Sozialen Diensten (ASD, JGH, PKD, TUS, Heimplatzver-
mittlung, Sonderdienst § 35a SGB VIII) in den Jahren 2002 bis 2017 in Rheinland-Pfalz (pro 1.000 junge 
Menschen unter 21 Jahren)
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Im Jahr 2002 waren 0,47 Stellen in den Sozialen 
Diensten pro 1.000 junge Menschen unter 21 
Jahren im Landesdurchschnitt vorhanden. Im 
Jahr 2017 sind es bereits 0,91 Personalstellen 
pro 1.000 junge Menschen. Hinsichtlich die-
ses Personalstelleneckwerts gibt es deutliche 
Stadt-Land-Unterschiede: In den kreisangehöri-
gen Städten kommen 1,32 Stellen in den Sozialen 
Diensten auf 1.000 junge Menschen unter 21 
Jahren. In den Landkreisen ist der Personalstellen-
eckwert mit 0,76 nur etwa halb so hoch. In den 
kreisfreien Städten liegt der Personalstelleneck-
wert mit 1,24 im Jahr 2017 leicht unter dem Eck-
wert der kreisangehörigen Städte.

Stadt-Land-Unterschiede in der Personalaus-
stattung

Die Strukturunterschiede zwischen den Landkreis- 
und Stadtjugendämtern zeigen sich ebenfalls bei 
der Betrachtung der Personalstelleneckwerte aller 
Jugendamtsbezirke im interkommunalen Ver-
gleich. Die Stadtjugendämter liegen mit ihrem 
Personalstelleneckwert ausnahmslos über dem 
rheinland-pfälzischen Durchschnittswert. Aller-
dings zeigen sich auch innerhalb der beiden Grup-
pen größere Disparitäten: In dem Stadtjugendamt 
Pirmasens mit dem höchsten Personalstelleneck-
wert (1,52) arbeiten deutlich mehr Fachkräfte pro 
1.000 junge Menschen unter 21 Jahren als in dem 
Stadtjugendamt Zweibrücken mit dem gerings-
ten Wert (1,01). Eine ähnliche Streuung lässt 
sich in den Jugendamtsbezirken der Landkreise 
feststellen: Der höchste Eckwert entspricht mit 
1,07 im Landkreis Germersheim dem Zweifachen 
des geringsten Eckwerts mit 0,48 im Landkreis 
Trier-Saarburg.
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Grafik 6.5 Eckwerte der Personalstellen in den Sozialen Diensten (ASD, JGH, PKD, TUE, HiH, Sonderdienst 
§ 35a SGB VIII) im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren)
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Bei der Interpretation der Personalstellen(-ent-
wicklung) in den Sozialen Diensten ist zu beach-
ten, dass die Anzahl der Vollzeitstellenäquivalente 
pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren wenig 
über das tatsächliche Arbeitsvolumen aussagt. 
Damit die Arbeitssituation in den Sozialen Diens-
ten abgebildet werden kann, bietet es sich trotz 
der unterschiedlichen Organisationsstrukturen 
und Aufgabenzuordnungen der einzelnen Jugend-
ämter an, die Personalstellen in Relation zu den 
Fallzahlen der Hilfen zur Erziehung zu betrachten. 
Nachfolgend wird daher ein rechnerischer Wert 
angegeben, der das Verhältnis von Fällen und 
Personalstellen in den Sozialen Diensten darstellt. 
In den Fällen enthalten sind: laufende und been-
dete Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII), Eingliederungshilfen inkl. Frühför-
derfälle (§ 35a SGB VIII) sowie Inobhutnahmen 
(§ 42 SGB VIII) ohne unbegleitete minderjährige 
Ausländer. Die Personalstellen beinhalten Stellen 
des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) sowie 
der Jugendgerichtshilfe (JGH), des Pflegekinder-
dienstes (PKD), der Hilfen im Heim (HiH) und der 
Spezialdienste für Trennung und Scheidung (TuS).

Es ist zu betonen, dass dieser Wert keine hinrei-
chende Beschreibung des vollständigen Arbeitsvo-
lumens in den Jugendämtern hergibt, da das Auf-
gabengebiet in den Sozialen Diensten z. T. deutlich 
mehr umfasst als die in diesem Indikator ein-
bezogenen Fälle (etwa das Tätigwerden aufgrund 
einer § 8a-Meldung, formlose Beratungskontakte 
zu Familien, sozialräumliches Arbeiten und Ver-
waltungstätigkeiten). Ebenso bildet der Indikator 
nicht die Intensität von Fällen ab, die maßgeblich 
das Arbeitsvolumen beeinflusst. Der Zweck des 
vorliegenden Indikators ist es, der Steuerungs-
ebene der Jugendämter Hinweise darauf zu geben, 
worauf stärker geachtet werden sollte. Es bedarf 
einer Interpretation der Rahmenbedingungen und 
-daten vor Ort, um den dargestellten Indikator 
angemessen einordnen zu können. Dementspre-
chend ist eine vom Durchschnitt abweichende 
Ausprägung nicht per se als gut oder schlecht zu 
verstehen.

Das Verhältnis von Fällen und Personalstellen 
wird günstiger

Im letzten Landesbericht aus dem Jahr 2016 
wurde das Verhältnis von Hilfen zur Erziehung 
(§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) und Perso-
nalstellen in den Sozialen Diensten angegeben. In 
dem vorliegenden Bericht werden die Fallzahlen 
um die Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 
inkl. Frühförderfälle und Inobhutnahmen 
gem. § 42 SGB VIII ergänzt. Diese Ergänzung 
wurde auch rückwirkend für die Vergleichsjahre 
2011 und 2014 vorgenommen. Die nachfolgen-
de Abbildung zeigt entsprechend die Anzahl von 
Fällen gem. §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 35a, 41, 42 S
GB VIII, die auf ein Vollzeitstellenäquivalent in den 
Sozialen Diensten im Vergleich der Jahre 2011, 
2014 und 2017 entfallen.
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Grafik 6.6 Anzahl der Fälle pro Vollzeitstelle in den Sozialen Diensten in den Jahren 2011, 2014 und 2017 
(Fallzahlen aller Hilfen gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35, 35a, 41, 42 SGB VIII pro Stelle in den Sozialen Diensten 
(ASD, JGH, PKD, EGH, HiH)) 
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Aufgrund des Stellenausbaus in den hier dar-
gelegten Aufgabenbereichen der Jugendämter 
hat in den drei dargestellten Berichtsjahren die 
durchschnittliche Anzahl der von einer Fachkraft 
zu bearbeitenden Fälle abgenommen. Kamen im 
Berichtsjahr 2011 in Rheinland-Pfalz noch rund 
58 Fälle in den hier zugrunde gelegten Leistungs-
gebieten auf eine Vollzeitstelle, so sind es im Jahr 
2017 rund 50 Fälle im landesweiten Durchschnitt. 
Zudem zeigt die Grafik, dass sowohl in den Land-
kreisen als auch in den kreisangehörigen Städten 
die Relation von Fällen und Personalstellen un-
günstiger ist als in den Jugendamtsbezirken der 
kreisfreien Städte. Im Jahr 2017 entfallen in den 
Sozialen Diensten eines Landkreisjugendamtes 
rund 55 Fälle auf ein Vollzeitstellenäquivalent, 
während es in Jugendämtern der kreisfreien Städ-
te im Durchschnitt 42 waren. 

Obgleich die Landkreise ihre Personalstellen in 
den Sozialen Diensten in den letzten Jahren deut-
lich ausgebaut haben, ist die Personalausstattung 
der Jugendämter in den kreisfreien Städten be-
zogen auf die Relation von Fachkräften je 1.000 
junge Menschen weiterhin höher, was sich auch in 
der Fälle-Stellen-Relation widerspiegelt.

Im interkommunalen Vergleich bestätigen sich die 
Stadt-Land-Unterschiede hinsichtlich der Fäl-
le-Stellen-Relation (siehe nachfolgende Grafik). 
Darüber hinaus zeigen sich erhebliche Streuungen 
zwischen den Jugendämtern, unabhängig davon, 
ob es sich um Stadt- oder Landkreisjugendämter 
handelt. Das Fallzahlaufkommen pro Vollzeit-
stellenäquivalent variiert zwischen rund 30 bis 
zu 86 Fällen, die im Jahr 2017 durchschnittlich zu 
bearbeiten waren. 
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Grafik 6.7 Anzahl der Fälle pro Vollzeitstelle in den Sozialen Diensten im Jahr 2017 im interkommunalen 
Vergleich (Fallzahlen aller Hilfen gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35, 35a, 41, 42 SGB VIII pro Stelle in den Sozialen 
Diensten (ASD, JGH, PKD, EGH, HiH))
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6.3 Die Personalausstattung der Pflegekinderdienste
34 rheinland-pfälzische Jugendämter haben im 
Jahr 2017 einen Pflegekinderdienst unterhalten. 
Obwohl sich dieser Aufgabenbereich klar um-
schreiben lässt, können deutliche Unterschiede in 
der Ausgestaltung der Dienste festgestellt werden 
(vgl. Rock et al. 2008). Trotz der konzeptionellen 
Differenzen geben nachfolgende Daten einen 
Eindruck von Entwicklungstrends und Arbeitsbe-
dingungen in diesem Leistungsbereich. In Rhein-
land-Pfalz gab es im Jahr 2017 rund 110 Stellen im 
Pflegekinderdienst. Im Berichtsjahr 2011 lag dieser 
Wert bei 66 Stellen. Damit beträgt die Steigerung 
in diesem Zeitraum rund 67 %.

In Rheinland-Pfalz kommen im Durchschnitt 
rund 50 Pflegekinder auf eine Vollzeitstelle im 
Pflegekinderdienst

In der folgenden Grafik ist die Anzahl der Hilfen 
gem. § 33 SGB VIII, die von den Jugendämtern 
unabhängig von der Kostenträgerschaft betreut 
werden, pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst 
dargestellt. Obgleich die Fallzahlen in der Pfle-
gekinderhilfe kontinuierlich ansteigen, hat sich 
die Fälle-Stellen-Relation in den vergangenen 
Jahren verbessert. In Rheinland-Pfalz kamen im 
Jahr 2011 etwa 63 Fälle auf eine Vollzeitstelle im 
Pflegekinderdienst. Im aktuellen Berichtsjahr 2017 
sind es rund 50 Fälle pro Vollzeitstelle. Dieser 
Rückgang zeigt sich sowohl in den kreisfreien 
Städten als auch in den Landkreisen, auch wenn 
das Verhältnis von Personalstellen und Fällen in 
den Landkreisjugendämtern höher liegt als in den 
Stadtjugendämtern. In Jugendamtsbezirken der 
kreisangehörigen Städte ist im Berichtszeitraum 
2014 zu 2017 ein Anstieg der Fälle pro Vollzeit-
stelle von 45 auf 54 Fälle zu beobachten.

Grafik 6.8 Anzahl der Fälle pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst in den Jahren 2011, 2014 und 2017 in 
Rheinland-Pfalz (Anzahl der Hilfen gem. § 33 SGB VIII pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst)
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Im interkommunalen Vergleich für das Jahr 2017 
werden deutliche Streuungen zwischen einzel-
nen Jugendamtsbezirken hinsichtlich der Anzahl 
der Fälle pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst 
sichtbar (siehe Grafik 6.9). In der Fachliteratur 
findet sich die Empfehlung von 25 Pflegekindern 
pro Vollzeitstelle (vgl. Münder et al. 2019: 404). 
Zwei Jugendämter in Rheinland-Pfalz liegen unter 
diesem Wert. In drei Landkreisen finden sich Be-
treuungsrelationen von 1 (Fachkraft) zu 100 und 
mehr (Pflegekinder). In Rheinland-Pfalz werden 
im Durchschnitt rund 50 Pflegekinder pro Voll-
zeitstelle betreut. 

Der Durchschnitt der kreisfreien Städte liegt bei 
37 Fällen, der der kreisangehörigen Städte bei 54 
Fällen. Der Durchschnitt der Landkreise beträgt 61 
Fälle pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst. Die 
Spannweite im Bereich der Personalausstattung 
im Pflegekinderdienst zeigte sich bereits in den 
vergangenen Berichtszeiträumen und verweist 
nach wie vor auf konzeptionellen Klärungsbedarf, 
auch wenn sich landesweit die Personalausstat-
tung in den letzten Jahren verbessert hat. Die 
Daten zeigen eindrücklich, dass die Betreuungs-
intensität und damit auch die Unterstützungs-
möglichkeiten von Pflegekindern und Pflegeeltern 
in Rheinland-Pfalz teilweise stark vom Wohnort 
abhängen.



177

Grafik 6.9 Anzahl der Fälle pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst im Jahr 2017 im interkommunalen 
Vergleich26 (Fallzahlen der Hilfen gem. § 33 SGB VIII (in eigener Betreuung, unabhängig von Kostenträ-
gerschaft) pro Vollzeitstelle im Pflegekinderdienst)
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26	Für Mayen (KAS) und den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.
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6.4 Die Personalausstattung der wirtschaftlichen  
Jugendhilfe
Im Folgenden werden Personalstellen der wirt-
schaftlichen Jugendhilfe, die den Jugendämtern in 
Rheinland-Pfalz zur Bearbeitung der Hilfen zur Er-
ziehung (§§ 27ff. SGB VIII), der Hilfen für seelisch 
behinderte junge Menschen (§ 35a SGB VIII) und 
der Hilfen für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) zur 
Verfügung stehen, dargestellt. In Rheinland-Pfalz 
gab es im Jahr 2017 rund 175 Personalstellen in 
der wirtschaftlichen Jugendhilfe. Im Jahr 2011 wa-
ren es noch etwa 133 Stellen. Damit beträgt die 
Steigerung in diesem Zeitraum rund 32 %. 

Die Fälle-Stellen-Relation in der wirtschaftli-
chen Jugendhilfe fällt regional unterschiedlich 
aus

Die Personalausstattung in der wirtschaftlichen 
Jugendhilfe bezogen auf die Fälle streut interkom-
munal deutlich (siehe Grafik 6.10). Während im 
Landesdurchschnitt von Rheinland-Pfalz etwa 162 
Fälle pro Fachkraft zu bearbeiten waren, liegt der 
höchste Wert bei 260 im Landkreis Birkenfeld und 
der niedrigste bei 102 im Landkreis Südwestpfalz. 
Die kontinuierliche Steigerung an Personalstellen 
in der wirtschaftlichen Jugendhilfe von 2011 zu 
2017 hat dazu geführt, dass sich die Fälle-Stel-
len-Relation verbessert hat (ohne Abbildung).
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Grafik 6.10 Anzahl der Fälle pro Vollzeitstelle in der wirtschaftlichen Jugendhilfe im Jahr 2017 im inter-
kommunalen Vergleich27 (alle Fälle gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35, 35a, 41 SGB VIII pro Stelle in der wirt-
schaftlichen Jugendhilfe)
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27	Für Mainz (St) und den Westerwaldkreis (LK) liegen diesbezüglich keine Angaben vor.
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6.5 Zur Situation der Jugendhilfeplanung
Die Jugendhilfeplanung ist das zentrale rechtlich 
verankerte und fachliche Steuerungsinstrument 
des öffentlichen Jugendhilfeträgers zur quantitativ 
und qualitativ bedarfsentsprechenden Gestaltung 
von Einrichtungen, Diensten, Angeboten und 
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe. Ihre 
Aufgabe ist es gemäß § 80 SGB VIII: 

■■ den Bestand an Einrichtungen und Diensten 
festzustellen, 

■■ den Bedarf unter Berücksichtigung der Wün-
sche, Bedürfnisse und Interessen der jungen 
Menschen und der Personensorgeberech-
tigten für einen mittelfristigen Zeitraum zu 
ermitteln sowie 

■■ 	die zur Befriedigung des Bedarfs notwendi-
gen Vorhaben rechtzeitig und ausreichend zu 
planen.

Ihre besondere Bedeutung erhält die Jugend-
hilfeplanung „angesichts von demografischen 
Veränderungen, mit Blick auf die Entwicklungen 
im Bereich von Ganztagesschulen und kommu-
nalen Bildungslandschaften“, so der 14. Kinder- 
und Jugendbericht (BMFSFJ 2013: 391). Es wird 
weiterhin konstatiert, dass insbesondere „[…] vor 
dem Hintergrund zunehmender Kooperations-
notwendigkeiten der Kinder- und Jugendhilfe 
mit benachbarten Institutionen und Akteuren, 
vom Gesundheitswesen (Frühe Hilfen) über die 
Schule (integrierte Jugendhilfe- und Schulent-
wicklung im Rahmen kommunaler Bildungsland-
schaften) und die Eingliederungshilfe bis hin zur 
Arbeitsverwaltung (Unterstützung des Übergangs 
Schule – Beruf) vor allem die Jugendhilfepla-
nung besonders herausgefordert“ ist (ebd.). Sie 
ist damit ein bedeutsames Instrument, mit dem 
die Träger der Kinder- und Jugendhilfe sowohl 
ihren gesetzlichen Auftrag zum Erhalt bzw. zur 
Schaffung positiver Lebensbedingungen für junge 
Menschen und ihre Familien erfüllen können 
(§ 1 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII), als auch ihrer gesetz-

lichen Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit 
anderen Stellen und Einrichtungen nachkommen 
(§ 81 SGB VIII). Gleichzeitig kristallisiert sich her-
aus, dass der unmittelbare Problemlösungsdruck 
angesichts knapper Haushaltsmittel offensichtlich 
den Raum für Jugendhilfeplanungsprozesse be-
grenzt, statt diese bei der Suche nach einem Um-
gang mit den knappen Ressourcen zu befördern. 
Die Jugendhilfeplanung ist eine Querschnittsauf-
gabe der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe und 
wird z. T. von spezialisierten Fachkräften ebenso 
wie von Führungs- und Leitungspersonal betrieben. 

Eine kontinuierliche und systematische Jugendhil-
feplanung mit freigestellten Stellenanteilen lässt 
sich noch nicht flächendeckend beobachten. „Nur 
für einzelne Aufgabenbereiche liegen Jugendhilfe-
pläne vor. Die Zusammenhänge zwischen ver-
schiedenen Handlungsfeldern werden zu wenig 
beachtet und es wird nicht konsequent versucht, 
durch entsprechende Planungen fachliche Akzen-
te zu setzen oder zu verschieben.“ (Gadow et al. 
2013: 54). Nicht selten werden fiskalisches Con-
trolling und Kennziffern bezogene Steuerung an-
stelle von fachlich fundierter Jugendhilfeplanung 
in den Kommunalverwaltungen durchgeführt. 
Dabei sind, neben methodischen Kompetenzen 
zur Gewinnung und Auswertung quantitativer und 
qualitativer Daten sowie profunder Fachkennt-
nisse über die Kinder- und Jugendhilfe und deren 
bedeutenden Schnittstellen (z. B. Schule, Gesund-
heitssystem, Justiz, etc.), auch Moderations- und 
Organisationskenntnisse wichtig, um dieses 
komplexe Verfahren unter Einbindung von Politik, 
Verwaltung, Verbänden sowie Bürgerinnen und 
Bürgern gestalten zu können.

Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, geben 
fast alle rheinland-pfälzischen Jugendämter 
(97,5 %), an, im Jahr 2017 Planung im Bereich der 
Kindertagesbetreuung betrieben zu haben. Diese 
Schwerpunktlegung erscheint in vielerlei Hinsicht 
plausibel: Die Sicherstellung von Rechtsansprü-
chen ist ohne eine kontinuierliche Planung kaum 
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möglich. Außerdem ist die Kindertagesbetreuung 
kommunalpolitisch sehr bedeutsam. Es ist das 
größte Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendhilfe. 
Gleichzeitig ist eine gut ausgebaute Kinder-
betreuung wichtiger Bestandteil einer familien-
freundlichen Infrastruktur und somit ein zentraler 
Standortfaktor für eine Kommune. Etwa 78 % der 
Jugendämter geben an, Planung im Leistungs-
bereich der Hilfen zur Erziehung zu betreiben. Im 
Unterschied zur Kindertagesbetreuung sind die 

28	Die Angaben beziehen sich auf 40 der 41 Jugendämter.

Hilfen zur Erziehung quantitativ wie qualitativ 
schwerer durch Planungsansätze zu erfassen. Da 
nicht vorhersehbar ist, welche Familie und welche 
jungen Menschen in Folge welcher Ereignisse und 
Problemlagen welche Hilfen brauchen werden, 
sind Planungsansätze und -konzepte hier komplex 
und vielschichtig. Ähnlich verhält es sich im Be-
reich der Jugendarbeit, die in 70 % der Jugend- 
ämter Gegenstand von Jugendhilfeplanung ist.

Grafik 6.11 Bereiche, in denen im Jahr 2017 Jugendhilfeplanung in Jugendämtern in Rheinland-Pfalz 
stattfand (in Prozent)28
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In Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt rund 33 
Vollzeitstellenäquivalente für Jugendhilfepla-
nung

In fast allen Jugendämtern werden Personalres-
sourcen für Jugendhilfeplanung vorgehalten (siehe 
nachfolgende Grafik). In 15 Jugendämtern werden 
für diese Aufgabe zwischen einer und zwei Perso-
nalstellen vorgesehen. In 10 Ämtern sind weniger 
als 0,5 Personalstellen für Jugendhilfeplanung 
vorhanden. 

Nicht immer ist die Bereitstellung von Planungs-
ressourcen gleichzusetzen mit dem Vorhanden-
sein einer eigens dafür vorgesehenen Planungs-
fachkraft. Nur in 17 von 41 Jugendämtern gibt es 
eigens eine Fachkraft für Jugendhilfeplanung mit 
einem Stellenumfang von mindestens 0,5 (ohne 
Abbildung). In 16 Jugendämtern gehört Jugend-
hilfeplanung explizit zum Aufgabenbereich der 
Jugendamtsleitung oder ist im Stellenprofil der 
jeweiligen Referats-/Abteilungsleitung verankert.
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Grafik 6.12 Personalstellen in der Jugendhilfeplanung im Jahr 2017 im interkommunalen Vergleich29  
(absolute Werte, Vollzeitstellenäquivalente)
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29	Für den Westerwaldkreis (LK) liegt keine Angabe vor.
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Die Ausführungen machen deutlich, dass sich 
die Jugendhilfeplanung in den Jugendämtern in 
einer schwierigen Situation befindet: Sie unter-
liegt mit Blick auf die Ausdifferenzierung von 
Lebensverhältnissen und damit einhergehenden 
ungleichen Chancen im Aufwachsen von jungen 
Menschen einem deutlichen Komplexitätszu-
wachs, der zu bewältigen ist, der aber nicht mit 
einer entsprechenden Ausweitung der Ressourcen 
einhergeht. Will man allerdings eine bedarfsorien-
tierte, familiengerechte Infrastrukturentwicklung 
im Kindertagesstättenbereich, im Bereich der 
Jugend- und Schulsozialarbeit, der Hilfen zur 
Erziehung und des kommunalen Kinderschutz-
managements erreichen, so braucht es hierfür 

insbesondere auskömmliche Personalressourcen 
für Jugendhilfeplanung mit entsprechenden fach-
lichen Kompetenzen. Hier zeigt sich ein dring-
licher Entwicklungsbedarf, damit der öffentliche 
Kinder- und Jugendhilfeträger seiner Steuerungs-
verantwortung nachkommen kann, um die soziale 
Infrastruktur bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. 
Als zentrales Steuerungsinstrument der Kin-
der- und Jugendhilfe ist die Jugendhilfeplanung 
verantwortlich für eine prospektive und langfris-
tige Weiterentwicklung des Gegenstandsbereichs 
der Hilfen zur Erziehung, und dies insbesondere 
auch vor dem Hintergrund knapper öffentlicher 
Ressourcen.

6.6 Kernbefunde
Jugendämter stellen das organisatorische „Herz-
stück“ der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland 
dar. Über die Jugendämter wird fachlich geplant, 
gesteuert und konzeptionell entwickelt, was an 
öffentlicher Verantwortung für das Aufwachsen 
junger Menschen in einer Kommune zur Verfü-
gung gestellt werden soll. Von großer Bedeutung 
ist dabei die personelle Ausstattung der Jugend-
ämter. Das Personalgefüge in seiner Größe, 
Qualität und Zusammensetzung verweist auf den 
Zustand und die Entwicklungsdynamik der Kinder- 
und Jugendhilfe.

Im Jugendamt ist der Allgemeine Soziale Dienst 
(ASD) die zentrale kommunale Anlaufstelle für 
Familien mit sozialen Problemen und Unterstüt-
zungsbedarf in Fragen der Erziehung. Personalma-
nagement ist ein entscheidender Qualitätsfaktor 
im ASD. Für die fachliche Steuerung, das früh-
zeitige Erkennen von Hilfebedarf sowie eine gute 
Begleitung der Familien in den Hilfen zur Erzie-
hung ist eine auskömmliche Personalausstattung 
entscheidend. In Rheinland-Pfalz gestaltet sich 
die Organisationsstruktur und Personalsituation 
der Sozialen Dienste in den Jugendämtern zusam-
mengefasst wie folgt:

■■ Im Jahr 2017 waren rund 725 Vollzeitäqui-
valente im Kernbereich der Jugendämter 
tätig. Zu diesem Kernbereich gehören neben 
dem ASD die Pflegekinderhilfe, die Jugend-
gerichtshilfe, die Heimplatzvermittlung, die 
Trennungs- und Scheidungsberatung, Sonder-
dienste für § 35a SGB VIII und Stellen, die in 
Zusammenhang mit Netzwerkarbeit im Kin-
derschutz stehen. Das sind 93 Stellen mehr 
als noch im Jahr 2011, was einer Steigerung 
von rund 15 % in diesem Zeitraum entspricht. 
Von dem Stellenausbau profitiert – neben 
dem ASD – am stärksten der Pflegekinder-
dienst.

■■ Seit Beginn der Berichterstattung im Jahr 
2002 sind in allen rheinland-pfälzischen 
Jugendämtern neue Personalstellen geschaf-
fen worden. Dadurch hat sich, auch vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels, die 
Personalsituation der Jugendämter in Rela-
tion zu der Anzahl junger Menschen unter 21 
Jahren deutlich verbessert. 
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■■ Im Berichtsjahr 2017 kamen im Landes-
durchschnitt rund 50 Hilfen (Hilfen gem. 
§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 35a, 41, 42 SGB VIII) 
auf eine Vollzeitstelle. Im Jahr 2011 waren es 
noch rund 58 Hilfen, die von einer Vollzeit-
stelle zu betreuen waren. 

■■ In der Personalausstattung der Sozialen 
Dienste sind, wie schon in den Berichtsjahren 
zuvor, erhebliche interkommunale Unter-
schiede zu beobachten. Die Personalausstat-
tung der Stadtjugendämter ist besser als die 
der Landkreisjugendämter. Das Fallzahlauf-
kommen pro Vollzeitstellenäquivalent variiert 
landesweit zwischen rund 30 bis zu 86 Fällen, 
die im Jahr 2017 durchschnittlich zu bearbei-
ten waren.

■■ Obgleich die Fallzahlen in der Pflegekinder-
hilfe in den letzten Jahren kontinuierlich 
angestiegen sind, hat sich die Fälle-Stel-
len-Relation in den vergangenen Jahren 
verbessert. Im Jahr 2017 war eine Fachkraft 
in Rheinland-Pfalz für etwa 50 Pflegekinder 
zuständig. Im Jahr 2011 kamen rund 63 Fälle 
auf eine Vollzeitstelle. Ähnlich wie in der Per-
sonalausstattung der Sozialen Dienste ist die 
Personalausstattung im Pflegekinderdienst 
in den Städten besser als in den Landkreisen. 
Die Fälle-Stellen-Relation reicht von 18 Fällen 
bis zu 114 Fällen pro Vollzeitstelle in Rhein-
land-Pfalz. In diesem Leistungsbereich zeigt 
sich demnach weiterhin Handlungsbedarf bei 
der Klärung einer aufgabenangemessenen 
Personalausstattung. 

■■ Weitere interkommunale Unterschiede 
finden sich in der Personalausstattung der 
wirtschaftlichen Jugendhilfe. Hier reicht die 
Fälle-Stellen-Relation von 102 bis zu 260 
Fällen pro Vollzeitstelle. Im landesweiten 
Durchschnitt liegt sie bei rund 162 Fällen pro 
Vollzeitstelle.

■■ In fast allen Jugendämtern in Rheinland-Pfalz 
werden Personalressourcen für Jugendhilfe-
planung vorgehalten. In 17 der rheinland-pfäl-
zischen Jugendämter gibt es eigens eine 
Fachkraft für Jugendhilfeplanung mit einem 
Stellenumfang von mindestens 0,5 Vollzeit-
stellenäquivalenten. Die Jugendhilfeplanung 
ist ein zentrales Steuerungsinstrument der 
Kinder- und Jugendhilfe vor Ort. Nach wie vor 
spielt sie in vielen Jugendämtern eine unter-
geordnete Rolle. 
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7. SOZIALSTRUKTURELLE 
UND DEMOGRAFISCHE 
RAHMENBEDINGUNGEN
Die demografische und sozialstrukturelle Entwicklung von Kommunen bildet den 
Rahmen, in dem die Kinder- und Jugendhilfe wirkt. Die Zu- oder Abnahme der An-
zahl junger Menschen in einer Kommune ebenso wie die Entwicklung der Kinder-
armutsgefährdungsquote beeinflussen maßgeblich, wie sich die Inanspruchnahme 
von Beratung, Unterstützung und Hilfen entwickelt. Deswegen werden im Folgen-
den zentrale Befunde der Bevölkerungs- und Sozialstruktur für Rheinland-Pfalz 
vorgestellt.

7.1 Demografischer Wandel und regionale Disparitäten
Älter, bunter, weniger: Grundeffekte des  
demografischen Wandels

Der demografische Wandel bezeichnet ein Bündel 
von Entwicklungen, die in der Bundesrepublik 
seit mehreren Jahrzehnten zu beobachten sind. 
Seine Haupteffekte sind ein natürlicher Bevölke-
rungsrückgang durch eine niedrigere Geburten- 
als Sterberate, eine insgesamt älter werdende 
Gesamtbevölkerung aufgrund steigender Lebens-
erwartung und eine durch zunehmende Migra-
tionsbewegungen pluraler werdende Bevölkerung. 
In den letzten Jahren haben verschiedene Effekte 
dafür gesorgt, dass diese Entwicklungen schwä-
cher werden. Im Kontext der verstärkten Flucht- 
und Migrationsbewegungen im Jahr 2015, des 
fortwährenden Trends der Urbanisierung sowie 
des Anstiegs der Geburtenzahlen aufgrund ver-
schiedener Ursachen schwächen sich die zentralen 
Effekte des demografischen Wandels ab.

Der demografische Wandel verschärft die re-
gional unterschiedlichen Lebensverhältnisse

Die Kommunen in Rheinland-Pfalz sind unter-
schiedlich vom demografischen Wandel und den 

jüngsten Entwicklungen hinsichtlich der Ge-
burtenentwicklung und der Zuwanderung be-
troffen. In Rheinland-Pfalz, aber auch in anderen 
Regionen Deutschlands, lassen sich zunehmende 
regionale Disparitäten beobachten: wachsende, 
sich verjüngende, bunter werdende urbane Ge-
biete mit starken Dienstleistungssektoren sowie 
Akademisierungstendenzen auf der einen und von 
Fortzug geprägte, alternde Kommunen mit auf 
Produktion oder Verarbeitung spezialisierter Wirt-
schaft auf der anderen Seite. Dieses Spektrum 
bildet selbstverständlich nicht die Vielfalt kom-
munaler Entwicklungen ab, macht aber deutlich, 
wie unterschiedlich die strukturellen Kontexte 
des Aufwachsens junger Menschen innerhalb von 
Rheinland-Pfalz sein können.

Diese Entwicklungen haben einen entscheidenden 
Einfluss auf die Lebensverhältnisse der Menschen 
vor Ort. Für Kommunen, die von einem star-
ken Fortzug betroffen sind, wird es schwieriger, 
passende Infrastrukturangebote anzubieten. Dies 
betrifft neben Mobilität sowie Nah- und Grund-
versorgung auch die soziale Infrastruktur, insbe-
sondere die Kinder- und Jugendhilfe. Gleichzeitig 
stehen Kommunen, die deutlichen Zuzug aufweisen  
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können, vor der Herausforderung, rechtzeitig und 
ausreichend Kapazitäten in ihren Angeboten zu 
erzeugen. Vor diesem Hintergrund werden im 

Folgenden Daten und Fakten zur demografischen 
Entwicklung auf Landesebene und für die 41 Ju-
gendamtsbezirke in Rheinland-Pfalz dargestellt.

7.1.1 Altersstruktur der Gesamtbevölkerung und der jungen Menschen in 
Rheinland-Pfalz

Die Bevölkerung in Rheinland-Pfalz wächst, die 
Gesamtzahl der jungen Menschen bleibt seit 
2011 stabil

Die Gesamtbevölkerung in Rheinland-Pfalz ist 
von 2011 zu 2017 gewachsen. Im Jahr 2011 waren 
3,99 Millionen Personen in Rheinland-Pfalz ge-
meldet. Mit 4,07 Millionen ist die Bevölkerung 
bis zum Jahr 2017 um rund 2,1 % gestiegen. Diese 
Entwicklung findet nicht gleichermaßen in allen 
Altersgruppen statt. So steigt die Zahl der min-
destens 65-Jährigen in Rheinland-Pfalz von 2011 

zu 2017 von 814.108 auf 875.921, was einem 
Plus von 7,6 % entspricht. Auch die Altersgruppe 
der 21- bis unter 65-Jährigen ist gestiegen, und 
zwar um 1,2 % im genannten Zeitraum. Die Ent-
wicklung der unter 21-Jährigen zeigt hingegen 
ein differenziertes Bild. Während ihre Anzahl von 
2011 zu 2014 um 2,9 % gesunken ist, steigt sie 
von 2014 zu 2017 um 2,1 % an. Daraus ergibt sich 
im langfristigen Vergleich von 2011 zu 2017 ein 
leichter Rückgang um 0,8 %. 

Grafik 7.1: Absolute Bevölkerung in Rheinland-Pfalz am 31.12. der Jahre 2011, 2014 und 2017 und pro-
zentuale Entwicklung der Gesamtbevölkerung und Altersgruppen in Prozent (Statistisches Landesamt 
RLP; eigene Berechnung)
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Der Anteil der mindestens 65-Jährigen an allen 
Einwohnerinnen und Einwohnern lag im Jahr 2011 
in Rheinland-Pfalz bei 20,4 % und ist bis zum Jahr 

2017 auf 21,5 % gestiegen. Der Anteil der poten-
tiell erwerbstätigen Bevölkerung sinkt im gleichen 
Zeitraum leicht von 59,6 % auf 59,0 %. 
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Ein ähnlicher Rückgang ist bei den unter 21-Jäh-
rigen zu beobachten: ein leichter Rückgang des 
Anteils an der Gesamtbevölkerung von 20,0 % im 
Jahr 2011 auf 19,5 % im aktuellen Berichtsjahr.

Die Anzahl der unter 3-Jährigen in Rhein-
land-Pfalz ist seit 2011 um 19 % gestiegen

Die Anzahl der unter 21-Jährigen ist in Rhein-
land-Pfalz von 2011 zu 2017 leicht zurück-
gegangen (minus 0,8 %). Diese Beobachtung 
lässt sich allerdings nicht für alle Altersgruppen 
der jungen Menschen bestätigen. Es zeigen sich 
vielmehr deutliche Unterschiede zwischen den 
Altersgruppen, die auf unterschiedliche Ursachen 
zurückzuführen sind. Diese sind insbesondere die 
Geburtenentwicklung und die Flucht- und Migra-
tionsbewegungen, die in den folgenden Kapiteln 
noch detaillierter dargestellt werden.

Grafik 7.2: Absolute Anzahl der unter 21-Jährigen nach Altersgruppe in Rheinland-Pfalz am 31.12. der 
Jahre 2011, 2014 und 2017 (Statistisches Landesamt RLP; eigene Berechnung)
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Grafik 7.2 zeigt die Altersgruppen der unter 
21-Jährigen in Rheinland-Pfalz im Vergleich der 
Jahre 2011, 2014 und 2017 jeweils am 31. Dezem-
ber. Während die Gesamtzahl der unter 21-Jäh-
rigen im langfristigen Vergleich leicht zurückge-
gangen ist, zeigen sich deutliche Veränderungen 
bei den einzelnen Altersgruppen. Die Altersgruppe 
der jungen Volljährigen ist von 2011 zu 2017 um 
2,8 % zurückgegangen, wobei sich zwischen 2014 
und 2017 ein Anstieg zeigt. Dieser ist auf die 
stärkeren Geburtenjahrgänge im entsprechenden 
Alter sowie die Flucht- und Migrationsbewe-
gungen in diesem Zeitraum zurückzuführen. Die 
Anzahl der 15- bis unter 18-Jährigen ist deutlich 

um 6,9 % gesunken. Der Rückgang ist sowohl im 
lang- als auch im kurzfristigen Vergleich zu be-
obachten. Der stärkste Rückgang der Altersgrup-
pen liegt bei den 12- bis unter 15-Jährigen vor. 
Die Altersgruppe sank seit 2011 um 12,5 %. Ein 
weiterer Rückgang ist bei den 9- bis unter 12-Jäh-
rigen von 2011 zu 2017 beobachten, und zwar um 
5,2 %. Von 2011 zu 2017 hat sich die Anzahl der 
6- bis unter 9-Jährigen in Rheinland-Pfalz leicht 
um 1,5 % erhöht. Auch bei den 3- bis unter 6-Jäh-
rigen lässt sich in diesem Zeitraum ein Wachs-
tum beobachten, und zwar um 7,9 %. Jedoch am 
stärksten ist die Altersgruppe der unter 3-Jährigen 
angestiegen mit einem Plus von 19,1 %. 
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Auf die Gründe dieser deutlichen Zunahme wird 
bei der Betrachtung der Geburtenentwicklung in 
Rheinland-Pfalz weiter eingegangen.

Die jüngeren Altersgruppen nehmen zu, die 
älteren verlieren

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die jüngeren 
Altersgruppen absolut betrachtet eher gewach-
sen sind und die älteren Altersgruppen eher von 

ihrer Gesamtzahl her verloren haben. Der leichte 
Rückgang an jungen Menschen in Rheinland-Pfalz 
geht einher mit einer deutlichen Veränderung der 
Binnenaltersstruktur mit zum Teil deutlichen Zu-
nahmen bei den jüngeren Altersgruppen. Einer der 
Hauptgründe für diese Entwicklung sind Verände-
rungen der Geburtenzahlen in Rheinland-Pfalz, die 
im Folgenden genauer beschrieben werden.

7.1.2 Geburtenentwicklung in Rheinland-Pfalz

Ursachen des „Geburtenbooms“: geburten-
starke Jahrgänge, gestiegene Geburtenrate 
und Zuwanderung

Die Geburtenzahlen sind deutschlandweit in den 
letzten Jahren zum Teil deutlich gestiegen. Das 
statistische Bundesamt begründet den Anstieg 
der Geburten mit drei Faktoren: Erstens haben 
geburtenstarke Jahrgänge das gebärfähige Alter 
erreicht. Gemeint sind damit die Kinder der so-
genannten Babyboomer, also der geburtenstarken 
Nachkriegsjahrgänge, die in den vergangen Jahren 
die Lebensphase der Familiengründung erreicht 
haben. Zweitens ließ sich ein vermehrter Zuzug 
von Personen aus Herkunftsländern mit höherer 
Geburtenquote beobachten. Dies betrifft zum 
einen Zuwanderung über die Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit für Länder, die 2004 in die EU eintraten 
sowie die verstärkten Flucht- und Migrationsbe-
wegungen im Jahr 2015. Der dritte Grund sind die 
steigenden Geburtenraten von Frauen ab 40 Jahre 
(Statistisches Bundesamt 2017). 

Rund 9 junge Menschen wurden im Jahr pro 
1.000 Einwohnerinnen und Einwohner in 
Rheinland-Pfalz geboren

In Rheinland-Pfalz lassen sich dem Bundestrend 
entsprechend ebenfalls höhere Geburtenzahlen 
beobachten. Im Jahr 2011 wurden in Rhein-
land-Pfalz noch 31.081 Kinder lebend geboren. 
Auf 1.000 im Land lebende Personen bezogen, 
entspricht dies rund 7,8 Geburten. Zum Jahr 2017 

steigt die Zahl der Geburten deutlich um 20,5 % 
auf 37.445. Dies entspricht rund 9,2 Geburten pro 
1.000 gemeldete Personen in Rheinland-Pfalz. Die 
gestiegenen Geburtenzahlen haben verschiedene 
Ursachen, die nachfolgend dargestellt werden.

Die Anzahl der Geburten von mindestens 
35-Jährigen Frauen steigt am stärksten

Bei der Betrachtung der lebend Geborenen in 
Rheinland-Pfalz fällt auf, dass sich die Gebur-
tenzahlen in ihrer Entwicklung deutlich nach 
dem Alter der Mütter unterschiedlich entwi-
ckelt haben. Die Anzahl der Geburten von unter 
25-Jährigen sinkt von 2011 zu 2017 von 5.446 auf 
5.194. Dies entspricht einem Rückgang von minus 
4,6 %. Gleichzeitig steigt die Anzahl der lebend 
Geborenen von Müttern zwischen 25 und unter 
35 Jahren um 22,6 % von 19.309 auf 23.677. Den 
höchsten Anstieg lässt sich bei den mindestens 
35-Jährigen Müttern beobachten. Die Geburten-
zahl dieser Altersgruppe entwickelt sich von 6.326 
im Jahr 2011 auf 8.573 im Jahr 2017, was einem 
Plus von 35,5 % entspricht. Die unterschiedlichen 
Entwicklungen von Geburten nach dem Alter der 
Mutter sind unter anderem mit der Entwicklung 
der Grundgesamtheit zu erklären. Die Anzahl der 
Frauen zwischen 25 und unter 35 Jahren sind bei-
spielweise gestiegen und entsprechend auch der 
Zahl der Mütter in diesem Alter. 
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Grafik 7.3: Absolute Anzahl der lebend Geborenen in Rheinland-Pfalz nach Alter der Mutter in den  
Jahren 2011, 2014 und 2017 (Statistisches Landesamt RLP; eigene Berechnung)
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Anstieg der Geburtenrate von Frauen zwischen 
25 und unter 35 Jahren

Ein Großteil (63,2 %) der im Jahr 2017 in Rhein-
land-Pfalz Neugeborenen haben Mütter zwischen 
25 und unter 35 Jahren. Diese Beobachtung lässt 
sich auch für das Jahr 2011 bestätigen (62,1 %). 
Diese Altersgruppe ist seit 2011 in Rheinland-Pfalz 
deutlich gewachsen. Lebten im Jahr 2011 noch 
222.632 Frauen zwischen 25 und unter 35 Jahren 
in Rheinland-Pfalz, ist ihre Anzahl zum Jahr 2017 
hin um 7,3 % auf 238.868 gestiegen. Die Alters-
gruppe, in der Frauen in Rheinland-Pfalz am 
häufigsten Kinder bekommen, ist also deutlich 
größer geworden und trägt somit einen Teil zum 
Geburtenanstieg der vergangenen Jahre bei. Darü-
ber hinaus hat auch die Geburtenhäufigkeit dieser 
Altersgruppe zugenommen. Im Jahr 2011 wurden 
pro 1.000 Frauen zwischen 25 und unter 35 Jah-
ren rund 8,7 Kinder in Rheinland-Pfalz geboren. 
Im Jahr 2017 hingegen kamen auf 1.000 Frauen 
dieser Altersgruppe rund 9,9 Geburten.

Der Anteil der in Rheinland-Pfalz Geborenen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit ist angestiegen
Ein weiterer Faktor, der die Zunahme an Geburten 
in Rheinland-Pfalz erklärt, ist die Zuwanderung. 
Die Geburten von Kindern mit deutscher Staats-
angehörigkeit stiegen von 29.793 im Jahr 2011 auf 
32.530 im Jahr 2017, was einem Plus von 9,2 % 
entspricht. Im gleichen Zeitraum steigt die Zahl 
der Lebendgeborenen ohne deutsche Staatsange-
hörigkeit in Rheinland-Pfalz von 1.288 auf 4.915. 
Diese Anzahl hat sich damit annähernd verdrei-
facht. Der Anteil von Lebendgeborenen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit lag im Jahr 2011 
bei 4,1 %. Im Jahr 2017 ist der Anteil auf 13,1 % 
gestiegen. Diese Entwicklung entspricht annä-
hernd der Entwicklung in der Gesamtbevölkerung. 
Die Anzahl der Geburten unterscheidet sich zum 
Teil deutlich zwischen den Jugendamtsbezirken in 
Rheinland-Pfalz. Im Folgenden werden dieser und 
weitere Unterschiede genauer beschrieben.
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7.1.3 Regionale Disparitäten in Rheinland-Pfalz

Die relative Anzahl der Geburten variiert deutlich 
zwischen den Jugendamtsbezirken
Wie zu Beginn dieses Kapitels angedeutet, unter-
scheiden sich die bisher auf Landesebene be-
schriebenen Entwicklungen auf regionaler Ebene 
deutlich. In der Gesamtheit lassen sich eindeutige 
Trends für das Land Rheinland-Pfalz beobachten, 
die hingegen in den Kommunen deutlich unter-
schiedlich ausfallen. Es hat sich gezeigt, dass in 
den letzten Jahren die Disparitäten zwischen den 
Kommunen zugenommen haben.

Im Folgenden wird die Unterschiedlichkeit der 
Kommunen anhand demografischer Indikatoren 
dargestellt, wobei andere Faktoren (Einkommens-
verteilung, Wirtschaftskraft o. ä.) zunächst nicht 
in den Blick genommen werden. Die drei ausge-
wählten demografischen Indikatoren, die zur Be-
schreibung der regionalen Disparitäten verwendet 
werden, sind die Geburtenrate, die Bevölkerungs-
dichte sowie die Bevölkerungsentwicklung seit 
2011.
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Grafik 7.4: Anzahl der lebend Geborenen pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner in Rheinland-Pfalz 
im Jahr 2017
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Die Geburtenrate in Rheinland-Pfalz liegt im 
Durchschnitt bei 9,2 lebend Geborenen pro 1.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern. Sie ist in den 
kreisfreien (10,2) und kreisangehörigen Städten 
(10,0) höher als in den Landkreisen (8,8). Bei den 
Städten reicht die Spannweite der Geburtenrate 
von 8,0 in Idar-Oberstein bis zu 11,6 in Ludwigs-
hafen. In einer ähnlichen Größe fällt sie bei den 
Landkreisen aus, und zwar von 7,2 in Birkenfeld bis 
zu 10,1 in Kaiserslautern (LK).
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Grafik 7.5: Anzahl der Einwohner pro Quadratkilometer nach Kommune am 31.12.2017 (Statistisches 
Landesamt RLP; eigene Berechnung)
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Die Bevölkerungsdichte zeigt die durchschnitt-
liche Anzahl der Personen an, die innerhalb einer 
Kommune pro Quadratkilometer leben. Sie ist ein 
guter Indikator für die Ländlichkeit bzw. Urbani-
sierung einer Kommune und spielt damit insbe-
sondere im Rahmen der Jugendhilfeplanung (i.S. 
§ 80 SGB VIII) eine besondere Rolle, wenn es um 
die Planung von wohnort- und lebensweltnahen 
Angeboten geht. Die Bevölkerungsdichte weist 
deutlich unterschiedliche Ausprägungen in den 
Kommunen in Rheinland-Pfalz auf. Im landes-
weiten Durchschnitt leben pro Quadratkilometer 
rund 205 Personen. In den kreisfreien und kreisan-
gehören Städten leben entsprechend mehr Perso-
nen auf engerem Raum, sodass die Bevölkerungs-
dichte hier bei rund 1.000 bzw. 558 Personen pro 
Quadratkilometer liegt. 

In den Landkreisen ist sie mit rund 153 entspre-
chend niedriger. Doch auch zwischen den Land-
kreisen und Städten zeigen sich zum Teil markante 
Unterschiede. So ist der Rhein-Pfalz-Kreis mit 
einer Bevölkerungsdichte von 504 Einwohnern 
pro Quadratkilometer deutlich dichter besiedelt 
als der Eifelkreis Bitburg-Prüm mit rund 60 Ein-
wohnern. Auch bei den kreisfreien Städten lässt 
sich eine große Spannweite aufweisen: Mainz 
mit rund 2.201 Einwohner pro Quadratkilometer 
weist einen deutlich höheren Verstädterungs-
grad auf als Neustadt an der Weinstraße mit rund 
456 Einwohnern. Es lassen sich somit für Rhein-
land-Pfalz nicht nur eine Stadt-Land-Differenz 
in der Bevölkerungsdichte beobachten, sondern 
auch große Unterschiede zwischen den Städten 
und den Landkreisen, die auf differente Vorausset-
zungen für die Kinder- und Jugendhilfe hinweisen.
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Grafik 7.6: Veränderung der Gesamtbevölkerung von 2011 zu 2017 in Rheinland-Pfalz nach Kommunen 
in Prozent (Statistisches Landesamt RLP; eigene Berechnung)
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Faktoren der Bevölkerungsentwicklung:  
Geburten, Sterbefälle, Zuzug, Fortzug

Die Entwicklung von Bevölkerungszahlen kons-
tituiert sich aus den vier Faktoren Geburten, 
Sterbefälle, Zuzug sowie Fortzug einer Kommu-
ne. Jeder einzelne Faktor wird von einer Vielzahl 
an gesellschaftlichen und sozialen Entwicklun-
gen begleitet und beeinflusst, die hier nicht im 
Einzelnen diskutiert werden können. Stattdessen 
wird die Bevölkerungsentwicklung der 41 Jugend-
amtsbezirke in Rheinland-Pfalz im Vergleich der 
Jahre 2011 und 2017 beschrieben, die sich aus 
der Summe der genannten Faktoren konstituiert. 
Diese Darstellungsweise berücksichtigt nicht 
Entwicklungen auf Ebene der Gemeinden und Ver-
bandsgemeinden innerhalb der Landkreise.

Von minus 2,6 % bis plus 7,0 %: Die Kommu-
nen in Rheinland-Pfalz zeigen deutliche Unter-
schiede in der Bevölkerungsentwicklung

Insgesamt ist die Bevölkerung in Rheinland-Pfalz 
von 2011 zu 2017 um rund 2,1 % gewachsen. Als 
Gründe wurden bereits die Zunahme der Ge-
burten sowie erhöhte Flucht- und Migrationsbe-
wegungen genannt. Die Bevölkerungszunahme 
verteilt sich allerdings unterschiedlich auf die 
Kommunen in Rheinland-Pfalz. Die kreisfreien 
Städte wuchsen im genannten Zeitraum durch-
schnittlich um 4,6 %, wobei Mainz ein Plus von 
7,0 % aufweisen kann. Mit einer Bevölkerungs-
stagnation von minus 0,1 % weist Pirmasens den 
niedrigsten Wert der kreisfreien Städte auf. Noch 
größere regionale Differenzen lassen sich bei den 
Landkreisen beobachten, die im Durchschnitt 
um 1,2 % gewachsen sind. Dabei zeigt sich, dass 
Landkreise mit räumlicher Nähe zu urbanen Zen-
tren wie der Rhein-Pfalz-Kreis (plus 4,3 %) und 
Mainz-Bingen (plus 4,2 %) deutlich überdurch-
schnittliche Entwicklungen aufweisen. Landkreise 
wie die Südwestpfalz (minus 2,6 %) oder Kusel 
(minus 2,3 %) weisen hingegen deutliche Bevöl-
kerungsrückgange auf. Auch die kreisangehörigen 
Städte mit eigenen Jugendamtsbezirken weisen 
eine Verschiedenheit ihrer Bevölkerungsentwicklung 
von 2011 zu 2017 auf, während der rechnerische  

Durchschnitt bei einem Plus von 2,3 % liegt, zeigt 
sich eine große interkommunale Spannweite. 
Während Bad Kreuznach (KAS) deutlich wuchs 
(plus 6,4 %), nahm die Bevölkerung in Idar-Ober-
stein ab (minus 1,8 %).

Wachsende und schrumpfende Kommunen 
leiden unter dem „demografischen Druck“

Die regionale Unterschiedlichkeit der demo-
grafischen Struktur von Kommunen wurde hier 
an den Indikatoren Geburtenrate, Bevölkerungs-
dichte und Bevölkerungsentwicklung dargestellt. 
Alle drei Indikatoren zeigen eine deutliche Dif-
ferenzierung der kommunalen demografischen 
Voraussetzungen auf, die mit unterschiedlichen 
fachlichen und politischen Herausforderungen 
für Kommunen einhergehen. Der „demografische 
Druck“ spiegelt sich in den Kommunen unter-
schiedlich wider und reicht von der Bereitstellung 
ausreichender infrastruktureller Angebote bis 
hin zur Frage, wie bei zurückgehender Anzahl 
junger Menschen Angebote aufrechterhalten 
werden können. Insofern stehen die Kommunen 
in Rheinland-Pfalz vor verschiedenen Aufgaben 
und Herausforderungen, was die Gestaltung der 
Kinder- und Jugendhilfe hinsichtlich sich ver-
ändernder demografische Rahmenbedingungen 
betrifft. Die Betrachtung der Daten hat deutlich 
gemacht, dass die Stadt-Land-Unterscheidung als 
verstehendes Moment nicht hinreichend ist, denn 
die demografische Struktur unterscheidet sich 
deutlich zwischen „boomenden“ Landkreisen und 
Städten sowie peripheren Regionen.
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7.1.4 Bevölkerungsprognose für Rheinland-Pfalz

Grundannahmen der Bevölkerungsvorausbe-
rechnung

Die bisher dargestellten Daten und Fakten be-
schreiben die demografische Entwicklung in 
Rheinland-Pfalz auf Landes- und Kommunalebe-
ne in der Retrospektive. Zentral für die Planung 
und Steuerung von Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe ist darüber hinaus der Blick in die Zu-
kunft. Dazu projiziert das statistische Landesamt 
Rheinland-Pfalz beobachtete Entwicklungen von 
Geburten, Sterbefällen, Zuzügen und Fortzügen 

unter bestimmten Annahmen in die Zukunft. Die 
fünfte und damit neuste Prognose liegt für das 
Basisjahr 2017 vor und wird im Folgenden in ihrer 
„mittleren Variante“ vorgestellt. Dieser Variante 
liegt die Annahme zugrunde, dass jährlich das 
Wanderungssaldo über die Landesgrenzen bei plus 
9.000 liegt und die Geburtenrate sich auf 1.500 
Geburten pro 1.000 Frauen zwischen 15 und 
unter 45 Jahren absenkt (Statistisches Landesamt 
2019).

Grafik 7.7: Absolute Bevölkerung in Rheinland-Pfalz nach Bevölkerungsvorausberechnung (Basisjahr 
2017; Statistisches Landesamt RLP; eigene Berechnung)
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Die Binnenaltersstruktur in Rheinland-Pfalz wird 
sich im Jahr 2030 deutlich verändert haben
Unter den genannten Bedingungen entwickelt 
sich die Bevölkerung in Rheinland-Pfalz wie abge-
bildet. Die Gesamtzahl der Bevölkerung bleibt bis 
zum Jahr 2030 annähernd stabil und nimmt nur 
leicht um 0,5 % ab (rund minus 19.000 Einwoh-
ner). Gleichzeitig verändert sich die Binnenalters-
struktur der Bevölkerung deutlich. Die Anzahl der 
unter 21-Jährigen würde sich von 792.378 im Jahr 
2017 auf 773.084 um 2,4 % reduzieren. 

Gleichzeitig geht auch die Gruppe der erwerbs-
fähigen Bevölkerung zurück, und zwar von 2,4 
Mio. auf 2,2 Mio., was einem Rückgang von 9,7 % 
entspricht. Die Anzahl der Personen, die mindes-
tens 65 Jahre alt sind, wird von rund 0,9 Mio. auf 
1,1 Mio. steigen. Dies entspricht einem Plus von 
26,6 %. Damit wäre mehr als jede vierte Person 
(27,4 %) in Rheinland-Pfalz im Jahr 2030 mindes-
tens 65 Jahre alt. Aktuell ist es derzeit rund jede 
fünfte Person (21,5 %). 
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Zur gesellschaftlichen Alterung stellt das statis-
tische Landesamt Rheinland-Pfalz fest, dass „die 
gesellschaftliche Alterung nicht ausschließlich 
durch die Babyboomer verursacht wird, sondern 
Folge einer seit Jahrzehnten niedrigen Geburten-
rate ist“ (Statistisches Landesamt 2019: 4).

Landesweit geht die Anzahl unter 21-Jährigen in 
Rheinland-Pfalz nach der aktuellsten Prognose zu-
rück. Diese Entwicklung zeigt sich in den Kommu-
nen deutlich unterschiedlich, wie im Folgenden 
dargestellt wird.
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Grafik 7.8: Prozentuale Veränderung der unter 21-Jährigen in Rheinland-Pfalz von 2017 zu 2030 nach 
der Bevölkerungsvorausberechnung (Basisjahr 2017)
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Die Kommunen in Rheinland-Pfalz werden 
weitgehend zurückgehende Kinderzahlen er-
leben

In der dargestellten Bevölkerungsvorausberech-
nung (Basisjahr 2017) der unter 21-Jährigen wird 
deutlich, dass sich die regionalen Disparitäten in 
absehbarer Zukunft weiter verschärfen werden. 
Insgesamt wird ein Rückgang der unter 21-Jähri-
gen von 2,4 % prognostiziert, wobei die Landkrei-
se (minus 3,6 %) deutlicher verlieren als Rhein-
land-Pfalz insgesamt. Für fünf der 12 kreisfreien 

Städte wird ein Bevölkerungswachstum prog-
nostiziert, während die restlichen sieben Städte 
eine zurückgehende Anzahl an jungen Menschen 
aufweisen wird. Zwischen den Kommunen zeigt 
sich eine beachtliche Spannweite in der voraus-
berechneten Entwicklung. So wird erwartet, dass 
der Rhein-Pfalz-Kreis (plus 7,5 %) und Frankenthal 
(plus 7,6 %) deutlich an jungen Menschen gewin-
nen werden, während Birkenfeld (minus 11,8 %) 
und Pirmasens (minus 9,8 %) deutlich verlieren 
werden.

7.2 Kinderarmut und Jugendarbeitslosigkeit in  
Rheinland-Pfalz
Kinder und Jugendliche sind die Bevölkerungs-
gruppe, die am häufigsten von Armut bedroht 
ist

Die Kinder- und Jugendhilfe ist bundesweit und 
in Rheinland-Pfalz die zentrale gesellschaftliche 
Instanz, die die direkten und indirekten Folgen von 
Armut von jungen Menschen und ihren Familien 
bearbeitet, denn bei Kindern und Jugendlichen 
handelt sich um die Bevölkerungsgruppe, die 
am häufigsten von Armut betroffen ist, wenn 
verschiedene Faktoren in der Zusammenschau 
betrachtet werden (14. Kinder- und Jugendbericht 

2014: 98). Der verwendete Armutsbegriff ist dabei 
relational zu verstehen und orientiert sich am 
durchschnittlichen Lebensstandard bzw. -einkom-
men (vgl. Butterwege 2009: 19). Armut bedeutet 
nicht nur den Mangel an finanziellen Mitteln, 
sondern auch an Wohnraum, Bildung, gesund-
heitlicher Versorgung, sozialer Teilhabe und vieles 
mehr. Für den Vergleich der Jugendamtsbezirke in 
Rheinland-Pfalz liegen dazu allerdings keine In-
dikatoren vor, weswegen im Folgenden insbeson-
dere der Sozialgeldbezug von jungen Menschen 
unter 15 Jahre betrachtet wird.
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Grafik 7.9: Erklärungsmodell des Zusammenhangs von Sozialstruktureller Belastung und Aufwendungen 
der Kinder- und Jugendhilfe
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Jugendamtsbezirke mit hoher Kinderarmutsge-
fährdungsquote weisen höhere Aufwendungen 
für Hilfen zur Erziehung auf

In Rheinland-Pfalz zeigt sich ein signifikant sta-
tistischer Zusammenhang zwischen der Anzahl 
der jungen Menschen, die in einer Kommune im 
Sozialgeldbezug stehen und den Aufwendungen, 
die von den jeweiligen Jugendämtern für Hilfen 
zur Erziehung vorgenommen werden: Je höher die 
Kinderarmutsgefährdungsquote in einem Jugend-
amtsbezirk ausfällt, desto höher sind die Auf-
wendungen für Hilfen zur Erziehung (Binz 2019). 
Auch viele andere Studien zeigen wiederholt, dass 
Armut oder Armutsgefährdung einen Einfluss auf 
den Unterstützungs- und Hilfebedarf von jungen 
Menschen und ihren Familien hat (u.a. Seils et 
al. 2017; akjstat 2018; Mühlmann 2017). Dieser 
Zusammenhang lässt sich insbesondere über die 
individuelle Ebene erklären (vgl. Klein 2016: 24f): 
Der Mangel an finanziellen Mitteln beeinflusst das 

Aufwachsen von jungen Menschen erheblich und 
hat Auswirkungen auf die materiellen, sozialen, 
gesundheitlichen und kulturellen Ressourcen von 
jungen Menschen und ihren Familien. Damit ein-
her kann ein geringeres subjektiv empfundenes 
Wohlergehen und verschiedene Benachteiligun-
gen gehen, die sich zu multiplen Deprivationen 
bündeln können (vgl. Hock et al. 2000). Mit der 
Schwierigkeit der Lebensumstände steigt auch 
das Risiko, dass die Erziehung des Kindes nicht 
seinem Wohl dient, womit die Voraussetzung 
für den Rechtsanspruch auf eine Hilfe zur Erzie-
hung (§§ 27ff SGB VIII) gegeben ist (Hübenthal 
2009: 23). Das Aufwachsen in Armut kann Kinder 
auf verschiedene Art und Weise belasten. Um 
einen besseren Blick auf die Situation in Rhein-
land-Pfalz zu erwerben, werden im Folgenden 
verschiedene Indikatoren zur Beschreibung der 
sozialen Lage vorgestellt.
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7.2.1 Sozialgeldbezug von unter 15-Jährigen

Sozialgeldbezug als Indikator für Kinderarmut

Nicht erwerbsfähige Angehörige von ALG II-Be-
ziehenden, also Personen, die täglich keine drei 
Stunden arbeiten können, oder unter 15 Jahre 
alt sind und in der Bedarfsgemeinschaft leben, 
erhalten Sozialgeld als Mindestsicherungsleis-
tung (§ 23 SGB II). Dieser Leistungsbezug wird 
als Indikator für die Kinderarmut einer Kommune 
verwendet. 

„Allerdings handelt es sich im strengen Sinn nicht 
um ein Armutsmaß, da vielmehr die bekämpfte 
Armut ausgewiesen wird, die von politisch nor-
mierten Eckwerten abhängig ist“ (14. Kinder und 
Jugendbericht 2013: 98). Dennoch ist der Sozial-
geldbezug von unter 15-Jährigen eine zuverlässige 
Annäherung an das Phänomen Kinderarmut, das 
auch in Rheinland-Pfalz nahezu alle Akteure der 
Kinder- und Jugendhilfe tangiert.

Grafik 7.10: Anzahl der unter 15-Jährigen mit Sozialgeldbezug pro 1.000 der Altersgruppe in Rhein-
land-Pfalz (Agentur für Arbeit RLP; eigene Berechnungen)
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Mindestens 12,4 % der Kinder in  
Rheinland-Pfalz sind von Armut bedroht

Rund 66.032 junge Menschen unter 15 Jahren 
erhielten im Jahr 2017 Sozialgeld gem. SGB II. Auf 
die Altersgruppe der unter 15-Jährigen bezogen, 
sind dies rund 123,9 pro 1.000 junge Menschen. 
Im Gegensatz zu den Vergleichsjahren ist ihre 
Anzahl jeweils gestiegen. Auch in den kreisfreien 
Städten ist die Zahl junger Menschen im Sozial-
geldbezug gestiegen, und zwar von 195,7 im Jahr 
2011 auf 202,7 im Jahr 2017. 

Noch höher liegt der bevölkerungsrelativierte 
Bezug von Sozialgeld der unter 15-Jährigen in den 
kreisangehörigen Städten. Im Jahr 2014 erreich-
te er mit 218,6 einen Höchstwert, der sich im 
Jahr 2017 mit einer Ausprägung von 209,3 leicht 
unterhalb des Niveaus von 2011 bewegte (209,5). 
Der Sozialgeldbezug von unter 15-Jährigen, unter-
scheidet sich regional deutlich, wie die folgende 
Grafik verdeutlicht.
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Grafik 7.11: Anzahl der unter 15-Jährigen im Sozialgeldbezug gem. SGB II pro 1.000 der Altersgruppe im 
Jahr 2017 (Kinderarmutsgefährdungsquote)
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Im Jahr 2017 waren rund 124 von 1.000 jungen 
Menschen unter 15 Jahren im Sozialgeldbezug 
gem. SGB II. In den rheinland-pfälzischen Städ-
ten ist die Kinderarmutsgefährdungsquote mit 
20,3 % (kreisfreie) bzw. 20,9 % (kreisangehörige) 
deutlich höher als in den Landkreisen (8,9 %). Die 
Stadt-Land-Differenz ist eindeutig: Es gibt keinen 
Landkreis in Rheinland-Pfalz, der eine höhere 
Kinderarmutsgefährdungsquote aufweist als eine 

kreisfreie oder kreisangehörige Stadt. Dennoch 
zeigen sich hohe Spannweiten innerhalb der Land-
kreise und Städte. Im Landkreis mit der höchsten 
Quote sind annähernd doppelt so viele junge 
Menschen von Armut bedroht wie im Landkreis 
mit der Niedrigsten. Ähnlich groß ist die Spann-
weite bei den Städten, wo der Maximalwert bei 
rund 30 % liegt und bis zu 12 % reicht.

7.2.2 Jugendarbeitslosigkeit

Der Übergang von Jugendlichen in Beruf und 
Ausbildung ist prekär

Die Arbeitslosigkeit von Menschen zwischen 15 
und unter 25 Jahren ist ein weiterer Indikator für 
die soziale Lage einer Kommune. Gezählt werden 
darin die jungen Menschen der genannten Alters-
gruppe, die sich entsprechend den Vorgaben der 
SGB II und III als arbeitslos gemeldet haben. Im 
Gegensatz zu dem bisher dargestellten Indikator 
handelt es sich bei der Jugendarbeitslosigkeit 
nicht um den direkten Leistungsbezug der leis-
tungsberechtigten Personen, sondern um den 
sogenannten Bestand der arbeitslos gemeldeten 
gem. SGB II und III. Der Indikator ist eine erste 

Annäherung zur Beschreibung des Übergangs 
von Schule bzw. Ausbildung in einen Beruf, wobei 
er bundesweit in den letzten Jahren auf einen 
Tiefstand gefallen ist. Es zeigen sich allerdings 
neue Herausforderung für Jugendliche und junge 
Erwachsene: Sie werden „häufiger nur befristet 
und gegen niedrigere Entlohnung angestellt. Je 
nach schulischer und eingeschlagener beruflicher 
Qualifikation, nach familiären Erfahrungen mit 
Arbeitslosigkeit und sozialstruktureller Einbin-
dung – verstärkt durch den Einfluss der sozialen 
Herkunft – variieren Formen der Erwerbsarbeit, 
der Kontinuität von Arbeitsverhältnissen sowie 
der finanziellen Unabhängigkeit“ (15. Kinder und 
Jugendbericht 2017: 147).

Grafik 7.12 Anzahl der arbeitslos gemeldeten 15- bis unter 25-Jährigen pro 1.000 der Altersgruppe in 
Rheinland-Pfalz (Agentur für Arbeit RLP; eigene Berechnungen)
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Jugendliche in rheinland-pfälzischen Städten 
sind häufiger arbeitslos gemeldet als in Land-
kreisen

Im Verlauf des Jahres 2017 waren rund 11.457 jun-
ge Menschen arbeitslos gemeldet. Entsprechend 
waren es pro 1.000 der 15- bis unter 25-Jährigen 
rund 26 junge Menschen. Dieser Wert liegt in 
Rheinland-Pfalz niedriger als in den Vorjahren, 
wo er 2011 noch 26,0 und 2014 26,8 betrug. 
Am höchsten ist der Eckwert im Jahr 2017 in den 
kreisangehörigen Städten ausgeprägt, womit er 
unterhalb des Wertes von 2014 (44,6) und ober-
halb von 2011 (39,7) liegt. Auch in den kreisfreien 
Städten ist der Eckwert Jugendarbeitslosigkeit 
höher als im landesweiten Durchschnitt, und 
zwar mit 31,2 Eckwertpunkten. Im Vergleich zu 
den Vorjahren 2011 und 2014 bleibt er annähernd 
gleich. In den Landkreisen lässt sich die geringste 
Jugendarbeitslosigkeit der Aggregate mit einem 
Wert von 21,9 beobachten. Damit ist er niedriger 
als in den Vorjahren.
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Grafik 7.13: Anzahl der arbeitslos gemeldeten 15- bis unter 25-Jährigen an der Altersgruppe in  
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017
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Die rheinland-pfälzische Jugendarbeitslosigkeit 
ist ein regional besonders intensives Phänomen

Die Jugendarbeitslosigkeit zeigt deutlich unter-
schiedliche Ausprägungen in den rheinland-pfäl-
zischen Jugendamtsbezirken. Landesweit sind 
rund 26 von 1.000 der 15- bis unter 25-Jährigen 
arbeitslos gemeldet. In den kreisfreien (31,2) und 
kreisangehörigen Städten (41,0) sind es deutlich 

mehr als in den Landkreisen (21,9). Die Stadt mit 
der höchsten Jugendarbeitslosigkeit ist Pirmasens, 
wo rund 6,3 % betroffen sind. Die niedrigste Quo-
te einer Stadt liegt bei 2,3 % in Koblenz. Auch bei 
den Landkreisen zeigt sich eine große Spannweite. 
So liegt die Jugendarbeitslosigkeit in Kaiserslau-
tern (LK) (3,2 %) mehr als doppelt so hoch wie im 
Rhein-Lahn-Kreis (1,2 %).

7.3 Kernbefunde
Das Ziel der oben erfolgten Darlegung von demo-
grafischen und sozialstrukturellen Entwicklungen 
ist es, die Rahmenbedingungen zu beschreiben, 
innerhalb derer die Kinder- und Jugendhilfe in 
Rheinland-Pfalz agiert. Im Folgenden werden die 
wichtigsten Daten und Befunde zusammenge-
fasst.

■■ Die Bevölkerung in Rheinland-Pfalz ist seit 
2014 um 1,5 % gestiegen und liegt im Jahr 
2017 bei insgesamt 4.073.679 Menschen.

■■ Die Altersgruppe der unter 21-Jährigen ist seit 
2014 deutlich gewachsen, und zwar um 2,1 %. 
Im Jahr 2017 leben 792.378 junge Menschen 
unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz.

■■ Zuwächse bei den jungen Menschen lassen 
sich insbesondere bei den jüngeren Alters-
gruppen beobachten. Die Anzahl der unter 
3-Jährigen ist von 2014 zu 2017 um 13,8 % 
angestiegen. Ihre absolute Anzahl beträgt 
112.788 im Jahr 2017.

■■ Die Anzahl der lebend Geborenen in Rhein-
land-Pfalz ist in den letzten Jahren deutlich 
gestiegen. Im Jahr 2017 wurden 37.444 Kinder 
im Land geboren. Im Vergleich zu 2014 sind 
dies rund 12,0 % mehr.

■■ Es gibt deutliche regionale Unterschiede in 
Rheinland-Pfalz zwischen den Jugendamts-
bezirken, was die Bevölkerungsdichte (60 
bis 2.201 Einwohner pro km²), die Bevöl-
kerungsentwicklung (minus 2,6 % bis plus 
7,0 % Bevölkerungsveränderung von 2011 zu 
2017) und den Anteil junger Menschen an der 
Gesamtbevölkerung (von 17,2 % bis 20,7 %) 
betrifft. 

■■ Die Größe der Gesamtbevölkerung wird bis 
zum Jahr 2030 voraussichtlich annähernd 
stabil bleiben (minus 0,5 %), wobei sich die 
Anzahl der unter 21-Jährigen um minus 2,4 % 
verringern wird, während die mindestens 
65-Jährigen um 26,6 % ansteigen werden.

■■ Rund 2,6 % der 15- bis unter 25-Jährigen 
waren im Jahr 2017 arbeitslos gemeldet.

■■ Die Kinderarmutsgefährdungsquote in Rhein-
land-Pfalz ist gestiegen. Im Jahr 2017 haben 
66.032 unter 15-Jährige Sozialgeld gem. 
SGB II erhalten. Dies entspricht 12,4 % der 
Altersgruppe.
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8. ZUSAMMENFASSUNG UND 
ENTWICKLUNGSLINIEN DER 
KINDER- UND JUGENDHILFE
Seit dem Jahr 2002 erfolgt in Rheinland-Pfalz im Rahmen des Projekts „Qualitäts-
entwicklung durch Berichtswesen“ eine landesweite Berichterstattung zu Entwick-
lungstrends und bedarfsgenerierenden Einflussfaktoren im Bereich der Hilfen zu 
Erziehung, die ein kontinuierliches Monitoring und abgestimmte Planungsprozesse 
für Land und Kommunen ermöglicht. Der nun bereits zum sechsten Mal erschie-
nene Landesbericht über die Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz bietet eine 
umfassende und qualifizierte Wissensbasis über Jugendhilfeleistungsstrukturen in 
Rheinland-Pfalz. Er liefert empirisch fundierte Erklärungsansätze zur Fallzahl- und 
Ausgabenentwicklung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, ebenso wie Ana-
lysen zu den Folgen gesetzlicher Veränderungen (z. B. Bundeskinderschutzgesetz; 
Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung auslän-
discher Kinder und Jugendlicher) sowie soziostruktureller und demografischer 
Entwicklungstrends auf die Inanspruchnahme von Hilfen und Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe. Dadurch wird eine Betrachtung der Leistungsfelder der Kin-
der- und Jugendhilfe vor dem Hintergrund gesellschaftlicher, politischer und fach-
licher Entwicklungen möglich.  

In diesem Kapitel werden noch einmal ausgewähl-
te zentrale Befunde des vorliegenden 6. Landes-
berichts über die Hilfen zur Erziehung zusammen-
fassend dargestellt. Anhand dieser Darstellung 
wird deutlich, wie die Kinder- und Jugendhilfe 
alle Kinder, Jugendlichen und Familien in Rhein-
land-Pfalz unterstützt. Gleichzeitig liegt das Au-
genmerk insbesondere auf den jungen Menschen 

und Familien, die von sozialer Benachteiligung be-
troffen sind. Der 6. Landesbericht endet daher mit 
dem Blick auf diese Zielgruppen und darauf, wel-
chen wichtigen Beitrag die Kinder- und Jugend-
hilfe leistet, um die soziale Teilhabe aller Kinder, 
Jugendlichen und Familien zu ermöglichen. 
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8.1 Zusammenfassende Darstellung der Befunde
Im Folgenden werden die im Zuge der Analyse des 
6. Landesberichtes erarbeiteten zentralen Befun-
de und Entwicklungen der Inanspruchnahme der 
Erziehungshilfen und weiterer wesentlicher Kern-

bereiche der Kinder- und Jugendhilfeleistungen in 
Rheinland-Pfalz dargestellt. 

Hilfen zur Erziehung für junge Menschen und ihre Familien in  
Rheinland-Pfalz

Die Konsolidierung der Hilfen zur Erziehung 
setzt sich fort: Rheinland-pfälzische Jugend-
ämter gewähren im Jahr 2017 rund 27.000 
Hilfen 

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2017 26.838 
Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII durch die Jugendämter gewährt; dies 
sind 11.468 Hilfen bzw. 74,6 % mehr als zu Beginn 
der Erhebung im Jahr 2002. Der Zuwachs der 
Fallzahlen fand dabei insbesondere im Zeitraum 
2002 bis 2010 statt. War für diesen Zeitraum 
landesweit eine starke Expansion der Fallzahlen 
zu beobachten, so tritt mit dem Jahr 2011 eine 
Konsolidierung ein. Die jährlichen Fallzahlsteige-
rungen bewegen sich in den Jahren 2011 bis 2017 
um 0,5 % bis 1,5 %.

Für die starke Expansion der Fallzahlen Anfang der 
2000er Jahre lassen sich keine eindimensionalen 
Erklärungsmodelle finden. Die umfassenden Ana-
lysen im Rahmen der Erhebung in Rheinland-Pfalz 
sowie in anderen Bundesländern und auf Bundes-
ebene deuten darauf hin, dass der Bedarf und die 
Inanspruchnahme von Leistungen und Angeboten 
der Kinder- und Jugendhilfe und hierbei insbeson-
dere der Hilfen zur Erziehung durch vielfältige Fak-
toren (mit) beeinflusst werden. Hierbei spielen, 
neben veränderten Bedingungen des Aufwachsens 
von Kindern, Jugendlichen und familialen Wand-
lungsprozessen, ebenso gesetzliche Bestimmun-
gen auf Bundes- und Länderebene, die Anforde-
rungen anderer gesellschaftlicher Teilsysteme an 
die Kinder- und Jugendhilfe sowie der Ausbaugrad 
der sozialen Infrastruktur und die Hilfegewährungs- 

und Entscheidungsprozesse im Jugendamt eine 
bedeutende Rolle (siehe Kapitel 2.1).

Werden die 26.838 gewährten Hilfen zur Erzie-
hung nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII in 
Relation zur relevanten Bevölkerungsgruppe unter 
21 Jahren gesetzt, so ergibt sich im Jahr 2017 lan-
desweit ein Wert von 33,8 erzieherischen Hilfen je 
1.000 unter 21-Jährige. Im Land Rheinland-Pfalz 
erhielten damit rund 3 % der Kinder und Jugend-
lichen unter 21 Jahren eine Hilfe zur Erziehung. 

Erstmals werden landesweit über 400 Millio-
nen Euro für Hilfen zur Erziehung aufgewendet

Entsprechend der Expansion der Fallzahlen im 
Bereich der Hilfen zur Erziehung seit Beginn der 
Erhebung im Jahr 2002 lassen sich auch bei den 
Aufwendungen für diese Hilfen Steigerungen 
beobachten. Wurden im Jahr 2005 in Rhein-
land-Pfalz noch rund 232 Millionen Euro für 
erzieherische Hilfen nach §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII aufgewendet, so waren es im Jahr 
2017 rund 412 Millionen Euro. Die Aufwendungen 
sind damit in den letzten zwölf Jahren um rund 
180 Millionen Euro bzw. 77,5 % angestiegen. 

Unter Berücksichtigung der Entwicklung des 
Verbraucherpreisindexes, der von 2005 zu 2017 
um 18,3 % gestiegen ist, fällt der Anstieg der 
Bruttoaufwendungen im Zeitraum 2005 bis 2017 
deutlich niedriger aus (plus 50,1 %). Damit wird 
sichtbar, dass unter Berücksichtigung der Geld-
wertentwicklung in Deutschland im Verlauf der 
letzten Jahre die Ausgaben für die Hilfen zur 
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Erziehung etwas weniger stark angestiegen sind 
als die Fallzahlen in diesem Bereich (54,8 %).

Werden die 412 Millionen Euro Gesamtauf-
wendungen im Bereich der erzieherischen Hilfen 
(§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) auf die 
relevante Bevölkerungsgruppe unter 21 Jahren 
bezogen, so ergeben sich im Jahr 2017 landesweit 
Pro-Kopf-Ausgaben von knapp 520 Euro. Damit 
haben sich die Pro-Kopf-Ausgaben seit dem Erhe-
bungsjahr 2005 annähernd verdoppelt. 

Die strukturellen Unterschiede zwischen den 
Städten und Landkreisen bestehen weiter –  
wenn auch Angleichungen stattgefunden 
haben

Seit Beginn der Erhebung im Jahr 2002 lassen sich 
strukturelle Unterschiede zwischen kreisfreien 
bzw. kreisangehörigen Städten und Landkreisen 
beobachten. Erhielten in den rheinland-pfälzi-
schen Landkreisen im Jahr 2002 13,4 je 1.000 
unter 21-Jährige eine Hilfe zur Erziehung, so 
waren es in den kreisfreien und kreisangehörigen 
Städten mit 26,4 bzw. 22,6 annähernd doppelt so 
viele. 

Zwar zeigt die Entwicklung der Eckwerte in den 
letzten 15 Jahren, dass insbesondere die Land-
kreise eine stärkere Zunahme im Vergleich zu 
den kreisfreien Städten zu verzeichnen haben, 
die strukturellen Unterschiede zwischen Städten 
und Landkreisen bestehen jedoch nach wie vor. 
Wurden im Jahr 2017 landesweit rund 34 Hil-
fen zur Erziehung gem. §§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 
41 SGB VIII je 1.000 unter 21-Jährige gewährt, so 
zeigt die differenzierte Analyse der Daten weiter-
hin eine deutlich höhere Inanspruchnahmequote 
erzieherischer Hilfen in den kreisfreien und kreis-
angehörigen Städten (41,5 bzw. 57,2) im Vergleich 
zu den Landkreisen (29,4) in Rheinland-Pfalz. 

Ein bedeutender Teil der Differenzen zwischen den 
rheinland-pfälzischen Kommunen kann auf die 
strukturellen Unterschiede bei den soziostruktu-
rellen Belastungsfaktoren zurückgeführt werden. 
Die Stadt-Land-Differenz ist eindeutig: Es gibt 

keinen Landkreis in Rheinland-Pfalz, der eine hö-
here Kinderarmutsgefährdungsquote aufweist als 
eine kreisfreie oder kreisangehörige Stadt (siehe 
Kapitel 7). 

Der Ausbau familienunterstützender ambulan-
ter Hilfen zur Erziehung setzt sich fort – wenn 
auch deutlich langsamer

Die Leistungspalette in den §§ 27 ff. SGB VIII hat 
sich seit Einführung des SGB VIII deutlich ausdiffe-
renziert, qualifiziert und zu sozialräumlich-orien-
tierten und familienunterstützenden Hilfesettings 
weiterentwickelt. Das Arbeitsfeld der Hilfen zur 
Erziehung zeichnet sich mittlerweile durch ein 
breites Spektrum an familienunterstützenden, -er-
gänzenden und -ersetzenden Hilfen aus. Gerade 
die familienunterstützenden ambulanten Hilfen 
haben dabei in den letzten 15 Jahren in Rhein-
land-Pfalz einen bedeutenden Ausbau erfahren 
und bilden mittlerweile quantitativ den größten 
Bestandteil des Gesamtleistungsspektrums er-
zieherischer Hilfen. Wurden im Jahr 2002 noch 
5.161 Hilfen gemäß der §§ 27 Abs. 2 ambulant, 
29 bis 31, 35 ambulant, 41 ambulant SGB VIII 
durch die rheinland-pfälzischen Jugendämter 
gewährt, waren es im Jahr 2017 bereits 14.282 
Hilfen. In 15 Jahren fand damit annähernd eine 
Verdreifachung der ambulanten Hilfen statt. Die 
beschriebene Expansion der Hilfen im ambulanten 
Bereich hat dazu geführt, dass in Rheinland-Pfalz 
mittlerweile jede zweite Hilfe zur Erziehung im 
ambulanten Bereich gewährt wird (53,2 %). 

In 40 % der Fälle wird ein junger Mensch 
außerhalb der Familie fremduntergebracht – 
insbesondere die Vollzeitpflege gewinnt dabei 
kontinuierlich an Bedeutung 

Auch die Fallzahlen der Fremdunterbringungen 
haben sich im Zeitraum 2002 bis 2017 erhöht, 
allerdings deutlich schwächer als im ambulanten 
Bereich. Während dabei die stationären Hilfen ins-
besondere zwischen den Jahren 2007 bis 2012 an-
gestiegen und ab dem Erhebungsjahr 2013 leicht 
rückläufig sind, verzeichnet die Vollzeitpflege seit 
Beginn der Erhebung im Jahr 2002 einen stetigen 
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Zuwachs. Die Vollzeitpflege hat in der länger-
fristigen Betrachtung neben den ambulanten 
Hilfen die größten Fallzahlanstiege zu verzeichnen 
(58 %).

Der Rückgang der stationären Hilfen in den 
letzten Jahren sowie der kontinuierliche Fallzahl-
anstieg im Bereich der Vollzeitpflege führen dazu, 
dass sich die Fallzahlen dieser beiden Hilfeseg-
mente allmählich annähern. Wurden im Jahr 2002 
noch 1.701 Hilfen mehr im stationären Bereich 
als in der Vollzeitpflege gewährt, waren es im Jahr 
2017 nur noch 358 Hilfen.

Zunehmend mehr Kinder unter neun Jahren 
sind in den Hilfen zur Erziehung vertreten

Der Blick auf die Altersstruktur verdeutlicht zu-
nächst, dass die am stärksten vertretenen Alters-
gruppen die 12- bis unter 15-Jährigen (18,2 %) 
sowie die 9- bis unter 12-Jährigen (17,8 %) sind, 
dicht gefolgt von den 6- bis unter 9-Jährigen (17,0 
%). Die höchste Inanspruchnahme der Hilfen zur 
Erziehung liegt damit bei Kindern und Jugend-
lichen im Alter zwischen sechs bis unter 15 Jahren 
vor und betrifft folglich die Altersgruppen, welche 
den Eintritt in die Grundschule sowie den Über-
gang in die weiterführende Schule bewältigen 
müssen.  

Annähernd jede sechste Hilfe wird aktuell für 
junge Kinder unter drei Jahren gewährt; weitere 
rund 12 % für Kinder im Alter von drei bis unter 
sechs Jahren. Am seltensten sind in den Hilfen zur 
Erziehung junge Volljährige (18 Jahre und älter) 
vertreten. Ihr Anteil lag im Jahr 2017 landesweit 
bei rund 4 %. Mit dem Erreichen der Volljährigkeit 
geht die Inanspruchnahme erzieherischer Hilfen 
deutlich zurück. Dieser abrupte Rückgang in der 
Inanspruchnahme der Hilfen zur Erziehung von 
jungen Volljährigen im Vergleich zu den anderen 
Altersgruppen wird seit vielen Jahren in der Fach-
öffentlichkeit diskutiert und wirft die Frage nach 
angemessenen Unterstützungsformen für diese 
Altersgruppe auf. 

In der Entwicklung der Altersgruppen im Zeitraum 
2014 bis 2017 lassen sich die stärksten absoluten 
Fallzahlzuwächse für die Gruppe der Kinder unter 
drei Jahren beobachten; deren Fallzahl hat sich 
innerhalb von drei Jahren um rund 14 % erhöht. 
Die Daten spiegeln damit eine höhere Sensibilität 
sowie eine schärfere Wahrnehmung seitens der 
Fachkräfte vor dem Hintergrund der Kinderschutz-
debatte, der Einführung des § 8a in das SGB VIII 
sowie der Einführung von Bundeskinderschutzge-
setz und Landeskinderschutzgesetz wider. 

Jungen sind in den Hilfen zur Erziehung häufi-
ger vertreten als Mädchen – die Hilfen für Mäd-
chen sind jedoch stärker angestiegen

Seit Beginn der Erhebungen im Rahmen des Pro-
jekts „Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“ 
lässt sich beobachten, dass Jungen häufiger in den 
in Rheinland-Pfalz gewährten Hilfen zur Erziehung 
vertreten sind als Mädchen. Allerdings zeigt der 
Blick auf die Fallzahlentwicklung in den letzten 
drei Jahren, dass die Hilfen für Mädchen und junge 
Frauen mit einem Plus von 7,4 % stärker ange-
stiegen sind als die Hilfen für Jungen und junge 
Männer (5,1 %). 

Der Anteil der Mädchen und jungen Frauen ist seit 
dem Beginn der Erhebung im Jahr 2002 kontinu-
ierlich angestiegen. Wurden im Jahr 2002 noch 
rund 36 % der Hilfen für Mädchen und junge 
Frauen gewährt, waren es im Jahr 2017 rund 
42 %. Der Anteil der männlichen Hilfeempfangen-
den ist im gleichen Zeitraum dementsprechend 
von knapp 64 % im Jahr 2002 auf rund 58 % im 
Jahr 2017 zurückgegangen. Die Jungen sind damit 
weiterhin häufiger in den Hilfen zur Erziehung ver-
treten, die Mädchen weisen jedoch in den letzten 
Jahren höhere Fallzahlentwicklungen auf. 

Hilfeartspezifisch zeigen sich im Geschlechterver-
hältnis deutliche Unterschiede: Wenn Mädchen 
eine Hilfe erhalten, dann ist damit häufiger eine 
Fremdunterbringung verbunden. So ist etwa im 
Rahmen der Vollzeitpflege das Geschlechterver-
hältnis weitestgehend ausgeglichen. Auch im 
Bereich der Heimunterbringungen bzw. betreuten 
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Wohnformen nach § 34 SGB VIII liegt der Anteil 
der weiblichen Hilfeempfangenden seit einigen 
Jahren konstant bei etwa 45 %. Demgegenüber 
überwiegen die Jungen nach wie vor bei der Erzie-
hungsbeistandschaft (§ 30 SGB VIII), der Sozialen 
Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII) und insbesondere 
den Tagesgruppen (§ 32 SGB VIII).

Diese Unterschiede und Entwicklungen zeigen 
zweierlei: Nach wie vor ist es notwendig, die Zu-
gangswege von Mädchen und jungen Frauen zu 
Hilfen zur Erziehung, vor allem im Bereich der am-
bulanten und teilstationären Hilfen, geschlechter-
gerechter zu qualifizieren. Auf der anderen Seite 
deuten die Anstiege der Anteilswerte von Mäd-
chen und jungen Frauen in den gewährten Hilfen 
zur Erziehung auf eine weitere Öffnung dieser 
Hilfen für Mädchen und eine zunehmende Sensi-
bilisierung der Fachkräfte im Bereich der Sozialen 
Dienste für die Genderperspektive hin.

Trotz eines leichten Anstiegs des Anteils von 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund in 
den Hilfen zur Erziehung sind diese weiterhin in 
den Erziehungshilfen unterrepräsentiert

In den letzten Erhebungsjahren ist in Rhein-
land-Pfalz ein leichter Anstieg des Anteils von jun-
gen Menschen mit Migrationshintergrund in den 
erzieherischen Hilfen zu beobachten. Wurden im 
Jahr 2011 rund 16 % aller Hilfen zur Erziehung für 
junge Menschen mit Migrationshintergrund ge-
währt, waren es im Jahr 2017 knapp 20 %. Damit 
richtete sich in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 jede 
fünfte Hilfe zur Erziehung an junge Menschen mit 
einem Migrationshintergrund.

Die Daten der amtlichen Statistik zeigen, dass in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 der Anteil von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
bei rund 38 % liegt (vgl. Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2018). Anhand dieser Betrach-
tung deutet sich an, dass die jungen Menschen 
und Familien mit Migrationshintergrund gemes-
sen an ihrem Anteil in der Gesamtbevölkerung in 
den Hilfen zur Erziehung unterrepräsentiert sind.

Die Betrachtung einzelner Hilfearten macht deut-
lich, dass junge Menschen mit Migrationshinter-
grund in der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 
(14 %) am seltensten vertreten sind; dicht gefolgt 
von den teilstationären Hilfen nach § 32 SGB VIII 
sowie der stationären Unterbringung nach 
§ 34 SGB VIII (15 % bzw. 19 %). Deutlich hö-
her fallen demgegenüber die Anteilswerte der 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund in 
den ambulanten Hilfen aus. Am häufigsten sind 
junge Menschen mit Migrationshintergrund in der 
Sozialen Gruppenarbeit nach § 29 SGB VIII (29 %) 
vertreten. 

Die Ergebnisse zeigen, dass junge Menschen mit 
Migrationshintergrund zu einem nicht geringen 
Anteil auch in den Erziehungshilfen zu finden 
sind, wenn auch mit hilfeartspezifisch deutlichen 
Unterschieden. Dennoch liegt ihr Anteil in den er-
zieherischen Hilfen weiterhin unter ihrem Bevöl-
kerungsanteil in Rheinland-Pfalz. Die Kinder- und 
Jugendhilfe wird mittel- und langfristig aufgefor-
dert sein, migrationssensible Angebote, welche 
Unterschiede weder manifestieren noch ausblen-
den, zu gestalten. Dazu gehören Strategien wie 
beispielsweise die Akquise von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern mit Migrationshintergrund 
sowie die Stärkung der interkulturellen Kompe-
tenzen aller Fachkräfte und Dienste. 
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Leistungen zur Teilhabe junger Menschen mit Behinderung in  
Rheinland-Pfalz

Die Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII 
zeigt deutliche Zuwachsraten 

Die Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII ist 
eines der dynamischsten Leistungsfelder der Kin-
der- und Jugendhilfe. Eingliederungshilfen werden 
jungen Menschen gewährt, wenn sie eine (dro-
hende) seelische Behinderung haben und ihre Teil-
habe eingeschränkt ist. Seit der Ratifizierung der 
UN-Behindertenrechtskonvention durch die Bun-
desrepublik Deutschland im Jahr 2009 hat sich die 
Zahl der Eingliederungshilfen in Rheinland-Pfalz 
um 41,3 % auf 7.568 (§ 35a SGB VIII, laufend und 
beendet, inklusive Frühförderung) erhöht. In den 
letzten Jahren ist dabei die Eingliederungshilfe am 
Ort Schule in Form von Integrationshilfen immer 
bedeutsamer geworden. Von 2015 zu 2017 ist 
ihre Anzahl um 23,4 % auf 1.451 laufende und 
beendete Fälle gestiegen. Neben ambulanten Ein-
gliederungshilfen außerhalb von Kita oder Schule 
ist die Frühförderung das zweitgrößte Leistungs-
feld für junge Menschen mit einer (drohenden) 
seelischen Behinderung. Mit 2.333 laufenden und 
beendeten Fällen im Jahr 2017 stellt sie 31,4 % 
aller Eingliederungshilfen.  

Die Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII 
zeigt Besonderheiten in Zielgruppe und regio-
naler Verteilung

Pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren sind 
im Jahr 2017 rund 9,5 Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII gewährt worden (laufend und 
beendet, inklusive Frühförderung). Der Eckwert 
ist in den Landkreisen (10,2) deutlich höher als 
in den kreisangehörigen (9,2) oder kreisfreien 
Städten (7,8). Die zehn höchsten Eckwerte in 
Rheinland-Pfalz sind Landkreisen zuzuschreiben. 
Wie viele Eingliederungshilfen in einem Jugend-
amtsbezirk in Anspruch genommen werden, 
unterscheidet sich entsprechend je nach Region 
deutlich. Ein ähnliches Phänomen lässt sich bei 
den in Anspruch nehmenden jungen Menschen 
beobachten. 

Hier zeigt sich eine ungleiche Verteilung der 
Hilfen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung. 
Ohne Beachtung der Frühförderfälle sind drei 
Viertel (76 %) der jungen Menschen in der rhein-
land-pfälzischen Eingliederungshilfe männlich. 
Die im Jahr 2017 laufenden und beendeten Hilfen 
wurden zusätzlich in annähernd zwei Drittel der 
Fälle (62,1 %) im Alter zwischen 6 und unter 12 
Jahren eingeleitet. Darüber hinaus sind junge 
Menschen mit Migrationshintergrund in der 
Eingliederungshilfe deutlich unterrepräsentiert. 
Während sie mehr als ein Drittel der Gesamtbe-
völkerung ausmachen (37,8 %), verfügt nur jeder 
zehnte junge Mensch in der Eingliederungshilfe 
über einen Migrationshintergrund (11,2 %). 

Das Vorhandensein von (drohender) seelischer Be-
hinderung und Teilhabeeinschränkung sollte in der 
Gesamtbevölkerung und in den Jugendamtsbezir-
ken in Rheinland-Pfalz annähernd gleich verteilt 
sein. Dennoch lassen sich deutliche regionale Un-
terschiede und Über- bzw. Unterrepräsentationen 
von bestimmten Merkmalen junger Menschen 
(Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund) fest-
stellen. Diese Ergebnisse geben Hinweise darauf, 
dass die Gewährungspraxis (auch hinsichtlich der 
Feststellung der Leistungsvoraussetzung) in den 
Jugendämtern unterschiedlich ist. Darüber hinaus 
scheinen unterschiedliche soziale Infrastrukturen 
die Inanspruchnahme von Eingliederungshilfen 
zu beeinflussen. Eine Teilhabe förderliche soziale 
Infrastruktur kann die Inanspruchnahme einer 
Individualhilfe unter Umständen vermeiden.
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Die Fallzahlen der Eingliederungshilfen für 
Minderjährige mit geistiger/körperlicher und 
seelischer Behinderung sind in Rheinland-Pfalz 
auf annähernd gleichem Niveau 

Neben den Eingliederungshilfen aus dem Achten 
Sozialgesetzbuch für junge Menschen mit (dro-
hender) seelischer Behinderung und Teilhabeein-
schränkung werden in Rheinland-Pfalz im Jahr 
2017 rund 7.888 Eingliederungshilfen für Kinder 
und Jugendliche mit geistiger und/oder körperli-
cher Behinderung gewährt (§ 54 SGB XII, laufend 
und beendet). Während Leistungen für unter 
18-Jährige mit (drohender) seelischer Behinde-
rung in den Landkreisen häufiger gewährt werden 
als in den kreisfreien Städten, ist das Verhältnis 
bei Hilfen für Minderjährige mit körperlicher und/
oder geistiger Behinderung umgekehrt. 

Deren Anzahl ist in den kreisfreien Städten deut-
lich höher als in den Landkreisen. Annähernd 
94 % der Eingliederungshilfen für junge Menschen 
mit körperlicher und/oder geistiger Behinderung 
sind heilpädagogische Leistungen für Kinder und 
Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung. In 
der Gesamtschau der beiden Rechtskreise des 
SGB VIII und des SGB XII hinsichtlich der Einglie-
derungshilfen für Minderjährige mit (drohender) 
seelischer, körperlicher und/oder geistiger Behin-
derung zeigt sich die Bedeutung dieser Hilfen in 
Rheinland-Pfalz: Im Jahr 2017 haben annähernd 
2,3 % der unter 18-Jährigen landesweit eine Ein-
gliederungshilfe in Anspruch genommen. Die dar-
gestellte Ausprägung der Fallzahlen weist darauf 
hin, dass Eingliederungshilfen als Hilfe zur Teilha-
be junger Menschen kein Randphänomen sind.

Die Wahrnehmung von Kinderschutzaufgaben in Rheinland-Pfalz

Kinderschutz in Rheinland-Pfalz: Rund 1 % der 
jungen Menschen werden den Jugendämtern 
als Kinderschutzverdachtsfall gemeldet; Inob-
hutnahmen sind angestiegen

Im Jahr 2017 wurden von den Jugendämtern in 
Rheinland-Pfalz insgesamt 7.155 Gefährdungs-
einschätzungen nach § 8a SGB VIII durchgeführt. 
Damit gab es etwa 11,5 Gefährdungseinschätzun-
gen je 1.000 Kinder im Alter von unter 18 Jahren. 
Unter der Annahme, dass jede Gefährdungsein-
schätzung ein anderes Kind betrifft, wären damit 
über 1 % der Kinder in Rheinland-Pfalz betroffen. 
In mehr als jedem dritten Fall (34 %) wurde eine 
akute oder latente Gefährdung des Kindeswohls 
festgestellt. In weiteren 35 % der Fälle wurde 
keine Kindeswohlgefährdung, aber ein Hilfebedarf 

festgestellt. Zusammengenommen waren damit 
mehr als zwei Drittel der Meldungen begründet. 

Im Jahr 2017 wurden in Rheinland-Pfalz 1.368 
junge Menschen durch die Jugendämter in Ob-
hut genommen. Die Steigerung im Vergleich 
zum Vorjahr beträgt etwa 5 %. Pro 1.000 junge 
Menschen unter 18 Jahren wurden somit rund 
2,15 Inobhutnahmen im Jahr 2017 durchgeführt. 
Sowohl im Hinblick auf die Sorgerechtsentzüge 
als auch die Inobhutnahmen weisen die kreisfrei-
en und kreisangehörigen Städte deutlich höhere 
Inanspruchnahmeeckwerte auf als die Landkreise. 
Bedeutsame Zielgruppen sind dabei junge Men-
schen zwischen 15 und unter 18 Jahren sowie 
unter 3-Jährige. 
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Regelangebote für alle jungen Menschen und ihre Familien in  
Rheinland-Pfalz

Der Ausbau der Kindertagesbetreuung setzt 
sich fort: Kita-Plätze für unter 3-Jährige sowie 
Ganztagsplätze für Kinder unter 6-Jährige neh-
men weiterhin zu

Die Zahlen der rheinland-pfälzischen Bericht-
erstattung zeigen, dass nach wie vor die Plätze 
in der Kindertagesbetreuung ausgebaut werden. 
Der Zuwachs betrifft vor allem die Betreuung der 
unter 3-Jährigen und den Ganztagsbereich. Im 
Jahr 2017 wird in Rheinland-Pfalz für knapp 40 % 
der unter 3-Jährigen ein Kindertagesbetreuungs-
angebot vorgehalten. Knapp 44 % der Kinder im 
Kindergartenalter haben die Möglichkeit, einen 
Ganztagsplatz wahrzunehmen. Im Berichtsjahr 
2011 lagen diese Versorgungsquoten jeweils noch 
bei etwa 30 %. Auch in der Kindertagesbetreuung 
gibt es erhebliche regionale Unterschiede: Bei der 
Ganztagsbetreuung für Kinder unter sechs Jahren 
bspw. variiert die Versorgungsquote landesweit 
zwischen rund 26 % und 58 %. Die Entwicklungen 
im letzten Jahrzehnt verdeutlichen, dass Kinder-
tagesbetreuung ein Infrastrukturangebot für alle 
Familien geworden ist und dass das breite Betreu-
ungsangebot jungen Eltern die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf erleichtert.

Wachsende Personalressourcen in der Schul- 
sozialarbeit und in der Jugendberufshilfe –  
stagnierende bzw. abnehmende Personalres-
sourcen in der Jugendarbeit und in der Jugend-
sozialarbeit

Die Handlungsfelder der Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes (§§ 11, 13, 14 SGB VIII) haben 
einen eigenen Bildungs- und Erziehungsauftrag. 
Sie bieten Unterstützungsstrukturen und Aktions-
räume für junge Menschen zur Förderung ihrer 
persönlichen Entwicklung und gesellschaftlichen 
Teilhabe. Die Personalressourcen und Ausgaben in 
diesen Feldern geben Hinweise zum Stellenwert 
dieser Regelangebote für junge Menschen in den 
Kommunen. Die Zahlen des rheinland-pfälzischen 

Berichtswesens veranschaulichen die teilweise 
unterschiedliche Entwicklung der Personalres-
sourcen in den verschiedenen Handlungsfeldern 
im Zeitverlauf. Während von 2011 zu 2017 die 
Personalressourcen in der Schulsozialarbeit (plus 
53,5 %) und in der Jugendberufshilfe (plus 11,5 %) 
zugenommen haben, stagnieren sie in der Jugend-
arbeit (minus 1 % gem. §§ 11, 14 SGB VIII) bzw. 
sind in der Jugendsozialarbeit (minus 25,4 %) 
rückläufig. Diese Entwicklungen zeigen, dass vor 
allem Regelangebote für junge Menschen, die 
auf die Begleitung und Unterstützung im Kontext 
von Schule sowie im Übergang zum Beruf zielen, 
angestiegen sind. Außerhalb von Schule und Beruf 
haben die Regelangebote zur ganzheitlichen All-
tagsbildung und Förderung von jungen Menschen, 
gemessen an den durch das Jugendamt (mit-)
finanzierten Personalressourcen, in den letzten 
Jahren keinen Bedeutungszuwachs erfahren. 

Rund 3 % der jungen Menschen bzw. ihre El-
tern nehmen eine Beratung gem. §§ 16 bis 18, 
28, 41 SGB VIII wahr

In Rheinland-Pfalz gibt es 60 Beratungsstellen 
an 70 Standorten, die Familien niedrigschwellige 
und lebensweltnahe Unterstützung und Beratung 
bieten. Im Jahr 2017 sind 24.463 Beratungen 
(§§ 16 bis 18, 28, 41 SGB VIII) durchgeführt wor-
den. Das entspricht 30,8 Beratungen pro 1.000 
junge Menschen unter 21 Jahren. Dieser Eckwert 
ist in den letzten Jahren relativ stabil geblieben, 
was u. a. mit einer kaum veränderten personellen 
und räumlichen Ausstattung der Erziehungs-
beratungsstellen zu erklären ist. Die Erziehungs-
beratungen im Rahmen der Hilfen zur Erziehung 
gem. § 28 SGB VIII bilden mit 59 % den größten 
Anteil der Beratungsleistungen im Jahr 2017, ge-
folgt von Beratungen in Fragen der Partnerschaft, 
Trennung und Scheidung sowie der Beratung und 
Unterstützung bei der Ausübung der Personensor-
ge und des Umgangsrechts (§§ 17, 18 SGB VIII).
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Personalressourcen in den rheinland-pfälzischen Jugendämtern

Kontinuierlich gestiegene Personalressourcen 
in den Sozialen Diensten, regionale Disparitä-
ten bleiben bestehen

Im Jahr 2017 liegt die Summe aller in den Sozia-
len Diensten vorhandenen Vollzeitäquivalente 
in Rheinland-Pfalz bei rund 725. Davon entfallen 
allein rund 430 Vollzeitäquivalente auf den Allge-
meinen Sozialen Dienst. Seit Beginn der Bericht-
erstattung im Jahr 2002 sind die Personalstellen 
in den Sozialen Diensten in den rheinland-pfäl-
zischen Jugendämtern kontinuierlich ausgebaut 
worden (plus 70 %). Obgleich im selben Zeitraum 
auch die Fallzahlen in den Hilfen zur Erziehung 
deutlich zugenommen haben, tragen die gestie-
genen Personalressourcen zu einem günstigeren 
Verhältnis von Fällen und Personalstellen bei. Die 
rheinland-pfälzischen Daten zur Personalausstat-
tung zeigen zudem weiterhin z. T. deutliche Unter-
schiede zwischen den einzelnen Jugendämtern. 
Dabei fällt auf, dass die Landkreisjugendämter ihre 
Personalstellen zwar in den letzten Jahren konti-
nuierlich ausgebaut haben, die Personalausstat-
tung bezogen auf die Bevölkerung sich dennoch 
in den Stadtjugendämtern günstiger darstellt. 
Auskömmliche Personalressourcen der Jugend-
ämter sind eine zentrale Voraussetzung, um die 
vielfältigen, verantwortungsvollen Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe angemessen umzusetzen, 
den Bedarf an Unterstützungsmaßnahmen fach-
lich gut abzuklären und den Hilfeprozess  

qualifiziert zu begleiten (vgl. Olk & Wiesner 
2015). Die gestiegenen Personalressourcen der 
rheinland-pfälzischen Jugendämter und die damit 
einhergehende günstigere Personalausstattung 
stärken die soziale Infrastruktur für junge Men-
schen und ihre Familien mit Unterstützungsbedar-
fen und qualifizieren den Kinderschutz.

Jugendhilfeplanung als zentrales kommunales 
Steuerungsinstrument ist nicht flächende-
ckend ausgebaut

Die Jugendhilfeplanung ist das zentrale rechtlich 
verankerte und fachliche Steuerungsinstrument 
der öffentlichen Jugendhilfe, das den Bestand an 
sozialen Leistungen und Diensten, den Bedarf 
der jungen Menschen und ihrer Familien sowie 
die Übersetzung des Bedarfs in notwendige und 
zieldienliche Angebote zur Aufgabe hat. In Rhein-
land-Pfalz gibt es im Jahr 2017 insgesamt rund 
33 Vollzeitstellenäquivalente für Jugendhilfepla-
nung. In fast allen Jugendamtsbezirken werden 
Personalressourcen für die Jugendhilfeplanung 
vorgehalten. Eine eigens für Jugendhilfeplanung 
eingerichtete Stelle mit einem Stellenumfang von 
mindestens 0,5 Vollzeitstellenäquivalenten gibt es 
in rund 41 % der Jugendämter. Trotz des beträcht-
lichen Aufgaben- und Bedeutungszuwachses der 
Kinder- und Jugendhilfe gab es hier nur wenig 
Entwicklung. 

Demografischer Wandel, regionale Disparitäten und Kinderarmut in 
Rheinland-Pfalz

Trotz steigender Geburten setzt sich der demo-
grafische Wandel in Rheinland-Pfalz fort und 
nimmt regional deutlich unterschiedliche Aus-
prägungen an

Ein natürlicher Bevölkerungsrückgang, eine 
älterwerdende Bevölkerung und zunehmende 
Migrationsbewegungen zeichnen den demografi-
schen Wandel aus, der die Bundesrepublik und 

Rheinland-Pfalz seit mehreren Jahrzehnten prägt. 
Jedoch haben steigende Geburtenzahlen in den 
letzten Jahren für eine Vergünstigung der demo-
grafischen Struktur in Rheinland-Pfalz gesorgt. 
Die Ursachen für diese Geburtenentwicklung 
waren geburtenstarke Jahrgänge im gebärfähigen 
Alter, eine insgesamt gestiegene Geburtenquote 
sowie Zuwanderung von Menschen aus Ländern 
mit höheren Geburtenquoten. In der Konsequenz 
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daraus hat sich die Anzahl der unter 3-Jährigen in 
Rheinland-Pfalz seit 2011 um 19,1 % auf 112.788 
im Jahr 2017 erhöht. Zu dieser Beobachtung ge-
hört auch, dass der Anteil von Lebendgeborenen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit auf 13,1 % 
gestiegen ist. 

Der Blick in die Bevölkerungsprognose für Rhein-
land-Pfalz (Basisjahr 2017) zeigt, dass sich die 
Alterung der Bevölkerung in Rheinland-Pfalz 
dennoch fortsetzen wird. Bis zum Jahr 2030 wird 
voraussichtlich mehr als jede vierte Person in 
Rheinland-Pfalz mindestens 65 Jahre alt sein. 
Gleichzeitig wird davon ausgegangen, dass die 
Anzahl der jungen Menschen bis zum Jahr 2030 
rückläufig sein wird, allerdings aufgrund der ho-
hen Geburtenzahlen in den letzten Jahren nur um 
rund 2,4 %. 

Für die Kinder- und Jugendhilfe ergeben sich da-
raus verschiedene Herausforderungen. Zunächst 
ist aufgrund der gestiegenen Kinderzahl in den 
letzten Jahren ein deutlicher Ausbau insbesondere 
der Kindertagesbetreuungsangebote gefragt. Im 
Kontext des Fachkräftemangels wird es für Kom-
munen und freie Träger schwieriger, ausreichend 
und rechtzeitig Kapazitäten zu schaffen, um die 
Rechtsansprüche der Eltern zu erfüllen. Ähnliches 
gilt für den Bereich der Hilfen zur Erziehung. Auch 
deutet sich unter anderem aufgrund der Komple-
xitätssteigerung der zu bearbeitenden Fälle sowie 
des altersbedingten Ausscheidens von Fachkräf-
ten im Allgemeinen Sozialen Dienst ein weiterer 
Bedarf an Fachkräften in den nächsten Jahren an 
(vgl. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugend-
hilfe 2018: 3).   

Insgesamt zeigt der Blick auf die Daten, dass die 
Ausgangsbedingungen in den Kommunen weiter 
auseinander gehen: Wachsende, sich verjüngen-
de, bunter werdende urbane Gebiete mit starken 
Dienstleistungssektoren sowie Akademisie-
rungstendenzen stehen von Fortzug geprägten, 
alternden Kommunen mit auf Produktion oder 
Verarbeitung spezialisierter Wirtschaft gegen-
über. Dieses Spektrum bildet selbstverständlich 
nicht die Vielfalt kommunaler Entwicklungen ab, 

macht allerdings deutlich, wie unterschiedlich die 
strukturellen Kontexte des Aufwachsens junger 
Menschen innerhalb von Rheinland-Pfalz sein 
können.

Kinderarmut ist in Rheinland-Pfalz eine Her-
ausforderung für die Kinder- und Jugendhilfe 

In Rheinland-Pfalz leben im Jahr 2017 insgesamt 
66.032 junge Menschen unter 15 Jahren im So-
zialgeldbezug gem. SGB II. Dies entspricht einer 
landesweiten Kinderarmutsgefährdungsquote 
von 12,4 %. Zwischen den Kommunen zeigt sich 
eine große Spannweite. So liegt der Anteil junger 
Menschen, die in Armut leben, in den kreisan-
gehörigen Städten bei rund 20,9 % und in den 
kreisfreien Städten bei rund 20,3 %. In vier rhein-
land-pfälzischen Jugendamtsbezirken ist sogar 
mehr als jedes vierte Kind von Armut betroffen. 
In den Landkreisen ist die Kinderarmutsgefähr-
dungsquote deutlich geringer und liegt im Jahr 
2017 bei 8,9 %. Doch auch bei den Landkreisen 
zeigen sich deutliche Unterschiede, so reicht die 
Spannweite von 6,1 % bis 11,8 %. Die Ausprägung 
des Anteils junger Menschen, die in Abhängig-
keit von Sozialleistungen aufwachsen, variiert 
zwar deutlich zwischen den Kommunen in Rhein-
land-Pfalz, dennoch ist Kinderarmut ein Quer-
schnittsphänomen. In jedem Landkreis und jeder 
Stadt in Rheinland-Pfalz leben von Armut bedroh-
te junge Menschen. Das Aufwachsen in prekären 
Lebensverhältnissen stellt ein Entwicklungsrisiko 
in Bezug auf Bildung, Gesundheit, Freizeit und 
Erziehung dar.
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8.2 Die Kinder- und Jugendhilfe als Motor sozialer 
Teilhabe – aktuelle Entwicklungslinien
Die im vorliegenden Bericht ausgewerteten 
Befunde liefern Hinweise, wie die Kinder- und 
Jugendhilfe mit ihren Angeboten und Leistungen 
alle Kinder, Jugendlichen und Familien in Rhein-
land-Pfalz unterstützt. Gleichzeitig zeigt der 
Bericht, dass die Kinder- und Jugendhilfe insbe-
sondere junge Menschen und Familien fördert und 
unterstützt, die sich in besonderen Lebenslagen 

befinden und folglich von sozialer Benachteiligung 
betroffen sind. In diesem abschließenden Kapitel 
liegt der Fokus zum einen auf der Analyse beson-
ders vulnerabler Zielgruppen und zum anderen 
darauf, wie deren soziale Teilhabe durch die Ange-
bote und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
ermöglicht wird. 

8.2.1 Teilhabechancen aller Kinder und Jugendlichen stärken unter  
Berücksichtigung besonders vulnerabler Zielgruppen

Die im vorliegenden Bericht ausgewerteten 
Befunde zur rheinland-pfälzischen Kinder- und 
Jugendhilfe sowie deren Rahmenbedingungen 
zeigen, dass sich die Lebensbedingungen von 
Kindern, Jugendlichen und Familien in Rhein-
land-Pfalz teils deutlich unterscheiden. Aufgabe 
der Kinder- und Jugendhilfe ist es, alle jungen 
Menschen in ihrer sozialen und individuellen Ent-
wicklung zu fördern. Dazu gehört ebenso, „Be-
nachteiligungen“ zu vermeiden bzw. abzubauen 
sowie „positive Lebensbedingungen für junge 
Menschen und ihre Familie“ zu erhalten bzw. zu 
erschaffen (§ 1 Abs. 1 und 4 SGB VIII). Soziale Be-
nachteiligung bedeutet für viele junge Menschen 
und ihre Familien gleichzeitig eine Beeinträchti-
gung ihrer Teilhabe. Die Kinder- und Jugendhilfe 
ist aufgefordert, sich zu den sozialen Benachtei-
ligungen ihrer Adressatinnen und Adressaten zu 
positionieren (Nickel-Schampier 2018: 483). Vice 
versa bedeutet dies, sich für die soziale Teilhabe 
aller jungen Menschen und ihrer Familien einzu-
setzen. 

Der Abbau sozialer Benachteiligungen und damit 
die Sicherstellung von Teilhabe werden durch 
die Kinder- und Jugendhilfe sowohl im Rahmen 
allgemein zugänglicher Angebote und sozial-
räumlicher Infrastruktur als auch über individuelle 
Hilfs- und Unterstützungsangebote realisiert (vgl. 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 
2018: 9). Die Kinder- und Jugendhilfe umfasst 
heute ein breites Spektrum an Regelangeboten, 
die sich an alle Kinder, Jugendlichen und Familien 
richten. Hierzu gehören die Kindertagesbetreu-
ung, Beratungsdienste und Familienbildungsan-
gebote sowie die Jugendarbeit und Jugendsozial-
arbeit. Darauf aufbauend stellt die Kinder- und 
Jugendhilfe spezifische Hilfe- und Förderangebote 
im Sinne eines abgestuften ambulanten, teilsta-
tionären und stationären Hilfesystems für junge 
Menschen und Familien zur Verfügung, um diese 
in bestimmten Lebenslagen, bei Bewältigungs- 
oder Entwicklungsaufgaben sowie in Krisen- und 
Notsituationen individuell zu unterstützen. Dazu 
gehört auch die Sicherstellung eines verlässlichen 
und zeitnah agierenden Kinderschutzsystems. 
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Die Kinder- und Jugendhilfe richtet sich an alle 
Kinder, Jugendlichen und Familien. Gleichzeitig 
steht sie mit Blick auf besonders benachteiligte 
Zielgruppen, deren Teilhabechancen erschwert 
sind, in besonderer Verantwortung. Im Folgenden 
soll auf vier Zielgruppen näher eingegangen wer-
den, die auf ihre je eigene Weise von gesellschaft-
licher Teilhabe ausgeschlossen sein können: 

■■ von Armut betroffene junge Menschen,  

■■ junge Menschen mit Behinderung, 

■■ junge Menschen mit psychisch erkrankten 
bzw. suchterkrankten Eltern/Elternteilen,

■■ junge Menschen mit Fluchterfahrung – unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge. 

Während die erste Zielgruppe schon seit vielen 
Jahren Gegenstand der Diskussion in der Kinder- 
und Jugendhilfe ist, erhalten sowohl junge Men-
schen mit Behinderung als auch junge Menschen 
mit psychisch erkrankten bzw. suchterkrankten 
Eltern/Elternteilen und mit Fluchterfahrung in den 
letzten Jahren vermehrt Aufmerksamkeit in der 
Fachdebatte der Kinder- und Jugendhilfe. 
 
Von Armut betroffene junge Menschen 

Armut von jungen Menschen gefährdet ihre 
soziale Teilhabe und stellt damit ein zentra-
les Entwicklungsrisiko im Aufwachsen dar. Die 
soziale Ungleichheit manifestiert sich u. a. beim 
Zugang zu Bildung, Kultur, Freizeitangeboten, 
Wohnraum und Gesundheit (vgl. u. a. AWO-ISS-
Studie 2012). Im Vergleich zu Gleichaltrigen, die 
nicht von Armut bedroht sind, erfahren diese 
jungen Menschen im Aufwachsen eine Vielzahl 
von Einschränkungen. Aus der Kumulation dieser 
Einschränkungen resultiert eine systematische 

30	�Kinderarmut wird hier mit dem Sozialgeldbezug unter 15-Jähriger operationalisiert. Der Sozialgeldbezug 
für unter 15-Jährige ist eine Grundsicherung für nicht erwerbsfähige Personen (zu denen diese Altersgruppe 
prinzipiell zählt), die in Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II leben und keinen Anspruch auf Sozialhilfe 
haben. Allerdings weist dieser Indikator für Kinderarmut nur ein politisch normiertes Maß aus (vgl. BMFSFJ 
2013: 98). Versteckte Armut kann damit nicht abgebildet werden. 

soziale Benachteiligung. Armut führt damit bereits 
schon früh zu Ausgrenzungserfahrungen, dem 
Gefühl, „nicht dazuzugehören“. Wird der Blick auf 
Familienformen gerichtet, die besonders häufig 
von Armut oder einem Armutsrisiko betroffen 
sind, so zeigen aktuell verfügbare Analysen, dass 
neben Paaren mit mindestens drei Kindern ebenso 
Alleinerziehende und Familien mit Migrations-
hintergrund das höchste Armutsrisiko aufweisen. 
Oftmals zeigt sich hier die Kumulation mehrerer 
Lebens- und Problemlagen, die dazu führt, dass 
Hilfe und Unterstützung notwendig werden. Der 
Umgang mit Armut von jungen Menschen und 
ihren Familien ist insofern auch eine Frage des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts, eine Frage, 
wie sehr sich eine Gesellschaft bemüht, inklusiv 
zu sein. 

In Rheinland-Pfalz, so zeigen die Daten des 6. 
Landesberichts, sind rund 12 % der Kinder von Ar-
mut bedroht.30 In manchen rheinland-pfälzischen 
Kommunen ist sogar jedes dritte bzw. vierte Kind 
von Armut betroffen. Das Ergebnis korrespondiert 
mit denen des jüngst erschienenen kommuna-
len Finanzreports der Bertelsmann Stiftung. Die 
wirtschaftliche Lage der Kommunen entwickelt 
sich seit vielen Jahren auseinander, die „soziale 
Kluft“ zwischen den Kommunen wird größer, und 
entsprechend driften auch die Lebensverhält-
nisse der Bevölkerung immer mehr auseinander 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2019). Kinderarmut 
in Rheinland-Pfalz ist am stärksten in den kreis-
angehörigen und kreisfreien Städten ausgeprägt. 
Soziale Benachteiligung und ungleiche Lebens-
verhältnisse sind hier für junge Menschen und 
ihre Familien besonders virulent. Es zeigt sich für 
Rheinland-Pfalz, dass gerade dort, wo die sozios-
trukturelle Belastung der Kommunen höher ist, 
die Jugendämter mehr Hilfen gewähren und junge 
Menschen und ihre Familien in herausfordernden 
Lebenslagen unterstützen. 
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Für Kommunen ist zudem die räumliche Konzen-
tration von Armut eine große Herausforderung. 
Arme Menschen leben in deutschen Städten 
zunehmend konzentriert in bestimmten Wohn-
vierteln. Ferner ist die soziale Spaltung in den 
Städten bei Familien mit Kindern stärker aus-
geprägt als bei der Gesamtbevölkerung (Helbig 
& Jähnen 2018: 44). Teilhabechancen junger 
Menschen sind demnach im Land – je nachdem, 
in welcher Kommune und in welchem Wohnbezirk 
sie aufwachsen – ungleich verteilt. Als gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe ergibt sich hieraus, soziale 
Benachteiligungen abzubauen und für gleichwer-
tige Lebensverhältnisse von Beginn an Sorge zu 
tragen. Unabhängig davon, in welcher Region oder 
in welchem Bezirk Kinder aufwachsen. 

Die Positionierung der Kinder- und Jugendhilfe 
zum Abbau sozialer Benachteiligungen erfolgt in 
zweierlei Hinsicht: Zum einen, indem sie mit Kon-
zepten und Methoden reagiert, die an den Lebens-
lagen ihrer Adressatinnen und Adressaten ausge-
richtet sind. Neben der Ausrichtung der Konzepte 
geht es darüber hinaus auch um den Habitus der 
Kinder- und Jugendhilfe im Umgang mit Familien, 
die von sozialen Benachteiligungen betroffen 
sind. Hierzu gehört eine wertschätzende Anspra-
che, die herausfordernde Lebenslage zu sehen 
und anzuerkennen sowie eine transparente und 
verständliche Kommunikation über die Möglich-
keiten und Grenzen ihres Unterstützungssystems 
(vgl. Andresen & Galic 2015: 111 f.). Zum anderen 
kommt die Kinder- und Jugendhilfe der Aufgabe 
nach, auf die gesellschaftlichen Verhältnisse und 
die Lebenslagen der jungen Menschen und ihrer 
Familien einzuwirken. Dazu stehen den Jugend-
ämtern unterschiedliche Instrumente zur Ver-
fügung, unter anderem die Hilfen zur Erziehung 
als individueller Rechtsanspruch von Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten. Das heißt, neben der 
Unterstützung zur Verbesserung der familiären 
und sozialen Situation, auch „Lobbyarbeit“ für 
diese Familien zu betreiben und in (kommunal-)
politischen Gremien sozialpolitisch Position zu be-
ziehen. 

Die Kinder- und Jugendhilfe ist demnach ein be-
deutsamer gesellschaftlicher „Stakeholder“, eine 
inklusive Gesellschaft voranzutreiben, in der alle 
Kinder und Jugendlichen gleiche Chancen im Auf-
wachsen haben. Gleichzeitig besteht jedoch die 
Gefahr, die Kinder- und Jugendhilfe mit Erwartun-
gen und Anforderungen hinsichtlich des Abbaus 
von Benachteiligungen zu überfordern, da sie mit 
prekären Lebenslagen konfrontiert wird, deren Ur-
sachen in sozialökonomischen und strukturellen 
Bedingungen zu suchen sind (Nickel-Schampier 
2018: 484). In erster Linie braucht es mit Blick auf 
diese kollektiven sozialen Probleme sozialpoliti-
sche Instrumente. In zweiter Linie aber kann und 
muss die Kinder- und Jugendhilfe im Verbund mit 
anderen sozialen Akteuren „auf die gesellschaft-
lichen Grundwidersprüche hinweisen und einfor-
dern, dass junge Menschen unabhängig von ihrer 
sozialen Herkunft die gleichen Chancen erhalten, 
ihre Fähigkeiten zu entwickeln und sich zu einer 
eigenverantwortlichen Persönlichkeit entfalten 
zu können“ (Nickel-Schampier 2018: 484). Der 
Weg hin zu einer inklusiven Gesellschaft kann nur 
gelingen, wenn soziale Teilhabe für alle Kinder und 
Jugendlichen möglich ist. 

Junge Menschen mit Behinderungen

In der Kinder- und Jugendhilfe hat der Begriff der 
Teilhabe in den letzten Jahren zunehmend Ein-
zug gehalten. Mitverantwortlich ist hierfür unter 
anderem die intensive Debatte um eine inklusive 
Kinder- und Jugendhilfe. Dabei ist die Ermögli-
chung und Sicherung von Teilhabe kein neues Feld 
für die Kinder- und Jugendhilfe. In § 1 SGB VIII 
ist ihr gesetzlicher formuliert, soziale Benach-
teiligungen zu vermeiden bzw. abzubauen sowie 
positive Lebensbedingungen zu erhalten bzw. zu 
erschaffen. Implizit wird durch diesen gesetzli-
chen Auftrag die Ermöglichung und Sicherung von 
Teilhabechancen für alle Kinder und Jugendlichen 
formuliert. Explizit findet der Begriff der Teilhabe 
im SGB VIII nur in § 35a Erwähnung. In diesem 
Paragraf wird, neben dem Vorhandensein einer 
(drohenden) seelischen Behinderung, die Beein-
trächtigung der Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft als Leistungsvoraussetzung ausdrücklich  
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definiert. Gleiches gilt für junge Menschen, 
welche von einer körperlichen/geistigen oder 
Sinnesbeeinträchtigung betroffen sind. Auch hier 
findet sich der Begriff der Teilhabe in den gesetz-
lichen Regelungen. Paragraf 1 des SGB IX betont 
den Anspruch von Menschen mit Behinderungen 
oder von Behinderung bedrohten Menschen auf 
Leistungen zur Förderung ihrer Selbstbestimmung 
und ihrer vollen, wirksamen und gleichberech-
tigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. 
Ausdrücklich werden hierbei die Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben, zur Teilhabe an Bildung 
und zur sozialen Teilhabe genannt (§ 5 BTHG). 

Während also junge Menschen mit einer (drohen-
den) seelischen Behinderung und einer Teilhabe-
einschränkung Anrecht auf eine Eingliederungs-
hilfe gem. § 35a SGB VIII haben, erhalten junge 
Menschen mit einer geistigen und/oder körper-
lichen Behinderung Eingliederungsleistungen 
gem. § 54 SGB XII bzw. gem. §§ 90ff. SGB IX (ab 
dem 01. Januar 2020). Je nach Art der Behinde-
rung sind derzeit unterschiedliche Rechtskreise 
für die Bedarfe von jungen Menschen zuständig. 
Seit vielen Jahren wird über die „Inklusive Lösung“ 
diskutiert, welche eine Gesamtzuständigkeit der 
Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen Menschen 
mit und ohne (geistige, körperliche oder seelische) 
Behinderung und jungen Menschen, die von dieser 
bedroht sind, vorsieht. Im aktuellen Prozess zur 
Modernisierung des SGB VIII stehen diese Diskus-
sionen erneut im Fokus, wobei noch keine ent-
sprechende Gesetzesnovellierung verabschiedet 
worden ist. Die Diskurse in Politik und Fachwelt 
zeigen dabei, dass Regelungen für eine „Inklusive 
Lösung“, d. h. eine einheitliche Gesetzesgrundlage 
im SGB VIII für alle Kinder und Jugendlichen mit 
und ohne Behinderung bzw. unabhängig von der 
Art der Behinderung, längst überfällig sind. Nur so 
kann eine gleichberechtigte Teilhabe an Leistun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder, 
Jugendlichen und Familien ermöglicht werden 
und eine Exklusion von jungen Menschen mit 
körperlichen und/oder geistigen Behinderungen 
beendet werden. 

Gleichzeitig zum Modernisierungsprozess des 
SGB VIII trat im Jahr 2017 die erste Stufe des Bun-
desteilhabegesetzes (BTHG) in Kraft. Insgesamt 
wird das BTHG in vier Stufen in Kraft treten, die 
im Zeitraum von 2017 bis 2023 realisiert werden. 
Im Zuge dessen ist am 28. Dezember 2018 das 
Landesgesetz zur Ausführung des Bundesteil-
habegesetzes (AG BTHG) in Rheinland-Pfalz in 
Kraft getreten. Darin ist unter anderem geregelt, 
dass die kreisfreien Städte und Landkreise die 
Trägerschaft für Eingliederungshilfen für junge 
Menschen unter 18 Jahren bzw. bis zum Ende des 
Regelschulbesuches übernehmen. 

Inklusion als Maßstab gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens wird mehr als zehn Jahre nach der 
Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion in einem breiten gesellschaftlichen und fach-
politischen Konsens mitgetragen. Dabei ist jedoch 
längst nicht geklärt, was fachlich-konzeptionell 
unter Inklusion verstanden wird bzw. werden soll. 
„Vielmehr zeigt sich zunehmend ein Auseinander-
driften einer theoretischen Debatte, die umfas-
sende und grundsätzliche Veränderungen struktu-
reller Gegebenheiten fordert, und einer Praxis, die 
im Gegensatz zu Strukturveränderungen weiterhin 
auf Basis individualrechtlicher Leistungsansprüche 
in den Sozialgesetzbüchern Unterstützungen, As-
sistenzen und Hilfe organisiert und mitunter sogar 
weiter ausbaut“ (Dittmann & Müller 2019: 118). 

Aktuell bleibt abzuwarten, welche gesetzlichen 
Veränderungen im Zuge des Modernisierungs-
prozesses des SGB VIII tatsächlich vollzogen 
werden. Schon jetzt zeigt sich jedoch, dass eine 
weitere Ausgestaltung der Kinder- und Jugend-
hilfe in Richtung Inklusion unverzichtbar ist und 
nicht ohne eine Weiterentwicklung der Praxis 
auskommen wird. „Eine an den Zielen der UN-Be-
hindertenrechtskonvention ausgerichtete Praxis 
erfordert an vielen Stellen eine Neuausrichtung 
von Strukturen und Organisationsformen, sie 
erfordert ein anderes Verständnis im Umgang 
mit den betroffenen Personen und verlangt eine 
Weiterentwicklung des professionellen Selbst-
verständnisses der Fachkräfte“ (Bundesjugend-
kuratorium 2012: 15). „Inklusion lässt sich nicht 
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gesetzlich verordnen. Was notwendig erscheint, 
ist Praxisentwicklung auf allen Ebenen und in 
allen Feldern der Kinder- und Jugendhilfe“ (Lüders 
2018: 254). Unter Berücksichtigung der Bedarfe 
von jungen Menschen mit Behinderung wird es 
konkret darum gehen, Zugangsbarrieren in Bezug 
auf bestimmte Teilhabebeeinträchtigungen abzu-
bauen, (pädagogische) Leistungen und Angebote 
angesichts wachsender Heterogenität weiterzu-
entwickeln, differenzierte Formen der Bedarfsfest-
stellung sowie der Beteiligung und Beschwerde zu 
implementieren, Planungs- und Entscheidungs-
prozesse weiter zu qualifizieren und fachliche 
Kompetenzen sowie Kooperationen und Schnitt-
stellen zu anderen gesellschaftlichen Teilsystemen 
zu erweitern (vgl. Lüders 2018: 254, 256). 

Gerade mit Blick auf die Planungs- und Entschei-
dungsprozesse und einer bedarfsgerechten Ausge-
staltung von Angeboten und Diensten der Kin-
der- und Jugendhilfe für junge Menschen mit und 
ohne Behinderung sowie deren Familien ist eine 
valide Datengrundlage unerlässlich. Während das 
SGB VIII durch die amtliche Kinder- und Jugend-
hilfestatistik über eine ausdifferenzierte Daten-
grundlage aller Leistungsbereiche verfügt, zeigt 
sich mit Blick auf junge Menschen mit Behinde-
rung eine andere Situation: Die Ausführungen in 
Kapitel 3.5 haben gezeigt, dass zu den Leistungen 
für junge Menschen mit Behinderungen zwar eine 
Vielzahl an Datenquellen vorhanden ist (amtliche 
Schulstatistik, landesweite integrierte Berichter-
stattung im Projekt „Qualitätsentwicklung durch 
Berichtswesen“, amtliche Statistik zu Leistungen 
gem. 5. bis 9. Kapitel des SGB XII), diese jedoch 
aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten 
verschiedene Datengrundlagen und Erhebungs-
dimensionen (regional, Altersstruktur) aufweisen. 
In der Konsequenz ist es damit schwierig, ein 
genaues und umfassendes Bild der Situation von 
jungen Menschen mit Behinderung zu zeichnen. 
Die hier dargestellten Leistungsindikatoren bilden 
jeweils Teile der sozialstaatlichen Teilhabeför-
derung für junge Menschen mit Behinderung ab 
und sind nur bedingt geeignet, um Aussagen über 
inklusive Strukturen mit Teilhabemöglichkeiten 
für alle Kinder und Jugendlichen zu treffen. Dafür 

würde es neue Methoden und Verfahren benöti-
gen, die insbesondere im Kontext der vollzogenen 
und anstehenden Gesetzesnovellierungen noch zu 
entwickeln sind.

Junge Menschen mit psychisch erkrankten bzw. 
suchterkrankten Eltern/Elternteilen

Die Kinder- und Jugendhilfe sieht sich vermehrt 
mit Familien konfrontiert, die sich in Multiprob-
lemlagen befinden. Nicht selten spielen hierbei 
psychische Erkrankungen bzw. Suchterkrankungen 
eine Rolle. Aufgrund ihrer psychischen Erkrankung 
fällt es diesen Eltern schwer, den Anforderungen 
in Beruf und Familie zu entsprechen. „Erwerbs-
losigkeit, Armut, Verschuldung, Konflikte mit den 
Behörden, Haushaltsdesorganisation, Suchtmit-
telmissbrauch sowie Trennung und Scheidung“ 
sind häufig zu beobachten (vgl. Hipp 2016: 176). 
Wachsen Kinder und Jugendliche in diesen 
Multiproblemlagen auf, so bleibt dies nicht ohne 
Auswirkungen auf ihre eigene Entwicklung und 
ihre Teilhabemöglichkeiten. Durch verschiedene 
empirische Studien ist belegt, dass das Risiko, 
selbst eine psychische Störung zu entwickeln, bei 
Kindern, die in einer Familie mit einem psychisch 
erkrankten Elternteil aufwachsen, erhöht ist (vgl. 
Lenz 2017: 323). Gleichzeitig ist bekannt, dass 
positive Umweltbedingungen im Aufwachsen von 
Kindern dazu beitragen, Kinder zu stärken und ein 
solches Risiko zu minimieren. Im letzten Jahr-
zehnt sind daher Familien mit psychisch erkrank-
ten Eltern bzw. Elternteilen zunehmend in den 
Mittelpunkt der Fachdebatten der Kinder- und 
Jugendhilfe geraten. Neuere Zahlen gehen davon 
aus, dass bundesweit etwa 3,8 Millionen Kinder 
von der psychischen Erkrankung eines Elternteils 
betroffen sind (vgl. Lenz 2017: 323). Unter eine 
psychische Erkrankung werden dabei auch Sucht-
erkrankungen gefasst. 

Auch in der politischen Diskussion ist die Situation 
von Kindern psychisch erkrankter Eltern mehr und 
mehr in den Fokus gerückt. Im Juni 2017 nahm der 
Deutsche Bundestag einen Antrag der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen an, 
der die Bundesregierung dazu auffordert, sich 
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in Arbeitsgruppen näher mit zentralen Fragen 
zum Thema „Hilfen für Kinder psychisch kranker 
Eltern“ zu beschäftigen. In Rheinland-Pfalz soll die 
Unterstützung von Kindern psychisch erkrankter 
und suchtabhängiger Eltern ebenfalls künftig eine 
stärkere Rolle spielen. Beabsichtigt ist, die För-
derung nach dem Landeskinderschutzgesetz um 
jährlich 750.000 Euro zu erhöhen, um damit ins-
besondere Maßnahmen und Projekte zur Unter-
stützung von Kindern psychisch und/oder sucht-
erkrankter Eltern in den Kommunen zu fördern.

Durch die im Rahmen des Projekts „Qualitätsent-
wicklung durch Berichtswesen“ erhobenen Daten 
zu den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
können aktuell keine Aussagen über die Inan-
spruchnahme von Hilfen durch Eltern mit psychi-
schen bzw. Suchterkrankungen getroffen werden. 
Und auch die amtliche Kinder- und Jugendhilfe-
statistik liefert nur erste Hinweise zu Hilfen für 
Kinder mit psychisch erkrankten bzw. suchter-
krankten Eltern. Als Hilfsindikator kann hierbei der 
Hilfegrund „Belastungen des jungen Menschen 
durch Problemlagen der Eltern“ herangezogen 
werden. Hierunter subsumiert sind unter anderem 
die Problemlagen psychische Erkrankung, Sucht-
verhalten, geistige oder seelische Behinderung. 
Während damit statistisch nur wenig Aussagen 
zur Inanspruchnahme von Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe durch Familien mit psychischen 
bzw. Suchterkrankungen gemacht werden können, 
liefert der Fachdiskurs Hinweise darauf, was Kin-
der und Jugendliche mit einem psychisch erkrank-
ten bzw. suchterkrankten Elternteil brauchen, 
welche besonderen Herausforderungen sich in 
der Unterstützung dieser Kinder und Jugendlichen 
stellen, wie passgenaue Hilfs- und Präventionsan-
gebote für Kinder, Jugendliche und ihre Familien 
aussehen können und welche Konsequenzen dies 
für die Kinder- und Jugendhilfe hat. Zum einen 
zeigt sich dabei, dass Familien mit Elternteilen, die 
psychisch bzw. sucherkrankt sind, einen vielfälti-
gen und interdisziplinären Unterstützungs- und 
Versorgungsbedarf aufweisen. Für eine pass-

31	 https://www.servicestelle-netzwerk-familie.de/fileadmin/uploads/Materialien/Projekteatlas_formatiert_ohne_
Auswertung_280518.pdf

genaue Unterstützung dieser Familien bedarf es 
damit sowohl alltagspraktischer als auch höher-
schwelliger Unterstützung bzw. klinisch/psycho-
therapeutischer Versorgung. Vielfältige, quali-
fizierte und interdisziplinär ausgestaltete Hilfen 
und Leistungen aus einer Hand sind zwingend 
erforderlich. Hierin und in der Entwicklung und 
Zurverfügungstellung von altersspezifischen Ver-
sorgungsangeboten für Kinder psychisch erkrank-
ter Eltern wird ein zentraler Weiterentwicklungs-
bedarf gesehen. 

Als grundlegende Anforderung an den Aufbau 
und die Ausgestaltung von Unterstützungsstruk-
turen für Kinder psychisch bzw. suchterkrankter 
Eltern kann zudem der differenzierte Blick auf die 
Bedarfe und Bedürfnisse von Kindern, Eltern und 
des Familiensystems als Ganzes hervorgehoben 
werden. „Der psychische Zustand des erkrankten 
Elternteils beeinflusst nicht nur die Entwicklung 
des Kindes, sondern auch die elterlichen Erfah-
rungen im Umgang mit ihrem Kind wirken sich 
auf die psychische Gesundheit des erkrankten 
Elternteils aus.“ (Lenz 2017: 327). Die Familien 
mit psychischen bzw. Suchterkrankungen befin-
den sich damit in einer Art „Teufelskreis“, der es 
zwingend erforderlich macht, nicht nur das Kind, 
sondern auch den psychisch/suchterkrankten 
Elternteil, die Eltern-Kind-Interaktionen und das 
gesamte Familiensystem in den Blick zu nehmen. 
Den komplexen Bedarfslagen von Kindern und 
Familien im Kontext von psychischen Erkrankun-
gen und Sucht kann dabei kein Leistungssystem 
alleine gerecht werden, es bedarf immer mindes-
tens der Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe, 
Gesundheitswesen, ggf. auch Eingliederungshilfe 
und Agentur/Jobcenter. 

In Rheinland-Pfalz bietet der Projekteatlas 2018 
einen guten Einblick über Angebote, die Unter-
stützung für psychisch erkrankte Eltern, deren 
Kinder (alle Altersgruppen) und für die ganze 
Familie anbieten (siehe Projekteatlas31). Die 
Evaluation der Angebote weist auf vielfältige 
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Entwicklungsperspektiven im Rahmen der Unter-
stützung von Familien mit psychischen bzw. 
Suchterkrankungen hin. Neben dem Aufbau und 
der Ausgestaltung von Kooperations- und Ver-
netzungsstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe 
mit der (Gemeinde-)Psychiatrie (z. B. AG Kin-
der psychisch und suchterkrankter Eltern) wird 
ebenso in der Implementierung von Strukturen 
leistungsbereichsübergreifender Fallberatung eine 
Entwicklungsperspektive gesehen. Darüber hinaus 
bedarf es einer Qualifizierung der Regelstruktur 
sowie der allgemeinen Hilfestruktur bzgl. der 
spezifischen Bedarfe von Kindern psychisch bzw. 
suchterkrankter Eltern sowie einer Stärkung und 
verlässlichen Implementierung von spezifischen 
Unterstützungsangeboten. 

Junge Menschen mit Fluchterfahrung –  
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

Junge Menschen mit Fluchterfahrung sind seit 
jeher eine Zielgruppe der Kinder- und Jugendhilfe. 
Während jedoch in den letzten beiden Jahrzehn-
ten diese Zielgruppe eher einen Nischenbereich 
der Kinder- und Jugendhilfe darstellte, erlangte sie 
durch den Anstieg der weltweiten Flüchtlingszah-
len seit dem Jahr 2014 eine erhöhte öffentliche 
und (fach-)politische Aufmerksamkeit. Gerade 
mit Blick auf die jungen Menschen, welche min-
derjährig sind und unbegleitet nach Deutschland 
einreisen, steht die Kinder- und Jugendhilfe in 
besonderer Verantwortung. Aufgrund der Kinder-
rechtskonvention, der EU-Aufnahmerichtlinie 
(2013/33/EU) und der Reglungen im Achten 
Sozialgesetzbuch stehen unbegleitet eingereiste 
Minderjährige bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres unter besonderem Schutz. Die Kinder- und 
Jugendhilfe nimmt diese jungen Menschen in 
Obhut und begleitet sie beim Prozess des Ankom-
mens in Deutschland. Über eine Hilfe für junge 
Volljährige bieten die Regelungen im SGB VIII 
die Möglichkeit, diese Zielgruppe auch nach dem 
18. Geburtstag über eine Hilfe zur Erziehung 
bzw. Eingliederungshilfe für junge Volljährige 
gem. § 41 SGB VIII zu begleiten und zu unter-
stützen. Dies gilt in der Regel maximal bis zum 
21. Geburtstag.  

Der starke Anstieg von Minderjährigen, die aus 
Fluchtgebieten unbegleitet nach Deutschland 
einreisten, stellte die Kinder- und Jugendhilfe vor 
erhebliche Herausforderungen. In den Hochzeiten 
in den Jahren 2015/ 2016 gab es bundesweit an-
nähernd 70.000 jugendhilferechtliche Zuständig-
keiten für unbegleitet eingereiste junge Menschen 
(vgl. Brinks et al. 2017: 14). Innerhalb kürzester 
Zeit musste die Infrastruktur der Unterbringung 
und Versorgung dieser jungen Menschen auf- und 
ausgebaut werden. Die öffentlichen und freien 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe unternahmen 
enorme Anstrengungen, um die „elementaren Ba-
sisbedürfnisse nach Wohnen, Hygiene und Schutz 
vor Gewalt“ (Struck 2017: 312) für diese jungen 
Menschen sicherzustellen. Im Zuge dieser heraus-
fordernden Situation wurde auch das „Gesetz zur 
Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher“ 
verabschiedet, nach dem unbegleitet neuein-
gereiste minderjährige Geflüchtete bundes-
weit gemäß dem Königsteiner Schlüssel verteilt 
werden. Im Zuge der Gesetzänderung wurde vor 
die reguläre Inobhutnahme gemäß § 42 SGB VIII 
die sogenannte vorläufige Inobhutnahme nach 
§ 42a SGB VIII geschaltet. 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die nach 
Deutschland einreisen, sind zum Großteil (knapp 
70 %) in einer Altersspanne zwischen 16 und 
unter 18 Jahren (vgl. Statistisches Bundesamt 
2018d). Die neu eingereisten jungen Menschen 
befinden sich damit in einer Lebensphase, in der 
Gleichaltrige normalerweise die „Grundpfeiler 
eines eigenständigen Lebens setzen und sich 
im Spannungsfeld zwischen beginnender Auto-
nomie und (noch) anhaltender Abhängigkeit 
vom Elternhaus befinden“ (Brinks & Metzdorf 
2018: 5). Gleichzeitig erschweren fehlendes 
Wissen über die Systemlogiken (z. B. Schulsystem, 
Ausbildungssystem, Jugendhilfesystem) und die 
Verfahrenswege in Deutschland, fehlende Sprach-
kenntnisse sowie das Vorhandensein fluchtspezi-
fischer Bewältigungsaufgaben (z. B. Verarbeitung 
der Fluchtzeit, Bearbeitung möglicher Traumata) 
die Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen. Um 
ein eigenständiges Leben in gesellschaftlicher 



225

Teilhabe gestalten zu können, sind die jungen 
Geflüchteten auf Unterstützung angewiesen; 
dies insbesondere mit Blick auf sechs Aspekte: 
sprachliche und schulische Ausbildung, berufliche 
Eingliederung, Wohnsituation, finanzielle Absiche-
rung, (psycho-)soziale Versorgung und soziales 
Netzwerk (vgl. Brinks & Metzdorf 2018: 6). 

Im Zuge der aktuellen Herausforderung der Un-
terbringung, Unterstützung und Förderung junger 
Geflüchteter ist bundesweit erneut eine Debatte 
um die Hilfen für junge Volljährige (18- bis unter 
21-Jährige) entstanden. Da unbegleitet eingereis-
te Minderjährige bei Eintritt in das System der 
Kinder- und Jugendhilfe in der Regel zwischen 16 
und 18 Jahren sind, verbleiben sie folglich kürzer in 
den Hilfen als andere Adressatinnen und Adressa-
ten. Die Herausforderungen der Übergangsgestal-
tung verdichten sich in dieser Hinsicht bei dieser 
Zielgruppe. Zugleich scheint eine gelingende 
Übergangsgestaltung für junge Flüchtlinge zentral 
für ihre Verselbstständigung und die Gestaltung 
von Zukunftsperspektiven in Deutschland (vgl. 
MFFJIV 2016: 331 f.). 

Während in der Fachdebatte häufig der adäquate 
Umgang mit jungen Geflüchteten vor allem unter 
dem Gesichtspunkt von angemessenen Unterbrin-
gungsformen und Unterstützungsoptionen beim 
Erlernen der deutschen Sprache diskutiert wird, 
wird die Frage, wie die gesellschaftliche Teilhabe 
dieser jungen Menschen langfristig ermöglicht 
und sichergestellt werden kann, erst zögerlich in 
den Blick genommen. Genau hier gilt es jedoch 
anzusetzen: Neben der Gestaltung von Übergän-

gen aus der Kinder- und Jugendhilfe heraus in ein 
eigenständiges Leben bzw. in andere gesellschaft-
liche Leistungssysteme werden ebenso fach-
lich-konzeptionelle Entwicklungen dahingehend 
notwendig sein, wie das Ankommen in Zivilge-
sellschaft, in Nachbarschaft, in Vereinen, im Sport 
etc. gefördert werden kann (Servicestelle junge 
Geflüchtete). Die Kinder- und Jugendhilfe wird 
diesen Herausforderungen nicht alleine begegnen 
können, allerdings ist sie aufgefordert, die gesell-
schaftliche Teilhabe von unbegleitet eingereisten 
Minderjährigen durch die Sicherstellung individu-
eller Hilfs- und Unterstützungsangebote sowie im 
Rahmen allgemein zugänglicher Regelstrukturen 
und sozialräumlicher Infrastruktur zu realisieren. 

Der Blick auf die vier exemplarischen Zielgrup-
pen der Kinder- und Jugendhilfe zeigt, dass diese 
vor der Herausforderung steht, den besonderen 
Bedarfen von Kindern und Jugendlichen gerecht 
zu werden, ohne sie dabei zu separieren, zu ex-
kludieren oder sogar zu stigmatisieren. Hierfür 
braucht es integrierte Konzepte, die die Teilhabe 
aller jungen Menschen stets im Blick haben sowie 
ressourcenorientiert die Potenziale von jungen 
Menschen befördern, um Benachteiligungen aus-
zugleichen oder zu vermeiden. Benachteiligte jun-
ge Menschen sind oft mit multiplen Problemlagen 
konfrontiert, für die unterschiedliche Akteure 
zuständig sind. Eine wirksame Unterstützung setzt 
daher die Integration verschiedener Angebote und 
deren Abstimmung aufeinander sowie die Ge-
staltung von Schnittstellen voraus (vgl. BMFSFJ 
2017: 9)
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8.2.2 Wie wird Teilhabe durch die Kinder- und Jugendhilfe ermöglicht? 

Um Teilhabe für junge Menschen zu ermöglichen, 
setzt die Kinder- und Jugendhilfe auf zwei Ebenen 
an: zum einen unterstützt sie junge Menschen 
und Familien individuell im Rahmen der Hilfen zur 
Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) 
und der Eingliederungshilfe (§ 35a SGB VIII); 
zum anderen baut sie Benachteiligungen ab und 
fördert die Teilhabe von jungen Menschen und 
Familien durch sozialräumliche Infrastruktur- und 
Regelangebote. 

I) �Ermöglichung von Teilhabe durch Einzel-
fallhilfen: Die Hilfen zur Erziehung 

Personensorgeberechtigte haben gemäß § 27 
Abs 1 SGB VIII einen Anspruch auf eine Hilfe zur 
Erziehung, „wenn eine dem Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht 
gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwick-
lung geeignet und notwendig ist“. Wie zu Beginn 
des Kapitels beschrieben, steht die Kinder- und 
Jugendhilfe mit Blick auf junge Menschen und 
Familien, deren Teilhabechancen erschwert sind, 
in einer besonderen Verantwortung. Damit ist es 
nicht verwunderlich, dass sich die exemplarisch 
beschriebenen Zielgruppen auch in den gewähr-
ten Einzelfallhilfen wiederfinden. Die Daten der 
amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik verwei-
sen auf die besondere Bedeutung der Hilfen zur 
Erziehung für junge Menschen und Familien, die 
von Armut betroffen sind, hin. Rund die Hälfte der 
Familien, die im Jahr 2017 eine Hilfe zur Erziehung 
erhalten haben, sind vollständig bzw. teilweise 
auf Transferleistungen angewiesen; bezogen nur 
auf die alleinerziehenden Hilfeempfangenden 
liegt der Anteil bei rund 68 % (vgl. Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendhilfestatistik 2019a). Knapp 
32.000 Hilfen, bei denen der Grund für die Ge-
währung eine Belastung des jungen Menschen 
durch Problemlagen der Eltern, sprich durch eine 
psychische Erkrankung, Suchtverhalten oder eine 
geistige/seelische Behinderung war, wurden im 
Jahr 2016 bundesweit neu gewährt (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2018). Rund 33.500 unbegleitet 
eingereiste junge Menschen befinden sich aktuell 

(Stichtag 04.07.2019) bundesweit in jugendhilfe-
rechtlicher Zuständigkeit in den erzieherischen 
Hilfen (ohne [vorläufige] Inobhutnahmen) (vgl. 
Servicestelle junge Geflüchtete 2019). In Rhein-
land-Pfalz waren es im Jahr 2017 3.562 Hilfen, die 
für diese Zielgruppe gewährt wurden. 

Damit wird deutlich: Die Zielgruppen der Kin-
der- und Jugendhilfe werden heterogener, ebenso 
wie die zugrunde liegenden Hilfs- und Unter-
stützungsbedarfe. Dies bleibt nicht ohne Auswir-
kungen auf die Kinder- und Jugendhilfe und die 
Hilfen zur Erziehung. Diese haben in den letzten 
beiden Jahrzehnten kontinuierlich auf sich ver-
ändernde soziale, gesellschaftliche und politische 
Entwicklungen und Rahmenbedingungen reagiert 
und sich entsprechend fachlich und konzeptionell 
aufgestellt. Die Leistungspalette in den Hilfen 
zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII hat sich 
seit Einführung des Achten Sozialgesetzbuches 
deutlich ausdifferenziert, qualifiziert und hin zu 
sozialräumlich-orientierten und familienunter-
stützenden Hilfesettings weiterentwickelt. Das 
Arbeitsfeld der Hilfen zur Erziehung zeichnet sich 
mittlerweile durch ein breites Spektrum an fami-
lienunterstützenden, -ergänzenden und -ersetzen-
den Hilfen aus und unterstützt damit junge Men-
schen und Eltern bzw. Personensorgeberechtigte 
in bestimmten Lebenslagen, bei Bewältigungs- 
oder Entwicklungsaufgaben sowie in Krisen- und 
Notsituationen. Im Fokus der verschiedenen 
Hilfesettings der Kinder- und Jugendhilfe stehen 
nicht mehr nur vorwiegend erzieherische Themen, 
sondern zunehmend komplexe Lebenslagenprob-
lematiken. 

Auch zukünftig werden sich die Einzelfallhilfen 
an sich verändernde Rahmenbedingungen und 
Unterstützungsbedarfe anpassen müssen. Aktuell 
weisen die Daten des Projekts „Qualitätsent-
wicklung durch Berichtswesen“ vor allem auf zwei 
Entwicklungslinien hin: Weiterentwicklung der 
Fremdunterbringungen und die Gestaltung von 
Übergängen, insbesondere mit Blick auf die Hilfen 
für junge Volljährige. 
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Weiterentwicklungsbedarf der Fremdunterbrin-
gungen 

Die Ausführungen in Kapitel 2.4.1 zur Entwicklung 
der Fallzahlen nach Hilfesegmenten in Rhein-
land-Pfalz haben verdeutlicht, dass die Vollzeit-
pflege in der langfristigen Betrachtung (2002 bis 
2017), neben den ambulanten Hilfen, die höchs-
ten Fallzahlzuwächse aufweist. Diese kontinuier-
lich steigende Bedeutung der Vollzeitpflege im 
Gesamtleistungsspektrum erzieherischer Hilfen 
erfordert eine fachlich-konzeptionelle Reflexion 
und Weiterentwicklung dieser Hilfeform im Kon-
text der übrigen Hilfen zur Erziehung. Lange blieb 
die Vollzeitpflege von der thematischen Breite 
der Fach- und Reformdebatten zu den Hilfen zur 
Erziehung unberührt. In den letzten Jahren erfuhr 
die Vollzeitpflege jedoch eine neue Aufmerksam-
keit in der Fachdebatte. Neben der verbesserten 
Rechtsstellung von Pflegeeltern sowie deren 
finanzieller und sozialer Absicherung und der 
adäquaten Ausstattung von Pflegekinderdiens-
ten wurden in diesem Kontext weitere fachliche 
Forderungen erarbeitet. Eine frühzeitige Perspek-
tivklärung, die Kontinuitätssicherung sowie die 
eigenständige Beteiligung und Unterstützung von 
Pflegekindern, die Beratung und Begleitung von 
Pflegeeltern, aber auch Konzepte für eine intensi-
ve Arbeit mit den Herkunftseltern sind dabei nur 
einige der erarbeiteten Weiterentwicklungsbedar-
fe im Bereich der Pflegekinderhilfe (vgl. Erzberger 
o. J.). 

Doch auch die stationären Hilfen stehen vor Ver-
änderungen. Während insbesondere zwischen den 
Jahren 2002 und 2007 ein Anstieg der statio-
nären Hilfen in Rheinland-Pfalz zu beobachten 
war, sind die Fallzahlen in diesem Hilfesegment 
in den letzten Jahren leicht, aber kontinuierlich 
zurückgegangen (siehe Kapitel 2.4.1). Die aktu-
ellen Daten zeigen zudem, dass rund ein Drittel 
aller stationären Hilfen für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge gewährt werden. Ohne diese 
Hilfen war in den letzten Jahren schon ein leichter, 
aber kontinuierlicher Rückgang der Fallzahlen im 
stationären Bereich zu beobachten. Nachdem der 

Zuzug von jungen unbegleiteten Minderjährigen 
insbesondere in den Jahren 2015 und 2016 einen 
zügigen Ausbau von stationären Angeboten erfor-
derte, wird sich in den nächsten Jahren die Frage 
stellen, wie die auf- und ausgebauten Kapazitäten 
für die zukünftig anstehenden Herausforderung 
anpassungsfähig gemacht werden können, d. h. 
unter anderem, wie bestehende Konzepte auf die 
Bedarfe weiterer Zielgruppen übertragen werden 
können.  

Neben dem flexiblen Umgang mit zur Verfügung 
stehenden Kapazitäten sieht sich insbesondere die 
Heimerziehung mit weiteren fachlich-konzeptio-
nellen Fragestellungen konfrontiert (siehe Kapitel 
2.4.1). Viele davon sind nicht neu, erhalten jedoch 
aufgrund der komplexer werdenden Zielgruppen 
und Bedarfslagen junger Menschen und Familien 
zunehmende Bedeutung. Ein Dauerthema in der 
Heimerziehung ist die Elternarbeit und damit die 
Ausrichtung der Heimerziehung im Sinne einer 
Familienaktivierung auf das ganze Familiensystem 
und die Berücksichtigung des familiären Interak-
tionsgefüges (vgl. Moos & Schmutz 2006: 220). 
Obwohl die Bedeutung der Zusammenarbeit mit 
den Eltern längst als zentral angesehen wird, zei-
gen sich hier in der Praxis weiterhin Entwicklungs-
bedarfe in der Umsetzung.  

Gleichzeitig deutet sich ein Weiterentwicklungs-
bedarf im Hinblick auf den Umgang mit Krisen- 
und Notsituationen im Rahmen der Unterbrin-
gung an. Junge Menschen, die in einem Heim oder 
einer betreuten Wohnform fremduntergebracht 
sind, sowie deren Familien befinden sich häufig 
in einem komplexen Geflecht multipler Problem-
lagen, in deren Folge es zu Krisensituationen kom-
men kann. Auch wenn auftretende Krisen immer 
individuell sind, können allgemeine Strukturen zur 
Bewältigung von Krisen geschaffen werden. Ziel 
dieser Strukturen sollte stets sein, einen Abbruch 
der Maßnahme bzw. einen Einrichtungswechsel 
möglichst zu vermeiden und damit Beziehungs-
kontinuität zu gewährleisten. Wenn in Krisensi-
tuationen eine Stabilisierung und Beruhigung der 
Lebenssituation im aktuellen stationären Setting 
nicht erreicht werden kann, kann es sinnvoll sein, 
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verschiedene Hilfen nebeneinander zu bewilli-
gen oder alternative Modelle zu entwickeln (vgl. 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 
2015: 13). Hierfür bedarf es Angeboten, die flexi-
bel nutzbar und individuell anpassbar sind.

Die Bearbeitung der Multiproblemlagen sowie 
daraus folgender Krisensituationen lassen sich da-
bei nur in einem interdisziplinären Netz zwischen 
Jugendhilfe, Schule, Gesundheitshilfe, Psychiatrie, 
Arbeitsverwaltung, Justiz etc. lösen. Dies erfordert 
eine intensive Kooperation und multidisziplinä-
re Fachlichkeit. Gerade systemübergreifend ist 
ein gegenseitiges Verständnis für die jeweilige 
Arbeit sowie die Erarbeitung gemeinsamer fach-
licher Leitlinien zentral. Neben kontinuierlicher 
einzelfallbezogener und einzelfallübergreifender 
Arbeitsstrukturen bedarf es hierbei ebenso ge-
meinsam erarbeiteter Konzepte für die Zusam-
menarbeit in Krisen- und Notfällen. 

II) �Ermöglichung von Teilhabe durch die 
Stärkung der sozialen Infrastruktur: 
Unterstützung an den Orten, an denen sich 
junge Menschen und Familien aufhalten

Die Kinder- und Jugendhilfe umfasst heute ein 
breites Spektrum an Regelangeboten, von der 
Kindertagesbetreuung über Beratungsdienste und 
Familienbildungsangebote bis hin zur Jugend- und 
Schulsozialarbeit (siehe oben). Nur durch eine gut 
ausgebaute Regel- und Unterstützungsstruktur 
haben alle jungen Menschen gleiche Chancen im 
Aufwachsen. Investitionen in eine jugend- und 
familiengerechte Infrastruktur sind damit eine 
Investition in soziale Teilhabe, mit der die Folgen 
von Benachteiligung gemildert oder sogar kom-
pensiert werden sollen. Insofern hängt der Bedarf 
an einzelfallbezogenen und intervenierenden 
Erziehungshilfen auch davon ab, ob und wie die 
Regelstrukturen von der Kindertagesstätte bis hin 
zur Schulsozialarbeit und der Jugendarbeit in einer 
Kommune konzeptioniert und ausgestattet sind.
Unterstützungsangebote werden vor allem dann 
angenommen, wenn sie in einem Rahmen ange-
boten werden, der den Kindern, Jugendlichen und 
Eltern bereits vertraut ist. Bei der Integration von 

unterschiedlichen Hilfs- und Unterstützungsstruk-
turen werden systemübergreifende Kompetenzen 
an einem Ort gebündelt, der Bekanntheitsgrad 
der unterschiedlichen Angebote vergrößert, 
niedrigschwellige Zugänge ermöglicht sowie den 
Zeiterfordernissen von Familien durch die räum-
liche Zusammenführung von Angeboten Rech-
nung getragen. Für diese Aufgabe bedarf es keiner 
neuen Orte, vielmehr können die den Familien 
vertrauten Orte und bestehenden Strukturen wie 
Kindertageseinrichtungen, Schulen, Jugendtreffs, 
Quartierszentren, Familienzentren, Häuser der Fa-
milie/Mehrgenerationenhäuser oder Familienbil-
dungsstätten genutzt werden. Diese integrierten 
Angebotsformen sind beispielhaft für eine soziale 
Infrastruktur, die sich entlang der Lebens- und 
Bedarfslagen von allen Kindern, Jugendlichen und 
Familien orientiert und damit niedrigschwellig, 
inklusiv und interdisziplinär aufgestellt ist.

Kindertagesstätten als zentrale Anlaufstellen für 
Familien im Sozialraum

Nahezu alle Kinder im Kindergartenalter in Rhein-
land-Pfalz besuchen eine Kindertageseinrichtung. 
Kindertagesstätten haben damit das Potenzial, 
alle Familien mit kleineren Kindern über alle 
sozialstrukturellen Merkmale hinweg frühzeitig 
zu erreichen. Keine andere Institution hat so viel 
regelmäßigen und intensiven Kontakt zu Fami-
lien und deren Lebenswelt. Kindertagesstätten 
weisen eine hohe sozialräumliche Nähe auf, sind 
im Lebensumfeld der Familien angesiedelt und 
vielen Familien gut vertraut. Aus diesem Grund 
eignen sie sich in besonderer Weise als zentrale, 
niedrigschwellige Anlaufstellen für alle Familien 
im Sozialraum, die bedarfsgerechte Angebote be-
reithalten, vermitteln und vor Ort bündeln. Dazu 
gehören Angebote der Kindertagesbetreuung, 
der Familienbildung und der Hilfen zur Erzie-
hung. Durch den nicht-stigmatisierenden Zugang 
zu Kindertagesstätten wird es Familien, für die 
der Gang zum Jugendamt angstbesetzt und mit 
einem Stigma belegt ist, erleichtert, Unterstüt-
zung anzunehmen, ohne Ausgrenzungserfahrun-
gen machen zu müssen.
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Insofern kommt im Sinne eines aufsuchenden 
Ansatzes nicht die Zielgruppe zur Institution, 
sondern die Institution zur Zielgruppe. So können 
beispielweise Beratungsstellen, Kinderschutz-
dienste oder der Allgemeine Soziale Dienst Bera-
tungsangebote in Kitas anbieten oder im Rahmen 
von Elterncafés mit den Familien ins Gespräch 
kommen. Das Zusammenwirken und Verzahnen 
solcher Angebote bietet für alle Beteiligten große 
Chancen:

■■ Familien erhalten in einem geschützten Rah-
men bei Bedarf Begleitung und Beratung;

■■ sie werden in ihrem Lebensumfeld mit ihren 
Ressourcen ernst genommen und von den 
pädagogischen Fachkräften gesehen;

■■ Hilfebedarfe der Familien können frühzeitig 
erkannt sowie abgestimmt abgedeckt wer-
den;

■■ Kindertagesstätten erhalten fachliche Unter-
stützung und Beratung bei Familien in beson-
ders herausfordernden Lebenslagen.

Mithilfe solcher integrierten Angebotsformen am 
Ort Kita können Familien, vor allem dann, wenn 
sie besondere Unterstützungsbedarfe haben oder 
sich in schwierigen Lebenssituationen befinden, 
frühzeitig gestärkt werden. Kindertageseinrich-
tungen, die sich im Zusammenwirken mit anderen 
sozialen Diensten und Institutionen als Teil des 
örtlichen Jugendhilfesystems verstehen, leisten 
damit einen Beitrag zur sozialen Teilhabe für junge 
Menschen – von Anfang an.

Die Kinder- und Jugendhilfe fördert die Teilhabe 
von jungen Menschen am Ort Schule

An der Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
zeigt sich der Wandel der Kinder- und Jugendhilfe 
von einer Nothilfe hin zum zentralen Bestandteil 
der kommunalen Daseinsvorsorge für junge Men-
schen und ihre Familien. Gesellschaftliche Teil-
habe bedeutet für junge Menschen mit und ohne 
Behinderung auch die Teilnahme an Schule, wie 

dies auch in der UN-Behindertenrechtskonven-
tion (§ 24 UN-BRK) gefordert wird. Entsprechend 
haben die Schnittstellen zwischen der Kinder- und 
Jugendhilfe und der Schule in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen, wie sich insbesondere an 
den gestiegenen Fallzahlen der Integrationshilfen 
gem. § 35a SGB VIII am Ort Schule (vgl. Kapitel 3) 
sowie Personalressourcen der Schulsozialarbeit 
gem. § 13 SGB VIII (vgl. Kapitel 5) feststellen lässt. 
Während die Integrationshilfe den Schulbesuch 
von jungen Menschen mit (drohender) seelischer 
Behinderung und Teilhabeeinschränkung ermög-
licht, hat sich die Schulsozialarbeit als infra-
strukturelles Angebot zur Vermeidung und zum 
Abbau sozialer Benachteiligung etabliert. Darü-
ber hinaus rückt die Schule immer häufiger als 
Leistungserbringungsort der Hilfen zur Erziehung 
(§§ 27ff. SGB VIII) in den Vordergrund, wenn auch 
mit unterschiedlicher Bedeutung für die jeweili-
gen Hilfearten. In den Feldern, in denen Jugend-
hilfe und Schule kooperieren, zeigen sich aufgrund 
der unterschiedlichen Zielsetzungen und Metho-
den der Systeme vielfältige Herausforderungen, 
die sich vor allem auf die fachliche Ausgestaltung 
der Hilfeformen sowie die Verortung „zwischen“ 
den Systemen beziehen. 

Jugend(sozial)arbeit und ihre sozialintegrative 
Funktion für junge Menschen

Die in dem vorliegenden Bericht dargestellten 
Daten zu den Regelangeboten in Rheinland-Pfalz 
verweisen auf die enormen Anstrengungen ins-
besondere in den Bereichen Kindertagesbetreuung 
und Schulsozialarbeit, um Angebote für Eltern 
und die jungen Menschen quantitativ auszubauen. 
Gleichzeitig ist zu beobachten, dass andere Be-
reiche der Regelstruktur wie die Jugendarbeit und 
die Jugendsozialarbeit (ohne Schulsozialarbeit) in 
den letzten Jahren nicht in gleichem Umfang aus-
gebaut wurden. Wenn Teilhabe aller Kinder und 
Jugendlichen das Ziel der Kinder- und Jugendhilfe 
ist, dann erscheint es notwendig, insbesondere 
auch die Regelangebote auszubauen, die sich 
entweder explizit an sozial benachteiligte oder 
individuell beeinträchtige junge Menschen richten 
(wie die Jugendsozialarbeit) oder implizit,  
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indem sie jungen Menschen ein freiwilliges, 
jugendspezifisches und v. a. nicht-kommerzielles 
Angebot eröffnen (wie die offene Jugendarbeit), 
das nicht einen Teil der Kinder und Jugendlichen 
durch Mitgliedsbeiträge, Eintrittsgelder oder 
Kursgebühren ausschließt. Die große Stärke, vor 
allem der offenen Jugendarbeit, ist ihr Zugang zu 
jungen Menschen in besonders herausfordernden 
Lebenslagen wie Armut, Migration und soziale 
Isolation. Damit erfüllt sie eine sozialintegrative 
Funktion, indem sie wirksame Anerkennungs- und 
Beteiligungskontexte für alle jungen Menschen 
bereitstellt (vgl. Binz & Michel-Schilling 2016: 75). 
Soziale Infrastruktur für junge Menschen stärken 
heißt auch, Räume und Orte für junge Menschen 
zu stärken, die ansonsten wenig Fürsprecher und 
Anlaufstellen haben. Jugendarbeit und Jugendso-
zialarbeit leisten einen großen Beitrag zur sozialen 
Teilhabe dieser jungen Menschen. Die öffentliche 
Anerkennung, gemessen an den finanziellen und 
strukturellen Rahmenbedingungen, spiegelt dies 
in dem Umfang nicht wider.

III) �Sicherstellung von Teilhabe durch eine 
gelingende Gestaltung von (interinstitutio-
nellen) Übergängen

 
Der 14. Kinder- und Jugendbericht hat wiederholt 
auf die zunehmende Bedeutung des Aufwachsens 
junger Menschen in öffentlicher Verantwortung 
verwiesen. „Familiale Aufgaben“ werden vermehrt 
in den öffentlichen Raum verlagert und „in weit-
gehend öffentlich-institutionell organisierte und 
finanzierte, mehr oder weniger verberuflichte bzw. 
professionalisierte Angebote der Betreuung, Erzie-
hung und Bildung überführt“ (BMFSFJ 2013: 65). 
Neben der Schule spielt in diesem Zusammen-
hang die Kindertagesbetreuung eine entscheiden-
de Rolle. Der Ausbau der Kindertagesbetreuung 
im U3-Bereich sowie von Ganztagsplätzen hat zur 
Folge, dass Kinder zunehmend früher und länger 
Kindertageseinrichtungen besuchen und institu-
tionalisierte frühkindliche Bildungskontexte einen 
wachsenden Stellenwert in der Bildungsbiografie 
von Kindern haben. Fast alle Kinder im Alter von 
drei bis unter sechs Jahren (96,4 %) werden in 
Rheinland-Pfalz in einer Kindertageseinrichtung 

oder Kindertagespflege betreut und gefördert; bei 
den unter 3-Jährigen ist es knapp ein Drittel (vgl. 
Kapitel 5.1). Zudem wurde bereits mit dem Auf- 
und Ausbau der Frühen Hilfen, der im Kontext der 
Kinderschutzdebatte einsetzte und im Bundes-
kinderschutzgesetz seinen Niederschlag fand, 
strukturell eine bis dato vorhandene Lücke bei 
der Altersgruppe der unter 3-Jährigen geschlos-
sen. Nun ist die Kinder- und Jugendhilfe über 
alle Phasen der Kindheit und Jugend zuständig. 
„Öffentliche Betreuung, das durchgängige, nahezu 
lückenlose Aufwachsen in institutionellen Settings 
in wachsendem Maße bereits vor dem dritten 
Lebensjahr in Ergänzung zur Familie wird damit 
zu einer biografischen Selbstverständlichkeit und 
zu einer Normalität des ersten Lebensjahrzehnts“ 
(BMFSFJ 2013: 56).  

Zur Normalität werden damit auch die interins-
titutionellen Übergänge, welche junge Menschen 
und ihre Familien zu bestimmten Abschnitten in 
der Biografie zu bewältigen haben. Sei es vom 
Bereich der Frühen Hilfen in eine Kindertages-
betreuung, von der Kindertagesbetreuung in die 
Grundschule, von der Grund- in die weiterfüh-
rende Schule oder auch beim Übergang von der 
Schule in Ausbildung und Beruf. Die Gestaltung 
dieser interinstitutionellen Übergänge stellt sich 
als komplexes und herausforderndes Feld dar. Der 
14. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregie-
rung (2013: 121) betont, dass diese Übergänge als 
„sensible Phasen“ anzusehen sind; insbesondere 
mit Blick auf Bildungsgerechtigkeit und individu-
elle Chancen. Der Großteil der jungen Menschen 
meistert die Übergänge, die im Prozess des Auf-
wachsens bewältigt werden müssen, erfolgreich. 
Daneben gibt es jedoch auch eine Gruppe junger 
Menschen, denen dies nicht ohne weiteres gelingt 
(vgl. BMFSFJ 2013: 244 f.). Mit ihrem Auftrag, 
Benachteiligungen zu vermeiden bzw. abzubauen 
sowie positive Lebensbedingungen für alle jungen 
Menschen und Familien zu erhalten und zu schaf-
fen, steht die Kinder- und Jugendhilfe hierbei in 
besonderer Verantwortung. 
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Damit vorhandene Bildungsbenachteiligungen 
sich nicht über alle Phasen der Bildungsbiografie 
fortsetzen, muss frühzeitig ein durchgängiges 
Unterstützungs- und Förderungsangebot für diese 
Kinder und Jugendlichen etabliert werden. „Die 
Kinder- und Jugendhilfe sollte daher künftig ein 
besonderes Augenmerk auf die Beobachtung, Ge-
staltung und Analyse von Übergängen zwischen 
Bildungsinstitutionen legen. Dabei sollte eine 
Sensibilität und Achtsamkeit dahingehend entwi-
ckelt werden, welche Bedingungskonstellationen 
in welchen Übergangssituationen (von der Familie 
in die Kindertagesbetreuung, von der Betreuungs-
einrichtung in die Grundschule etc.) für welche 
Gruppen von Kindern und Jugendlichen besondere 
Bewältigungsherausforderungen aufwerfen und 
sie somit zu fragilen Phasen machen. Die Identi-
fizierung solcher problematischer Bedingungs-
konstellationen kann dann für die Entwicklung 
passgenauer Formen der Begleitung, Förderung 
und Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und 
ihren Familien durch die Kinder- und Jugendhilfe 
genutzt werden.“ (BMFSFJ 2013: 403). 

Die Entwicklung von interinstitutionellen Über-
gängen kann dabei nur übergreifend unter der 
Mitwirkung der jeweiligen professionellen Institu-
tionen aufgebaut werden. Quer zur Logik versäul-
ter Rechtsbereiche und Zuständigkeiten gilt es 
daher, Kinder, Jugendliche und Familie durch ein 
breites Informations-, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebot bei den Übergängen zu begleiten. 
Durch den gemeinsamen Blick auf die Lebenswelt 
der Kinder, der Familie, der Zielgruppe entsteht 
eine multiprofessionelle Zusammenarbeit, die 
über die unbedingt nötige Schnittstellenkommu-
nikation hinausgeht und nicht nur fallbezogen, 
sondern fallübergreifend arbeitet.

Übergang Schule in Ausbildung und Beruf

Während im letzten Jahrzehnt in der Kinder- und 
Jugendhilfe vor allem die frühkindliche Bildung so-
wie die Übergänge in Grund- und weiterführende 
Schulen im Mittelpunkt der inhaltlichen Debatten 
standen, wurde dem Übergang von der Schule in 
Ausbildung und Beruf weniger Bedeutung bei-
gemessen. Umso wichtiger, dass unter anderem 
der 15. Kinder- und Jugendbericht der Bundesre-
gierung die Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in den Fokus rückt. Die Kinder- und Jugendhilfe 
trägt in besonderer Weise Verantwortung für 
sozial benachteiligte oder von individuellen Be-
einträchtigungen betroffene junge Menschen. 
Viele von ihnen sind mit mehrfachen Problemen 
(psychischer, familiärer, gesundheitlicher Art) be-
lastet und haben soziale oder individuelle Proble-
me. Für sie ist der Zugang zu Bildung, Arbeit und 
Berufsausbildung häufig besonders erschwert (vgl. 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 
2010: 1). 

Die Schwierigkeiten beim Übergang von der 
Schule in Ausbildung und Beruf ergeben sich dabei 
durch unterschiedliche Faktoren. Die Zuständig-
keiten für die soziale und berufliche Förderung 
junger Menschen sind geteilt. Während sich auf 
der einen Seite die Agenturen für Arbeit bzw. 
die Träger der Grundsicherung mit den Instru-
menten des SGB II und III für die Integration in 
Ausbildung und Arbeit verantwortlich zeigen, ist 
sozialpädagogische Hilfe bei der beruflichen und 
schulischen Eingliederung sozial benachteiligter/
individuell beeinträchtigter junger Menschen nach 
§ 13 SGB VIII Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe. 
Die unterschiedlichen Zuständigkeiten haben zur 
Folge, „dass verschiedene Ziele verfolgt werden, 
Einzelmaßnahmen nicht abgestimmt erfolgen 
und sich im ungünstigsten Fall gegenseitig be-
hindern“ (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe 2010: 2). Bislang gibt es keine regel-
haft gesicherte, systemübergreifende Kooperation 
zwischen den Sozialgesetzbüchern II, III und VIII. 
Die komplexen Unterstützungsbedarfe sozial 
benachteiligter und individuell beeinträchtigter 
junger Menschen und ihre Schwierigkeiten, sich 
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in den komplexen Hilfestrukturen zurechtzufin-
den, erfordern jedoch eine Zusammenarbeit der 
Arbeitsagenturen, der Grundsicherungsstellen, 
der Jugendämter, der Schulen sowie weiterer im 
Übergang in Ausbildung und Beruf tätiger Akteu-
re, damit auf der Grundlage geltenden Rechts 
abgestimmte Förderstrukturen zur sozialen und 
beruflichen Integration für junge Menschen ent-
stehen. Hierzu sind die Instrumente des SGB II, III 
und VIII zu harmonisieren, Verfahrensweisen zu 
optimieren und insbesondere ganzheitliche An-
gebote gemeinsam zu planen und deren Gesamt-
finanzierung sicherzustellen.

Care Leaver

Die beschriebenen Schnittstellenfragen am Über-
gang von der Schule in eine Ausbildung/einen Be-
ruf sind für alle jungen Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf relevant. Aber gerade mit Blick auf 
junge Menschen, die in Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe aufwachsen, ergeben sich noch 
weitere Spezifika, wenn Zuständigkeiten wechseln 
oder Maßnahmen beendet werden. 

Gerade bei Jugendlichen und jungen Volljährigen, 
die über die Kinder- und Jugendhilfe in Erzie-
hungshilfen (Wohngruppen, Erziehungsstellen, 
Pflegefamilien oder anderen Betreuungsformen) 
betreut werden, stellt der Übergang in ein eigen-
ständiges Leben eine besondere Gestaltungsauf-
gabe dar. Care Leaver32 bringen belastete bio-
grafische Vorerfahrungen und unsichere soziale 
und materielle Ressourcen mit. In nachgehenden 
Hilfesystemen werden die Care Leaver nicht mehr 
als eigenständige Bedarfsgruppe angesehen. 
„Insofern leistet der Übergang aus stationären 
Erziehungshilfen kaum eine bedarfs- und alters-
gerechte weitergehende Hilfe, sondern betrach-
tet diese Zielgruppe als Erwachsene, die z. B. im 
Rahmen der Arbeitsförderung, der Psychiatrie, 
Behindertenhilfe oder anderer Hilfen Fuß fassen 
müssen“ (Strahl & Thomas 2014: 133).

32	Care Leaver sind junge Menschen, die einen Teil ihres Lebens in stationären Erziehungshilfen verbracht haben 
und vor dem Übergang in ein selbstständiges Leben stehen oder sich bereits schon nicht mehr in der Zuständigkeit 
der Kinder- und Jugendhilfe befinden (vgl. Strahl & Thomas 2014: 132).

Hinzu kommt, dass in der Praxis nicht selten das 
Erreichen der Volljährigkeit mit dem Ende der 
erzieherischen Hilfe im Rahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe einhergeht. Auch die Daten im Projekt 
„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen“ zei-
gen den abrupten Rückgang der Inanspruchnahme 
erzieherischer Hilfen mit Erreichen der Volljährig-
keit (vgl. Kapitel 2.5.1). Allerdings ist fraglich, ob 
sich die individuellen Unterstützungslagen junger 
Menschen wirklich in dieser Vielzahl schlagartig 
am Datum des 18. Geburtstages auflösen bzw. 
verändern.

„Während die Gewährung von Hilfen zur Erzie-
hung noch von einer (Erziehungs-)Bedürftigkeit 
ausgeht, wird diese mit Beendigung der Hilfe in 
eine vollkommene Autonomie und Selbstver-
antwortlichkeit gewendet“ (Strahl & Thomas 
2014: 136). An Care Leaver werden früher und 
umfassender Selbstständigkeitserwartungen ge-
stellt als an junge Menschen, die mit ihren Fami-
lien aufwachsen (vgl. Strahl & Thomas 2014: 136). 
Oftmals ist eine Ausbildung beim Übergang aus 
der Erziehungshilfe noch nicht abgeschlossen 
und ein Übergang in den Arbeitsmarkt noch nicht 
erreicht. Für die Jugendlichen/jungen Erwachse-
nen kann eine Beendigung der Hilfen, bevor die 
Prozesse des Übergangs abschließend geklärt 
sind, folgenreiche Konsequenzen haben: Fortfüh-
rung marginalisierter Lebenslagen, gesteigertes 
Armutsrisiko, erschwerte berufliche Übergänge, 
Jugendarbeitslosigkeit und junge Wohnungs-
lose sind nur einige Schlagwörter, die in diesem 
Zusammenhang zu nennen sind (vgl. Arbeitsge-
meinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2014b). 
Gleichzeitig führen die bestehenden Regelungen 
zur Kostenheranziehung (§ 94 Abs. 6 SGB VIII) 
dazu, dass die jungen Menschen während der 
Inanspruchnahme stationärer Hilfe zur Erziehung 
nur beschränkt die Möglichkeit haben, finanzielle 
Ressourcen anzusparen. Dabei stellt gerade die 
materielle Absicherung unter anderem über das 
Ansparen und die Bildung von Rücklagen eine 
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wesentliche Grundausgangsbedingung zur Ver-
selbstständigung dar. Schon länger wird diese 
Regelung der Kostenheranziehung daher von 
Fachverbänden kritisiert und eine Neuregelung 
bzw. Abschaffung gefordert, wie dies unter ande-
rem in der „Berliner Erklärung“ (2019) von Seiten 
des Careleaver e. V., des Instituts für Sozial- und 
Organisationspädagogik der Stiftung Universi-
tät Hildesheim und der IGfH jüngst verdeutlicht 
wurde. Diesen Forderungen schließt sich auch das 
Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integra-
tion und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz an. 

Um junge Menschen, die in Erziehungshilfen be-
treut werden, bei einem gelingenden Übergang 
in ein eigenständiges Leben zu unterstützen und 
damit gute Bedingungen des Aufwachsens zu 
ermöglichen, gilt es, ein gezieltes Übergangsma-
nagement zu entwickeln und zu etablieren. Nicht 
selten erfüllen junge Menschen an der Schwelle 
zur Volljährigkeit die grundsätzlichen Leistungs-
voraussetzungen z. B. sowohl von SGB II, SGB III 
oder SGB XII (Hilfe zur Überwindung besonderer 
sozialer Schwierigkeiten) als auch der Jugend-
hilfe nach §§ 41 oder 13 SGB VIII. Eine fehlende 
Übersicht über und Einsicht in vorhandene Unter-
stützungsmaßnahmen der unterschiedlichen 
Rechtsbereiche und ungeklärte Zuständigkeiten 
können bei jungen Menschen zu Lücken in der 
Finanzierung ihres Unterhalts und zu Krisen der 
Existenz führen. Umso wichtiger ist eine geregelte 
und verbindliche Zusammenarbeit der Leistungs-
träger der Rechtskreise SGB VIII, SGB II, III und 
SGB XII, damit junge Menschen auf den Übergang 
in ein anderes System vorbereitet, beim Über-
gang und im Anschluss kontinuierlich begleitet 
werden und während dieser Lebensphase ver-
lässliche Ansprechpartner zur Seite haben. Die 
Sozialleistungsträger der verschiedenen Rechts-
kreise haben im Sinne einer multiprofessionellen 
Zusammenarbeit dafür Sorge zu tragen, dass im 
Falle eines Zuständigkeitsübergangs frühzeitig die 
entsprechenden Akteure in die Ausgestaltung der 
Unterstützungsmaßnahmen einbezogen werden. 
In einer solchen abgestimmten Gestaltung von 
Übergängen liegt die Chance, eine bedarfsge-
rechte Leistungsgewährung sowie Kontinuität zu 

sichern, Versorgungslücken für junge Menschen 
zwischen den Systemen zu verhindern sowie An-
gebote und Ressourcen besser aufeinander abzu-
stimmen und zielgerichteter einzusetzen.  

Die Diskussionen zu einem gezielten Übergangs-
management spielen auch im Rahmen des aktu-
ellen Prozesses zur Modernisierung des SGB VIII 
eine zentrale Rolle. Unter anderem steht hierbei 
die Frage im Vordergrund, wie im Falle eines Zu-
ständigkeitsübergangs die Zusammenarbeit der 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe mit anderen 
Sozialleistungsträgern so geregelt und gestaltet 
werden kann, dass eine Kontinuität und Bedarfs-
gerechtigkeit der Leistungsgewährung für die 
jungen Menschen sichergestellt ist. 

IV) �Jugendhilfeplanung als Instrument  
zur Stärkung der Teilhabe von jungen  
Menschen und ihren Familien

Mit der kommunalen Jugendhilfeplanung verfügt 
die Kinder- und Jugendhilfe über ein erprobtes 
Instrument zur Feststellung von Bestand und 
Bedarf an Einrichtungen und Diensten, um, unter 
Berücksichtigung von Wünschen und Vorstellung 
der Betroffenen, ausreichend und rechtzeitig eine 
Befriedigung zu schaffen. Sie ist ein zentrales 
Steuerungs- und Planungsinstrument der Kinder- 
und Jugendhilfe, um sich familienfreundlich und 
bedarfsgerecht aufzustellen. Die Jugendhilfepla-
nung kann mit gelingenden Planungsprozessen 
einen Beitrag zur Stärkung der gesellschaftlichen 
Teilhabe von jungen Menschen und ihren Familien 
leisten, indem sie auf eine soziale Infrastruktur 
hinwirkt, die hilft, Benachteiligung zu vermeiden 
oder abzubauen. Jugendhilfeplanung begünstigt 
darüber hinaus auch die einzelfallbezogene Steue-
rung. Ob und welche Hilfen zur Erziehung gem. 
§§ 27ff. SGB VIII gewährt werden, hängt immer 
auch von der Verfügbarkeit bedarfsgerechter An-
gebote in den einzelnen Jugendamtsbezirken ab. 
Ein ausdifferenziertes Angebotsspektrum vor Ort 
ist daher unerlässlich, um einzelfallbezogen die 
notwendige und richtige Hilfe bei Vorliegen der 
Leistungsvoraussetzungen gewähren zu können. 
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Die einzelfallbezogene Hilfeplanung ist damit 
eng verbunden mit der einzelfallübergreifenden 
Jugendhilfeplanung.

Jugendhilfeplanung wirkt insbesondere dann 
positiv auf die Infrastruktur und einzelfallbezoge-
ne Steuerung, wenn sie eine gute Prozessqualität 
hat. Gelingensfaktoren sind insbesondere, dass 
sie als kontinuierlicher kommunikativer Prozess 
verstanden wird, beteiligungsorientiert gegen-
über Kooperationspartnern sowie Adressatinnen 
und Adressaten ist, in politische Entscheidungs-
findungen und Prioritätenbildung eingebunden 
ist, fachliche Weiterentwicklungsimpulse gibt, 
das Spannungsfeld kommunikativer Aushandlung 
und Ergebnisorientierung bewältigt und beson-
dere Zielgruppenmerkmale berücksichtigt, z. B. 
Geschlechtszugehörigkeit und Migrationshinter-
grund (Merchel 2010: 398 f.). 

Wenn die Jugendhilfeplanung die Teilhabe von 
allen jungen Menschen und ihren Familien in 
Rheinland-Pfalz fördern möchte, sind neben den 
genannten fachlichen Qualitätsstandards zwei 
weitere Faktoren entscheidend: ausreichende 
personelle Ressourcen sowie die Integration in be-
reichsübergreifende Planungsprozesse. Jugendhil-
feplanung ist ein Querschnittsauftrag der Kinder- 
und Jugendhilfe. Eine angemessene Bearbeitung 
der Aufgaben erfordern aufgrund ihrer Komplexi-
tät und ihres Umfangs in der Regel speziell quali-
fizierte und mit Ressourcen ausgestattete Perso-
nalstellen. Als Strukturqualitätsmerkmal wird im 
Fachdiskurs mindestens eine halbe Personalstelle 
für einen Jugendamtsbezirk empfohlen, die mit 
sozialwissenschaftlichem Personal besetzt werden 
sollte (Merchel 2010: 398 f.). Dieses Mindest-
maß an Zeitressourcen ist notwendig, um unter 
anderem eine valide Datenbasis mit planungsre-
levanten Daten zu schaffen und fortzuschreiben, 
Beteiligungsprozesse zu organisieren und durch-
zuführen und in kollegialen Austausch zu gehen 
(Merchel 2010: 398 f.). In Rheinland-Pfalz verfü-
gen zwar rund drei Viertel der Jugendämter über 
Personalressourcen von 0,5 Personalstellen oder 
mehr, allerdings haben nur 17 Jugendämter eine 
eigens vorgesehene Planungsstelle für Jugend-

hilfeplanung. Das bedeutet, nur rund 42,5 % der 
rheinland-pfälzischen Jugendämter verfügen über 
eine ausschließlich für Jugendhilfeplanung vor-
gesehene Position. Allerdings kann die Jugendhil-
feplanung nur dann ihrer infrastrukturbezogenen 
Steuerung konsequent nachkommen und damit 
einen Beitrag zur Stärkung der Teilhabe von jun-
gen Menschen und ihren Familien leisten, wenn 
sie entsprechend personell aufgestellt ist.

Bei ihren Planungen sind die Jugendämter regel-
mäßig darauf angewiesen, mit anderen Stellen 
und öffentlichen Einrichtungen zu kooperieren, 
um effizient und wirksam zu arbeiten. Die Pla-
nungsvorhaben verlangen oft, dass beispielsweise 
Sozialämter und Schulen sowie Gesundheits- und 
Arbeitsverwaltung in die Prozesse eingebunden 
werden. In diesen Planungsprozessen agiert die 
Jugendhilfeplanung als Anwalt von jungen Men-
schen und ihren Familien und mischt sich zu ihren 
Gunsten ein. Die Jugendhilfeplanung hat den Auf-
trag, sich mit anderen örtlichen und überörtlichen 
Planungen abzustimmen (§ 80 Abs. 4 SGB VIII). 
Präzisiert wird dieser Auftrag in § 81 SGB VIII, 
worin die Zusammenarbeit im Rahmen ihrer 
Aufgaben und Befugnisse mit Trägern von Sozial-
leistungen, Familien- und Jugendgerichten, den 
Staatsanwaltschaften sowie den Justizvollzugs-
behörden, Schulen und Stellen der Schulverwal-
tung und Anderen vorgeschrieben wird, wenn sich 
deren Tätigkeit auf die Lebenssituation junger 
Menschen und ihrer Familien auswirkt. 

In der Jugendhilfeplanungspraxis der Jugendämter 
heißt dies zumeist, dass über die Aufgabengebie-
te hinweg eine Kooperation von verschiedenen 
Planungsstellen stattfindet und gemeinsame Ab-
stimmungen vorgenommen werden. Insbesondere 
sind hier gemeinsame Projekte von Jugendhilfe-
planung und Sozial- sowie Gesundheitsplanung 
und Planungen im Bereich Altenhilfe und Mobili-
tät/Verkehr zu erwähnen. Es bestehen in vielen 
Kommunen bereits bereichsübergreifende und 
anlassbezogene Planungsvorhaben, die im eigent-
lichen Sinne dennoch nicht als integrierte Planung 
bezeichnet werden können, weil sie nicht syste-
matisch vorgenommen werden. Eine integrierte 



235

Gesamtplanung, die zum Ziel hat, die Lebens-
bedingungen von jungen Menschen und ihren 
Eltern zu verbessern, geht über anlassbezogene, 
bereichsübergreifende Kooperation hinaus. 

Die Integration von Planungsprozessen meint ins-
besondere die Darstellung von Leistungsbestän-
den und -bedarfen über Indikatoren auf mehreren 
Dimensionen, eine ressort- und akteursübergrei-
fende Steuerung sowie die Einbettung in politi-
sche Prozesse. Eine integrierte Planung steht vor 
der Herausforderung, die unterschiedlichen Logi-
ken und Verfahrensweisen verschiedener (sozial-)
staatlicher Leistungsbereiche einander ergänzend 
zu kombinieren. Eine gelingende integrierte Pla-
nung braucht also eine gemeinsame Datenbasis 
bzw. Berichterstattung, die alle notwendigen 
Dimensionen abbildet. Dazu gehören u. a. die 
Leistungen der Jugend-, Sozial-, und Gesundheits-
ämter sowie Daten von Jobcenter und Agentur für 
Arbeit, weiterhin auch sozialstrukturelle und de-
mografische Daten. Es werden darüber hinaus be-
reichs- und ressortübergreifende Gremien benö-
tigt, die gemeinsam die Daten interpretieren und 
Planungsvorhaben beschließen und miteinander 
abstimmen. Des Weiteren braucht es die politi-
sche Legitimation einer integrierten Planung, die 
sich unter anderem in einer ausreichenden Sach- 
und Personalausstattung ausdrückt. Die Entwick-
lung eines integrierten Planungskonzepts ist eine 
komplexe Aufgabe, die sich lohnt, wenn dadurch 
Synergien genutzt und den jungen Menschen und 
ihren Familien passgenaue und bedarfsgerechte 
Angebote zur Verfügung gestellt werden können. 
Die Jugendhilfeplanung aktiviert somit in kom-
munalen Planungsprozessen eine Vielzahl von 
Akteuren, um auf ausreichende Beratungs-, Un-
terstützungs- und Hilfsangebote hinzuwirken, die 
sich an den Bedarfen und Wünschen von jungen 
Menschen und ihren Familien orientieren.

Damit die Kinder- und Jugendhilfe zur Stärkung 
der Teilhabe von jungen Menschen und ihren 
Familien beitragen kann, benötigt sie eine aus-
reichende personelle Ausstattung und die poli-
tische Legitimation, um bereichsübergreifend 
und beteiligungsorientiert planen zu können. 

Die Jugendhilfeplanung vereint rechtsstaatliche 
Steuerungsanforderungen mit fachlichen Stan-
dards zur Ausgestaltung moderner sozialer perso-
nenbezogener Dienstleistungen und Hilfen sowie 
einer partizipativen Infrastrukturentwicklung. Die 
Kinder- und Jugendhilfe kann dazu beitragen, die 
Attraktivität von Kommunen für junge Menschen 
und ihre Familien zu erhöhen. Gerade Kommunen, 
die in einem deutlichen Umfang von Abwande-
rung betroffen sind, können so die Haltekraft bzw. 
Rückkehrperspektive stärken.

V) �Jugendämter als Motor sozialer Teilhabe 
aller jungen Menschen

Die Ausführungen im 6. Landesbericht haben 
gezeigt, dass die Kinder- und Jugendhilfe in den 
letzten Jahrzehnten mit einer Vielzahl an Verände-
rungen und Herausforderungen konfrontiert war: 
die Bedingungen des Aufwachsens von jungen 
Menschen sind komplexer geworden, das An-
gebots- und Leistungsspektrum der Kinder- und 
Jugendhilfe vielfältiger und ausdifferenzierter, die 
Schnittstellen zu und Kooperationen mit anderen 
Leistungsbereichen bedeutsamer. Die Jugendäm-
ter, welche die Gesamt- und Planungsverantwor-
tung für alle Bereiche der Kinder- und Jugendhilfe 
haben, nehmen hierbei eine zentrale Rolle ein. Sie 
haben sich in den letzten Jahrzehnten zu bedeut-
samen Fachbehörden für Kinder, Jugendliche und 
Familien entwickelt. Über das Jugendamt wird 
fachlich geplant, gesteuert und konzeptionell 
entwickelt, was an öffentlicher Verantwortung für 
das Aufwachsen junger Menschen in einer Kom-
mune zur Verfügung gestellt werden soll. Eine be-
darfsorientierte Infrastrukturentwicklung, die sich 
sozialräumlich auf konkrete Lebenslagen junger 
Menschen und Familien bezieht, setzt fachlich 
starke Jugendämter voraus.
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Fachlich starke Jugendämter, um: 

■■ in jedem Einzelfall im fachlichen Ermessen vor 
dem Hintergrund einer sozialpädagogischen 
Diagnose und im Zusammenwirken mehre-
rer Fachkräfte unter Beteiligung der jungen 
Menschen und Personensorgeberechtigten 
bedarfs- und beteiligungsorientiert die geeig-
nete und notwendige Hilfe aushandeln und 
ausgestalten zu können; 

■■ ein ausdifferenziertes Angebotsspektrum vor 
Ort bereitstellen zu können, damit einzelfall-
bezogen die notwendige und geeignete Hilfe 
bei Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen 
gewährt werden kann; 

■■ einzelfallübergreifend Infrastrukturangebote 
entlang der Bedarfslagen und Lebenswelten 
von Kindern, Jugendlichen und Familien auf- 
und auszubauen; 

■■ gemeinsam im Verbund mit den zentralen 
Akteuren des Aufwachsens von Kindern und 
Jugendlichen die Schnittstellen und Übergän-
ge zwischen Leistungsbereichen zu gestalten 
und durchgängige, passgenaue Unterstüt-
zungsstrukturen zu entwickeln; 

■■ allen Kindern und Jugendlichen gute Be-
dingungen des Aufwachsens zu ermöglichen 
und jedem jungen Menschen mit seinen je 
individuellen Bildungs-, Betreuungs- und 
Förderbedarfen gerecht zu werden und damit 
Teilhabechancen sicherzustellen und soziale 
Benachteiligungen abzubauen. 

Damit die Jugendämter diesen vielfältigen Auf-
gaben gerecht werden können, bedarf es auf der 
einen Seite einer ausreichenden personellen und 
sachlichen Ausstattung. Auf der anderen Seite 
müssen sie sich auch fachlich-konzeptionell auf 
die heterogenen Bedarfslagen der Zielgruppen der 
Kinder- und Jugendhilfe einstellen. 

VI) �Der Beitrag des 6. Landesberichts zu einer 
Kinder- und Jugendhilfe im Wandel 

Der 6. Landesbericht hat gezeigt, wie sich die In-
anspruchnahme der Erziehungshilfen und weiterer 
Kernbereiche der Kinder- und Jugendhilfeleistun-
gen im Kontext von bedarfsgenerierenden Ein-
flussfaktoren verändert haben. Es wurde deutlich, 
dass die Kinder- und Jugendhilfe seit der Einfüh-
rung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vor fast 
30 Jahren sich enorm gewandelt und an Bedeu-
tung gewonnen hat. Doch auch in den neueren 
Berichtsjahren zeigen sich verschiedene große 
Entwicklungslinien in der Kinder- und Jugendhilfe, 
insbesondere neue Herausforderungen durch den 
demografischen Wandel und sich verstärkende 
regionale Disparitäten, den Wandel der Binnen-
differenzierung der Hilfen zur Erziehung sowie die 
Inklusion von jungen Menschen mit Behinderung.

Angesichts des strukturellen Bedeutungszu-
wachses der Kinder- und Jugendhilfe, steigender 
Hilfe- und Unterstützungsbedarfe und damit ver-
bundener Ausgaben erhält auch eine integrierte 
Berichterstattung immer mehr Bedeutung. Die 
allermeisten Ausweitungen des Angebotsspekt-
rums in der Kinder- und Jugendhilfe werden – wie 
beschrieben – gesamtgesellschaftlich nicht nur 
mitverursacht, sondern auch eingefordert (z. B. 
Kindertagesbetreuung, Schulsozialarbeit, Kinder-
schutz) und in einem breiten politischen Konsens 
mitgetragen.

Daraus resultiert zwangsläufig, dass die Politik 
wie die Öffentlichkeit ein Anrecht darauf haben, 
zu erfahren, in welcher Weise politische Entschei-
dungen umgesetzt werden und mit welchen Kon-
sequenzen diese verbunden sind. Das bedeutet 
auch, dass über eine valide Datengrundlage und 
Dauerberichterstattung diese Wechselwirkungen 
von gesellschaftlichen Veränderungen, politischen 
Entscheidungen und fachpraktischen Entwicklun-
gen analysiert und den verantwortlichen Akteuren 
rückgespiegelt werden müssen. Hierzu leistet der 
6. Landesbericht über die Hilfen zur Erziehung in 
Rheinland-Pfalz einen wichtigen Beitrag. 
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9. ÜBERSICHT ÜBER ZENTRALE 
LEISTUNGSBEREICHE
Tabelle 2 Übersicht über zentrale Daten der Jugendämter in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017  
(Teil I: Unter 21-Jährige, unter 15-Jährige im Sozialgeldbezug, Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27 Abs. 2, 29-32)

Jugendamt

Demografie und Sozialstruktur Hilfen zur Erziehung  
(absolut; laufend & beendet; ohne umA; inkl. j.V. gem. § 41 SGB VIII)

Unter 21-Jährige Unter 15-Jährige im 
Sozialgeldbezug

§ 27 Abs. 2 
SGB VIII § 29 SGB VIII § 30 SGB VIII § 31 SGB VIII § 32 SGB VIII

Koblenz (St) 20.513 2.810 45 13 142 341 92

Ahrweiler (LK) 23.958 1.780 0 8 17 161 43

Altenkirchen (LK) 25.521 1.653 13 145 164 211 58

Bad Kreuznach (KJA) 20.703 1.325 3 29 56 196 9

Birkenfeld (KJA) 9.770 531 1 73 39 209 6

Cochem-Zell (LK) 11.400 592 10 14 37 66 31

Mayen-Koblenz (KJA) 32.343 2.050 1 14 148 151 45

Neuwied (KJA) 23.683 1.352 4 3 160 304 62

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 19.955 1.119 0 265 106 223 1

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 23.143 1.713 5 1 89 196 42

Westerwaldkreis (LK) 40.571 2.315 0 32 61 226 56

Trier (St) 20.067 1.851 25 103 80 182 55

Bernkastel-Wittlich (LK) 21.555 1.163 8 12 77 319 59

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 19.772 922 0 8 45 225 40

Vulkaneifel (LK) 11.387 621 3 10 27 134 12

Trier-Saarburg (LK) 29.978 1.284 376 0 23 18 3

Frankenthal (St) 9.624 1.196 4 1 19 64 46

Kaiserslautern (St) 18.329 3.026 101 37 50 121 87

Landau (St) 8.930 824 11 35 24 68 31

Ludwigshafen (St) 36.209 6.440 146 224 160 279 122

Mainz (St) 39.657 4.763 59 101 268 311 57

Neustadt (St) 10.054 1.114 7 4 71 97 24

Pirmasens (St) 7.488 1.482 8 0 77 93 58

Speyer (St) 9.855 918 17 15 61 117 34

Worms (St) 17.166 2.569 21 45 85 203 65

Zweibrücken (St) 6.392 728 0 0 18 74 39

Alzey-Worms (LK) 26.406 1.648 16 78 112 198 42

Bad Dürkheim (LK) 24.595 1.482 107 66 105 432 40

Donnersbergkreis (LK) 14.970 1.054 0 0 21 240 52

Germersheim (LK) 25.916 1.819 2 174 114 357 61

Kaiserslautern (LK) 21.545 1.608 1 21 127 213 72

Kusel (LK) 12.918 1.022 0 56 87 116 14

Südliche Weinstraße (LK) 20.892 1.244 4 49 39 160 54

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 30.008 1.475 0 26 89 213 87

Mainz-Bingen (LK) 43.195 2.567 25 349 258 425 26

Südwestpfalz (LK) 16.389 668 8 0 39 94 62

Mayen (KAS) 3.635 519 0 0 9 60 14

Andernach (KAS) 5.813 480 0 0 62 98 29

Bad Kreuznach (KAS) 9.896 1.587 38 15 55 222 23

Neuwied (KAS) 13.202 1.846 2 2 133 227 99

Idar-Oberstein (KAS) 4.975 872 2 7 52 131 20

Rheinland-Pfalz 792.378 66.032 1.073 2.035 3.406 7.775 1.872

Kreisfreie Städte 204.284 27.722 444 578 1.055 1.950 710

Landkreise 550.573 33.007 587 1.433 2.040 5.087 977

Kreisangehörige Städte 37.521 5.304 42 24 311 738 185
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Tabelle 3 Übersicht über zentrale Daten der Jugendämter in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017  
(Teil II: Hilfen zur Erziehung gem. §§ 33-35 SGB VIII, Gesamtfallzahl, Bruttoaufwendungen, Hilfen zur Erziehung für umA)

Jugendamt

Hilfen zur Erziehung (absolut; laufend & beendet; ohne umA; inkl. j.V. gem. § 41 SGB VIII)
Hilfen zur  

Erziehung für umA
§ 33 SGB VIII § 34 SGB VIII § 35 SGB VIII HzE Insgesamt Bruttoauf- 

wendungen
Insgesamt (in Euro) 

Koblenz (St) 152 205 10 1.000 12.396.590 148

Ahrweiler (LK) 112 84 0 425 11.488.495 42

Altenkirchen (LK) 140 129 3 863 10.214.254 79

Bad Kreuznach (KJA) 122 142 3 560 8.324.283 108

Birkenfeld (KJA) 101 89 1 519 6.003.494 32

Cochem-Zell (LK) 57 72 0 287 4.609.604 63

Mayen-Koblenz (KJA) 124 158 0 641 10.096.976 135

Neuwied (KJA) 109 140 1 783 9.364.592 100

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 113 137 2 847 10.700.581 119

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 141 123 8 605 10.275.419 104

Westerwaldkreis (LK) 242 82 699 10.360.738 122

Trier (St) 202 260 2 909 14.790.541 123

Bernkastel-Wittlich (LK) 127 241 3 846 12.158.393 152

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 130 149 0 597 8.588.517 70

Vulkaneifel (LK) 107 48 2 343 4.839.123 76

Trier-Saarburg (LK) 119 166 0 705 11.414.282 131

Frankenthal (St) 57 65 0 256 6.004.464 35

Kaiserslautern (St) 191 277 1 865 16.852.099 98

Landau (St) 50 71 0 290 3.994.513 60

Ludwigshafen (St) 363 261 3 1.558 23.052.751 171

Mainz (St) 203 312 22 1.333 24.792.277 184

Neustadt (St) 71 87 6 367 6.629.415 35

Pirmasens (St) 115 83 3 437 8.370.951 23

Speyer (St) 46 81 12 383 7.554.256 77

Worms (St) 249 121 0 789 11.777.098 69

Zweibrücken (St) 66 35 0 232 3.814.957 22

Alzey-Worms (LK) 127 172 12 757 12.769.335 109

Bad Dürkheim (LK) 165 144 0 1.059 10.899.049 127

Donnersbergkreis (LK) 146 68 0 527 5.675.012 61

Germersheim (LK) 114 157 5 984 14.158.337 112

Kaiserslautern (LK) 125 150 1 710 11.084.059 74

Kusel (LK) 95 103 8 479 6.873.264 58

Südliche Weinstraße (LK) 82 122 0 510 8.116.704 106

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 93 115 9 632 11.981.930 115

Mainz-Bingen (LK) 174 291 3 1.551 25.903.258 161

Südwestpfalz (LK) 65 88 1 357 6.580.127 76

Mayen (KAS) 51 29 0 163 2.558.300 15

Andernach (KAS) 43 33 0 265 3.361.626 19

Bad Kreuznach (KAS) 148 89 0 590 6.837.241 69

Neuwied (KAS) 104 133 2 702 10.917.861 54

Idar-Oberstein (KAS) 108 86 7 413 6.302.708 28

Rheinland-Pfalz 5.149 5.398 130 26.838 412.457.496 3.562

Kreisfreie Städte 1.765 1.858 59 8.419 139.999.932 1.045

Landkreise 2.930 3.170 62 16.286 242.479.828 2.332

Kreisangehörige Städte 454 370 9 2.133 29.977.736 185
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Tabelle 4 Übersicht über zentrale Daten der Jugendämter in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 (Teil III: Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII, Kindeswohlgefährdungsmeldungen gem. § 8a SGB VIII, Inobhutnahmen gem. §§ 42, 42a SGB VIII)

Jugendamt

Eingliederungshilfen gem. § 35 SGB VIII
(absolut; laufend & beendet; ohne umA; inkl. j.V. 

gem. § 41 SGB VIII)

Kindeswohlgefährdung gem.  
§ 8a SGB VIII  

(laufend & beendet; absolut)

Inobhut- 
nahmen 

gem.  
§ 42 SGB VIII 
(ohne umA)

(vorläufige)  
Inobhutnahmen 

gem.  
§§ 42, 42a SGB 

VIII  
nur umAInsgesamt Davon  

Frühförderung
Bruttoauf- 
wendungen  

insgesamt (in Euro)

Insgesamt Davon latente 
oder akute  

Gefährdung

Koblenz (St) 129 32 746.775 106 82 83 49

Ahrweiler (LK) 287 157 2.411.377 188 66 / 18

Altenkirchen (LK) 239 10 3.129.378 209 37 81 47

Bad Kreuznach (KJA) 137 66 1.241.644 294 143 9 23

Birkenfeld (KJA) 71 34 630.868 97 44 3 0

Cochem-Zell (LK) 143 9 1.130.693 73 22 20 2

Mayen-Koblenz (KJA) 258 51 600.965 154 34 54 35

Neuwied (KJA) 219 50 2.603.013 338 117 56 35

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 204 85 1.303.951 97 66 35 21

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 211 19 2.271.519 47 27 57 6

Westerwaldkreis (LK) 171 26 659.058 / / 87 13

Trier (St) 216 1 2.527.726 322 128 66 134

Bernkastel-Wittlich (LK) 394 227 1.707.068 36 5 41 3

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 278 42 1.311.412 343 160 6 3

Vulkaneifel (LK) 167 78 928.658 228 58 9 3

Trier-Saarburg (LK) 410 106 2.326.143 260 82 30 1

Frankenthal (St) 53 10 1.036.233 100 22 4 6

Kaiserslautern (St) 166 27 2.072.911 246 47 93 130

Landau (St) 94 42 1.018.278 79 28 11 4

Ludwigshafen (St) 340 37 4.972.166 306 93 44 34

Mainz (St) 103 8 2.114.179 635 194 61 156

Neustadt (St) 95 45 636.925 106 48 17 14

Pirmasens (St) 73 54 527.034 111 20 17 11

Speyer (St) 68 1 1.692.597 66 33 24 23

Worms (St) 177 29 2.748.709 285 139 29 34

Zweibrücken (St) 61 0 443.332 27 10 0 13

Alzey-Worms (LK) 257 66 1.636.712 178 28 48 0

Bad Dürkheim (LK) 172 47 1.632.078 235 93 13 25

Donnersbergkreis (LK) 140 99 347.691 43 9 54 1

Germersheim (LK) 542 300 5.416.566 673 184 28 15

Kaiserslautern (LK) 337 234 2.215.503 84 30 46 4

Kusel (LK) 211 0 1.332.480 68 20 55 29

Südliche Weinstraße (LK) 238 184 1.475.867 208 21 31 12

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 256 64 2.686.215 44 19 18 5

Mainz-Bingen (LK) 185 12 3.326.357 317 81 32 359

Südwestpfalz (LK) 122 0 1.019.923 74 28 20 24

Mayen (KAS) 34 5 110.727 42 32 10 6

Andernach (KAS) 44 0 112.068 61 42 4 4

Bad Kreuznach (KAS) 96 35 710.928 140 67 34 4

Neuwied (KAS) 117 13 659.099 176 47 30 0

Idar-Oberstein (KAS) 53 28 525.150 59 29 8 1

Rheinland-Pfalz 7.568 2.333 65.999.978 7.155 2.435 1.368 1.307

Kreisfreie Städte 1.575 286 20.536.866 2.389 844 449 608

Landkreise 5.649 1.966 43.345.141 4.288 1.374 833 684

Kreisangehörige Städte 344 81 2.117.972 478 217 86 15
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MITGLIEDER DER 
STEUERUNGSGRUPPE 
UND DER LANDESWEITEN 
ARBEITSGRUPPE 
„BERICHTSWESEN“ IN 
RHEINLAND-PFALZ 
Mitglieder der Steuerungsgruppe „Berichtswesen“ der Jugendämter  
in Rheinland-Pfalz

Werner Acker (bis 2019) 
Stadtverwaltung Mainz
Kaiserstr. 3 – 5
55116 Mainz

Thomas Baader
Kreisverwaltung des Rhein-Pfalz-Kreises
Europaplatz 5
67063 Ludwigshafen

Bernd Bäumler (seit 2018) 
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich 
Kurfürstenstraße 59
54516 Wittlich

Guido Bayer 
Kreisverwaltung Mayen-Koblenz	
Bahnhofstraße 9	
56068 Koblenz

Claus Eisenstein
Stadtverwaltung Landau
Friedrich-Ebert-Straße 3
76829 Landau in der Pfalz

Arno Herz
Kreisverwaltung Alzey-Worms 
Fischmarkt 3
55232 Alzey 

Lars Heene (seit 2019) 
Stadtverwaltung Ludwigshafen
Westendstr. 17
67059 Ludwigshafen 

Achim Hettinger (bis 2018) 
Stadtverwaltung Trier
Am Augustinerhof
54290 Trier

Peter Lerch (bis 2019) 
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße
An der Kreuzmühle 2
76829 Landau

Jürgen May (bis 2019) 
Stadtverwaltung Ludwigshafen
Westendstr. 17
67059 Ludwigshafen 
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Juliane Opalka (seit 2019) 
Stadtverwaltung Mainz
Kaiserstr. 3 – 5
55116 Mainz

Sabine Raab-Zell
Stadtverwaltung Bad Kreuznach 
Hochstraße 45 
55545 Bad Kreuznach

Jürgen Ulrich
Kreisverwaltung Neuwied
Wilhelm-Leuschner-Straße 9
56564 Neuwied 

Claudia Völcker (bis 2018) 
Stadtverwaltung Speyer
Johannesstr. 22a
67346 Speyer 

Karl Werf (seit 2018) 
Stadtverwaltung Andernach 
Läufstraße 11
56626 Andernach

Josef Winandy
Kreisverwaltung Bitburg-Prüm
Trierer Straße 1
54634 Bitburg

Marc Wolf (seit 2019) 
Kreisverwaltung Kusel 
Trierer Straße 49-51
66869 Kusel

Ständige Gäste

Dr. Sandra Menk (bis 2018)
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung
-Landesjugendamt-
Rheinallee 97-101
55118 Mainz

Kirsten Grogro (seit 2019) 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung
-Landesjugendamt-
Rheinallee 97-101
55118 Mainz

Claudia Porr
Ministerium für Familie, Frauen, Jugend,  
Integration und Verbraucherschutz 
Referat Frühe Hilfen, Hilfen zur Erziehung,  
Kindesschutz und Beratung
Kaiser-Friedrich-Straße 5a
55116 Mainz

Landesweite Arbeitsgruppe Berichtswesen Rheinland-Pfalz zum  
Stand Sommer 2019

Birgit Zeller 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung
-Landesjugendamt-
Rheinallee 97-101
55118 Mainz

Burkhard Müller  
(Geschäftsführender Direktor)
Anne Meiswinkel
Landkreistag Rheinland-Pfalz
Deutschhausplatz 1
55116 Mainz
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Marc Ehling
Städtetag Rheinland-Pfalz
Deutschhausplatz 1
55116 Mainz

Barbara Assmann
Caritasverband für die Diözese Speyer e.V.
Obere Langgasse 2
67346 Speyer

Thomas Baader
Kreisverwaltung des Rhein-Pfalz-Kreises
Europaplatz 5
67063 Ludwigshafen

Kurt Dauben
Arbeitsgemeinschaft katholischer Träger von 
Einrichtungen und Diensten der erzieherischen 
Kinder- und Jugendhilfe RLP
Kleiner Muck e.V.
Heinrich-Lübke-Straße 19
53113 Bonn

Hanna Dietrich
Caritasverband für die Diözese Trier e.V.
Sichelstraße 10
54290 Trier

Markus Elz 
Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
Mainzer Straße 14 –16
56130 Bad Ems

Christiane Giersen
Diakonische Werke in Rheinland-Pfalz
Flachsmarktstr.9
55116 Mainz

Kornelia Hmielorz 
Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche Pfalz 
Karmeliterstr. 20 
67346 Speyer

Irene Jennes
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 
SOS-Kinderdorf Pfalz e.V.
Kinderdorfstraße 54
67304 Eisenberg

Alexander Kolling 
Deutsches Rotes Kreuz Landesverband  
Rheinland-Pfalz e. V. 
Mitternachtsgasse 4
55116 Mainz 

Regine Schuster
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband
Drechslerweg 25
55128 Mainz

Mark Schneider 
Kreisverwaltung Altenkirchen 
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1.) Die Segmente der erzieherischen Hilfen im Überblick 

33	Bezieht sich auf Hilfen nach §§ 29, 30, 31 SGB VIII

Ambulante Hilfen (§§ 27.2 amb., 29-31, 35 amb., 41 SGB VIII) 

Tabelle A1 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden ambulanten Hilfen (§§ 27.2 amb., 29-31, 
35 amb., 41 amb. SGB VIII) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund) im interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %33

Koblenz (St) 546 54,6 41,7 16,4

Ahrweiler (LK) 186 43,8 36,0 0,0

Altenkirchen (LK) 529 61,3 31,8 16,2

Bad Kreuznach (LK) 286 51,1 44,0 16,1

Birkenfeld (LK) 322 62,0 38,8 0,0

Cochem-Zell (LK) 126 43,9 41,3 11,1

Mayen-Koblenz (LK) 313 48,8 42,2 17,0

Neuwied (LK) 470 60,0 45,3 8,2

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 594 70,1 39,7 14,5

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 290 47,9 40,4 0,0

Westerwaldkreis (LK) 319 45,6 / 0,0

Trier (St) 369 40,6 37,9 6,6

Bernkastel-Wittlich (LK) 412 48,7 41,0 22,8

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 278 46,6 52,2 8,6

Vulkaneifel (LK) 174 50,7 45,6 17,7

Trier-Saarburg (LK) 417 59,1 42,2 2,4

Frankenthal (St) 88 34,4 25,0 0,0

Kaiserslautern (St) 299 34,6 42,5 0,0

Landau (St) 138 47,6 31,4 0,0

Ludwigshafen (St) 808 51,9 38,6 48,3

Mainz (St) 759 56,9 38,6 0,0

Neustadt (St) 179 48,8 44,6 8,9

Pirmasens (St) 178 40,7 32,6 0,6

Speyer (St) 210 54,8 41,2 16,9

Worms (St) 349 44,2 41,8 41,4

Zweibrücken (St) 92 39,7 58,7 0,0

Alzey-Worms (LK) 404 53,4 41,4 23,2

Bad Dürkheim (LK) 709 66,9 38,1 18,4

Donnersbergkreis (LK) 261 49,5 45,3 2,3

Germersheim (LK) 652 66,3 39,1 36,9

Kaiserslautern (LK) 361 50,8 47,0 14,5

Kusel (LK) 267 55,7 45,2 0,7

Südliche Weinstraße (LK) 252 49,4 44,0 12,9

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 334 52,8 38,3 10,4

Mainz-Bingen (LK) 1.060 68,3 41,4 36,3

Südwestpfalz (LK) 138 38,7 42,8 25,6

Mayen (KAS) 69 42,3 36,4 14,4

Andernach (KAS) 160 60,4 43,5 31,2

Bad Kreuznach (KAS) 325 55,1 47,1 20,2

Neuwied (KAS) 362 51,6 36,7 0,0

Idar-Oberstein (KAS) 197 47,7 49,6 11,4
Rheinland-Pfalz 14.282 53,2 41,4 21,7
kreisfreie Städte 4.015 47,7 40,0 29,8

Landkreise 9.154 56,2 41,7 18,6

kreisangehörige Städte 1.113 52,2 43,2 20,1
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Grafik A1 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden ambulanten Hilfen 
(§§ 27.2 amb., 29-31, 35 amb., 41 amb. SGB VIII) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 
1.000 unter 21-Jährige)
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Tabelle A2 Anteil der jungen Menschen nach Altersgruppen zu Hilfebeginn in den im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 
laufenden ambulanten Hilfen (§§ 27.2 amb., 29-31, 35 amb., 41 amb. SGB VIII) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich  
(in Prozent)

Jugendamt unter 3 
Jahren

3 bis unter 6 
Jahren

6 bis unter 9 
Jahren

9 bis unter 
12 Jahren

12 bis unter 
15 Jahren

15 bis unter 
18 Jahren

18 bis unter 
21 Jahren

Koblenz (St) 16,3 14,1 13,8 17,1 16,5 13,8 8,4

Ahrweiler (LK) 0,0 0,0 0,0 12,0 28,0 32,0 28,0

Altenkirchen (LK) 14,0 15,9 11,2 10,2 12,9 17,2 18,7

Bad Kreuznach (LK) 20,9 16,8 15,2 13,4 18,4 13,2 2,3

Birkenfeld (LK) 13,4 11,2 22,0 23,3 16,5 11,5 2,2

Cochem-Zell (LK) 12,7 8,7 11,9 20,6 24,6 17,5 4,0

Mayen-Koblenz (LK) 12,4 10,2 17,4 20,9 21,5 14,1 3,5

Neuwied (LK) 16,7 14,5 16,7 16,5 19,9 12,6 3,2

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 14,3 7,9 19,8 19,8 19,8 12,6 5,7

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 1,1 1,1 6,4 14,9 33,0 29,8 13,8

Westerwaldkreis (LK) / / / / / / /

Trier (St) 22,8 10,0 13,8 12,2 19,8 16,5 4,9

Bernkastel-Wittlich (LK) 19,9 14,1 16,3 15,0 14,3 12,1 8,3

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 9,4 11,9 13,7 24,1 17,6 20,9 2,5

Vulkaneifel (LK) 17,2 12,2 15,9 20,9 16,9 13,4 3,4

Trier-Saarburg (LK) 14,1 15,6 17,7 21,3 18,7 11,5 1,0

Frankenthal (St) 0,0 0,0 0,0 0,0 37,5 41,7 20,8

Kaiserslautern (St) 13,7 12,7 23,4 18,1 24,1 6,7 1,3

Landau (St) 2,9 2,9 17,1 42,9 18,6 8,6 7,1

Ludwigshafen (St) 18,1 15,1 17,9 15,0 19,7 12,3 2,0

Mainz (St) 0,9 3,6 12,9 19,4 24,1 27,5 11,6

Neustadt (St) 11,2 14,7 16,5 25,9 17,3 11,9 2,5

Pirmasens (St) 2,8 4,5 21,3 24,7 18,0 11,2 17,4

Speyer (St) 13,3 17,9 15,5 17,6 20,0 12,1 3,6

Worms (St) 26,1 9,7 14,0 14,3 13,2 14,3 8,3

Zweibrücken (St) 25,0 17,4 10,9 16,3 18,5 9,8 2,2

Alzey-Worms (LK) 12,4 11,5 14,4 19,0 22,4 14,1 6,2

Bad Dürkheim (LK) 18,5 17,6 19,6 17,2 12,6 9,9 4,7

Donnersbergkreis (LK) 12,0 12,4 13,9 15,7 27,7 16,5 1,9

Germersheim (LK) 10,0 8,1 17,2 20,9 24,1 14,4 5,4

Kaiserslautern (LK) 12,7 13,7 14,9 18,3 23,9 14,9 1,8

Kusel (LK) 13,5 14,2 18,8 19,7 18,8 12,3 2,9

Südliche Weinstraße (LK) 17,9 17,9 18,3 15,1 15,5 14,3 1,2

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 10,8 10,8 11,7 14,7 23,1 24,0 5,1

Mainz-Bingen (LK) 20,1 10,9 24,3 15,9 16,8 9,0 2,9

Südwestpfalz (LK) 21,7 16,7 15,2 11,6 17,4 13,8 3,6

Mayen (KAS) 22,0 17,8 11,9 20,3 16,1 11,0 0,8

Andernach (KAS) 14,1 10,9 11,2 18,8 23,9 17,0 4,0

Bad Kreuznach (KAS) 19,1 12,6 15,7 18,8 16,6 15,4 1,8

Neuwied (KAS) 18,2 18,5 13,8 9,7 16,3 15,7 7,7

Idar-Oberstein (KAS) 28,9 17,5 10,0 16,8 11,8 10,0 5,0

Rheinland-Pfalz 15,5 12,8 16,5 17,4 19,0 13,9 4,9

kreisfreie Städte 15,1 12,2 16,2 17,3 19,4 14,2 5,5

Landkreise 15,0 12,7 17,1 17,7 19,0 13,7 4,7

kreisangehörige Städte 20,1 15,3 12,8 16,1 17,0 14,3 4,4
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Teilstationäre Hilfen (§§ 32, 35 teilstat., 41 teilstat., 27 Abs. 2 teilstat. SGB VIII)

Tabelle A3 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden teilstationären Hilfen (§§ 27 Abs. 2 
teilstat., 32, 35 teilstat., 41 teilstat. SGB VIII) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund) im interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in %
Anteil der jungen Menschen 

mit MH in %34 

Koblenz (St) 92 9,2 18,5 /
Ahrweiler (LK) 43 10,1 / /
Altenkirchen (LK) 59 6,8 49,2 /
Bad Kreuznach (LK) 9 1,6 22,2 /
Birkenfeld (LK) 6 1,2 16,7 /
Cochem-Zell (LK) 32 11,1 15,6 /
Mayen-Koblenz (LK) 46 7,2 17,4 /
Neuwied (LK) 63 8,0 27,9 /
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 3 0,4 0,0 /
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 42 6,9 23,8 /
Westerwaldkreis (LK) 56 8,0 / /
Trier (St) 67 7,4 35,8 /
Bernkastel-Wittlich (LK) 59 7,0 18,6 /
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 40 6,7 40,0 /
Vulkaneifel (LK) 12 3,5 0,0 /
Trier-Saarburg (LK) 3 0,4 0,0 /
Frankenthal (St) 46 18,0 39,1 /
Kaiserslautern (St) 87 10,1 23,0 /
Landau (St) 31 10,7 20,0 /
Ludwigshafen (St) 122 7,8 26,2 /
Mainz (St) 57 4,3 26,3 /
Neustadt (St) 24 6,5 12,5 /
Pirmasens (St) 58 13,3 17,2 /
Speyer (St) 34 8,9 20,6 /
Worms (St) 68 8,6 29,4 /
Zweibrücken (St) 39 16,8 21,1 /
Alzey-Worms (LK) 42 5,5 21,4 /
Bad Dürkheim (LK) 40 3,8 22,5 /
Donnersbergkreis (LK) 52 9,9 25,0 /
Germersheim (LK) 61 6,2 18,0 /
Kaiserslautern (LK) 73 10,3 22,2 /
Kusel (LK) 14 2,9 21,4 /
Südliche Weinstraße (LK) 54 10,6 24,1 /
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 87 13,8 14,9 /
Mainz-Bingen (LK) 26 1,7 30,8 /
Südwestpfalz (LK) 64 17,9 12,5 /
Mayen (KAS) 14 8,6 14,3 /
Andernach (KAS) 29 10,9 17,2 /
Bad Kreuznach (KAS) 26 4,4 23,1 /
Neuwied (KAS) 100 14,2 24,0 /
Idar-Oberstein (KAS) 20 4,8 20,0 /
Rheinland-Pfalz 1.900 7,1 23,4 /
kreisfreie Städte 725 8,6 24,9 /
Landkreise 986 6,1 22,7 /
kreisangehörige Städte 189 8,9 21,7 /

34	 �Angaben zum Migrationshintergrund liegen für Hilfen nach §§ 35 und 27. Abs. 2 SGB VIII nicht nach 
Hilfesegmenten differenziert vor. Deshalb liegen Angaben zum Migrationshintergrund in teilstationären Hilfen 
nur für Hilfen nach § 32 SGB VIII vor (siehe Tabelle A12)
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Grafik A2 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden teilstationären Hilfen 
(§§ 27.2 teilstat., 29-31, 35 teilstat., 41 teilstat. SGB VIII) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich 
(pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Tabelle A4 Anteil der jungen Menschen nach Altersgruppen zu Hilfebeginn in den im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 
laufenden teilstationären Hilfen (§§ 27 Abs. 2 teilstat., 32, 35 teilstat., 41 teilstat. SGB VIII) (ohne umA) im interkommunalen 
Vergleich (in Prozent)

Jugendamt unter 3 Jahre 3 bis unter 6 
Jahre

6 bis unter 9 
Jahre

9 bis unter 
12 Jahre

12 bis unter 
15 Jahre

15 bis unter 
18 Jahre

18 bis unter 
21 Jahre

Koblenz (St) 1,1 0,0 14,1 40,2 38,0 6,5 0,0

Ahrweiler (LK) 0,0 0,0 7,0 39,5 39,5 14,0 0,0

Altenkirchen (LK) 0,0 0,0 42,4 50,8 6,8 0,0 0,0

Bad Kreuznach (LK) 0,0 0,0 22,2 66,7 11,1 0,0 0,0

Birkenfeld (LK) 0,0 0,0 0,0 83,3 16,7 0,0 0,0

Cochem-Zell (LK) 0,0 0,0 21,9 43,8 28,1 6,3 0,0

Mayen-Koblenz (LK) 0,0 2,2 37,0 28,3 30,4 2,2 0,0

Neuwied (LK) 14,8 4,9 27,9 36,1 14,8 0,0 1,6

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 0,0 0,0 0,0 33,3 33,3 33,3 0,0

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 9,5 0,0 28,6 45,2 16,7 0,0 0,0

Westerwaldkreis (LK) / / / / / / /

Trier (St) 7,5 3,0 29,9 32,8 19,4 1,5 6,0

Bernkastel-Wittlich (LK) 0,0 0,0 37,3 45,8 16,9 0,0 0,0

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 0,0 0,0 27,5 65,0 7,5 0,0 0,0

Vulkaneifel (LK) 0,0 0,0 36,4 45,5 9,1 9,1 0,0

Trier-Saarburg (LK) 0,0 0,0 66,7 33,3 0,0 0,0 0,0

Frankenthal (St) 2,2 0,0 41,3 34,8 19,6 2,2 0,0

Kaiserslautern (St) 0,0 0,0 37,9 31,0 27,6 3,4 0,0

Landau (St) 3,3 0,0 33,3 33,3 30,0 0,0 0,0

Ludwigshafen (St) 0,8 2,5 44,3 39,3 13,1 0,0 0,0

Mainz (St) 3,5 5,3 52,6 33,3 5,3 0,0 0,0

Neustadt (St) 0,0 0,0 54,2 33,3 8,3 4,2 0,0

Pirmasens (St) 0,0 0,0 17,2 43,1 22,4 17,2 0,0

Speyer (St) 0,0 0,0 50,0 35,3 14,7 0,0 0,0

Worms (St) 7,4 1,5 48,5 27,9 14,7 0,0 0,0

Zweibrücken (St) 2,6 0,0 44,7 31,6 21,1 0,0 0,0

Alzey-Worms (LK) 0,0 0,0 50,0 35,7 14,3 0,0 0,0

Bad Dürkheim (LK) 0,0 0,0 45,0 42,5 7,5 5,0 0,0

Donnersbergkreis (LK) 3,8 0,0 30,8 48,1 17,3 0,0 0,0

Germersheim (LK) 3,3 0,0 36,1 36,1 24,6 0,0 0,0

Kaiserslautern (LK) 0,0 0,0 36,1 38,9 23,6 1,4 0,0

Kusel (LK) 0,0 0,0 42,9 28,6 28,6 0,0 0,0

Südliche Weinstraße (LK) 16,7 0,0 38,9 25,9 16,7 1,9 0,0

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 1,1 0,0 42,5 37,9 16,1 2,3 0,0

Mainz-Bingen (LK) 11,5 30,8 30,8 23,1 3,8 0,0 0,0

Südwestpfalz (LK) 0,0 0,0 43,8 48,4 7,8 0,0 0,0

Mayen (KAS) 0,0 0,0 50,0 35,7 14,3 0,0 0,0

Andernach (KAS) 0,0 0,0 44,8 41,4 13,8 0,0 0,0

Bad Kreuznach (KAS) 34,6 11,5 26,9 23,1 3,8 0,0 0,0

Neuwied (KAS) 0,0 1,0 43,0 35,0 19,0 2,0 0,0

Idar-Oberstein (KAS) 0,0 0,0 35,0 45,0 20,0 0,0 0,0

Rheinland-Pfalz 3,0 1,4 36,5 38,2 18,3 2,2 0,3

kreisfreie Städte 2,4 1,2 37,2 35,3 20,3 3,0 0,6

Landkreise 3,2 1,3 35,1 41,1 17,3 1,8 0,1

kreisangehörige Städte 4,8 2,1 40,7 35,4 15,9 1,1 0,0



268

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat., 41 stat., 27 Abs. 2 stat. SGB VIII)

Tabelle A5 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden stationären Hilfen (§§ 27 Abs. 2 stat., 34, 
35 stat., 41 stat. SGB VIII (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund) im interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %35

Koblenz (St) 210 9,2 48,1 /
Ahrweiler (LK) 84 10,1 46,4 /
Altenkirchen (LK) 135 6,8 49,6 /
Bad Kreuznach (LK) 143 1,6 37,8 /
Birkenfeld (LK) 90 1,2 45,7 /
Cochem-Zell (LK) 72 11,1 38,9 /
Mayen-Koblenz (LK) 158 7,2 47,8 /
Neuwied (LK) 141 8,0 40,4 /
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 137 0,4 37,2 /
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 132 6,9 45,5 /
Westerwaldkreis (LK) 82 8,0 / /
Trier (St) 271 7,4 46,1 /
Bernkastel-Wittlich (LK) 248 7,0 50,4 /
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 149 6,7 40,9 /
Vulkaneifel (LK) 50 3,5 36,0 /
Trier-Saarburg (LK) 166 0,4 45,8 /
Frankenthal (St) 65 18,0 43,1 /
Kaiserslautern (St) 288 10,1 49,1 /
Landau (St) 71 10,7 29,6 /
Ludwigshafen (St) 265 7,8 48,3 /
Mainz (St) 314 4,3 45,2 /
Neustadt (St) 93 6,5 50,5 /
Pirmasens (St) 86 13,3 43,0 /
Speyer (St) 93 8,9 46,2 /
Worms (St) 123 8,6 50,4 /
Zweibrücken (St) 35 16,8 48,6 /
Alzey-Worms (LK) 184 5,5 40,8 /
Bad Dürkheim (LK) 145 3,8 45,5 /
Donnersbergkreis (LK) 68 9,9 / /
Germersheim (LK) 157 6,2 46,5 /
Kaiserslautern (LK) 151 10,3 51,7 /
Kusel (LK) 103 2,9 38,8 /
Südliche Weinstraße (LK) 122 10,6 45,9 /
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 118 13,8 31,4 /
Mainz-Bingen (LK) 291 1,7 43,6 /
Südwestpfalz (LK) 90 17,9 43,3 /
Mayen (KAS) 29 8,6 37,9 /

Andernach (KAS) 33 10,9 39,4 /
Bad Kreuznach (KAS) 91 4,4 45,1 /
Neuwied (KAS) 136 14,2 51,5 /
Idar-Oberstein (KAS) 88 4,8 45,5 /
Rheinland-Pfalz 5.507 7,1 45,0 /
kreisfreie Städte 1.914 8,6 46,6 /
Landkreise 3.216 6,1 43,8 /
kreisangehörige Städte 377 8,9 46,4 /

35	 �Angaben zum Migrationshintergrund liegen für Hilfen nach §§ 35 und 27. Abs. 2 SGB VIII nicht nach 
Hilfesegmenten differenziert vor. Deshalb liegen Angaben zum Migrationshintergrund in stationären Hilfen nur 
für Hilfen nach § 34 SGB VIII vor (siehe Tabelle A13)
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Grafik A3 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden stationären Hilfen 
(§§ 27.2 stat., 34, 35 stat., 41 stat. SGB VIII) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 
unter 21-Jährige)
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Tabelle A6 Anteil der jungen Menschen nach Altersgruppen zu Hilfebeginn in den im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 
laufenden stationären Hilfen (§§ 27 Abs. 2 stat., 34, 35 stat., 41 stat. SGB VIII) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich  
(in Prozent)

Jugendamt unter 3 Jahre 3 bis unter  
6 Jahre

6 bis unter  
9 Jahre

9 bis unter 
12 Jahre

12 bis unter 
15 Jahre

15 bis unter 
18 Jahre

18 bis unter 
21 Jahre

Koblenz (St) 5,2 6,7 11,0 15,2 23,3 23,8 14,8

Ahrweiler (LK) 2,4 2,4 10,7 15,5 25,0 34,5 9,5

Altenkirchen (LK) 5,9 5,9 9,6 13,3 23,0 34,1 8,1

Bad Kreuznach (LK) 0,0 6,3 19,6 25,2 21,7 21,0 6,3

Birkenfeld (LK) 7,4 7,4 8,5 25,5 22,3 26,6 2,1

Cochem-Zell (LK) 1,4 1,4 15,3 11,1 25,0 43,1 2,8

Mayen-Koblenz (LK) 1,9 4,5 14,6 15,3 31,2 30,6 1,9

Neuwied (LK) 1,4 4,3 10,6 17,7 26,2 34,8 5,0

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 1,5 7,3 18,2 14,6 19,7 27,0 11,7

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 4,5 8,3 18,2 19,7 23,5 25,0 0,8

Westerwaldkreis (LK) / / / / / / /

Trier (St) 10,7 15,5 21,0 18,8 16,6 13,3 4,1

Bernkastel-Wittlich (LK) 10,1 8,5 14,1 8,1 21,4 21,4 16,5

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 0,0 3,4 12,8 28,9 37,6 17,4 0,0

Vulkaneifel (LK) 2,0 4,0 20,0 20,0 20,0 30,0 4,0

Trier-Saarburg (LK) 7,2 9,0 17,5 16,3 25,3 21,1 3,6

Frankenthal (St) 4,6 6,2 4,6 16,9 38,5 29,2 0,0

Kaiserslautern (St) 7,9 11,8 12,5 18,3 23,7 20,8 5,0

Landau (St) 0,0 7,0 12,7 16,9 26,8 16,9 19,7

Ludwigshafen (St) 3,0 5,3 10,6 17,7 28,3 27,2 7,9

Mainz (St) 5,4 8,3 15,3 15,6 25,2 26,1 4,1

Neustadt (St) 1,1 6,5 16,1 12,9 16,1 19,4 28,0

Pirmasens (St) 3,5 9,3 15,1 17,4 11,6 32,6 10,5

Speyer (St) 4,3 5,4 19,4 16,1 22,6 29,0 3,2

Worms (St) 2,4 8,9 15,4 22,0 23,6 26,0 1,6

Zweibrücken (St) 0,0 2,9 5,7 14,3 31,4 45,7 0,0

Alzey-Worms (LK) 1,1 3,3 8,7 17,9 32,1 32,1 4,9

Bad Dürkheim (LK) 2,1 1,4 5,5 9,0 29,7 37,9 14,5

Donnersbergkreis (LK) / / / / / / /

Germersheim (LK) 5,1 3,8 8,3 15,3 29,9 32,5 5,1

Kaiserslautern (LK) 1,3 6,0 15,9 21,2 27,8 23,8 4,0

Kusel (LK) 3,9 6,8 11,7 18,4 30,1 29,1 0,0

Südliche Weinstraße (LK) 0,8 5,7 10,7 11,5 21,3 33,6 16,4

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 2,5 2,5 9,3 15,3 31,4 39,0 0,0

Mainz-Bingen (LK) 15,8 15,1 19,9 17,2 18,2 12,4 1,4

Südwestpfalz (LK) 1,1 3,3 16,7 22,2 18,9 35,6 2,2

Mayen (KAS) 3,4 6,9 31,0 17,2 24,1 17,2 0,0

Andernach (KAS) 0,0 6,1 21,2 15,2 36,4 15,2 6,1

Bad Kreuznach (KAS) 3,3 7,7 11,0 20,9 23,1 30,8 3,3

Neuwied (KAS) 4,4 10,3 23,5 19,9 14,7 22,1 5,1

Idar-Oberstein (KAS) 3,4 8,0 20,5 28,4 18,2 19,3 2,3

Rheinland-Pfalz 4,7 7,3 14,3 17,3 24,3 25,8 6,3

kreisfreie Städte 5,3 8,9 14,2 17,2 23,3 23,6 7,6

Landkreise 4,5 6,2 13,7 16,8 25,5 27,5 5,8

kreisangehörige Städte 3,4 8,5 20,2 21,5 20,2 22,5 3,7
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Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII)

Tabelle A7 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 33 SGB VIII (inkl. junge 
Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlesn, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im  
interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 152 15,2 50,7 4,0
Ahrweiler (LK) 112 26,4 47,3 0,9
Altenkirchen (LK) 140 16,2 48,6 29,3
Bad Kreuznach (LK) 122 21,8 47,5 20,5
Birkenfeld (LK) 101 19,5 55,4 /
Cochem-Zell (LK) 57 19,9 54,4 3,5
Mayen-Koblenz (LK) 124 19,3 46,0 12,1
Neuwied (LK) 109 13,9 53,2 9,2
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 113 13,3 44,2 5,3
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 141 23,3 55,3 11,4
Westerwaldkreis (LK) 242 34,6 / /
Trier (St) 202 22,2 51,0 /
Bernkastel-Wittlich (LK) 127 15,0 47,2 18,9
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 130 21,8 50,0 6,9
Vulkaneifel (LK) 107 31,2 46,7 5,6
Trier-Saarburg (LK) 119 16,9 44,5 11,8
Frankenthal (St) 57 22,3 57,9 /
Kaiserslautern (St) 191 22,1 55,0 /
Landau (St) 50 17,2 44,0 22,0
Ludwigshafen (St) 363 23,3 48,5 25,6
Mainz (St) 203 15,2 48,3 40,9
Neustadt (St) 71 19,3 47,9 8,5
Pirmasens (St) 115 26,3 49,6 0,0
Speyer (St) 46 12,0 56,5 17,4
Worms (St) 249 31,6 49,4 25,3
Zweibrücken (St) 66 28,4 47,0 0,0
Alzey-Worms (LK) 127 16,8 50,4 0,0
Bad Dürkheim (LK) 165 15,6 53,3 14,6
Donnersbergkreis (LK) 146 27,7 54,1 0,0
Germersheim (LK) 114 11,6 45,6 21,9
Kaiserslautern (LK) 125 17,6 40,0 7,2
Kusel (LK) 95 19,8 42,1 3,2
Südliche Weinstraße (LK) 82 16,1 37,8 0,0
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 93 14,7 43,0 9,7
Mainz-Bingen (LK) 174 11,2 45,4 35,1
Südwestpfalz (LK) 65 18,2 50,8 18,5
Mayen (KAS) 51 31,3 51,0 5,9
Andernach (KAS) 43 16,2 48,8 7,0
Bad Kreuznach (KAS) 148 25,1 50,0 4,1
Neuwied (KAS) 104 14,8 56,7 /
Idar-Oberstein (KAS) 108 26,2 52,8 0,0
Rheinland-Pfalz 5.149 19,2 49,2 13,9
kreisfreie Städte 1.765 21,0 50,1 20,4
Landkreise 2.930 18,0 48,0 12,0
kreisangehörige Städte 454 21,3 52,2 3,4
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Grafik A4 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 33 SGB VIII 
(inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Tabelle A8 Anteil der jungen Menschen nach Altersgruppen zu Hilfebeginn in den im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 
laufenden Hilfen nach § 33 SGB VIII (inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (in Prozent)

Jugendamt unter 3 Jahre 3 bis unter 6 
Jahre

6 bis unter 9 
Jahre

9 bis unter 
12 Jahre

12 bis unter 
15 Jahre

15 bis unter 
18 Jahre

18 bis unter 
21 Jahre

Koblenz (St) 27,0 25,0 13,2 11,8 8,6 5,9 8,6

Ahrweiler (LK) 13,4 17,0 13,4 17,0 18,8 13,4 7,1

Altenkirchen (LK) 47,1 20,0 10,7 6,4 6,4 7,1 2,1

Bad Kreuznach (LK) 27,9 19,7 16,4 14,8 10,7 4,9 5,7

Birkenfeld (LK) 38,6 18,8 16,8 15,8 7,9 2,0 0,0

Cochem-Zell (LK) 36,8 33,3 15,8 10,5 1,8 1,8 0,0

Mayen-Koblenz (LK) 33,9 23,4 13,7 14,5 7,3 7,3 0,0

Neuwied (LK) 32,1 23,9 15,6 10,1 11,0 7,3 0,0

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 38,1 26,5 12,4 8,0 8,0 2,7 4,4

Rhein-Lahn-Kreis (LK) 48,9 21,3 17,0 7,1 4,3 1,4 0,0

Westerwaldkreis (LK) / / / / / / /

Trier (St) 19,3 21,8 18,3 16,8 16,3 5,9 1,5

Bernkastel-Wittlich (LK) 33,9 20,5 13,4 15,0 3,9 5,5 7,9

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 41,5 28,5 14,6 6,2 6,9 2,3 0,0

Vulkaneifel (LK) 36,4 21,5 17,8 12,1 8,4 3,7 0,0

Trier-Saarburg (LK) 40,3 21,0 14,3 10,9 9,2 4,2 0,0

Frankenthal (St) 56,1 22,8 8,8 5,3 0,0 7,0 0,0

Kaiserslautern (St) 46,6 20,4 11,0 8,4 5,8 5,2 2,6

Landau (St) 10,0 20,0 10,0 22,0 20,0 12,0 6,0

Ludwigshafen (St) 25,9 30,0 18,5 10,2 7,4 6,9 1,1

Mainz (St) 56,7 12,8 11,3 8,9 5,4 3,9 1,0

Neustadt (St) 4,2 15,5 12,7 16,9 21,1 22,5 7,0

Pirmasens (St) 58,3 24,3 7,8 4,3 2,6 2,6 0,0

Speyer (St) 39,1 15,2 19,6 10,9 8,7 6,5 0,0

Worms (St) 35,3 19,7 9,6 17,7 9,6 6,8 1,2

Zweibrücken (St) 7,6 10,6 25,8 15,2 18,2 16,7 6,1

Alzey-Worms (LK) 40,9 17,3 11,0 15,7 9,4 4,7 0,8

Bad Dürkheim (LK) 32,1 9,5 11,7 13,9 21,2 10,9 0,7

Donnersbergkreis (LK) 40,4 13,0 12,3 12,3 15,1 6,2 0,7

Germersheim (LK) 37,7 16,7 18,4 12,3 5,3 8,8 0,9

Kaiserslautern (LK) 31,2 20,0 16,0 7,2 6,4 10,4 8,8

Kusel (LK) 32,6 13,7 18,9 11,6 12,6 7,4 3,2

Südliche Weinstraße (LK) 42,7 23,2 15,9 11,0 6,1 1,2 0,0

Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 28,0 21,5 15,1 14,0 14,0 6,5 1,1

Mainz-Bingen (LK) 58,6 16,7 9,2 8,6 4,6 2,3 0,0

Südwestpfalz (LK) 30,8 27,7 23,1 12,3 4,6 1,5 0,0

Mayen (KAS) 45,1 25,5 11,8 11,8 2,0 3,9 0,0

Andernach (KAS) 34,9 20,9 23,3 4,7 9,3 7,0 0,0

Bad Kreuznach (KAS) 36,5 23,0 20,3 10,1 8,1 1,4 0,7

Neuwied (KAS) 36,5 25,0 12,5 14,4 8,7 1,9 1,0

Idar-Oberstein (KAS) 47,2 25,0 8,3 8,3 5,6 4,6 0,9

Rheinland-Pfalz 36,4 20,9 14,3 11,6 8,9 5,8 2,0

kreisfreie Städte 33,8 21,6 13,9 12,1 9,2 7,0 2,4

Landkreise 37,6 20,0 14,5 11,5 9,0 5,5 2,0

kreisangehörige Städte 39,9 24,0 15,0 10,4 7,0 3,1 0,7
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2.) Die einzelnen Hilfen gem. §§ 27 Abs. 2, 29 bis 32, 34, 35 SGB VIII im 
Überblick 

Soziale Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII) 

Tabelle A9 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 29 SGB VIII (inkl. junge 
Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im  
interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 13 1,3 15,4 15,4
Ahrweiler (LK) 8 1,9 50,0 0,0
Altenkirchen (LK) 145 16,8 17,9 15,9
Bad Kreuznach (LK) 29 5,2 31,0 6,9
Birkenfeld (LK) 73 14,1 27,4 /
Cochem-Zell (LK) 14 4,9 42,9 0,0
Mayen-Koblenz (LK) 14 2,2 28,6 14,3
Neuwied (LK) 3 0,4 0,0 0,0
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 265 31,3 38,1 16,2
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 1 0,2 100,0 0,0
Westerwaldkreis (LK) 32 4,6 / /
Trier (St) 103 11,3 31,1 5,8
Bernkastel-Wittlich (LK) 12 1,4 8,3 16,7
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 8 1,3 62,5 37,5
Vulkaneifel (LK) 10 2,9 30,0 30,0
Trier-Saarburg (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Frankenthal (St) 1 0,4 0,0 0,0
Kaiserslautern (St) 37 4,3 43,2 /
Landau (St) 35 12,1 22,9 34,3
Ludwigshafen (St) 224 14,4 26,3 55,8
Mainz (St) 101 7,6 32,7 67,3
Neustadt (St) 4 1,1 50,0 25,0
Pirmasens (St) 0 0,0 0,0 0,0
Speyer (St) 15 3,9 20,0 26,7
Worms (St) 45 5,7 48,9 35,6
Zweibrücken (St) 0 0,0 0,0 0,0
Alzey-Worms (LK) 78 10,3 25,6 3,9
Bad Dürkheim (LK) 66 6,2 36,4 12,1
Donnersbergkreis (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Germersheim (LK) 174 17,7 21,8 41,4
Kaiserslautern (LK) 21 3,0 33,3 28,6
Kusel (LK) 56 11,7 37,5 1,8
Südliche Weinstraße (LK) 49 9,6 44,9 10,2
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 26 4,1 15,4 11,5
Mainz-Bingen (LK) 349 22,5 34,1 35,5
Südwestpfalz (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Mayen (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Andernach (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Bad Kreuznach (KAS) 15 2,5 46,7 33,3
Neuwied (KAS) 2 0,3 0,0 /
Idar-Oberstein (KAS) 7 1,7 28,6 0,0
Rheinland-Pfalz 2.035 7,6 31,0 28,5
kreisfreie Städte 578 6,9 30,6 43,3
Landkreise 1.433 8,8 31,0 22,6
kreisangehörige Städte 24 1,1 37,5 22,7
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Grafik A5 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 29 SGB VIII 
(inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Erziehungsbeistand/ Betreuungshelfer (§ 30 SGB VIII) 

Tabelle A10 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 30 SGB VIII (inkl. junge 
Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im inter-
kommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 142 14,2 41,5 17,6
Ahrweiler (LK) 17 4,0 29,4 11,8
Altenkirchen (LK) 164 19,0 30,5 18,3
Bad Kreuznach (LK) 56 10,0 35,7 17,9
Birkenfeld (LK) 39 7,5 35,9 /
Cochem-Zell (LK) 37 12,9 35,1 5,4
Mayen-Koblenz (LK) 148 23,1 33,1 19,6
Neuwied (LK) 160 20,4 40,6 10,0
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 106 12,5 34,6 18,7
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 89 14,7 39,3 13,5
Westerwaldkreis (LK) 61 8,7 / /
Trier (St) 80 8,8 25,0 2,5
Bernkastel-Wittlich (LK) 77 9,1 40,3 14,3
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 45 7,5 44,4 8,9
Vulkaneifel (LK) 27 7,9 55,6 0,0
Trier-Saarburg (LK) 23 3,3 34,8 4,4
Frankenthal (St) 19 7,4 26,3 /
Kaiserslautern (St) 50 5,8 50,0 /
Landau (St) 24 8,3 25,0 20,8
Ludwigshafen (St) 160 10,3 37,5 44,4
Mainz (St) 268 20,1 38,1 54,1
Neustadt (St) 71 19,3 42,3 14,1
Pirmasens (St) 77 17,6 19,5 1,3
Speyer (St) 61 15,9 39,3 14,8
Worms (St) 85 10,8 41,2 36,5
Zweibrücken (St) 18 7,8 61,1 0,0
Alzey-Worms (LK) 112 14,8 38,4 4,5
Bad Dürkheim (LK) 105 9,9 41,0 10,5
Donnersbergkreis (LK) 21 4,0 81,0 0,0
Germersheim (LK) 114 11,6 41,2 37,7
Kaiserslautern (LK) 127 17,9 54,3 14,2
Kusel (LK) 87 18,2 37,9 1,2
Südliche Weinstraße (LK) 39 7,6 66,7 18,0
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 89 14,1 39,3 9,0
Mainz-Bingen (LK) 258 16,6 43,0 26,4
Südwestpfalz (LK) 39 10,9 35,9 5,1
Mayen (KAS) 9 5,5 33,3 11,1
Andernach (KAS) 62 23,4 45,2 27,4
Bad Kreuznach (KAS) 55 9,3 41,8 18,2
Neuwied (KAS) 133 18,9 30,1 /
Idar-Oberstein (KAS) 52 12,6 61,5 1,9
Rheinland-Pfalz 3.406 12,7 39,4 20,2
kreisfreie Städte 1.055 12,5 37,2 30,3
Landkreise 2.040 12,5 40,4 15,5
kreisangehörige Städte 311 14,6 40,5 16,3
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Grafik A6 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 30 SGB VIII 
(inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Sozialpädagogische Familienhilfe (§ 31 SGB VIII) 

Tabelle A11 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 31 SGB VIII (inkl. junge 
Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im inter-
kommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 341 34,1 44,7 15,9
Ahrweiler (LK) 161 37,9 / /
Altenkirchen (LK) 211 24,4 42,7 14,7
Bad Kreuznach (LK) 196 35,0 46,2 16,5
Birkenfeld (LK) 209 40,3 43,1 /
Cochem-Zell (LK) 66 23,0 50,0 16,7
Mayen-Koblenz (LK) 151 23,6 47,3 15,8
Neuwied (LK) 304 38,8 47,3 7,6
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 223 26,3 43,9 10,3
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 196 32,4 / /
Westerwaldkreis (LK) 226 32,3 / /
Trier (St) 182 20,0 47,8 8,8
Bernkastel-Wittlich (LK) 319 37,7 42,3 25,1
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 225 37,7 53,3 7,6
Vulkaneifel (LK) 134 39,1 45,7 18,9
Trier-Saarburg (LK) 18 2,6 44,4 0,0
Frankenthal (St) 64 25,0 / /
Kaiserslautern (St) 121 14,0 50,4 /
Landau (St) 68 23,4 / /
Ludwigshafen (St) 279 17,9 42,6 46,6
Mainz (St) 311 23,3 / /
Neustadt (St) 97 26,4 45,4 6,6
Pirmasens (St) 93 21,3 46,2 0,0
Speyer (St) 117 30,5 42,6 16,9
Worms (St) 203 25,7 39,4 44,8
Zweibrücken (St) 74 31,9 58,1 0,0
Alzey-Worms (LK) 198 26,2 45,9 32,1
Bad Dürkheim (LK) 432 40,8 38,2 21,3
Donnersbergkreis (LK) 240 45,5 42,3 2,4
Germersheim (LK) 357 36,3 46,5 34,5
Kaiserslautern (LK) 213 30,0 45,1 13,7
Kusel (LK) 116 24,2 49,4 0,4
Südliche Weinstraße (LK) 160 31,4 38,1 12,5
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 213 33,7 40,8 10,8
Mainz-Bingen (LK) 425 27,4 46,6 43,1
Südwestpfalz (LK) 94 26,3 45,7 34,0
Mayen (KAS) 60 36,8 36,7 14,7
Andernach (KAS) 98 37,0 43,0 32,2
Bad Kreuznach (KAS) 222 37,6 49,1 19,8
Neuwied (KAS) 227 32,3 41,0 /
Idar-Oberstein (KAS) 131 31,7 47,2 14,0
Rheinland-Pfalz 7.775 29,0 44,8 20,6
kreisfreie Städte 1.950 23,2 44,6 25,7
Landkreise 5.087 31,2 45,0 18,8
kreisangehörige Städte 738 34,6 44,1 21,0
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Grafik A7 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 31 SGB VIII 
(inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Tagesgruppe/ Familienpflege (§ 32 SGB VIII) 

Tabelle A12 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 32 SGB VIII (ohne umA) 
(Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 92 9,2 18,5 12,0
Ahrweiler (LK) 43 10,1 18,6 2,3
Altenkirchen (LK) 58 6,7 50,0 29,3
Bad Kreuznach (LK) 9 1,6 22,2 0,0
Birkenfeld (LK) 6 1,2 16,7 /
Cochem-Zell (LK) 31 10,8 16,1 0,0
Mayen-Koblenz (LK) 45 7,0 17,8 13,3
Neuwied (LK) 62 7,9 28,3 6,7
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 1 0,1 0,0 0,0
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 42 6,9 23,8 28,6
Westerwaldkreis (LK) 56 8,0 / /
Trier (St) 55 6,1 43,6 3,6
Bernkastel-Wittlich (LK) 59 7,0 18,6 23,7
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 40 6,7 40,0 17,5
Vulkaneifel (LK) 12 3,5 0,0 0,0
Trier-Saarburg (LK) 3 0,4 0,0 0,0
Frankenthal (St) 46 18,0 39,1 /
Kaiserslautern (St) 87 10,1 23,0 /
Landau (St) 31 10,7 20,0 30,0
Ludwigshafen (St) 122 7,8 26,2 36,9
Mainz (St) 57 4,3 26,3 38,6
Neustadt (St) 24 6,5 12,5 0,0
Pirmasens (St) 58 13,3 17,2 0,0
Speyer (St) 34 8,9 20,6 17,7
Worms (St) 65 8,2 30,8 36,9
Zweibrücken (St) 39 16,8 21,1 0,0
Alzey-Worms (LK) 42 5,5 21,4 4,8
Bad Dürkheim (LK) 40 3,8 22,5 12,5
Donnersbergkreis (LK) 52 9,9 25,0 0,0
Germersheim (LK) 61 6,2 18,0 42,6
Kaiserslautern (LK) 72 10,1 22,5 5,6
Kusel (LK) 14 2,9 21,4 0,0
Südliche Weinstraße (LK) 54 10,6 24,1 5,6
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 87 13,8 14,9 11,5
Mainz-Bingen (LK) 26 1,7 30,8 57,7
Südwestpfalz (LK) 62 17,4 12,9 9,7
Mayen (KAS) 14 8,6 14,3 14,3
Andernach (KAS) 29 10,9 17,2 37,9
Bad Kreuznach (KAS) 23 3,9 26,1 8,7
Neuwied (KAS) 99 14,1 24,2 /
Idar-Oberstein (KAS) 20 4,8 20,0 15,0
Rheinland-Pfalz 1.872 7,0 23,8 17,1
kreisfreie Städte 710 8,4 25,4 20,7
Landkreise 977 6,0 22,9 14,5
kreisangehörige Städte 185 8,7 22,2 20,9
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Grafik A8 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 32 SGB VIII 
(ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Heimerziehung und betreute Wohnformen (§ 4 SGB VIII) 

Tabelle A13 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 34 SGB VIII (inkl. junge 
Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im inter-
kommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 205 20,5 47,8 14,2
Ahrweiler (LK) 84 19,8 46,4 4,8
Altenkirchen (LK) 129 14,9 48,1 13,2
Bad Kreuznach (LK) 142 25,4 38,0 12,7
Birkenfeld (LK) 89 17,1 43,8 /
Cochem-Zell (LK) 72 25,1 38,9 0,0
Mayen-Koblenz (LK) 158 24,6 47,8 6,4
Neuwied (LK) 140 17,9 40,7 17,1
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 137 16,2 37,2 6,6
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 123 20,3 45,5 22,0
Westerwaldkreis (LK) 82 11,7 / /
Trier (St) 260 28,6 45,4 8,5
Bernkastel-Wittlich (LK) 241 28,5 49,0 27,0
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 149 25,0 40,9 15,4
Vulkaneifel (LK) 48 14,0 37,5 0,0
Trier-Saarburg (LK) 166 23,5 45,8 11,5
Frankenthal (St) 65 25,4 43,1 /
Kaiserslautern (St) 277 32,0 48,9 /
Landau (St) 71 24,5 29,6 21,1
Ludwigshafen (St) 261 16,8 49,0 40,6
Mainz (St) 312 23,4 45,2 40,1
Neustadt (St) 87 23,7 48,3 6,9
Pirmasens (St) 83 19,0 44,6 6,0
Speyer (St) 81 21,1 48,1 18,5
Worms (St) 121 15,3 50,4 32,2
Zweibrücken (St) 35 15,1 48,6 0,0
Alzey-Worms (LK) 172 22,7 41,3 4,7
Bad Dürkheim (LK) 144 13,6 45,8 23,6
Donnersbergkreis (LK) 68 12,9 / /
Germersheim (LK) 157 16,0 46,5 34,4
Kaiserslautern (LK) 150 21,1 52,0 9,3
Kusel (LK) 103 21,5 38,8 1,0
Südliche Weinstraße (LK) 122 23,9 45,9 8,2
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 115 18,2 32,2 8,7
Mainz-Bingen (LK) 291 18,8 43,6 36,8
Südwestpfalz (LK) 88 24,6 44,3 19,3
Mayen (KAS) 29 17,8 37,9 20,7
Andernach (KAS) 33 12,5 39,4 30,3
Bad Kreuznach (KAS) 89 15,1 43,8 23,6
Neuwied (KAS) 133 18,9 51,1 /
Idar-Oberstein (KAS) 86 20,8 45,3 0,0
Rheinland-Pfalz 5.398 20,1 44,9 18,6
kreisfreie Städte 1.858 22,1 46,6 23,9
Landkreise 3.170 19,5 43,8 16,1
kreisangehörige Städte 370 17,3 45,9 15,6
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Grafik A9 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 34 SGB VIII 
(inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 21-Jährige)
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Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung(§ 35 SGB VIII) 

Tabelle A14 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 35 SGB VIII (inkl. junge 
Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im  
interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 10 1,0 40,0 2,7
Ahrweiler (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Altenkirchen (LK) 3 0,3 100,0 33,3
Bad Kreuznach (LK) 3 0,5 66,7 33,3
Birkenfeld (LK) 1 0,2 100,0 /
Cochem-Zell (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Mayen-Koblenz (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Neuwied (LK) 1 0,1 0,0 0,0
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 2 0,2 0,0 50,0
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 8 1,3 37,5 25,0
Westerwaldkreis (LK) 0 / / /
Trier (St) 2 0,2 0,0 0,0
Bernkastel-Wittlich (LK) 3 0,4 66,7 0,0
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Vulkaneifel (LK) 2 0,6 0,0 8,7
Trier-Saarburg (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Frankenthal (St) 0 0,0 0,0 0,0
Kaiserslautern (St) 1 0,1 100,0 /
Landau (St) 0 0,0 0,0 0,0
Ludwigshafen (St) 3 0,2 0,0 0,0
Mainz (St) 22 1,7 59,1 36,4
Neustadt (St) 6 1,6 83,3 0,0
Pirmasens (St) 3 0,7 0,0 0,0
Speyer (St) 12 3,1 33,3 22,2
Worms (St) 0 0,0 0,0 0,0
Zweibrücken (St) 0 0,0 0,0 0,0
Alzey-Worms (LK) 12 1,6 33,3 0,0
Bad Dürkheim (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Donnersbergkreis (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Germersheim (LK) 5 0,5 40,0 40,0
Kaiserslautern (LK) 1 0,1 0,0 0,0
Kusel (LK) 8 1,7 37,5 10,0
Südliche Weinstraße (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 9 1,4 22,2 6,1
Mainz-Bingen (LK) 3 0,2 100,0 33,3
Südwestpfalz (LK) 1 0,3 0,0 0,0
Mayen (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Andernach (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Bad Kreuznach (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Neuwied (KAS) 2 0,3 100,0 /
Idar-Oberstein (KAS) 7 1,7 57,1 0,0
Rheinland-Pfalz 130 0,5 44,6 21,4
kreisfreie Städte 59 0,7 45,8 22,4
Landkreise 62 0,4 40,3 23,0
kreisangehörige Städte 9 0,4 66,7 0,0
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Grafik A10 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach 
§ 35 SGB VIII (inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 
21-Jährige)
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Sonstige erzieherische Hilfen (§ 27 Abs. 2 SGB VIII) 

Tabelle A15 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach § 27 Abs. 2 SGB VIII (inkl. 
junge Volljährige) (ohne umA) (Fallzahlen, Anteile, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrationshintergrund) im 
interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen Anteil an allen HzE in % Anteil der Mädchen in % Anteil der jungen Menschen 
mit MH in %

Koblenz (St) 45 4,5 28,9 8,9
Ahrweiler (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Altenkirchen (LK) 13 1,5 30,8 15,4
Bad Kreuznach (LK) 3 0,5 33,3 0,0
Birkenfeld (LK) 1 0,2 80,0 /
Cochem-Zell (LK) 10 3,5 10,0 0,0
Mayen-Koblenz (LK) 1 0,2 100,0 0,0
Neuwied (LK) 4 0,5 50,0 25,0
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 5 0,8 60,0 40,0
Westerwaldkreis (LK) 0 0,0 0,0 /
Trier (St) 25 2,8 48,0 0,0
Bernkastel-Wittlich (LK) 8 0,9 87,5 0,0
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Vulkaneifel (LK) 3 0,9 0,0 0,0
Trier-Saarburg (LK) 376 53,3 42,6 17,3
Frankenthal (St) 4 1,6 25,0 /
Kaiserslautern (St) 101 11,7 29,7 /
Landau (St) 11 3,8 72,7 45,5
Ludwigshafen (St) 146 9,4 39,9 42,9
Mainz (St) 59 4,4 44,1 47,5
Neustadt (St) 7 1,9 42,9 0,0
Pirmasens (St) 8 1,8 0,0 0,0
Speyer (St) 17 4,4 47,1 11,8
Worms (St) 21 2,7 57,1 38,1
Zweibrücken (St) 0 0,0 0,0 0,0
Alzey-Worms (LK) 16 2,1 25,0 12,5
Bad Dürkheim (LK) 107 10,1 35,5 17,8
Donnersbergkreis (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Germersheim (LK) 2 0,2 100,0 50,0
Kaiserslautern (LK) 1 0,1 0,0 0,0
Kusel (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Südliche Weinstraße (LK) 4 0,8 50,0 0,0
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 0 0,0 0,0 0,0
Mainz-Bingen (LK) 25 1,6 32,0 44,0
Südwestpfalz (LK) 8 2,2 37,5 0,0
Mayen (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Andernach (KAS) 0 0,0 0,0 0,0
Bad Kreuznach (KAS) 38 6,4 44,7 15,8
Neuwied (KAS) 2 0,3 0,0 /
Idar-Oberstein (KAS) 2 0,5 50,0 0,0
Rheinland-Pfalz 1.073 4,0 39,9 25,4
kreisfreie Städte 444 5,3 38,9 35,6
Landkreise 587 3,6 40,6 17,6
kreisangehörige Städte 42 2,0 42,9 15,0



287

Grafik A11 Eckwerte der im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Hilfen nach 
§ 27 Abs. 2 SGB VIII (inkl. junge Volljährige) (ohne umA) im interkommunalen Vergleich (pro 1.000 unter 
21-Jährige)
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3.) Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII im Überblick  

Anzahl der Eingliederungshilfen und Frühförderfälle 

Tabelle A16 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII) 
(ohne umA; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII) (Fallzahlen, Anteil der Mädchen und jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund) im interkommunalen Vergleich

Jugendamt Fallzahlen  
Frühförderung

Fallzahlen 
(ohne FFF)

Anteil der Mädchen  
in % (ohne FFF)

Anteil der jungen 
Menschen mit MH  

in % (ohne FFF)
Koblenz (St) 32 97 27,8 3,1
Ahrweiler (LK) 157 130 / /
Altenkirchen (LK) 10 229 27,5 20,5
Bad Kreuznach (LK) 66 71 22,5 11,7
Birkenfeld (LK) 34 37 18,9 /
Cochem-Zell (LK) 9 134 27,6 0,7
Mayen-Koblenz (LK) 51 207 31,9 8,1
Neuwied (LK) 50 169 28,4 2,7
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 85 119 28,6 2,0
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 19 192 20,0 0,5
Westerwaldkreis (LK) 26 145 / /
Trier (St) 1 215 20,9 5,1
Bernkastel-Wittlich (LK) 227 167 25,1 2,5
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 42 236 43,6 6,8
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Grafik A12 Anzahl der Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII; laufend und beendet; ohne Frühförderfälle; 
inkl. junge Volljährige) für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche pro 1.000 junge Menschen unter 
21 Jahren im Jahr 2017 (ohne umA)
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Grafik A13 Anzahl der Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII; laufend und beendet; nur Frühförderfälle) 
für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche pro 1.000 junge Menschen unter 6 Jahren im Jahr 2017 
(ohne umA)
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Aufwendungen für Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII

36	Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.

Grafik A14 Bruttoausgaben für Eingliederungshilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 
(§ 35a SGB VIII inkl. Frühförderfälle) pro jungem Mensch unter 21 Jahren im Jahr 2017 (ohne umA)36
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Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII nach Hilfeart

Tabelle A17 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII) 
nach Art der Hilfe (ambulant ohne Frühförderung, teilstationär, stationär)(ohne umA; inkl. junge Volljährige gem. § 41 SGB 
VIII) im interkommunalen Vergleich

Jugendamt Ambulant (ohne FFF) Teilstationär Stationär

Koblenz (St) 87 3 7
Ahrweiler (LK) 101 10 19
Altenkirchen (LK) 196 3 30
Bad Kreuznach (LK) 57 4 10
Birkenfeld (LK) 33 2 2
Cochem-Zell (LK) 122 2 10
Mayen-Koblenz (LK) 205 0 2
Neuwied (LK) 131 4 34
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 110 0 9
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 167 3 22
Westerwaldkreis (LK) / / /
Trier (St) 164 23 28
Bernkastel-Wittlich (LK) 147 9 11
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 235 0 1
Vulkaneifel (LK) 96 0 4
Trier-Saarburg (LK) 289 2 13
Frankenthal (St) 35 3 5
Kaiserslautern (St) 123 10 6
Landau (St) 36 2 14
Ludwigshafen (St) 241 23 39
Mainz (St) 66 0 29
Neustadt (St) 37 5 8
Pirmasens (St) 11 1 7
Speyer (St) 46 6 15
Worms (St) 115 3 30
Zweibrücken (St) 55 5 1
Alzey-Worms (LK) 176 0 15
Bad Dürkheim (LK) 111 4 10
Donnersbergkreis (LK) 34 0 7
Germersheim (LK) 176 21 45
Kaiserslautern (LK) 96 0 8
Kusel (LK) 201 1 9
Südliche Weinstraße (LK) 49 0 5
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 162 19 11
Mainz-Bingen (LK) 139 3 31
Südwestpfalz (LK) 121 1 0
Mayen (KAS) 28 0 1
Andernach (KAS) 43 0 1
Bad Kreuznach (KAS) 45 6 10
Neuwied (KAS) 78 13 13
Idar-Oberstein (KAS) 19 3 3
Rheinland-Pfalz 4.383 194 525
kreisfreie Städte 1.016 84 189
Landkreise 3.154 88 308
kreisangehörige Städte 213 22 28
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Tabelle A18 Übersicht über die im Jahr 2017 beendeten und am 31.12.2017 laufenden ambulanten Eingliederungshilfen (§ 35a 
SGB VIII; ohne umA), die an Kindertagesstätten und Schulen stattfanden interkommunalen Vergleich

Jugendamt Kindertagesstätten Schule

Koblenz (St) 3 24
Ahrweiler (LK) 2 45
Altenkirchen (LK) 9 80
Bad Kreuznach (LK) 2 36
Birkenfeld (LK) 0 23
Cochem-Zell (LK) 3 29
Mayen-Koblenz (LK) 3 29
Neuwied (LK) 2 28
Rhein-Hunsrück-Kreis (LK) 3 22
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 0 78
Westerwaldkreis (LK) / /
Trier (St) 0 18
Bernkastel-Wittlich (LK) 5 46
Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) 0 38
Vulkaneifel (LK) 0 27
Trier-Saarburg (LK) 2 56
Frankenthal (St) 0 19
Kaiserslautern (St) 17 59
Landau (St) 0 10
Ludwigshafen (St) 2 73
Mainz (St) 9 28
Neustadt (St) 2 25
Pirmasens (St) 1 7
Speyer (St) 2 30
Worms (St) 2 33
Zweibrücken (St) 0 12
Alzey-Worms (LK) 15 46
Bad Dürkheim (LK) 5 55
Donnersbergkreis (LK) 1 15
Germersheim (LK) 6 75
Kaiserslautern (LK) 14 82
Kusel (LK) 0 38
Südliche Weinstraße (LK) 0 39
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 8 57
Mainz-Bingen (LK) 17 85
Südwestpfalz (LK) 0 23
Mayen (KAS) 1 1
Andernach (KAS) 0 9
Bad Kreuznach (KAS) 3 17
Neuwied (KAS) 2 23
Idar-Oberstein (KAS) 3 11
Rheinland-Pfalz 144 1.451
kreisfreie Städte 38 338
Landkreise 97 1.052
kreisangehörige Städte 9 61
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Grafik A15 Anzahl der Integrationshilfen in Kindertagesstätten (§ 35a SGB VIII) pro 1.000 junge  
Menschen unter 6 Jahren im Jahr 2017 (ohne umA)37

37	Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.
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Grafik A16 Anzahl der Integrationshilfen in Schulen (§ 35a SGB VIII) pro 1.000 junge Menschen  
zwischen 6 und unter 15 Jahren im Jahr 2017 (ohne umA)38

38	Für den Westerwaldkreis (LK) liegen keine Angaben vor.
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4.) Demografische und sozialstrukturelle Rahmenbedingungen im 
Überblick  

Demografische Rahmenbedingungen 

Grafik A17 Jugendquotient im Jahr 2017 (Anzahl der unter 21-Jährigen pro 100 der 21- bis unter  
65-Jährigen)
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Grafik A18 Altenquotient im Jahr 2017 (Anzahl der mindestens 65-Jährigen pro 100 der 21- bis unter 
65-Jährigen)
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Grafik A19 Wanderungssaldo im Jahr 2017 (Saldo der Zuzüge und Fortzüge über die Grenzen des  
Jugendamtsbezirks im Jahr 2017 pro 1.000 der Einwohnerinnen und Einwohner im Jahr 2016)

 

-1,2
-0,4

0,2
0,4

1,0
1,2

2,2
2,3
2,4
2,6
2,6
2,9
3,0
3,0
3,1
3,1
3,3

3,6
3,6
3,7
3,8
4,0
4,3
4,3
4,3

4,7
4,9

5,2
5,3
5,5
5,6
5,6

5,9
5,9
5,9

6,4
6,4
6,6
6,9

7,2
7,5

8,0
10,7
10,8

13,9

-2 0 2 4 6 8 10 12 14 16

Trier (St)
Zweibrücken (St)

Südwestpfalz (LK)
Südliche Weinstraße (LK)

Frankenthal (St)
Donnersbergkreis (LK)

Germersheim (LK)
Kusel (LK)

Cochem-Zell (LK)
Bad Dürkheim (LK)

Altenkirchen (LK)
Kaiserslautern (LK)

Rhein-Lahn-Kreis (LK)
Bad Kreuznach (LK)

Rhein-Hunsrück-Kreis (LK)
Westerwaldkreis (LK)

Neuwied (KAS)
Mainz-Bingen (LK)

Landkreise
Koblenz (St)

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK)
Alzey-Worms (LK)

Neuwied (LK)
Rheinland-Pfalz

Bernkastel-Wittlich (LK)
Vulkaneifel (LK)

Mayen-Koblenz (LK)
Neustadt (St)

kreisangehörige Städte
Idar-Oberstein (KAS)

Rhein-Pfalz-Kreis (LK)
Mayen (KAS)

Mainz (St)
Andernach (KAS)

kreisfreie Städte
Kaiserslautern (St)

Trier-Saarburg (LK)
Birkenfeld (LK)

Worms (St)
Landau (St)

Bad Kreuznach (KAS)
Ahrweiler (LK)

Ludwigshafen (St)
Speyer (St)

Pirmasens (St)



299

Grafik A20 Natürliches Bevölkerungssaldo im Jahr 2017 (Saldo der lebend Geborenen und im Jahr 2017 
pro 1.000 der Einwohnerinnen und Einwohner im Jahr 2016)
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Sozialstrukturelle Rahmenbedingungen 

Grafik A21 Personen mit Bezug von Arbeitslosengeld I pro 1.000 Personen im Alter von 15 bis unter 65 
Jahren im Jahr 2017
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Grafik A22 Personen mit Bezug von Arbeitslosengeld II pro 1.000 Personen im Alter von 15 bis unter 65 
Jahren im Jahr 2017
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Grafik A23 Personen in Bedarfsgemeinschaften gem. SGB II pro 1.000 Personen im Alter von unter  
65 Jahren im Jahr 2017
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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung Rheinland-Pfalz her-
ausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch Wahlbewerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von sechs 
Monaten vor einer Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Kommunal-, 
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